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Prasident Weber eroffnet die Sitzung um 10.01 Uhr.

Prasident Weber: Ich eroffne die dritte Sitzung der
Birgerschaft (Landtag).

Meine Damen und Herren, ich darf Sie ganz herz-
lich begrifBien. Ich begriie auch die Zuhorer und
die Vertreter der Presse sehr herzlich.

Auf dem Besucherrang hat heute Morgen Platz
genommen eine Gruppe der Ausbildungskoopera-
tive e. V.. — Herzlich willkommen!

(Beifall)

Meine Damen und Herren, bevor wir in das Tages-
geschaft eintreten, mochte ich doch noch darauf hin-
weisen, dass heute Morgen in Karlsruhe die Anho-
rung vor dem zweiten Senat des Bundesverfassungs-
gerichts stattfindet, bei der es wieder einmal fak-
tisch um die Selbstandigkeit, wie schon 1986 und
1992, des Bundeslandes Bremen geht. Meine Da-
men und Herren, wir winschen den beiden Biirger-
meistern Henning Scherf und Hartmut Perschau
heute Morgen viel Fortune, viel Gluck fur ihre Vor-
trage vor dem Gericht, dass die selbstverstandlichen
Anliegen Bremens bei dem hohen Gericht Gehor fin-
den und dass wir auch zum dritten Mal obsiegen.

(Beifall)

Gemal Paragraph 21 der Geschaftsordnung gebe
ich Thnen folgende Eingange bekannt:

1. Verkleinerung des Parlaments, Dringlichkeits-
antrag der Fraktionen der SPD und der CDU vom
17. September 1999, Drucksache 15/46.

GemaB Paragraph 21 Absatz 1 unserer Geschafts-
ordnung muss das Plenum zundchst einen Beschluss
uber die Dringlichkeit des Antrags herbeiftuihren.

Wer einer dringlichen Behandlung des Antrags
zustimmen mochte, den bitte ich um das Handzei-
chen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) stimmt
einer dringlichen Behandlung zu.

(Einstimmig)

Ich schlage Thnen vor, diesen Antrag mit Tages-
ordnungspunkt sieben, Parlament verkleinern, Wahl-
alter senken, zu verbinden.

Ich hore keinen Widerspruch, dann ist die Bur-
gerschaft damit einverstanden.

2. Abschiebehaft im neuen Polizeiprasidium in der
Vabhr, Dringlichkeitsantrag der Fraktion Bundnis 90/

Die Grinen vom 17. September 1999, Drucksache
15/47.

Ich lasse auch hier uiber die dringliche Behand-
lung dieses Antrags abstimmen.

Wer mit einer dringlichen Behandlung dieses An-
trags einverstanden ist, den bitte ich um das Hand-
zeichen!

(Daftir SPD, CDU und Bundnis 90/
Die Griinen)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen Abg. Tittmann [DVU])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Biirgerschaft (Landtag) stimmt
einer dringlichen Behandlung zu.

Ich schlage vor, diesen Antrag am Schluss der
Tagesordnung aufzurufen.

Dagegen erhebt sich kein Widerspruch, dann ver-
fahren wir so.

3. Verlangerung der Ladenoéffnungszeiten im
Expo-Jahr, Antrag der Fraktionen der CDU und der
SPD vom 17. September 1999, Drucksache 15/48.

Dieser Antrag gilt gemaB Paragraph 31 Absatz 3
unserer Geschaftsordnung als dringlich. Ich schla-
ge Ihnen vor, diesen EntschlieBungsantrag im An-
schluss an den vorher genannten Dringlichkeitsan-
trag, namlich der Drucksache 15/47, aufzurufen.

Dagegen erhebt sich kein Widerspruch, dann ver-
fahren wir so.

4. Den gesetzlichen Ladenschluss weiterentwik-
keln, Dringlichkeitsantrag der Fraktionen der SPD
und der CDU vom 17. September 1999, Drucksache
15/49.

Ich lasse auch hier zunachst uber die dringliche
Behandlung dieses Antrags abstimmen.

Wer mit der dringlichen Behandlung dieses An-
trags einverstanden ist, den bitte ich um das Hand-
zeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Biirgerschaft (Landtag) ist mit
der dringlichen Behandlung einverstanden.

(Einstimmig)

Ich schlage Ihnen vor, diesen Antrag mit dem so-
eben genannten Entschliefungsantrag zu verbinden,
Ladenoffnungszeiten im Expo-Jahr, Drucksache 15/
48.

Ich hore auch da keinen Widerspruch, dann ver-
fahren wir so.
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5. Geplante Berufung eines Bremerhaven-Beauf-
tragten, Dringlichkeitsantrag der Fraktion Bundnis
90/Die Griinen vom 20. September 1999, Drucksa-
che 15/50.

Gemal Paragraph 21 Absatz 1 unserer Geschafts-
ordnung lasse ich wieder tiber die Dringlichkeit die-
ses Antrags abstimmen.

Wer einer dringlichen Behandlung dieses Antrags
seine Zustimmung geben mochte, den bitte ich um
das Handzeichen!

(Daftir SPD, CDU und Biindnis 90/
Die Griinen)

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen Abg. Tittmann [DVU])

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Biirgerschaft (Landtag) stimmt
einer dringlichen Behandlung zu.

Ich schlage Thnen eine Verbindung mit Tagesord-
nungspunkt 13, Keinen Bremerhaven-Beauftragten
einsetzen, vor.

Ich hore keinen Widerspruch, dann wird so ver-
fahren.

6. Ladenoffnungszeiten im Expo-Jahr von den lo-
kalen Akteuren regeln lassen, Dringlichkeitsantrag
der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen vom 20. Sep-
tember 1999, Drucksache 15/51.

Ich lasse auch hier zunéachst tiber die dringliche
Behandlung dieses Antrags abstimmen.

Wer mit einer dringlichen Behandlung dieses An-
trags einverstanden ist, den bitte ich um das Hand-
zeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Biirgerschaft (Landtag) ist mit
einer dringlichen Behandlung einverstanden.

(Einstimmig)

Ich schlage Ihnen vor, diesen Antrag mit den bei-
den Antragen aulerhalb der Tagesordnung, die sich
auch mit den Ladenoffnungszeiten befassen, zu ver-
binden.

Dagegen erhebt sich kein Widerspruch, dann ver-
fahren wir so.

7. Ladenoffnungszeiten von den lokalen Akteu-
ren regeln lassen, Dringlichkeitsantrag der Frakti-
on Bundnis 90/Die Grinen vom 20. September 1999,
Drucksache 15/52.

Ich lasse gemaB Paragraph 21 Absatz 1 unserer
Geschaftsordnung auch hier erst tiber die dringli-
che Behandlung dieses Antrags abstimmen.

Wer einer dringlichen Behandlung dieses Antrags
zustimmen mochte, den bitte ich um das Handzei-
chen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) stimmt
einer dringlichen Behandlung dieses Antrags zu.

(Einstimmig)

Ich schlage Thnen vor, auch diesen Antrag mit den
anderen Antragen auBlerhalb der Tagesordnung, die
sich mit Ladenoffnungszeiten befassen, zu verbin-
den.

Dagegen erhebt sich kein Widerspruch, dann wer-
den wir so verfahren.

Die ubrigen Eingange bitte ich der Mitteilung tiber
den voraussichtlichen Verlauf der Plenarsitzungen
sowie dem heute verteilten Umdruck zu entnehmen.

I. Eingang gemaB § 21 der Geschidftsordnung

Mittelkirzung fur die Bereitschaftspolizei durch
Bundesinnenminister Schily
GroBe Anfrage der Fraktion der CDU

vom 7. September 1999
(Drucksache 15/41)

Diese Angelegenheit kommt auf die Tagesordnung
der Oktober-Sitzung.

II. Kleine Anfragen gemaBf § 29 Abs. 2 der Geschaits-
ordnung

1. Geringfliigige Beschaftigungsverhaltnisse an
den Hochschulen des Landes Bremen
Kleine Anfrage der Fraktion Bindnis 90/
Die Griinen
vom 23. Juli 1999

Dazu

Antwort des Senats vom 24. August 1999
(Drucksache 15/34)

2. Auswirkungen der Neuregelungen zur so ge-
nannten Scheinselbstandigkeit und zu den 630-
DM-Arbeitsverhaltnissen auf den Sport in Bre-
men
Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 17. August 1999

Dazu

Antwort des Senats vom 14. September 1999
(Drucksache 15/45)

3. TBT-Pilotanlage in Luneort
Kleine Anfrage der Fraktion Biindnis 90/
Die Griinen
vom 30. August 1999
Dazu
Antwort des Senats vom 21. September 1999
(Drucksache 15/54)
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4. Ausbildungssituation im Hafen- und Hafenver-
kehrsbereich

Kleine Anfrage der Fraktion der SPD
vom 8. September 1999

5. Einrichtung eines Mammographiezentrums als
Modellprojekt in Bremen

Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 14. September 1999

6. Umsetzung des Gesetzes tiber die Ausbildungs-
statten fiir die Berufe des Psychologischen Psy-
chotherapeuten und des Kinder- und Jugend-
lichenpsychotherapeuten im Bundesland Bre-
men
Kleine Anfrage der Fraktion der CDU
vom 14. September 1999

III.Eingaben gemaB § 70 der Geschiftsordnung

1. Schreiben des Ostdeutschen Selbsthilfevereins
zum Schutz vor Insolvenz (O.S.S.I. e. V.) zur
Eintreibung von Forderungen.

2. Schreiben von Herrn Massoud Tarighat zu den
Unterbringungskosten fiir Strafgefangene.

Die Eingaben kénnen bei der Verwaltung der Biir-
gerschaft eingesehen werden.

Zur Abwicklung der Tagesordnung wurden inter-
fraktionelle Absprachen getroffen, und zwar erstens
zur Aussetzung der Tagesordnungspunkte drei und
vier, Wahl der Mitglieder und stellvertretenden Mit-
glieder und Vereidigung der Mitglieder des Staats-
gerichtshofs, des Tagesordnungspunktes sechs, des
Tagesordnungspunktes acht, der sich mit der Wahl
des Mitglieds und des stellvertretenden Mitglieds
Bremens fiir den Ausschuss der Regionen der Euro-
paischen Union befasst, und des Tagesordnungs-
punktes 16, Konsequenzen des Senats aus dem Be-
richt des parlamentarischen Untersuchungsaus-
schusses ,Bremer Vulkan", zweitens zur Umstellung
der Tagesordnung dergestalt, dass nach der Frage-
stunde der Tagesordnungspunkt zwolf, Neuregelung
der 630-DM-Jobs, aufgerufen wird, und drittens sind
bei einigen Tagesordnungspunkten Redezeiten ver-
einbart worden.

Wird das Wort zu den interfraktionellen Abspra-
chen gewtlinscht? —Ich sehe, das ist nicht der Fall.

Wer mit den interfraktionellen Absprachen ein-
verstanden ist, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Biirgerschaft (Landtag) ist mit
den interfraktionellen Absprachen einverstanden.

(Einstimmig)

Meine Damen und Herren, wir treten dann in die
Tagesordnung ein.

Fragestunde

Fir die Fragestunde der Biirgerschaft liegen 21
frist- und formgerecht eingebrachte Anfragen vor.

Die erste Anfrage tragt die Uberschrift ,,Wohn-
platze fiir behinderte Menschen in Bremerhaven”.
Die Anfrage ist unterschrieben von den Abgeord-
neten Frau Tuczek, Eckhoff und Fraktion der CDU.

Ich bitte die Fragestellerin, die Anfrage vorzutra-
gen!

Abg.Frau Tuczek (CDU): Wir fragen den Senat:

Wie erklart sich der Senat die im Entwurf des
~Landesdetailplans Wohnen" festgestellte negative
Entwicklung des Personalschliissels Bremerhaven im
Verhaltnis zu Bremen?

Welche MafBinahmen wird der Senat ergreifen, um
die Unterschiede kurzfristig unter Sicherung der
Qualitatsstandards zu beheben?

Welche Moglichkeiten sieht der Senat, den fest-
gestellten Bedarf von jahrlich 14 Platzen abzudek-
ken, auch um eine Riickfiihrung der auswarts un-
tergebrachten behinderten Menschen zu erreichen?

Prasident Weber: Zur Beantwortung erhalt das
Wort Frau Senatorin Adolf.

Senatorin Adolf: Fiir den Senat beantworte ich die
Anfrage wie folgt:

Entsprechend der vor 1996 geltenden Vereinba-
rungsstruktur in Paragraph 93 Bundessozialhilfege-
setz war es auch im Lande Bremen tiblich, Personal-
schliissel einrichtungsindividuell und unter Beach-
tung der jeweiligen Bewohnerschaft zu bestimmen.
So konnte es geschehen, dass fir die gleiche Ein-
richtungsgattung unterschiedliche Personalschlissel
vereinbart wurden, und zwar in Bremen und in Bre-
merhaven.

Spatestens seit dem 1. Januar 1999 gibt die ver-
danderte Struktur der Paragraphen 93 folgende BSHG
vor, zu leistungsbezogenen Vergutungsvereinbarun-
gen zu gelangen. Wenn die dabei auftretenden prak-
tischen Probleme der Bewertung vergleichbarer Hil-
febedarfe gelost sind, wird es zu einer Angleichung
der Leistungsentgelte in beiden Stadten kommen.

Hinsichtlich des Bedarfs an Wohnplatzen ist auch
fiir Bremerhaven von einem Zuwachs auszugehen,
unter anderem, um auswarts untergebrachte Men-
schen im Lande Bremen versorgen zu konnen. Der
genaue Bedarf wird zurzeit ermittelt.

Prasident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage? —
Bitte, Frau Tuczek!

Abg. Frau Tuczek (CDU): Frau Senatorin, seit Jah-
ren haben die Behindertenverbande in Bremerha-
ven auf die unterschiedlichen Personalschliissel hin-
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gewiesen und Gleichbehandlung gefordert. Welche
praktischen Probleme miissen denn nun noch ge-
16st werden, um zu einer Angleichung zu kommen,
und wann ist denn nun damit zu rechnen?

Prasident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Adolf: Es werden Verhandlungen zu
fuhren sein, jeweils bezogen auf jede Einrichtung,
verglichen mit anderen Angeboten anderer ver-
gleichbarer Einrichtungen. Das ist das praktische
Problem, dass wir erst einmal Standards entwickeln
mussen, vergleichbare Merkmale entwickeln mis-
sen, und dann wird es zu einer Angleichung in bei-
den Stadten kommen.

Prasident Weber: Zusatzfrage? — Bitte sehr!
Abg.Frau Tuczek (CDU): In welchem Zeitraum?
Prasident Weber: Bitte, Frau Senatorin!
Senatorin Adolf: Absehbar!

(Beifall bei der SPD)
Prasident Weber: Zusatzfrage? — Bitte sehr!
Abg. Frau Tuczek (CDU): Was heilit das?
Prasident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Adolif: Ich kann es IThnen nicht auf das
Datum genau sagen.

Prasident Weber: Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Frau Tuczek (CDU): Ein halbes Jahr oder
langer oder kirzer?

Prasident Weber: Bitte, Frau Senatorin!
Senatorin Adoli: So schnell wie moglich!

Prasident Weber: Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Frau Tuczek (CDU): Das ist immer noch kei-
ne Aussage!

Dann habe ich noch eine zweite Frage. Frau Se-
natorin, ich habe prazise gefragt, wie der jahrlich
festgestellte Bedarf von 14 Platzen abgedeckt wer-
den kann, wobei der Nachfragebedarf nachvollzieh-
bar belegt worden ist. Jetzt sagen Sie wieder, es be-
steht noch Klarungsbedarf. Ist Ihnen eigentlich be-
kannt, dass es Jahre gedauert hat, bevor der Senat
den Bedarf fiir die 39 sich jetzt im Bau befindlichen
Wohnungen anerkannt hat? Ich frage mich, soll die

Eierei jetzt so weitergehen, oder bekommt man auch
einmal eine prazise Antwort?

Prasident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Adolf: Die Frage war nach der Eierei,
wenn ich das richtig verstanden habe!

Prasident Weber: Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Frau Tuczek (CDU): Nein, ich wirde jetzt
gern einmal eine prazise Auskunft horen, wie es
weitergeht in Bremerhaven.

Prasident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Adolf: Sie haben es selbst angespro-
chen, Frau Abgeordnete, 39 Platze kommen hinzu.
Der weitere Bedarf wird zurzeit ermittelt. Wir miis-
sen nattirlich auch priifen, inwieweit aus Niedersach-
sen Menschen in Bremerhaven und auch in Bremen
untergebracht sind. Das miussen wir alles in ein gro-
Bes Paket schniiren und werden dann am Ende zu
konkreten Zahlen kommen, was den weiteren Be-
darf angeht.

Prasident Weber: Gibt es weitere Zusatzfragen?
— Bitte sehr!

Abg. Frau Tuczek (CDU): Frau Senatorin, die Be-
darfe sind ermittelt worden und liegen vor. Vielleicht
kann man jetzt einmal zligig zu einer Antwort kom-
men, indem man einmal sagt, wie das umgesetzt
werden soll.

Prasident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Adolf: Wir setzen zurzeit 39 neue Plat-
ze um, Frau Abgeordnete.

(Abg. Frau Tucz ek [CDU]J: Das hat
aber lange gedauert!)

Prasident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen
nicht vor.

Die zweite Anfrage bezieht sich auf das Zeltlager
der Landesjugendfeuerwehren in Bremen. Die An-
frage ist unterschrieben von den Abgeordneten Her-
derhorst, Eckhoff und Fraktion der CDU.

Ich bitte den Fragesteller, die Anfrage vorzutra-
gen!

Abg. Herderhorst (CDU): Wir fragen den Senat:

Erstens: Wie bewertet der Senat die jugendpfle-
gerische Arbeit der Landesjugendfeuerwehr, insbe-
sondere bezogen auf das dritte Landeszeltlager der
Jugendfeuerwehren der Lander vom 24. bis 31. Juli
1999 in Bremen?
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Zweitens: Welche Moglichkeiten sieht der Senat,
diese wertvolle, ehrenamtliche Arbeit fiir und mit
Jugendlichen und Kindern ab zehn Jahren insbe-
sondere aus Mitteln fur die Jugend finanziell zu un-
terstiitzen?

Prasident Weber: Zur Beantwortung hat das Wort
Frau Senatorin Adolf.

Senatorin Adoli: Herr Prasident, meine Damen
und Herren! Fiir den Senat beantworte ich die An-
frage wie folgt:

Zu eins: Die Landesjugendfeuerwehr Bremen,
JEW, ist im Lande Bremen als Trager der freien Ju-
gendhilfe nach Paragraph 75 in Verbindung mit Pa-
ragraph 12 SGB VIII, Kinder- und Jugendhilfegesetz,
KJHG, anerkannt und wird auch entsprechend ge-
fordert. Die JFW ist Mitglied im Bremer Jugendring
und beteiligt sich dort. Die jugendpflegerische Ar-
beit der JFW wird insgesamt positiv eingeschatzt.
Dazu gehoren auch die seit 1993 im dreijahrigen
Rhythmus durchgefiihrten Landeszeltlager, eine
Reihe anderer Projekte und MafBnahmen im Rah-
men der Forderung nach den Richtlinien tiber die
Forderung der auBerschulischen Jugendbildung und
sonstiger Mafnahmen und Einrichtungen der Ju-
gendforderung.

Zu zwei: Die JFW wurde und wird, gemessen an
anderen vergleichbaren Jugendverbanden, tiiber-
durchschnittlich geférdert. Aus Mitteln der Jugend-
forderung ist zunachst auf jahrliche Betrage von zir-
ka 7000 DM zu verweisen, die zum Beispiel fir die
Aus- und Fortbildung, fiir Arbeitsmaterialien wie
zum Beispiel Computer, Ubertragungsanlagen und
so weiter verwendet worden sind. Dartiber hinaus
erhalt die JFW pro Jahr 7000 DM aus Mitteln des
Landesfeuerwehrverbandes und rund 20.000 DM
aus Mitteln der Feuerwehr Bremen, die zum Bei-
spiel fir Sportkleidung, Sportgerate und dergleichen
verwendet werden. Dariiber hinaus soll mit der Ein-
fiihrung einer bundeseinheitlichen Jugendgruppen-
leiter- und -leiterinnen-Card, JULEIKA, die ehren-
amtliche Arbeit tiber bestimmte Vergunstigungen
honoriert werden.

Prasident Weber: Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Herderhorst (CDU): Frau Senatorin, sehen
Sie denn Chancen, die Forderungsmittel aus [hrem
Hause moglicherweise aufgrund der besonderen
Bedeutung der Arbeit der Landesjugendfeuerwehr
— und das scheint unbestritten — vielleicht mittel-
fristig zu erhohen und addaquat andere Leistungen
an andere Gruppen, die wesentlich weniger wert-
volle Arbeit leisten, aus meiner Sicht zumindest, zu
verringern?

Prasident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Adoli: Die Arbeit der Landesjugend-
feuerwehr ist unbestritten anerkannt, genau wie die
Arbeit aller anderen Einrichtungen und Verbéande,
die wir fordern.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Herr Herderhorst, wenn Sie dafur sorgen, dass
mein Ansatz fiir die Férderung dieser Aktivitdaten
insgesamt gesteigert wird, dann bin ich auch bereit,
dartiiber nachzudenken, fir die Landesjugend-
feuerwehr den Ansatz zu erhéhen. Im Moment ist
das im Rahmen der Fordermdoglichkeiten, die wir
haben, bereits eine tiberdurchschnittliche Forde-
rung.

(Beifall bei der SPD)

Prasident Weber: Gibt es weitere Zusatzfragen?
— Das ist nicht der Fall.

Die dritte Anfrage tragt den Titel ,,Verteilung des
Aufrufs ,Bremerinnen gegen den Krieg* iiber die
Bremische Zentralstelle fiir die Verwirklichung der
Gleichberechtigung der Frau“. Diese Anfrage ist un-
terschrieben von den Abgeordneten Frau Windler,
Eckhoff und Fraktion der CDU.

Bitte, Frau Kollegin!

Abg. Frau Windler (CDU): Wir fragen den Senat:

Wie bewertet der Senat die Mitversendung, Fax,
des PDS-nahen Aufrufs ,Bremerinnen gegen den
Krieg” Ende Juli 1999 an einen breiten Verteiler
durch die Bremische Zentralstelle fiir die Verwirkli-
chung der Gleichberechtigung der Frau?

Ist es zukunftig allen links- wie rechtsextremen
Gruppen erlaubt, die Dienstleistungen der Zentral-
stelle zu nutzen?

Prasident Weber: Auch diese Anfrage wird durch
Senatorin Adolf beantwortet. — Bitte, Frau Senato-
rin!

Senatorin Adolf: Herr Prasident, meine Damen
und Herren! Fiir den Senat beantworte ich die An-
frage wie folgt:

Der Aufruf ist an den Kreis der Unterzeichnerin-
nen versandt worden. Durch ein Biliroversehen wur-
de der Aufruf im Zusammenhang mit einer anderen
Erklarung auch an Dritte gesandt.

Prasident Weber: Gibt es Zusatzfragen? — Bitte,
Frau Windler!

Abg. Frau Windler (CDU): Ich habe noch eine
Zusatzfrage! Der Aufruf ist per Fax Ende Juli 1999
und per Post Anfang August 1999 versandt worden.
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Esist ein gewisser Zeitraum dazwischen. Wenn es
ein Versehen ist, kann dieses Versehen so lange dau-
ern?

Prasident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Adolf: Ihre Frage fiir die Fragestunde
bezog sich auf eine Fax-Versendung. Die Postver-
sendung ist mir jetzt neu, dazu kann ich Ihnen nicht
antworten. Ich kann Thnen nur sagen, dafl dieser
Aufruf von einem Kreis von Bremerinnen verfasst
wurde und sich befasste mit dem Leid und Elend
der Zivilbevolkerung, insbesondere von Frauen und
Kindern. Dass auch die PDS das militarische Ein-
greifen dort kritisiert hat, macht aus dem Aufruf noch
keinen PDS-nahen Aufruf.

(Beifall bei der SPD)

Prasident Weber: Gibt es weitere Zusatzfragen?
— Bitte, Frau Wulff!

Abg. Frau Wulif (SPD): Frau Senatorin, sind Sie
mit mir einer Meinung, dass es doch recht weit her-
geholt erscheint, wenn man sich den Aufruf durch-
liest, der von sehr vielen Bremer Burgerinnen un-
terschrieben worden ist, diese Bremerinnen unter-
schiedlichster politischer und gesellschaftlicher Her-
kunft mit links- und rechtsextremistischen Gruppen
in einen Topf zu werfen, was ja die Frage der CDU
beinhaltet?

Prasident Weber: Bitte, Frau Senatorin!

Senatorin Adoli: Das habe ich mit meinem letz-
ten Beitrag versucht, deutlich zu machen.

Prasident Weber: Gibt es weitere Zusatzfragen?
— Das ist nicht der Fall.

Die vierte Anfrage tragt die Uberschrift ,,Beseiti-
gung diskriminierender Wahlveriahren fiir EU-Biir-
ger”. Die Anfrage ist unterschrieben von den Abge-
ordneten Dr. Kuhn, Frau Linnert und Fraktion Biind-
nis 90/Die Griinen.

Bitte, Herr Dr. Kuhn!

Abg. Dr. Kuhn (Biindnis 90/Die Griinen): Wir fra-
gen den Senat:

Welche Losungen wird der Senat vorschlagen, um
die von der EU-Kommission bemangelte Diskrimi-
nierung von EU-Biurgern im deutschen Wahlverfah-
ren abzustellen, die darin liegt, dass die EU-Burger
sich vor jeder Wahl erneut ins Wahlerverzeichnis
eintragen lassen missen, wahrend die Registrierung
deutscher Staatsangehoriger automatisch erneuert
wird?

Prasident Weber: Die Anfrage wird durch Herrn
Senator Dr. Schulte beantwortet. — Bitte, Herr Se-
nator!

Senator Dr. Schulte: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Fiir den Senat beantworte ich die
Anfrage wie folgt:

Das fur Europawahlen geltende sogenannte An-
tragsprinzip gemaB der Richtlinie des Rats vom 6.
Dezember 1993 uber die Einzelheiten der Austibung
des aktiven und passiven Wahlrechts bei den Wah-
len zum Europaischen Parlament hat der Bund im
Einvernehmen mit den Landern so ausgestaltet, dass
wahlberechtigte Unionsbiirger nach Paragraph 17 a
der Europawahlordnung nur auf Antrag in das
Wahlerverzeichnis einzutragen sind. Damit soll ver-
hindert werden, dass Unionsburger ihr Wahlrecht
sowohl im Herkunfts- als auch im Wohnsitzmitglied-
staat austiben.

Die Kommission vertritt inzwischen die Auffas-
sung, dass die Bestimmung des Paragraphen 17 a
Europawahlordnung insofern nicht mit der genann-
ten Richtlinie vereinbar sei, als diejenigen Unions-
birger, die bereits einmal bei einer Europawahl ei-
nen Antrag auf Eintragung in das Wahlerverzeichnis
gestellt haben, kiinftig wie deutsche Staatsangeho-
rige von Amts wegen einzutragen seien. Daraufthin
hat das Bundesministerium des Innern durch Ande-
rung der Europawahlordnung vom 3. Marz 1999 si-
chergestellt, dass die Antrage von Unionsbiirgern
auf Eintragung in ein Wahlerverzeichnis bei der Eu-
ropawahl 1999 entgegen den allgemeinen Bestim-
mungen nicht vernichtet werden. Unionsbtrger, die
bei einer Europawahl in ein Wahlerverzeichnis in
Deutschland aufgenommen wurden, sollen bei kunf-
tigen Wahlen von Amts wegen eingetragen werden,
es sei denn, sie dauBern einen gegenteiligen Wunsch
oder verlieren das aktive Wahlrecht.

Zusatzlich bedarf es noch eines von Bund und
Landern zu entwickelnden Verfahrens, das sowohl
gewahrleistet, dass die Information uber die zur Eu-
ropawahl erfolgte Antragstellung bei kiinftigen Eu-
ropawahlen — insbesondere auch im Falle eines
Umzugs — der zustandigen Gemeinde vorliegt, als
auch verhindert, dass Unionsburger ihr Wahlrecht
doppelt ausuben. Bis zur Klarung der weiteren Ver-
fahrensweise ist jedoch auch in Bremen sicherge-
stellt, dass die Gemeindebehoérden zur Europawahl
1999 gestellte Antrage auf Eintragung in das Wahler-
verzeichnis von Unionsburgern nicht vernichten.

Prasident Weber: Gibt es eine Zusatzfrage? — Bit-
te, Herr Dr. Kuhn!

Abg. Dr. Kuhn (Bundnis 90/Die Griinen): Habe ich
Sie richtig verstanden, dass trotz des Beschlusses der
Bundesregierung vom Marz 1999 dieses neue Ver-
fahren fir die Europawahl 1999 noch nicht zur An-
wendung kommen konnte, da die Unterlagen von
1994 bereits vernichtet waren?

Prasident Weber: Bitte, Herr Senator!
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Senator Dr. Schulte: Exakt, so ist meine Informa-
tion! Aber es soll in Zukunft auch fiir die fiir Bremen
relevanten Wahlen sichergestellt sein, dass es in der
von mir eben vorgetragenen Weise erfolgt.

Prasident Weber: Gibt es eine weitere Zusatzfra-
ge? — Bitte, Herr Dr. Kuhn!

Abg. Dr. Kuhn (Biindnis 90/Die Griunen): Sind Ih-
nen auch von Amts wegen die vielen Klagen und
Beschwerden von EU-Burgern anderer EU-Staaten
zu Ohren gekommen wegen sehr kurzer Fristen
aufgrund dieses alten Verfahrens? Wie haben Sie
diese Klagen behandelt?

Pridsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Schulte: Die Klagen sind mir und auch
meinen Mitarbeitern bekannt. Herr Abgeordneter,
Sie kennen das Problem, das ich darzustellen ver-
sucht habe. Wir mussen verhindern, dass es doppel-
te Stimmabgaben gibt, wir miissen verhindern, dass
jemand sein Stimmrecht nicht austiben kann. Diese
beiden Zielsetzungen jetzt in einer europaweit neu
anlaufenden Situation zusammenzubringen ist nicht
ganz einfach. Die Klagen sind berechtigt. Wir arbei-
ten daran. Aber ich kann fiir Bremen feststellen, dass
wir jetzt, denke ich, eine gute Losung gefunden ha-
ben.

Prasident Weber: Gibt es eine weitere Zusatzfra-
ge? — Das ist nicht der Fall.

Die fiinfte Anfrage bezieht sich auf Uberhang-
stellen fiir Personalrite. Die Anfrage ist unterschrie-
ben von den Abgeordneten Herderhorst, Eckhoff
und Fraktion der CDU.

Bitte, Herr Herderhorst!

Abg. Herderhorst (CDU): Wir fragen den Senat:

Wie viele so genannte Uberhangstellen fiir freige-
stellte Personalratsmitglieder sind in den Stellenpla-
nen des Landes und der Kommunen Bremens — per
Vermerk zu den Stellenplanen — ausgewiesen?

Wie hoch sind die Gesamtpersonalkosten fur die-
se Uberhangstellen, und beabsichtigt der Senat, die-
se Stellen zu reduzieren?

Prasident Weber: Die Anfrage wird durch Herrn
Staatsrat Metz beantwortet.

Staatsrat Metz: Herr Prasident, meine Damen und
Herren! Fur den Senat beantworte ich die Anfrage
wie folgt:

Bei den von den Fragestellern so bezeichneten
Uberhangstellen handelt es sich um regulére Stel-
len fiir Beamte, Angestellte und Arbeiter, die nach
den gesetzlichen Freistellungsregelungen gemal
den Paragraphen 39 und 49 des Bremischen Perso-

nalvertretungsgesetzes in den Haushalten, Stellen-
planen, des Landes und der Stadtgemeinden aus-
gebracht und durch Haushaltsvermerke entspre-
chend gekennzeichnet sind.

Die Stellenplane fur 1999 enthalten fir das Land
Bremen 21,0, fur die Stadtgemeinde Bremen 31,51
und fur die Stadtgemeinde Bremerhaven 13,95, zu-
sammen also rund 66,50 solcher Stellen bei einer
Personalstarke von insgesamt rund 30.500 Mitarbei-
tern, und zwar jeweils ohne Eigenbetriebe. Die Stel-
len entsprechen einem Kostenvolumen von 5,54
Millionen DM, das sind gut 83.000 DM pro Stelle.

Der Senat wird die Frage nach den Festlegungen
in der Koalitionsvereinbarung, die im Zusammen-
hang mit der Verwaltungsreform getroffen wurden,
in die bis zum 1. Januar 2000 vorgesehene Auswer-
tung Uber Anpassungsbedarfe beim Bremischen
Personalvertretungsgesetz einbeziehen.

Prasident Weber: Gibt es Zusatzfragen? — Bitte,
Herr Kollege Jagers!

Abg. Jagers (SPD): Herr Staatsrat, sind Sie mit mir
der Auffassung, dass eine gute, geordnete Interes-
senvertretung in Verwaltung und Betrieben mehr
Geld einbringt, als sie kostet, dass also Mitbestim-
mung wirtschaftlich verniinftig ist?

Prasident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Metz: Selbstverstandlich bin ich der Auf-
fassung, dass Mitbestimmung im Prinzip eine ver-
nunftige Sache ist. Inwieweit in dieser sehr kompli-
zierten Frage der Stellen — ich habe versucht, mir
das erklaren zu lassen — Bewegungsspielraume
sind, wird gepriift. Dass es welche gibt, zeigt auch
die Tatsache, dass bereits in der Vergangenheit hier
Stellen reduziert worden sind. Dies bedeutet aber
nicht, dass die Mitbestimmung reduziert wird.

Prasident Weber: Weitere Zusatzfragen? — Bitte,
Frau Kollegin Dreyer!

Abg. Frau Dreyer (CDU): Herr Staatsrat, sind Sie
mit mir darin einig, dass eine gute Interessenvertre-
tung und wirtschaftliche Vernunft sich nicht aus-
schlieBen?

Prasident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!
Staatsrat Metz: Ja!

Prasident Weber: Gibt es weitere Zusatzfragen?
— Schonen Dank!

Wir kommen zur sechsten Anfrage. Sie tragt die
Uberschrift ,Paragraph 34a Gewerbeordnung —
Zulassung von Sicherheitsunternehmen”. Die An-
frage ist unterschrieben von den Abgeordneten Her-
derhorst, Eckhoff und Fraktion der CDU.
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Bitte, Herr Herderhorst!

Abg. Herderhorst (CDU): Wir fragen den Senat:

Hat der Senat von Paragraph 34 a Absatz 3 der
Gewerbeordnung Gebrauch gemacht und die tur-
nusmaBige Vorlage von Fihrungszeugnissen der
Gewerbetreibenden von Bewachungs- und Sicher-
heitsunternehmen geregelt?

Halt der Senat die derzeitige Regelung in Para-
graph 34 a der Gewerbeordnung fur ausreichend,
um die Zulassung von Bewachungs- und Sicherheits-
unternehmen auf seriose, zuverlassige Unternehmen
und deren Beschaftigte beschranken zu kénnen?

Prasident Weber: Die Anfrage wird durch Herrn
Senator Hattig beantwortet.

Senator Hattig: Herr Prasident, meine Damen und
Herren! Fir den Senat beantworte ich die Anfrage
wie folgt:

Erstens: Bei der parlamentarischen Beratung des
Verbrechensbekdampfungsgesetzes war zwar zu-
nachst erwogen worden, die wiederkehrende Zu-
verlassigkeitsprifung des selbstandigen Gewerbe-
treibenden durch bundeseinheitliche Regelung
zwingend vorzuschreiben. Da aber nicht nur anlass-
lich der Eingangspriifung bei Gewerbebeginn, son-
dern insbesondere auch aufgrund der Mitteilungen
der Gerichte an die Gewerbebehorden und das
Gewerbezentralregister alle entscheidungsrelevan-
ten Tatsachen uber einen Gewerbetreibenden be-
kannt werden, wurden jeweils neue Fiilhrungszeug-
nisse keine zusdatzlichen Erkenntnisse bringen. Pa-
ragraph 34 a Absatz 3 Gewerbeordnung stellt daher
eine Losung dar, die den Bundeslandern die Ent-
scheidung uiberlasst, ob sie eine derartige Vorlage-
pilicht von Fuhrungszeugnissen verwirklichen wol-
len. Bislang hat nur ein Bundesland von dieser Er-
machtigung Gebrauch gemacht. Anlass zu einer sol-
chen Regelung besteht auch nach Auffassung der
zustandigen Ortspolizeibehoérden in Bremen zurzeit
nicht.

Zu zwei: Der Senat halt die gegenwartige Rege-
lung des Paragraph 34 a der Gewerbeordnung fir
ausreichend. Mit dem Ziel einer Beschrankung der
Zulassung von Bewachungsunternehmen fordert
zwar die Berufsvertretung des Gewerbes die Ein-
fuhrung der Fachkundeprufung als Zulassungsvor-
aussetzung, dieses Anliegen ist aber unter Beteili-
gung aller interessierten Wirtschaftszweige in den
Jahren 1993/94 aus verfassungsrechtlichen und wirt-
schaftspolitischen Erwagungen durch die Vertreter
der Wirtschaftsressorts des Bundes und der Lander
abgelehnt worden.

Als Kompromiss zwischen uneingeschrankter
Gewerbefreiheit einerseits und Fachkundean-
forderungen andererseits ist mit der Novellierung
des Bewachungsgewerberechts der Unterrichtungs-

nachweis fir den Gewerbetreibenden und das Be-
wachungspersonal eingefiuhrt worden. Die vorge-
schriebene Unterrichtung durch die Industrie- und
Handelskammern ist als erste Information von Ge-
werbetreibenden und deren Angestellten uiber die
fir das Bewachungsgewerbe relevanten Rechtsvor-
schriften und Verhaltensregeln zu verstehen.

Prasident Weber: Gibt es Zusatzfragen? — Das ist
nicht der Fall.

Die siebte Anfrage tragt den Titel , Waifenrecht
dandern”. Die Anfrage ist unterschrieben von den Ab-
geordneten Herderhorst, Eckhoff und Fraktion der
CDU.

Die Frage wird stellen der Abgeordnete Hoff-
henke. — Bitte, Herr Kollege!

Abg. Hoffhenke (CDU): Wir fragen den Senat:

Wird der Senat die Gesetzesinitiative Hamburgs
im Bundesrat unterstiitzen, die das Ziel verfolgt, das
Waffengesetz derart zu erganzen, dass Butterfly-
Messer, Faustmesser und Wurfsterne verboten wer-
den und das so genannte Taschenmesser-Privileg
abgeschafft wird?

Welche weiteren Anderungen oder Ergédnzungen
des Waffengesetzes wéaren nach Auffassung des Se-
nats insbesondere zum Schutz von Kindern und Ju-
gendlichen notwendig?

Prasident Weber: Die Frage wird beantwortet
durch Herrn Senator Dr. Schulte.

Senator Dr. Schulte: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Fiir den Senat beantworte ich die
Anfrage wie folgt:

Der Bundesrat hat am 28. November 1997 und
erneut am 26. Februar 1999 die Einbringung des zi-
tierten Gesetzentwurfs beim Deutschen Bundestag
beschlossen, und zwar mit den Stimmen der Freien
Hansestadt Bremen. Neben dieser vom Senat auch
weiterhin unterstiitzten Gesetzesinitiative wird ein
Entwurf zu einer Novelle des Waffengesetzes des
Bundesinnenministeriums in Bund und Landern dis-
kutiert, der das Waffenrecht strukturell neu ordnen
soll, um es transparenter und fiir jedermann ver-
standlicher zu machen.

In diese Diskussion einbezogen sind Uberlegun-
gen zur von Bremen unterstiitzten Einfiihrung eines
kleinen Waffenscheins fiir Schreckschuss-, Reizstoff-
und Signalwaffen. Ferner wird unter anderem ge-
pruft, ob eine Regelung der Hochstzahl fur den Er-
werb und Besitz von Kurz- und Langwaffen bei
Sammlern, Jagern und Sportschiitzen erfolgen soll.
Hierbei gilt, einen verniinftigen Ausgleich der In-
teressen zu finden von Wirtschaft, Handel und Be-
troffenen einerseits und den Belangen der inneren
Sicherheit auf der anderen Seite.
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Die Innenministerkonferenz hat am 11. Juni 1999
das Bundesministerium des Innern aufgefordert, zu-
gig eine abgewogene Novelle zum Waffengesetz
vorzulegen. Erst nach Vorlage dieser Novelle wird
der Senat anschlieBend seine Position formulieren.
Dabei wird auch besonders zu berticksichtigen sein,
inwieweit Kinder und Jugendliche besonders ge-
schutzt werden konnen. Da dieses umfangreiche Ge-
setzgebungsverfahren noch langere Zeit benétigen
wird, ist die Weiterverfolgung der Initiative Ham-
burgs als notwendiger Zwischenschritt weiterhin
erforderlich.

Prasident Weber: Zusatzfragen liegen nicht vor.

Wir kommen zur achten Anfrage, die die Uber-
schrift ,Prifverfahren der EU-Kommission wegen
Fordergebieten ,Gemeinschaftsaufgabe'” tragt. Die
Anfrage ist unterschrieben von den Abgeordneten
Dr. Kuhn, Frau Dr. Tripel und Fraktion Bundnis 90/
Die Grunen.

Bitte, Herr Kollege!

Abg. Dr. Kuhn (Biindnis 90/Die Griinen): Wir fra-
gen den Senat:

Welche Auswirkungen auf Wirtschaftsférderungs-
projekte des Landes Bremen wird nach Auffassung
des Senats die Einleitung des Prifverfahrens haben,
das die EU-Kommission gegen die von Deutschland
vorgeschlagene Forderkarte der Gemeinschaftsauf-
gabe ,Verbesserung der regionalen Wirtschafts-
struktur” eréffnet hat?

Prasident Weber: Die Anfrage wird beantwortet
durch Herrn Senator Hattig. — Bitte, Herr Senator!

Senator Hattig: Herr Prasident, meine Damen und
Herren! Fir den Senat beantworte ich die Anfrage
wie folgt:

Das von der EU-Kommission eingeleitete Haupt-
prufungsverfahren gegen die von Deutschland ein-
gereichte Gebietsanmeldung im Rahmen der so ge-
nannten Gemeinschaftsaufgabe , Verbesserung der
regionalen Wirtschaftsstruktur” bezieht sich im We-
sentlichen darauf, dass die Kommission der Ansicht
ist, das fiir Westdeutschland angemeldete Gebiet sei
in seinem Umfang nicht gerechtfertigt. Wahrend fir
Westdeutschland 23,4 Prozent der deutschen Bevol-
kerung angemeldet sind, will die Kommission ledig-
lich 17,6 Prozent anerkennen. Die 23,4 Prozent ent-
sprechen dabei den urspringlich von der Kommis-
sion als forderbedtrftig eingeschatzten Gebieten, die
17,6 Prozent ergeben sich nach Zugestandnissen an
andere Mitgliedstaaten, die zu Lasten unter ande-
rem von Deutschland gehen. Von Bedeutung ist dies
insbesondere fur die einzelbetriebliche Forderung
der Gemeinschaftsaufgabe, da diese ohne eine wett-
bewerbsrechtliche Genehmigung der EU nicht
durchgefiihrt werden darf. Infrastrukturelle sowie

nichtinvestive Forderungen sind dagegen durch das
Hauptprufverfahren nicht gefahrdet.

Fir das Land Bremen wiirde ein Gebietsplafond
von 17,6 Prozent bedeuten, dass Bremen-Stadt vor-
aussichtlich aus der Forderung herausfiele. In dem
Plafond von 23,4 Prozent dagegen ware Bremen-
Stadt als Letzte von 60 Regionen aufgenommen.

Die Stadt Bremerhaven wird auch bei einem Ge-
bietsumfang von 17,6 Prozent weiterhin in der GA-
Forderung verbleiben. Hier konnte das Hauptpriuif-
verfahren allerdings dazu fihren, dass eine unmit-
telbare Fortsetzung der Forderung ab dem 1. Janu-
ar 2000 nicht erfolgen kann, wenn bis dahin weder
eine Einigung uber den gesamten Konflikt erreicht
ist noch die Kommission bereit ist, zumindest 17,6
Prozent vorab zu genehmigen, womit sich das Prif-
verfahren nur noch auf die strittigen 5,8 Prozent be-
ziehen wiirde. Aus dieser eventuellen Verzogerung
ist jedoch konkrete Gefadhrdung einzelner Projekte
in Bremerhaven absehbar.

Fur einzelne Wirtschaftsforderungsprojekte der
Stadt Bremen muss dagegen derzeit der unerwarte-
te Fall in Betracht gezogen werden, dass Bremen-
Stadt mit seinem derzeitigen Teilgebiet in Hohe von
rund 220.000 Einwohnern nur noch bis zum 31. De-
zember 1999 regulares GA-Fordergebiet ist. Dies
bedeutet nach der derzeitigen Rechtslage, dass An-
trage auf eine GA-Forderung bis zu diesem Termin
gestellt sein missen. Auf Grundlage der zum 1. Ja-
nuar 2000 in Kraft tretenden Leitlinien fiir Regional-
beihilfen verlangt die Kommission dartiber hinaus
jedoch, dass in den aus der Forderung fallenden
Gebieten, also eventuell Bremen-Stadyt, alle Antra-
ge auch bereits zum 31. Dezember 1999 bewilligt
sein mussen.

Der Senat geht davon aus, dass die derzeit fur eine
GA-Forderung vorgesehenen Projekte in der Stadt
Bremen noch bis Jahresende bewilligt werden kon-
nen und damit nicht durch das aktuelle Haupt-
prifverfahren gefédhrdet sind. Ab dem Jahr 2000
konnte dann unter Umstanden fiir einzelbetriebliche
Forderung in der Stadt Bremen nur noch auf das
Landesinvestitionsférderungsprogramm zurtickge-
griffen werden.

Prasident Weber: Gibt es Zusatzfragen? — Bitte,
Herr Kollege!

Abg. Dr. Kuhn (Buindnis 90/Die Griunen): Das be-
deutet, Herr Senator, dass die erhohte Forderung
durch Investitionszuschusse vor allen Dingen, ich
nenne einmal ein Grofiprojekt, fiir den Space-Park
ab dem 1. Januar 2000 nicht moglich ist, wenn eine
Einigung nicht zustande kommt und wenn bis zum
31. Dezember 1999 ein solcher Antrag noch nicht
genehmigt ist. Ist das richtig?

Prasident Weber: Bitte, Herr Senator!
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Senator Hattig: Das konnte die Konsequenz sein!

Prasident Weber: Eine weitere Zusatzfrage? —
Bitte, Herr Dr. Kuhn!

Abg. Dr. Kuhn (Biindnis 90/Die Grinen): Hat denn
das Land Bremen diesen Kurs der Bundesregierung,
der ja vermutlich langer vorbereitet worden ist, auf
Konfrontation und auf relativ hohes Risiko, mit-
getragen?

Prasident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Hattig: Ich habe dem Bundeswirtschafts-
minister einen entsprechenden Brief geschrieben, in
dem ich die Interessen Bremens dargelegt habe. Das
hat auch der bayerische Kollege, Staatsminister
Wiesheu, getan. Ich habe auch den Eindruck, dass
in den Landern hier eine sehr deutliche Meinung
im Sinne Bremens sich artikuliert und dem Bundes-
wirtschaftsminister bekannt ist. Im Ubrigen gehe ich
davon aus, dass das letzte Wort zu diesen vorgese-
henen Regelungen noch nicht gesprochen worden
ist, zusammengefasst, dass die Bundesregierung zu-
sammen mit den Landern sehr engagiert auf eine
Veranderung der vorgesehenen Regeln hinwirkt.

Prasident Weber: Eine weitere Zusatzfrage? —
Bitte sehr!

Abg. Dr. Kuhn (Biindnis 90/Die Griinen): Aber das
Land Bremen teilt doch sicherlich das Ziel der Euro-
paischen Kommission beziehungsweise des Rates,
bei den Strukturfonds und auch bei den tbrigen
Beihilferegelungen insgesamt das Gebiet und den
Rahmen zu verringern?

Prasident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Hattig: Das ist richtig! Ob es dazu kommt,
ist eine andere Frage!

Prasident Weber: Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Dr. Kuhn (Biindnis 90/Die Griinen): Blo§3
nattrlich bei uns nicht!

Pridsident Weber: Bitte, Herr Senator!
Senator Hattig: So ist es!

Prasident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen
nicht vor.

Die neunte Anfrage befasst sich mit dem Thema
nwDurchfallquoten Bremer Jura-Absolventen beim
zweiten Staatsexamen". Die Anfrage tragt die Un-
terschriften der Abgeordneten Dr. Lutz, Jager,
Pflugradt, Eckhoff und Fraktion der CDU.

Bitte, Herr Dr. Lutz!

Abg. Dr.Lutz (CDU): Wir fragen den Senat:

Trifft es nach Kenntnis des Senats zu, dass die
Durchfallquote beim zweiten Staatsexamen im Be-
reich der Juristenausbildung in Bremen nahezu dop-
pelt so hoch ist wie in anderen norddeutschen Bun-
deslandern, und welche Ursache hat dies?

Schneiden Referendare, die von auswarts nach
Bremen kommen, erheblich besser ab als diejeni-
gen, die in Bremen ihre Ausbildung begonnen ha-
ben, und welche Erklarung hat der Senat dafur?

Welche MafBnahmen wird der Senat ergreifen, um
gegebenenfalls die Priifungsleistungen in Bremen
beziehungsweise das Abschneiden Bremer Pruflin-
ge grundlegend zu verbessern?

Prasident Weber: Die Anfrage wird beantwortet
durch Herrn Staatsrat Méaurer.

Staatsrat Maurer: Herr Prasident, meine Damen
und Herren! Fiir den Senat beantworte ich die An-
frage wie folgt:

Im Vergleich mit Hamburg und Schleswig-Hol-
stein war die Durchfallquote der Bremer Referen-
dare im zweiten juristischen Staatsexamen bis 1997
unauffallig. Seit 1998 nimmt die Zahl der nicht be-
standenen Prufungen leider, sage ich, zu. Von 81 im
Jahre 1998 gepriuften Bremer Referendaren bestan-
den 19, also 23,45 Prozent, das Examen nicht. Von
405 Hamburger Referendaren beziehungsweise 409
Referendaren aus Schleswig-Holstein fielen 35, also
8,64 Prozent, beziehungsweise 41, 10,02 Prozent,
durch das Examen. Dabei fallen bei den Bremer Re-
ferendaren fast ausschlieflich solche durch die Pri-
fung, die in Bremen ihr erstes juristisches Staats-
examen abgelegt haben.

Gesicherte Erkenntnisse tiiber die Grunde gibt es
noch nicht. Der Senator fur Justiz und Verfassung
hat deshalb eine Arbeitsgruppe, bestehend aus Ver-
tretern des Fachbereichs Rechtswissenschaft, des
Ausbildungspersonalrates, der Rechtsanwalts-
kammer, des Senators fur Bildung und Wissenschaft
sowie des Hanseatischen Oberlandesgerichts, in Bre-
men eingerichtet, um die Ursachen zu evaluieren
und Verbesserungsvorschldage zu erarbeiten.

Prasident Weber: Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Dr. Lutz (CDU): Wie beurteilt der Senat die
Berufsaussichten fiir Juristen ohne zweites Staats-
examen?

Prasident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Maurer: Schlecht!

Prasident Weber: Zusatzfrage? — Bitte sehr!
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Abg. Dr. Lutz (CDU): Wann ist mit Ergebnissen
der von Ihnen eingesetzten Arbeitsgruppe zu rech-
nen?

Prasident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Maurer: Ich gehe davon aus, dass wir
bis zum Jahresende einen Vorschlag machen wer-
den.

Prasident Weber: Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Dr. Lutz (CDU): Gibt es schon Absolventen
im Jahr 1999 fir das zweite juristische Staats-
examen?

Prasident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Maurer: Es gibt schon einige, die ihre
Prifung abgelegt haben beziehungsweise auch nicht
bestanden haben. Das Endergebnis wird erst in ei-
nigen Wochen vorliegen.

Prasident Weber: Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Dr. Lutz (CDU): Ist der Senat bereit, vor der
Burgerschaft offiziell die Zahlen bekannt zu geben
fir die Absolventen des Jahres 1999?

Prasident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Maurer: Ja, ich wiirde Ihnen das auch
gern im Rechtsausschuss kundtun.

Prasident Weber: Weitere Zusatzfragen? — Bitte,
Herr Dr. Kuhn!

Abg. Dr. Kuhn (Buindnis 90/Die Grunen): Ich habe
noch eine Zusatzirage! Herr Staatsrat, wirden Sie
mir zustimmen, dass das wesentliche Problem bei
einer Ausbildung fir Juristen darin liegt, dass Aus-
bildung und spatere Berufspraxis zueinander gefiihrt
werden mussen und dass die Prufung selbst auch
etwas ist, was sich im Laufe der Zeit verandert, das
heil3t also, dass man nicht auf den ersten Blick sa-
gen kann, wenn es mit den Prifungen, Ausbildun-
gen, Berufspraxis nicht stimmt, dass dann die Aus-
bildung der wunde Punkt ist?

Prasident Weber: Bitte, Herr Staatsrat!

Staatsrat Maurer: Nein, aber ich denke, es ist vol-
lig Konsens, dass wir uns ein Prifungsverfahren nicht
leisten konnen, in dem 30 Prozent die Prifung nicht
bestehen.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Prasident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen
nicht vor.

Wir kommen zur zehnten Anfrage, die unter dem
Betreff steht ,,Fahrgastbeforderung durch Taxi". Die
Anfrage ist unterzeichnet von den Abgeordneten
Herderhorst, Pflugradt, Eckhoff und Fraktion der
CDU.

Bitte, Herr Kollege!

Abg. Herderhorst (CDU): Wir fragen den Senat:

In welcher Form werden die Bestimmungen der
Paragraphen 48 folgende der Fahrerlaubnisverord-
nung tberwacht und damit sichergestellt, dass Taxi-
unternehmer nur Fahrer im Sinne der Vorschriften
beschaftigen?

Nach welchen Kriterien werden auslandische Ta-
xifahrer, insbesondere Nicht-EU-Auslander, im Sin-
ne der Fahrerlaubnisverordnung ge- und tiberpruft?

Prasident Weber: Die Anfrage wird beantwortet
durch Frau Senatorin Wischer.

Senatorin Wischer: Herr Prasident, meine Damen
und Herren! Fiir den Senat beantworte ich die An-
frage wie folgt:

Zu Fragen eins und zwei: Voraussetzung fir die
Erteilung einer Fahrerlaubnis zur Fahrgastbeforde-
rung mit Taxen ist nach Paragraph 48 Absatz 4 der
Fahrerlaubnis-Verordnung, FeV, insbesondere der
Besitz einer EU- oder EWR-Fahrerlaubnis, die per-
sonliche Zuverlassigkeit des Antragstellers, die Er-
fullung der Anforderungen an die korperliche und
geistige Eignung sowie ein Nachweis der erforder-
lichen Ortskenntnisse. Im Rahmen der Uberpriifung
dieser Erteilungsvoraussetzung wird nicht nach deut-
schen oder auslandischen Antragstellern unterschie-
den. Es gelten damit einheitliche Kriterien.

(Beifall bei der SPD)

Das Fahrerlaubnisrecht sieht eine Uberwachung
der Personen, denen nach Paragraph 48 Fahrerlaub-
nis-Verordnung eine Fahrerlaubnis zur Fahrgast-
beforderung mit Taxen erteilt worden ist, in Bezug
auf ein mogliches Beschaftigungsverhaltnis bei ei-
nem Taxenunternehmen nicht vor. Auch das Perso-
nenbeforderungsgesetz als Rechtsgrundlage fur die
Erteilung von Genehmigungen im Taxenverkehr
enthdlt keine besonderen Bestimmungen tiber Fahr-
erlaubnispflichten des Fahrpersonals.

VerstoBe gegen die Vorschriften des Paragraphen
48 Absatz 1 — Fuhren eines Taxis ohne die erforder-
liche Fahrerlaubnis — und Absatz 8 Fahrerlaubnis-
Verordnung — Anordnen oder Zulassen der Fahr-
gastbeforderung ohne Fahrerlaubnis zur Fahrgastbe-
férderung — werden insofern als buBgeldbewehrte
Ordnungswidrigkeiten nach Paragraph 75 Nummer
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12 Fahrerlaubnis-Verordnung allein im Rahmen der
allgemeinen verkehrspolizeilichen Uberwachung
des StraBBenverkehrs verfolgt und von der zustandi-
gen BuBigeldstelle des Stadtamtes geahndet.

AbschlieBend ist darauf hinzuweisen, dass seit
dem 1. Juli 1997 die Bestimmungen uber die Pru-
fung der Ortskenntnisse von Taxifahrern dahinge-
hend geandert wurden, dass nunmehr ein groBeres
Gewicht auf den miindlichen Teil der Prifung ge-
legt wird. Hierdurch hat sich fiir die Bewerber im
starkeren Mafe als zuvor die Notwendigkeit erge-
ben, die deutsche Sprache so weit zu beherrschen,
wie es fiir die Verstandigung mit den Fahrgéasten
notwendig ist. Diese Anderung hat nach den bishe-
rigen Erkenntnissen dazu gefiihrt, dass der Anteil
der auslandischen Priiflinge deutlich gesunken ist.
Hinweise dafur, dass aufgrund dessen im starkeren
MalBe als zuvor Taxen ohne die erforderliche Fahr-
erlaubnis zur Fahrgastbeférderung gefiihrt werden,
liegen bisher nicht vor.

Prasident Weber: Gibt es Zusatzfragen? — Das ist
nicht der Fall.

Die elfte Anfrage tragt die Uberschrift ,Neustruk-
turierung im Kulturbereich”. Die Anfrage ist unter-
zeichnet von der Abgeordneten Frau Dr. Triipel und
Fraktion Bundnis 90/Die Grunen.

Bitte, Frau Dr. Tripel!

Abg. Frau Dr. Triipel (Biindnis 90/Die Griinen):
Wir fragen den Senat:

Erstens: Welche Zustandigkeiten in der Kultur-
verwaltung und in der Konzeption der Kulturpolitik
hat die Kulturabteilung, und welche Aufgaben hat
die Kulturmanagement GmbH? Wie werden die Zu-
standigkeiten voneinander abgegrenzt?

Zweitens: Wie soll die zukunftige Organisations-
struktur der Kulturabteilung aussehen?

Prasident Weber: Die Anfrage wird beantwortet
durch Herrn Senator Dr. Schulte. — Bitte, Herr Se-
nator!

Senator Dr. Schulte: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Fiir den Senat darf ich die Anfra-
ge wie folgt beantworten:

Zu eins: Die vom Senat beschlossene Reform der
Kulturforderung erfolgt durch den Aufbau von drei
neuen Organisations- und Steuerungseinheiten: der
Kulturabteilung, der Kultur-Management Bremen
GmbH und des Kulturamtes.

Die Kulturabteilung wird als strategische Steue-
rungseinheit fiir den gesamten Bereich der Kultur-
verwaltung im Auftrag der Ressortspitze verantwort-
lich sein. Die Kultur-Management GmbH hat folgen-
de Aufgaben und Geschaftsbereiche: betriebswirt-
schaftliche Vorgange, insbesondere Leistungs-, Wirt-

schafts- und Finanzplanung, Managementvorgange,
insbesondere Zielbildung, Aufbau- und Ablauforga-
nisation, Organisationsentwicklung, Kontraktent-
wirfe, Marketing, Controlling und Berichtswesen.
Die KMB unterbreitet dem Ressort und der Kultur-
abteilung hinsichtlich dieser Geschaftsbereiche Ent-
scheidungsvorschlage.

Die sowohl fiir die Kulturabteilung als auch die
KMB entwickelten Organigramme und Arbeitsfeld-
beschreibungen formulieren Schnittpunkte der neu-
en Organisationseinheiten in den vom Senat festge-
legten Geschaéftsfeldern. Die Abgrenzung ihrer Zu-
standigkeiten und Aufgabenwahrnehmung wird
nach Aufnahme des Betriebs der neuen Kulturab-
teilung und KMB laufend tiberpriift und gegebenen-
falls modifiziert werden.

Zu Frage zwei: Die zukiinftige Organisationsstruk-
tur der Kulturabteilung sieht einen dreigliedrigen
Aufbau in Form der Sachgebiete Kulturforderung,
uberregionale Angelegenheiten und Ressourcen vor.
— Soweit die Antwort des Senats!

Prasident Weber: Haben Sie eine Zusatzfrage,
Frau Kollegin? — Bitte, Frau Dr. Tripel!

Abg. Frau Dr. Triipel (Biindnis 90/Die Griinen):
Herr Senator, kénnen Sie mir bestdatigen nach den
Ausfihrungen, die Sie uns jetzt gerade gemacht
haben, dass Ihre Haltung die ist, dass die Kultur-
Management GmbH eine Servicefunktion haben
soll?

Prasident Weber: Bitte, Herr Senator!
Senator Dr. Schulte: Das bestatige ich.
Prasident Weber: Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Frau Dr. Triipel (Biindnis 90/Die Griinen):
Das heiBt, Sie haben damit noch einmal konzeptio-
nell eine Entscheidung vorgenommen, dass die Kul-
turabteilung, die strategische Steuerungsfunktion
haben soll, und die Kultur-Management GmbH dann
wirklich die Funktionen haben sollen, die Einrich-
tung zu beraten und auch bestimmte Entscheidun-
gen fiir die Kulturbehérde und auch die Deputation
vorzubereiten?

Prasident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Schulte: Exakt das habe ich so ent-
schieden, das war vorher nicht so klar!

Prasident Weber: Gibt es weitere Zusatzfragen?
— Bitte, Frau Dr. Trupel!

Abg. Frau Dr. Triipel (Biindnis 90/Die Grinen):
Das heif}t, Sie haben in dem Sinne fiir eine Klarung



Bremische Biuirgerschaft (Landtag) — 15. Wahlperiode - 3. Sitzung am 22. 9. 99 123

im Sinne einer Hierarchie gesorgt zwischen der
Kemverwaltung und der Kultur-Management GmbH?

Prasident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Dr. Schulte: Frau Abgeordnete, ich méch-
te das Wort Hierarchie nicht gern benutzen. Im Kul-
turbereich sollte man nie von Hierarchien sprechen.

(Abg.Frau Dr. Triupel [Bundnis 90/
Die Grunen]: In der Verwaltung vielleicht
schon!)

Aberich denke, ich habe fiir eine Kldrung gesorgt.
Prasident Weber: Gibt es weitere Zusatzfragen?

(Abg.Frau Dr. Tripel [Biindnis 90/
Die Grinen]: Nein, ich bedanke mich!)

Die zwolfte Anfrage in dieser Fragestunde befasst
sich mit dem Thema ,, Daewoo-Ansiedlung”. Die An-
frage tragt die Unterschrift des Abgeordneten
Schramm, Biindnis 90/Die Griinen.

Bitte, Herr Schramm!

Abg. Schramm (Biindnis 90/Die Grinen): Ich fra-
ge den Senat:

Erstens: Wird die Daewoo-/Egerland-Ansiedlung
auf dem ehemaligen Bremer Vulkan-Geldnde mit
dem Aufbau eines Automobil-Transportlogistik- und
Technikzentrums trotz der bevorstehenden Auflo-
sung des Daewoo-Konzerns in dem vollen Umfang
wie beschlossen realisiert?

Zweitens: Trifft es zu, dass der mit der Daewoo-/
Egerland-Ansiedlung betraute staatliche Wirt-
schaftsforderer der BBI nun als Niederlassungschef
zu der angesiedelten Firma Egerland gewechselt ist?

Drittens: Sieht der Senat die Mdglichkeit, auch
privaten Autoumschlagsfirmen in Bremerhaven ei-
nen Zugang zu den Kajen zu verschaffen, die mo-
mentan exklusiv der Nutzung durch die Bremer La-
gerhaus-Gesellschaft vorbehalten bleiben, um glei-
che Wettbewerbsbedingungen herzustellen?

Prasident Weber: Die Anfrage wird beantwortet
durch Herrn Senator Hattig. — Bitte, Herr Senator!

Senator Hattig: Herr Prasident, meine Damen und
Herren! Fir den Senat beantworte ich die Anfrage
wie folgt:

Zu Frage eins: Nach Kenntnis des Senats wird sich
der Daewoo-Konzern im Zuge seines Sanierungs-
konzepts zwar von einem GroBteil seiner Sparten
trennen, unter anderen jedoch den Automobilbe-
reich behalten. An den Planungen der Egerland Car
Terminal GmbH und Co. zum Aufbau des Automo-

bil-Transportlogistik- und Technikzentrums fur Dae-
woo in Bremen gibt es nach Auskunft der Firma
Egerland keine Anderungen, gleiches gilt fiir die
weiteren geplanten Aktivitaten des Daewoo-Kon-
zerns auf dem ehemaligen Bremer Vulkan-Gelande.

Zu Frage zwei: Die Ansiedlung der Egerland Car
Terminal GmbH und Co. ist durch Bremen Business
International GmbH, BBI, und die Bremer Investi-
tions-Gesellschaft unter Beteiligung der seinerzeit
zustandigen Ressorts fiir Hafen, iiberregionalen Ver-
kehr und AuBenhandel sowie Wirtschaft, Mittel-
stand, Technologie und Europaangelegenheiten er-
folgt. Ein fir dieses Projekt zustandiger Mitarbeiter
von BBl ist inzwischen als Niederlassungsleiter der
Egerland Car Terminal GmbH und Co. in Bre-
men tatig.

Zu Frage drei: Aufgrund bestehender Vertrage
besteht aus Sicht des Senats kurzfristig keine Mog-
lichkeit, weiteren Unternehmen im stadtbremischen
Uberseehafengebiet Bremerhaven den Zugang zu
den Kajen fir den Autoumschlag zu verschaffen.

Prasident Weber: Gibt es Zusatzfragen? — Bitte,
Herr Schramm!

Abg. Schramm (Biindnis 90/Die Griinen): Herr
Senator, mich wiirde interessieren, wie Sie diesen
Vorgang des Wechsels des Wirtschaftsforderers zu
der angesiedelten Firma seitens des Senats bewer-
ten.

Prasident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Hattig: Wir leben in einer freien Wirt-
schaftsordnung, und da ist der Wechsel eines Herrn
X nach Y oder Z ein Selbstverstandnis.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Prasident Weber: Gibt es weitere Zusatzfragen?
— Bitte, Herr Kollege!

Abg. Schramm (Biindnis 90/Die Grunen): Halten
Sie es auch fiir selbstverstandlich, dass Mitarbeiter,
die in leitender Funktion im 6ffentlichen Dienst ta-
tig sind, mit ihren Kenntnissen an die Stelle der Wirt-
schaft wechseln, die diese Kenntnisse dann fiir sich
verwerten kann? Sehen Sie vielleicht irgendwie auch
einen Zusammenhang zu dem Fall Bangemann in
der Europaischen Union?

Prasident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Hattig: Herr Abgeordneter Schramm, um
auf das Letztere einzugehen: Ihre Vorstellungsfa-
higkeit Uibersteigt meine. Um jetzt noch einmal auf
Ihre konkrete Frage einzugehen: Der Herr, der ge-
wechselt hat, ist einer von vielen, die das Projekt
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begleitet haben. So sehr gute Mitarbeiter wun-
schenswert sind, so wenig sind sie monokausal.

Prasident Weber: Gibt es weitere Zusatzfragen?
— Bitte, Herr Schramm!

Abg. Schramm (Bindnis 90/Die Griinen): Herr
Senator, sind Sie eventuell bereit, die Vorschriften
des Handelsgesetzbuches, die Ihnen ja sehr gut be-
kannt sein dirften, mit der Festlegung einer Wettbe-
werbsklausel fiir solche Falle auch fiir den offentli-
chen Dienst oder fiir das Beamtenverhdltnis zu tiber-
nehmen?

Prasident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Hattig: Herr Abgeordneter, dartiiber nach-
zudenken, besteht immer wieder Anlass, auch in
einem solchen Fall. Zu welchen Schlussfolgerungen
man kommt, das ist eine offene Frage. Wenn ich mei-
ne Erfahrungen einbringen darf, sind Wettbewerbs-
klauseln letztlich auch kein Hindernis eines solchen
Wechsels. Das wiederum, wenn ich eine personli-
che Bemerkung hinzuftigen kann, finde ich in Ord-
nung. Sie werden mit Wettbewerbsklauseln die Kop-
fe nicht so zementieren, dass sie auf Dauer nicht rei-
selustig bleiben. So ist das Leben!

(Beifall bei der CDU)

Prasident Weber: Gibt es weitere Zusatzfragen?
— Bitte, Herr Schramm!

Abg. Schramm (Biindnis 90/Die Griinen): Viel-
leicht noch eine: Stimmt es, dass die angesiedelte
Firma Egerland eine Kaufoption hat auf die verpach-
teten Gelande?

Prasident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Hattig: Sie hat eine Kaufoption mit an-
schlieBender Aufwandsverpflichtung. Das heif}t, wer
die Kaje ubernimmt, muss sie auch unterhalten.

Prasident Weber: Eine letzte Zusatzfrage? — Bit-
te, Herr Schramm!

Abg. Schramm (Biindnis 90/Die Griinen): Wiirden
Sie vielleicht auch mit mir der Meinung sein, dass,
wenn es solche Optionen fir eine Firma gibt, man
solche Optionen vielleicht auch ausweiten kann auf
andere Wettbewerber in diesem Bereich?

Pridsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Hattig: Ich bin gern mit Ihnen einer Mei-
nung, nur in diesem Fall sprechen die Tatsachen
dagegen. Erstens: Der Daewoo-Vorgang ist ja mehr-

fach zwischen dem Parlament und dem Senat eror-
tert worden. Daewoo wollte von Bremerhaven, aus
welch guten oder weniger guten Griinden auch im-
mer, weg.

Zweitens: Wir haben einen Ansiedler gesucht, der
mittel- und langerfristig eine Perspektive fur dieses
Geléande begibt. Ich bin mit Ihnen der Meinung, dass
manches in der Entwicklung so nicht vorhersehbar
war und auch nicht gerade, wenn ich jetzt meinen
Kopf teilen darf in rationale und emotionale Teile,
emotional mit einem Glucksgefiihl begleitet wird,
aber in der Sache, und damit komme ich zum ratio-
nalen Teil zurtick, gibt es weder Anlass, bestehende
Vertrage aufzukiindigen, noch héatten wir einen
Grund dazu.

Prasident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen
nicht vor.

Die dreizehnte Anfrage in der Fragestunde tragt
die Uberschrift ,Konjunkturentwicklung in Bre-
men”. Die Anfrage ist unterschrieben von der Ab-
geordneten Frau Dr. Tripel und Fraktion Biindnis
90/Die Grunen.

Bitte, Frau Dr. Trupel!

Abg. Frau Dr. Triipel (Biindnis 90/Die Grunen):
Wir fragen den Senat:

Geht der Senat auf Grundlage des Investitions-
sonderprogramms weiterhin von einer wie geplant
uberdurchschnittlichen Konjunktur- und Wachs-
tumsentwicklung in Bremen aus?

Prasident Weber: Die Anfrage wird beantwortet
durch Herrn Senator Hattig. — Bitte, Herr Senator!

Senator Hattig: Herr Prasident, meine Damen und
Herren! Fur den Senat beantworte ich die Anfrage
wie folgt:

Der Senat der Freien Hansestadt Bremen bejaht
die gestellte Frage. Vom Investitionssonderpro-
gramm, kurz ISP, sind auch in den nachsten Jahren
nachhaltige Impulse und tiberdurchschnittliche Kon-
junktur- und Wachstumseffekte fiir das Land Bre-
men zu erwarten. Bekanntlich stellt das Investitions-
sonderprogramm die wachstumsorientierte Kompo-
nente der bremischen Sanierung dar, um den Riuick-
stand im Wirtschaftswachstum des Landes Bremen
gegenuber den ubrigen, westlichen, Bundeslandern
auszugleichen. Dies geschieht vor allem durch in-
frastrukturelle Vorleistungen, mit denen fiir die bre-
mische Wirtschaft die Voraussetzungen und Rah-
menbedingungen geschaffen werden sollen, um eine
sich selbst tragende Wachstumsdynamik auch nach
Auslaufen des investiven Sonderprogramms zu ge-
wahrleisten.

Seit zwei Jahren liegt das Land Bremen nun mit
seinem Wirtschaftswachstum in der Spitzengruppe.
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Im Vergleich mit der Gesamtheit der westlichen
Bundeslander konnte das Land Bremen ein deutlich
hoheres reales Wachstum des Bruttoinlandsproduk-
tes, gemessen in Preisen von 1991, verzeichnen: 1997
lag das Bruttoinlandsprodukt-Wachstum in Bremen
bei 2,9 Prozent gegentiber 2,3 Prozent in den alten
Bundeslandern, 1998 betrug es 3,2 Prozent gegen-
uber 2,8 Prozent. Das Land Bremen fuhrt knapp hin-
ter Baden-Wiirttemberg, 6,3 Prozent, und Bayern,
6,2 Prozent, mit 6,1 Prozent realem Wachstum in den
letzten zwei Jahren die Liste der wachstumsstarken
Lander an, gegentuber 5,1 Prozent im fritheren Bun-
desgebiet.

Hinsichtlich der zukiinftigen Wachstumseffekte ist
zu bertcksichtigen, dass bis Ende letzten Jahres erst
rund ein Viertel des bis zum Jahre 2004 vorgesehe-
nen ISP-Betrages tatsachlich verausgabt war. So ist
eine unmittelbare Verkniupfung des uberdurch-
schnittlichen BIP-Wachstums beider Jahre mit den
vielfach erst anlaufenden Projekten des Investitions-
sonderprogrammes weder eindeutig vornehmbar
noch vollstandig gegeben. Dennoch stellt die regio-
nale Wirtschaftsentwicklung in den letzten Jahren
des ersten Sanierungszeitraumes ein deutliches In-
diz fir den eingeleiteten Aufholprozess der Freien
Hansestadt Bremen gegeniiber dem tibrigen Bun-
desgebiet dar und begriindet eine optimistische Ein-
schatzung zur Fortsetzung dieser Entwicklung. Hin-
zu kommt die Aufbruchstimmung in Wirtschaft und
Bevolkerung im Land Bremen, welche ein Klima
schafft, das zur Verwirklichung der bremischen Sa-
nierung wesentlich beitragt.

Prasident Weber: Mochten Sie eine Zusatzfrage
stellen? — Bitte, Frau Dr. Tripel!

Abg. Frau Dr. Triipel (Biindnis 90/Die Griinen):
Herr Senator Hattig, sind Sie bereit zuzugeben, dass
anders als die Erwartungen des Senats, wie sie bis-
her geauBlert worden sind, die Arbeitsplatzentwick-
lung und auch die Einwohnerzahlentwicklung bis-

her nicht so eingetreten sind, wie der Senat geplant
hatte?

Prasident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Hattig: Ich will jetzt nicht darauf einge-
hen, was und wie der Senat Arbeitsplatzentwicklung
konkret geplant hat. Ich kann nur so viel antworten,
und ich glaube, diese Antwort umfasst dann auch
den von Ihnen gezielten Teil, dass zunéachst die In-
vestitionen und ihre Wirtschaftlichkeit und dann
Arbeitsplatze folgen. Das ist im Ubrigen nicht ein
bremisches Problem, sondern ein generelles Pro-
blem. Das heilit, der Vorgang erfolgt zeitversetzt.

Prasident Weber: Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Frau Dr. Triipel (Biindnis 90/Die Grinen):
Herr Senator, ist Ihnen bekannt, dass auch in der

mittelfristigen Finanzplanung des Senats nicht mehr
von einer Steigerung der Einwohnerzahlen ausge-
gangen wird?

Prasident Weber: Bitte, Herr Senator!
Senator Hattig: Das ist mir bekannt!
Prasident Weber: Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Frau Dr. Triipel (Biindnis 90/Die Griinen):
Aber so, wie Sie argumentieren, dass es zeitversetzt
erfolgt, musste doch der Senat, wenn er von der ei-
genen positiven Entwicklung tiberzeugt ist, dann
zumindest fir die nachsten Jahre von einer solchen
Steigerung ausgehen.

Prasident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Hattig: Diese Logik ist eine scheinbare,
Frau Dr. Tripel! Arbeitsplatze und Einwohnerzah-
len sehe ich nicht in einem unmittelbaren Zusam-
menhang. Ich bleibe dabei, dass wir mit der Investi-
tionsqualitat, die wir vornehmen, zusdtzliche Arbeits-
platze schaffen werden, und ich glaube auch, mit
Grund dabei bleiben zu kénnen, dass solche Vor-
gdnge zeitversetzt erfolgen.

Prasident Weber: Eine weitere Zusatzfrage? —
Bitte sehr!

Abg. Frau Dr. Triipel (Biindnis 90/Die Grinen):
Herr Senator Hattig, auch wenn Sie diese Logik in
Frage stellen, ist Ihnen denn bekannt, dass zumin-
dest in den letzten Jahren der Senat neben den rei-
nen Wachstumseffekten immer mit dem Zuwachs an
Arbeitsplatzen und Einwohnern argumentiert hat,
um das Sonderinvestitionsprogramm zu rechtferti-
gen?

Prasident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Hattig: Mir ist bekannt, dass der Senat
eine Menge an Griinden angefiihrt hat, unter ande-
rem auch diese.

(Abg.Frau Dr. Trupel [Bindnis 90/
Die Grunen]: Danke sehr!)

Prasident Weber: Zu einer weiteren Zusatzfrage
der Abgeordnete Zachau!

Abg. Zachau (Biindnis 90/Die Griinen): Herr Se-
nator, Sie haben eben die Aufbruchstimmung in Bre-
men angesprochen. Nun habe ich in Erinnerung,
dass die Handelskammer gerade die Einschatzung
der bremischen Unternehmen veroffentlicht hat, was
ihre Wirtschaftsentwicklung angeht, die im Gegen-
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satz zu den Erwartungen der Bundesbank steht. Jetzt
wirde mich einmal interessieren, wie Sie denn das
in dieses gute Bild, was Sie vermitteln, einsortieren!

Prasident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Hattig: Fur die Stimmung ist im Handels-
kammerbericht ein Satz entscheidend: Das Investi-
tionsprogramm der Unternehmen, die selbiges pla-
nen, wird aufrechterhalten. Das ist immer der beste
Hinweis fiir die Stimmung!

Zweitens: Nattrlich lebt Bremen nicht auf einer
der Inseln der Seligen, wie wir das so gemeinhin
formulieren, sondern wir sind eingebettet in die
gesamtkonjunkturelle Situation, und da konnten wir
vielfaltig gerade in diesen Tagen nach zahlreichen
Wahlen immer wieder fragen, was uns eigentlich in
Deutschland bewegt, davon machen wir keine Aus-
nahme. Aber, und das ist der Punkt, wir missen in
Bremen die Chancen nutzen, die sich im Rahmen
eines solchen Gefuges ergeben. Erlauben Sie mir,
als jemand, der das langere Zeit gemacht hat, zu
sagen: Optimismus ist eine entscheidende Voraus-
setzung, und den stelle ich unverandert in Bremen
fest.

(Beifall bei der CDU)
Prasident Weber: Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Zachau (Biindnis 90/Die Grunen): Ich mochte
doch noch einmal nachfragen. Das Stimmungsbaro-
meter aus den bremischen Unternehmen war ja ein
anderes als die Wachstumsprognosen und die Pro-
gnosen uber die wirtschaftliche Entwicklung der
Bundesrepublik, also deutlich negativer. Eigentlich
musste das ja positiver als der Durchschnitt sein. Ich
mochte wissen, wie Sie das einschatzen! Ist das nur
eine Sache, die stimmungsmaBig gegen die Bundes-
regierung geht, aber wirtschaftlich ansonsten keine
Effekte hat, oder wie sortieren Sie das ein?

Prasident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Hattig: Ich kann nicht fiir die Bundesre-
gierung sprechen, dazu bin ich weder berufen noch
in der Stimmung. Aber so viel ist richtig, ich wieder-
hole das, das sind Kernsatze fiir unsere Politik: Wir
sind Teil der Gesamtkonjunktur wie die Bundesre-
publik Teil der Gesamtkonjunktur der Welt ist. Das
sind Kausalzusammenhéange, die man ernsthaft nicht
bestreiten kann. Im Rahmen solcher Zusammenhan-
ge muss man seine eigenen Moglichkeiten suchen,
und die Antwort, die Bremen gegeben hat, ist das
ISP und sind die damit verbundenen Investitionen.
Meine Einschéatzung, auch der Unternehmen, darf
ich wiederholen: Der entscheidende Satz ist, dass
man an dem Investitionsprogramm der Unterneh-
men festhalt, und das setzt doch voraus, wenn ich

das alles richtig interpretiere, dass man durchaus an
die Zukunftsfahigkeit des eigenen Unternehmens in
diesem Land glaubt.

Prasident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen
nicht vor.

Meine Damen und Herren, dann kommen wir zu
der vierzehnten Anfrage in der Fragestunde, die sich
mit dem Thema befasst ,TBT-Gutachten verheim-
licht”. Die Anfrage tragt die Unterschrift des Abge-
ordneten Schramm.

Bitte, Herr Kollege!

Abg. Schramm (Buindnis 90/Die Grunen): Ich fra-
ge den Senat:

Erstens: Warum wurde die Studie zur , Sediment-
untersuchung in den Uberseehéfen und im Fische-
reihafen im Hinblick auf TBT-Belastungen" den zu-
standigen politischen Gremien vorenthalten?

Zweitens: Wie bewertet der Senat die Tatsache,
dass spater durch den Druck der 6ffentlichen Mei-
nung der Umweltorganisation Greenpeace dieser ein
Exemplar der Studie zugestellt wurde, nicht aber
automatisch den gewahlten politischen Gremien?

Prasident Weber: Zur Beantwortung hat das Wort
Herr Senator Hattig.

Senator Hattig: Herr Prasident, meine Damen und
Herren! Fur den Senat beantworte ich die Anfrage
wie folgt:

Zu eins: Sedimentuntersuchungen in den Uber-
seehdfen und im Fischereihafen von Bremerhaven
werden vom Hansestadt Bremischen Amt — jetzt
Hansestadt Bremisches Hafenamt — seit 1988 re-
gelmaBig auf organische und anorganische Inhalts-
stoffe vorgenommen. Auf Anforderung der Bezirks-
regierung Luneburg wird seit 1997 das Baggergut
auch auf Tributylzinn, TBT abgekurzt, untersucht.
Insgesamt werden derzeit 63 Parameter regelmaBig
analysiert. Bis auf TBT zeigen die Werte keine Auf-
falligkeiten.

Die TBT-Problematik wird seit September 1997 im
Senat, dem Hafenausschuss, in den zustandigen
Deputationen und auch im Parlament — erste An-
frage vom Biindnis 90/Die Griinen vom 17. Septem-
ber 1997 — immer wieder diskutiert. Auch auBier-
halb der parlamentarischen Gremien — 28. Mai 1998
Vorstellung der TBT-Belastung in der Hafengruppe
Bremerhaven unter Beteiligung der GNUU, 28. April
1999 Diskussion um TBT auf Einladung der Frakti-
on Biindnis 90/Die Griinen im Columbusbahnhof in
Bremerhaven — wurde die Problematik intensiv
dargelegt. Die TBT-Belastung ist seit langem nicht
nur in den zustandigen bremischen politischen Gre-
mien, sondern auch offentlich bekannt. Es lag dem-
zufolge keine Veranlassung vor, die vom Umwelt-
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institut am Technologie-Transfer-Zentrum an der
Hochschule Bremerhaven angefertigte Studie an die
politischen Gremien zu versenden.

Zu zwei: Die Studie dient dem Bremischen Ha-
fenamt dazu, ndhere Erkenntnisse tiber Herkunft
und Wirkungen von TBT im Hafen zu gewinnen, um
Strategien fiir die Reduzierung des Eintrags von TBT
zu entwickeln. Als Greenpeace Ende August 1999
im Zuge einer Beprobung in mehreren Hafen an
Nord- und Ostsee eigene Proben auch in den
Bremerhavener Hafen genommen hat, stellte das
Bremische Hafenamt dieser Organisation das Gut-
achten des TTZ zur Verfiigung, damit nach Auswer-
tung der Bodenproben durch Greenpeace eine Kor-
relation mit den dort gemessenen Werten erfolgen
kann. Entsprechende Diskussionen sind zwischen
Greenpeace und dem Bremischen Hafenamt verein-
bart.

Auf miundlich vorgetragenem Wunsch der Frakti-
on Biindnis 90/Die Grunen hat das Hafenamt dann
auch dieser Fraktion das Gutachten in Kopie zur
Verfliigung gestellt.

Prasident Weber: Gibt es eine Zusatzfrage? — Bit-
te sehr!

Abg. Schramm (Biindnis 90/Die Griinen): Herr
Senator, ich bedanke mich dafiir, dass Sie noch ein-
mal die Initiative von Biindnis 90/Die Griinen in die-
ser Frage wiirdigen und hervorgehoben haben, aber
teilen Sie nicht mit mir die Meinung, dass es sinn-
voll sein muss, dass die entscheidenden politischen
Gremien, die diese Gutachten in Auftrag geben und
letztendlich auch finanzieren, iiber die Ergebnisse
dann automatisch unterrichtet werden miissen?

Pridsident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Hattig: Herr Abgeordneter, die Ergebnis-
se waren so bekannt, dass Ihre Frage — wie soll ich
sagen — eigentlich die Berechtigung auf eine Ant-
wort verliert, aber ich stimme mit Ihnen tiberein,
hatten wir vorher Ihre Empfindlichkeiten zu diesem
Thema gewusst, hatten Sie das Gutachten bekom-
men. Es war ja bekannt!

(Beifall bei der CDU)

Prasident Weber: Herr Kollege Schramm, noch
eine Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Schramm (Biindnis 90/Die Griunen): Meinen
Sie nicht, Herr Senator, ganz im Ernst,

(Senator Ha ttig: Im Ernstbinich
immer!)

dass es originare Aufgabe des Senats ist, diese Gut-
achten dann den politischen Gremien zuzustellen,

ohne dass man auf die Aktivitaten von Blindnis 90/
Die Griinen warten muss?

Prasident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Hattig: Herr Abgeordneter, die Frage, was
Bring- und Holschuld ist, will ich hier offen lassen.
Ich wiederhole nur, der Inhalt des Gutachtens war
so bekannt, dass niemand, der ernsthaft dartiiber
nachgedacht hat, auf den Gedanken kommen wir-
de, Sie wirden hier eine solche Frage stellen, aber
beim nachsten Mal konnen Sie das Gutachten ab-
holen.

Prasident Weber: Zusatzfrage? — Bitte sehr!

Abg. Schramm (Buindnis 90/Die Grinen): Ich be-
danke mich, ich gehe davon aus, dass jetzt eine
Anderung in dieser Politik von Thnen angegangen
wird, dass eben die Gutachten, die es gibt, dann auch
automatisch weitergeleitet werden.

Prasident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Hattig: Ich muss nichts &ndern. Das, was
in der Offentlichkeit bekannt ist, ist ein solches
Selbstverstdandnis, dass es auch Thnen bekannt sein
kann. Wir werden alles tun, um dafiir zu sorgen, dass
es Ihnen bekannt wird.

Prasident Weber: Zu einer weiteren Zusatzfrage
der Abgeordnete Topfer!

Abg. Topfer (SPD): Herr Senator, ich habe nur eine
Frage. Waren Sie bereit, dieses Gutachten auch den
ubrigen Fraktionen des Hauses zuzustellen?

(Heiterkeit und Beifall)

Prasident Weber: Bitte, Herr Senator!

Senator Hattig: Herr Topfer, die Frage ist dekla-
matorisch, auch eine deklamatorische Antwort:
selbstverstandlich!

Prasident Weber: Weitere Zusatzfragen liegen
nicht vor.

Meine Damen und Herren, damit ist exakt die
Stunde der Fragestunde zu Ende. Die nicht beant-
worteten Anfragen werden schriftlich beantwortet.

Neuregelung der 630-DM-Jobs

GroBe Anfrage der Fraktion der CDU
vom 11. August 1999
(Drucksache 15/32)

Dazu
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Mitteilung des Senats vom 14. September 1999
(Drucksache 15/44)

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin
Adolf, ihr beigeordnet Staatsrat Dr. Knigge.

Gemal Paragraph 29 unserer Geschaftsordnung
hat der Senat die Moglichkeit, die Antwort auf die
GroBe Anfrage in der Burgerschaft mundlich zu wie-
derholen.

Meine Damen und Herren, ich glaube, dass Frau
Senatorin Adolf nicht den Wunsch hat, das zu tun.

Auf die Antwort des Senats auf die Gro3e Anfra-
ge folgt eine Aussprache, wenn dies die Mitglieder
der Burgerschaft in Fraktionsstarke verlangen.

Das ist der Fall.
Die Aussprache ist eroffnet.
Das Wort hat die Abgeordnete Frau Dreyer.

Abg. Frau Dreyer (CDU): Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Die zwei Fragen der CDU-Frak-
tion konnte der Senat leider noch nicht beantwor-
ten, weil das Gutachten wohl erst im November die-
ses Jahres in der endgiiltigen Fassung vorliegen
wird. Das gibt uns Gelegenheit, die Thematik Ende
dieses Jahres erneut zu beraten. Fur die CDU-Frak-
tion nutze ich diese heutige Aussprache als Einstieg
in das Thema.

Das Gesetz werden wir noch sehr haufig und sehr
kontrovers diskutieren. Es argert die Menschen mas-
siv und nachhaltig, denn es ist ein burokratisches
Ungetum und bestraft die FleiBigen.

(Widerspruch bei der SPD)

Es st sozial ungerecht, und es ist wirtschaftlich un-
sinnig. Es schafft keinen neuen Arbeitsplatz, und es
treibt Menschen aus legaler Beschaftigung in die
Schwarzarbeit.

(Beifall bei der CDU)

Es wird uns also weiter laufend beschaftigen, sofern
die Bundesregierung nicht zu der Einsicht kommt,
dass man Gesetze nicht gegen Menschen machen
kann und darf.

Meine Damen und Herren, zum biirokratischen
Aufwand! Allein beim Finanzamt Bremen wurden
rund 24 000 Freistellungsbescheinigungen bean-
tragt, auBerdem wurden rund 20 000 telefonische Be-
ratungen vorgenommen. Das hat das Finanzamt tiber
Wochen lahm gelegt, und immer noch gibt es tag-
lich eine Fille von Ruckfragen und erhebliche Irri-
tationen bei den Beschaftigten wie auch bei den Fir-
men. Zusatzlich, praktisch als Gratisbeigabe, gab es
erhebliche Klagen und leider auch personliche Be-
schimpfungen gegen solche birokratischen Hemm-
nisse.

Der Zorn der Betroffenen, meine Damen und Her-
ren, besteht absolut zu Recht. Nur der Adressat ist
falsch. Nicht die Finanzverwaltung in Bremen ist der
Verursacher dieser fiirchterlichen Qualnummer, son-
dern die Bundesregierung.

(Beifall bei der CDU)

Dieses buirokratisches Ungetiim hat sich die Bundes-
regierung ganz allein ausgedacht, und darum, mei-
ne Damen und Herren, gehort ihr auch allein der
Protest der Menschen.

Das Gesetz richtet sich aber auch und gerade ge-
gen die Fleiligen in unserer Gesellschaft, gegen die
Frauen, die von festen und meistens nicht sehr ho-
hen Unterhaltszahlungen leben. Gerade diese Frau-
en haben sich iiber 630-DM-Jobs gern etwas dazu-
verdient, nicht fur Luxusartikel, das mag es auch
geben, sondern meistens fur die Kinder, um den Kin-
dern den Standard zu ermoglichen, der wenigstens
einigermalien dem der Schulkameraden entspricht.

(Unruhe bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Heute bleiben diesen Frauen von dem urspring-
lichen 630-DM-Verdienst nur noch etwas mehr als
300 DM tuibrig. Die Bundesregierung hat das Ein-
kommen dieser Frauen schlicht halbiert. Die voll-
mundigen Versprechungen auf eine eigene Rente
fir diese Frauen erfiillen sich nach 20 Jahren auch
nur in Hohe von knapp 18 DM monatlich.

(Abg. Z a ch au [Biindnis 90/Die Gru-
nen|: Dasist falsch!)

Das, meine Damen und Herren, muss doch den Frau-
en wie der blanke Hohn vorkommen, und genauso
ist es dann auch.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, der Rentner mit einem
auskommlichen monatlichen Renteneinkommen
braucht keinen 630-DM-Job. Er geniefit seinen drit-
ten Lebensabschnitt ohne Sorgen und ohne Neben-
job, und das ist gut so. Der Rentner allerdings, der
einen geringen Rentenanspruch hat, der keine So-
zialhilfe und kein Wohngeld beantragen méchte und,
solange er noch eben kann, gern einen 630-DM-
Job angenommen hat, den bestraft das neue Gesetz,
jedenfalls dann, wenn er neben der geringen Rente
noch eine kleine Betriebsrente erhdlt. Dann greifen
die neuen Abziige durch die Neuregelung des Ge-
setzes, und von 630 DM bleibt diesem Rentner nur
noch die Halfte in der Tasche. Das ist keine Ver-
besserung, meine Damen und Herren, das hat mit
sozialer Gerechtigkeit nichts, aber auch wirklich gar
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nichts zu tun! Das ist ungerecht, und es ist
unsozial!

(Beifall bei der CDU)

Der wirtschaftliche Unsinn dieser Gesetzgebung
liegt auf der Hand. Der 630-DM-Murks, die Diffa-
mierung von Selbstdandigen zu so genannten Schein-
selbstandigen und eine Steuergesetzgebung, die die
deutsche Wirtschaft erheblich und zusatzlich bela-
stet — Stichwort Okosteuer! — und betréchtlich ver-
unsichert, ist eine Politik gegen Wirtschaftswachs-
tum und damit gegen die Schaffung von neuen Ar-
beitsplatzen.

(Beifall bei der CDU)

Die Prognosen zum Wirtschaftswachstum werden
auch von der Bundesregierung richtigerweise Wo-
che fir Woche nach unten korrigiert.

Steuern deutlich zu senken ware das Gebot der
Stunde, doch das haben Herr Lafontaine — zur Er-
innerung, das ist der Pensionar mit schriftstelleri-
schen Ambitionen — und die damaligen Minister-
prasidenten aus Hessen und Niedersachsen, Herr
Eichel und Herr Schroder, jahrelang tiber den Bun-
desrat verhindert. Als jetzt der SPD-Fraktionsvorsit-
zende, Herr Struck, mit der in Grundzugen richti-
gen Steuersenkungsdebatte das Sommerloch fullte,
wurde er schnell wieder zurtickgepfiffen. Der Zick-
zackkurs der Bundesregierung wurde zum Hick-
hack, entschieden wurde nichts!

Wenn diese neue Gesetzgebung dann wenigstens
neue Arbeitsplatze schaffen wiirde, meine Damen
und Herren, dann kénnten die Menschen wenigstens
darin einen kleinen verniunftigen Hoffnungsschim-
mer entdecken. Doch auch das ist leider nicht so,
das Gegenteil ist der Fall! Seit April dieses Jahres
sinkt durch die Neuregelung zur geringfliigigen Be-
schaftigung die Zahl der Teilzeitbeschéftigten rapi-
de: im Einzelhandel um drei Prozent, im Grofhan-
del um sieben Prozent, im Gastgewerbe um uber 14
Prozent gemal Mitteilung des Statistischen Bundes-
amtes vom 17. Juli 1999.

In einigen Bereichen des Einzelhandels und des
GroBhandels wurden, wie auch in den Bereichen der
Gastronomie, zweistellige Veranderungsraten beim
Rickgang der Teilzeitbeschaftigung gemessen, so
im rundfunk-, fernseh- und phonotechnischen Be-
reich minus 16,2 Prozent, im Handelsbereich Fahr-
rader, Fahrradteile, Sport- und Campingartikel mi-
nus 13 Prozent. Diese Zahlen sind in der monatli-
chen Reprasentativumfrage des Handels und des
Gastgewerbes nachlesbar.

Die Bereiche Verlagswesen, soziale Dienstleistun-
gen, Kultur und Freizeit sind hier noch uberhaupt
nicht erfasst. Das wird allerdings Ende des Jahres
auch vorliegen, und dann konnen wir auch diese

Zahlen miteinander besprechen. Sicher ist aber heu-
te schon, meine Damen und Herren, seit In-Kraft-
Treten der 630-DM-Neuregelung ist eine halbe Mil-
lion dieser kleinen Beschaftigungsverhaéltnisse er-
satzlos gestrichen worden.

(Beifall bei der CDU — Zuruf vom Biindnis
90/Die Griinen: Das stimmt doch nicht!)

Unabhdangig von den aktuell laufenden Studien
ergibt sich das aus der Untersuchung des Kolner In-
stituts fir Sozialforschung und Gesellschaftspolitik
— passen Sie auf, meine Damen und Herren! —, die
im Auftrag des Bundesarbeitsministers Riester
durchgefihrt worden ist. Diese Zahlen veroffentlich-
te die Landesregierung Nordrhein-Westfalen in ih-
rer Presseerklarung vom 23. Juli dieses Jahres, der
Bundesarbeitsminister hat diesen nicht widerspro-
chen.

Meine Damen und Herren, wenn die 630-DM-
Vertrage nicht in Teilzeitbeschaftigung umgewan-
delt worden sind, und die Zahlen sagen deutlich,
sie sind es nicht, konnten wir ja vermuten, dass meh-
rere Vertrage in feste volle Stellen zusammen-
gebundelt worden sind, doch leider Fehlanzeige! Auf
dem Arbeitsmarkt ist Flaute. Die Arbeitslosigkeit
stagniert leider weiter auf dem hohen Niveau von
rund vier Millionen,

(Zuruf von der SPD: Helmut Kohl!)

daran hat Herr Schroder auch nichts geandert, will
sich aber, wie er immer deutlich sagt, weiterhin dar-
an messen lassen. Das machen wir als CDU-Frakti-
on auch, und das machen selbstverstdandlich auch
die Biirgerinnen und Biirger.

Besorgniserregend ist vor allen Dingen die Situa-
tion in den neuen Bundeslandern, wo die Zahl der
Arbeitslosen weiter gestiegen ist. Den Aufbau Ost
zur Chefsache zu machen, wie es der Bundeskanz-
ler weiter verspricht, darf also in den neuen Lan-
dern weiterhin leider als massive Bedrohung ver-
standen werden.

(Abg. Frau Jansen [SPD]: 16 Jahre
Kohl! —Abg. Z a ch au [Bundnis 90/Die
Grunen]: Das liegt alles an 630 DM!)

Meine Damen und Herren, was bis zum 1. April
dieses Jahres legale Beschaftigung war, ist jetzt fur
viele der Betroffenen durch die neuen Abgaben zu
teuer geworden, so dass nicht nur 500 000 dieser
Stellen ersatzlos aufgegeben worden sind. Wir kon-
nen auch davon ausgehen, leider, dass viele dieser
kleinen Beschaftigungsverhaltnisse, auf die bislang
Steuern entrichtet wurden, weiter am Gesetz vorbei
gefiihrt werden.

Das heilit, die Schwarzarbeit nimmt weiter zu, und
das heifl}t fur diese Menschen, was bislang von ih-
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nen legal erwirtschaftet werden durfte, ist heute il-
legal. Das fordert die Steuerflucht, schadet der Tarif-
treue,

(Zurufe von der SPD)

vernichtet weitere Arbeitsplatze. Fur die CDU-Frak-
tion sage ich Thnen deutlich, meine Damen und Her-
ren, das ist eine erschreckende Bilanz!

So weit zum Einstieg! Ich melde mich dann in der
zweiten Runde noch einmal, um diese Zahlen dann
auf Bremen und Bremerhaven herunterzurechnen.
— Erst einmal herzlichen Dank fiir Ihre Aufmerk-
samkeit!

(Beifall bei der CDU)

Prasident Weber: Als Nachste hat das Wort die
Abgeordnete Frau Ziegert.

Abg. Frau Ziegert (SPD): Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Ich glaube, es wird auch ein
Redebeitrag nicht ausreichen, dieses Gebrau von
Missverstandnissen, Halbwahrheiten und direkten
Unwahrheiten auseinander zu nehmen, das eben in
dem Vortrag der Kollegin Dreyer zu héren war.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Grunen)

Frau Dreyer, es freut mich ja eigentlich, dass Sie
der rotgrunen Regierung zutrauen, dass sie in ei-
nem Jahr die Arbeitslosigkeit von iiber vier Millio-
nen, die Ihre Regierung, die Kohl-Regierung, in 16
Jahren zustande gebracht hat,

(Beifall bei der SPD)

wieder erheblich herunterdriickt. Ich finde dieses
Zutrauen sehr ehrenvoll, aber ich glaube, dass Sie
selbst nicht ernsthaft daran glauben kénnten.

(Zuruf von der CDU: Das waren die Ver-
sprechungen von Schréder, Frau Ziegert!
— Zurufe von der SPD und von der CDU)

Wir haben einen Riickgang der Zahl der Arbeitslo-
sen unter das Niveau des Vorjahres, das ist mehr,
als was Thre Regierung in ihrer ganzen Regierungs-
zeit zustande gebracht hat.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Grunen)

Was die geringfiigigen Beschaftigungsverhaéltnisse
betrifft, darf ich doch einmal daran erinnern, was
der Ausgangspunkt gewesen ist! Der Ausgangs-
punkt ist gewesen, dass es auch unter der Kohl-Re-
gierung und in der alten 630-DM-Regelung zu ei-

ner explosionsartigen Vermehrung dieser geringfu-
gigen Beschaftigungsverhaltnisse gekommen ist auf
zuletzt tiber sechs Millionen. Es sind vor allem Frau-
en gewesen, Frauen aus den Gewerkschaften, Frau-
en aus den Kirchen, auch Frauen aus der CDU, ver-
ehrte Frau Dreyer, die darum gekampft und sich
politisch dafur eingesetzt haben, dass mit diesem
Missbrauch und diesem Unsinn endlich Schluss ge-
macht wird.

(Beifall bei der SPD und beim Bindnis 90/
Die Griinen)

Ich darf dann vielleicht doch noch einmal an eine
einfache Tatsache erinnern, die hier ja auch immer
in der Diskussion nicht erwahnt wird: Fur die uber-
wiegende Mehrheit der geringfligig Beschaftigten,
namlich fir alle diejenigen, die ausschlieBlich ge-
ringfigig beschaftigt sind, und das sind immerhin
drei Viertel der Betroffenen, andert sich an der ma-
teriellen Belastung durch die Neuregelung der 630-
DM-Verhaltnisse nichts.

(Beifall bei der SPD)

Es tritt lediglich anstelle der Pauschalversteuerung
die Sozialversicherungspflicht. Es konnen sich da
eigentlich nur diejenigen Arbeitgeber beklagen, die
bisher Schwarzarbeit gefordert haben, die die 630-
DM-Jobs genutzt haben, um sie nicht ordnungsge-
mab pauschal zu versteuern. Andere kénnen sich
dartiiber eigentlich nicht beklagen.

(Beifall bei der SPD)

Ich kann Thnen aus meiner Erfahrung nur sagen,
es sind sehr viele Frauen froh, und dariiber sollten
Sie nicht so leicht hinweggehen, liebe Frau Dreyer,
dass sie diese Rentenanspriiche jetzt endlich einmal
erwerben konnen.

(Beifall bei der SPD — Heiterkeit und Zu-
rufe von der CDU)

Es gibt namlich sehr viele Frauen, und das ist hnen
offensichtlich nicht bekannt — aber es freut mich,
dass ich so viel Aufregung bei Ihnen hervorrufe! —,
dass die meisten Frauen nicht ihr ganzes Leben lang
geringfigig beschaftigt sind, sondern dass sie Lik-
ken in ihrer Rentenbiographie bisher hatten und sie
sie durch diese 630-DM-Verhaltnisse auffiullen kon-
nen.

(Zuruf des Abg. Eckhoff [CDU]J)

Ich will ibrigens auch sagen, ich wirde es begri-
Ben, wenn wir noch weitere Regelungen in dieser
Richtung hatten und diese unterwertige Beschafti-

(©)
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gung, diese nicht geschiitzte Beschaftigung, voll-
kommen abschaffen konnten.

(Beifall bei der SPD)

Worauf Sie jetzt abheben und weswegen es das
groBe Geschrei in der Offentlichkeit gibt, das sind
die geringfiigigen Nebenjobs. Da ist es in der Tat
so, wenn jemand bisher neben seiner Vollzeit- oder
Teilzeitstelle einen Nebenjob fur 630 DM oder ge-
ringfiigig darunter gehabt hat, dann ist er jetzt
schlechter gestellt. Das ist sicher argerlich fur die
Betroffenen, das sage ich auch, aber man muss sich
naturlich auch einmal fragen, wie argerlich es fir
die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer ist, die
treu und brav bisher von ihrem gesamten Arbeits-
einkommen Steuern und Abgaben gezahlt haben.

(Beifall bei der SPD)

Mir haben auch Kollegen gesagt, wie ungerecht
sie es gefunden haben, dass sie mit 27 Stunden Teil-
zeitjob zum Beispiel mit weniger Geld in der Tasche
nach Hause gehen als die Kollegin, die vielleicht 18
Stunden hat, dann noch drei oder vier Stunden in
der Woche Nebenjob, und dann bisher mit mehr
Geld nach Hause gegangen ist als sie selbst, weil
sie namlich keine Sozialversicherungsbeitrage be-
zahlt. Das muss man auch sehen, und insofern ist es
ein richtiger Schritt, um diese Zwei-Klassen-Gesell-
schaft in der Bewertung von Arbeit endlich abzu-
schaffen oder wenigstens einzuddmmen, und ich
halte das fur sehr notwendig.

(Beifall bei der SPD)

Ich denke, dass die Neuordnung der 630-DM-
Jobs, und da finde ich das vollig richtig, Frau Dreyer,
dass Sie so in die Diskussion eingestiegen sind, ein
ganz wichtiges Reformvorhaben der rotgriinen Re-
gierung ist, dass mit diesem Reformvorhaben nam-
lich auch verhindert oder ein Stopp gemacht wor-
den ist, dass unser Sozialversicherungssystem, auf
das schlieBlich die iberwiegende Mehrzahl der Be-
vOlkerung angewiesen ist, durch eine Flucht aus
sozialversicherungspflichtigen Jobs ausblutet. Die
bisherige 630-DM-Regelung Ihrer alten Regierung
hat geradezu als Anreiz dazu gewirkt, aus regula-
ren Jobs herauszugehen und dann zusétzlich solche
nicht sozialversicherungspflichtigen Jobs zu schaf-
fen. Ich sage sogar sehr deutlich: Ich bin Arbeitsmi-
nister Walter Riester sehr dankbar, dass er bisher
standhaft gewesen ist und allen Druckversuchen von
Lobbys und Interessengruppen widerstanden hat,
hier Anderungen vorzunehmen!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Grinen)

Jetzt noch zur angeblichen Arbeitsplatzvernich-
tung! Esist allerdings wirklich so, dass 630-DM-Jobs

teilweise nicht mehr nachgefragt werden von Leu-
ten, fiir die das unattraktiv geworden ist. Aber das
heifit ja eigentlich noch nicht, dass deswegen die
Arbeitsplatze wegfallen. Die Arbeit muss ja gemacht
werden: Die Buros mussen gereinigt werden, die
Gaste miissen bedient werden, die Kassen in den
Supermarkten mussen besetzt werden, und die Ar-
beitgeber sind auch bestrebt, diese Jobs wieder zu
besetzen.

Ich darf hier vielleicht einmal einen unverdachti-
gen Zeugen zitieren, namlich den Prasidenten der
Bundesanstalt fiir Arbeit, Bernhard Jagoda, und er
hat auf einer Pressekonferenz Anfang August ge-
sagt, und das ist ja vielleicht noch etwas neuer als
die Zahlen, die Sie zitiert haben:

. So verzeichneten die westdeutschen Arbeitsam-
ter in Wirtschaftszweigen, die einen hohen Anteil
geringfigig Beschaftigter aufweisen, zuletzt eine
gunstigere Entwicklung bei der Kraftenachfrage ins-
gesamt. Vor allem aus dem Gastgewerbe gab es seit
In-Kraft-Treten der Neuregelung, also von April bis
Juli, gegenuber dem Vorjahr einen Zuwachs bei der
Stellenmeldung von 14 Prozent. Dieser war spiirbar
groBer als der von Januar bis Marz, er war acht Pro-
zent.

Auch im Einzelhandel lag die Steigerungsrate mit
zuletzt plus zwolf Prozent Uber der des ersten Quar-
tals. Stellenmeldungen von privaten Haushalten un-
terschritten den Vorjahreswert zuletzt kaum noch,
nachdem sie im ersten Quartal noch deutlich dar-
unter lagen. Dagegen hat sich der Zuwachs bei den
Angeboten insgesamt leicht reduziert.

Kurz: Diese Entwicklungen deuten darauf hin,”
— und ich zitiere hier den Prasidenten der Bundes-
anstalt fur Arbeit, dessen Glaubwturdigkeit, denke
ich, Sie ja nicht in Zweifel zichen werden! — ,dass
durch die Reform der 630-DM-Jobs Arbeit zum Teil
neu verteilt wird. So weit geringfiigige Nebener-
werbstatigkeit aufgegeben wird, koénnen Quasi-
Uberstunden in neue Beschéftigungsverhéltnisse
umgewandelt werden.” — So weit Bernhard Jagoda!

(Beifall bei der SPD und beim Bilindnis 90/
Die Grinen — Zuruf der Abg. Frau
Dreyer [CDU))

Anzeichen dafur, dass nach der sehr aufgeregten
Diskussion der vergangenen Monate, die Sie heute
anscheinend auch wieder anheizen wollen, eigent-
lich eine Beruhigung eintritt, geben auch die Zah-
len aus den Meldeverfahren zur geringfiigigen Be-
schaftigung bei den Sozialversicherungstragern.
Danach sieht es so aus, dass aufgrund der Meldun-
gen von bisher sozialversicherungsfreien Jobs erheb-
lich mehr Geld in die Kassen gekommen ist, ném-
lich statt 1,2 erwarteten Milliarden 1,5 bis 1,7 Milli-
arden DM fiir das Jahr hochgerechnet, als dies vom
Arbeitsminister selbst angenommen worden ist.
Auch dies ist ein Zeichen dafiir, dass die Behaup-
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tung, diese Jobs wirden ersatzlos wegfallen, aus der
Luft gegriffen ist. Auch hier zeigen sich Anzeichen
dafiir, dass eine Normalisierung in der Behandlung
dieser Jobs stattgefunden hat.

Ich will abschlieBend jetzt nur eines zusammen-
fassend sagen, wir werden die Debatte ja auch wei-
ter fihren: Fiir mich heiBt das Fazit, dass diese Neu-
regelung der 630-DM-Jobs ein Beitrag zu mehr so-
zialer Gerechtigkeitist, dass diese Neuregelung die
Schaffung von Zwei-Klassen-Arbeitsverhaltnissen
stoppt, sie stoppt den Marsch in unterwertige Ar-
beitsverhaltnisse, sie schafft mehr Gerechtigkeit
zwischen den Arbeitnehmern. Ich bin tberzeugt
davon, dass wir uns nach anfanglichen Aufgeregt-
heiten alle sehr schnell daran gewohnen werden,
Frau Dreyer, und dass wir froh sein werden, dass
diese rotgrune Regierung diesen Reformschritt end-
lich angepackt hat. — Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Prasident Weber: Als Nachste hat das Wort die
Abgeordnete Frau Stahmann.

Abg. Frau Stahmann (Biindnis 90/Die Griinen):
Sehr geehrter Herr Prasident, meine sehr verehrten
Damen und Herren! Ich habe kein Buch uber die
630-DM-Jobs geschrieben, sondern ich mochte Th-
nen ein Zitat vorlesen: ,Es wird immer Leute ge-
ben, die sagen, dazu gibt es keine Alternative. Des-
halb sterben die Griinen nie aus."” Das hat Wolfgang
Neuss gesagt, und ich finde, er hat Recht. Es gibt
keine Alternative. Das Gesetz zur Regulierung der
geringfigigen Beschaftigung war tiberfallig.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Die geringfugige Beschaftigung war gedacht als
Ausnahme, zu Spitzenzeiten der Produktion flexi-
bel auf Anforderungen reagieren zu koénnen, und
fiir Arbeitnehmer, die sich zuweilen etwas neben-
her verdienen wollten, zum Beispiel kurz vor Weih-
nachten, vor Hochzeiten oder wenn eine Beerdigung
gerade vorbei war.

(Heiterkeit— Abg.Frau Dreyer [CDU]:
Dann braucht man niemanden mehr!)

Na, die Beerdigungen sind ja heutzutage sehr teu-
er, Frau Dreyer. Da muss man hinterher vielleicht
noch ein bisschen Geld verdienen.

Aus der Ausnahme ist jedoch eine Regel gewor-
den. Die geringfugige Beschaftigung nahm in den
vergangenen Jahren rapide zu, und dies nicht etwa,
weil sich mehr Hausfrauen oder Studierende, so wie
ich friiher, etwas nebenher verdienen wollten, son-
dern weil mehr reqgulare Beschaftigungsverhaltnis-
se einfach umgewandelt worden sind. Das habe ich

immer hautnah miterlebt, wie in Supermarkten Ar-
beitsplatze vernichtet worden sind und statt dessen
auf 630-DM-Basis dann billige Arbeitskrafte ange-
rickt sind, die sozial teilweise auch nicht richtig ab-
gesichert worden sind. Nie hat jemand erzahlt, dass
man auch Anspruch auf Urlaubsgeld oder be-
stimmte andere soziale Anspriche hat. Das trifft auch
auf Verkduferinnen zu, auf das Reinigungshand-
werk, Ausgriindungen von Unternehmen, wo die Be-
schaftigten statt Uberstunden Minijobs machen
konnten. Also all diese Beispiele kann ich hier auch
anfiihren.

Die geringfiigige Beschéaftigung wurde zu einem
staatlich subventionierten Niedriglohnsektor, in dem
ein munteres und auch recht unkontrolliertes Trei-
ben geherrscht hat.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen
und bei der SPD)

Niemand kann von 630 DM leben. Wir waren auf
dem besten Weg dazu, zu einer Arbeitsgesellschaft
zu werden, in der die Unternehmen ungehindert die
Arbeitskraft ihres Personals heranziehen konnten,
ohne dafiir die soziale Verantwortung zu tberneh-
men.

Ich finde, eine Korrektur ist in diesem Fall wichtig
und richtig, denn das ware das Ende eines solidari-
schen Sozialstaats gewesen.

(Beifall beim Bundnis 90/Die Grunen)

Darum ist die ganze Aufregung uberflissig, wie ich
finde. Dass dieser Zustand gedandert werden musste,
das war doch allen klar, das war doch auch der CDU
klar, das war doch immer wieder Debatte. Die FDP,
kann ich mich erinnern, war da eher dann doch
manchmal noch ein Hemmschuh. Aber auch in der
CDU haben die Krafte nicht ausgereicht, da eine
Anderung herbeizufiihren.

Die rotgriine Regierung hat schnell reagiert und
gehandelt und ein Gesetz erlassen, das seither fur
eine Menge Aufregung gesorgt hat, wobei sich die
Aufregung auch auf falsche Informationen bezieht,
aus Unkenntnis, Ignoranz. Auch die Medien als
Interessensgruppe haben da ganz gehorig mit an-
geheizt.

(Beifall beim Bundnis 90/Die Grunen)

Fir alle, die es immer noch nicht verstanden ha-
ben: Fir die Personen, die keine weiteren Einkunf-
te haben, andert sich rein gar nichts,

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen
und bei der SPD)

weil anstelle einer zweiundzwanzigprozentigen Pau-
schalsteuer jetzt ein zweiundzwanzigprozentiger
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Beitrag an die Sozialversicherung zu zahlen ist, au-
Ber nattirlich, wenn der Arbeitgeber bisher die Pau-
schalsteuer nicht bezahlte. Aber dann war das Miss-
brauch, und ich finde, das muss hier nicht bejam-
mert werden, wenn das nicht mehr stattfinden kann.

(Beifall beim Bundnis 90/Die Griunen
und bei der SPD)

Frau Ziegert hat schon richtig darauf hingewie-
sen, wer eine Hauptbeschéaftigung hat und seinen
Nebenminijob versteuern muss, wird jetzt nur mit
den Leuten gleichgestellt, die bisher Uberstunden
gemacht haben oder eine Lohnerhéhung bekommen
haben und das auch selbstverstandlich versteuert
haben. Ich finde, da wird jetzt endlich einmal gleich-
gezogen.

Wo liegt denn nun hier die Ungerechtigkeit? Wer
jetzt sagt, dass es vor allem Geringverdiener trifft,
die auf einen Zweitjob angewiesen sind, der hat
zweifellos Recht, aber dann miissen wir hier tiber
Mindestlohne reden.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen
und bei der SPD)

Dazu bin ich auch gern bereit, denn darum geht es
namlich auch, auch aus frauenpolitischer Sicht!

Frau Dreyer, Sie haben es ja bemangelt, aberich
trete jetzt einmal in die Tradition von Herrn Mohle,
der hier immer gern tber seine Mutter geredet hat,
wenn es um Arbeitsmarktpolitik gegangen ist. Mei-
ne Mutter hat nach dem Tod meines Vaters jahre-
lang auf 630-DM-Basis gearbeitet und hat es immer
wieder ausdriicklich bedauert, dass das nicht
sozialversicherungspflichtig ist, denn wenn sie sich
jetzt ihre Rente ausrechnen lasst, da wird sie nam-
lich ganz schon bitter auf diesen Auszug gucken
mussen, weil man mit diesen Ansprichen namlich
nicht 18 DM erwirbt, sondern man verlangert die
Anwartschaftszeit, es geht um die Anrechnungs-
zeiten.

(Beifall beim Buindnis 90/Die Griinen
und bei der SPD)

Das ist die Uberlegung, die dahinter steckt. Das
gilt nicht nur fir Frauen. Man erwirbt einen An-
spruch auf Reha-Leistungen, Berufs- und Erwerbs-
unfahigkeitsrente schon nach drei Jahren und auf
eine vorgezogene Altersrente. 630-DM-Jobs sind
Frauenarbeitsplatze, da freue ich mich, Frau Dreyer,
dass Sie das erkannt haben, und sie fithren ungesi-
chert zur Altersarmut. Dem musste endlich entge-
gengesteuert werden.

(Beifall beim Bundnis 90/Die Grunen
und bei der SPD)

Laut Pressemitteilung des Bundesministeriums fir
Arbeit haben die Rentenkassen einen Zuwachs, Frau
Ziegert hat das vorhin schon richtig erwahnt, von
1,5 bis 1,7 Milliarden DM zu verbuchen. Ich finde,
da kann sich die CDU doch auch mitfreuen, das ist
doch ein Erfolg und zeigt, dass hier ein wesentli-
cher Regelungsbedarf bestanden hat.

Auch bekannte Bekleidungsketten, die wir auch
hier in Bremen haben, schaffen momentan muster-
gultig sozialversicherungspflichtige Beschaftigungs-
verhaltnisse. Nordrhein-Westfalen, das auch an die-
ser Studie beteiligt sind, die noch nicht draulen ist,
meldet einen Zuwachs an Teilzeitjobs. Das sind Ent-
wicklungen, die wir als Griine begriien und auch
ausdrucklich wollen.

(Beifall beim Blindnis 90/Die Griinen)

Dennoch ist nicht alles paletti. Der , Weser-Report”
hat zu Recht getitelt, bei den Sportvereinen wird
.Land unter” gemeldet. Das gilt auch fur die freien
Trager der Jugendhilfe. Es betrifft in Bremen 430
Sportvereine und insgesamt 370 Honorarkrafte, die
in der freien Jugendhilfe in Bremen beschaftigt sind.
Dort vermischen sich Probleme mit der Schein-
selbstandigkeit, und es wird zu Recht von diesen
Einrichtungen bemangelt, dass das Gesetz zu schnell
kam und ohne Ubergangsregelung. Da gebe ich Frau
Dreyer auch ein bisschen Recht. Es ist auch zu bi-
rokratisch. Ich denke, da héatten wir vielleicht auch
etwas besser machen konnen.

Die erh6hten Kosten werden beklagt und dass die
Trager nicht professionell betreut werden koénnen,
weil das oft Unternehmen mit einer oder zwei Per-
sonen sind. Es wurden unterschiedliche Auskiinfte
gegeben. Dem muss ich auch beipflichten, aber ich
finde, die StoBrichtung des 630-DM-Gesetzes ist rich-
tig, und mit Scheinselbstandigkeit werden wir uns
noch einmal an anderer Stelle beschaftigen miissen.

Die Bundesregierung hat gelernt. Ich glaube es
ganz sicher. Beim nachsten Mal gibt es sicherlich
mehr Vorabinformationen und Entspannungstibun-
gen auf Nachfrage fir alle.

(Heiterkeit)

Ein englisches Sprichwort sagt, ich finde das sehr
schon: ,Proof of the pudding is eating”. Ich kann
sagen, die Studie ist noch nicht veroffentlicht, also
ist die Verdauung der 630-DM-Jobs noch nicht ab-
geschlossen.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen
und bei der SPD)

Prasident Weber: Sehr geehrte Frau Stahmann,
auch Ihnen herzlichen Dank fiir Thre muntere erste
Rede!

Als Néachste hat das Wort die Abgeordnete Frau
Dreyer.
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Abg. Frau Dreyer (CDU): Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Bundeskanzler Schroder hat
nach der verlorenen Europawahl vor laufenden Ka-
meras mehrfach den Satz gesagt: , Wir haben ver-
standen.”

(Abg. Mutzelburg [Bindnis 90/Die
Grunen]: Sie aber nicht!)

Auch wenn sich viele gefragt haben, was er denn
verstanden hat, hat man doch zumindest den Ein-
druck gehabt, er will nachdenken, nachdenken tiber
die von ihm selbst beklagten handwerklichen Feh-
ler, und zwar haufig beklagten handwerklichen Feh-
ler seiner neuen Regierung. So neu ist die ja nicht,
zwolf Monate! Genauigkeit geht vor Schnelligkeit,
hat der Bundeskanzler immer wieder gesagt.

In der heutigen Debatte habe ich doch so ein
bisschen den Eindruck, Frau Ziegert von der SPD
und auch Frau Stahmann vom Biindnis 90/Die Grii-
nen, Sie haben nichts verstanden, und Sie wollen
auch nicht nachdenken!

(Widerspruch bei der SPD und beim
Biindnis 90/Die Griinen)

Sie bringen ja beide ein, wie die Rentenkassen
sich gefiillt haben. Ja, dafiir gibt es keine Steuerein-
nahmen mehr, das ist von einer Tasche in die ande-
re gewandert. Das hat iberhaupt nichts an der Si-
tuation gedandert.

Meine Damen und Herren, was die rotgriine Ge-
setzgebung in Berlin angerichtet hat, ist nicht nur
unsozial und ungerecht, ich habe es schon gesagt,
es bestraft die Fleifligen, und es wendet sich gegen
die leistungsbereiten Menschen. Das, was Sie ein-
gebracht haben, Frau Stahmann sowie auch Frau
Ziegert, ist doch, dass Sie die Regularien hier noch
einmal heruntergebetet haben. Die Menschen sind
in Ihrer Rede gar nicht vorgekommen.

(Abg.Frau Jansen [SPD]:Sind denn
Frauen keine Menschen?)

Meine Damen und Herren, wir wollen uns einmal
Bremen und Bremerhaven zuwenden, das ist ja wohl
etwas kurz gekommen. Das Deutsche Rote Kreuz in
Bremen und Bremerhaven kann Nachbarschaftshil-
fe fur hilfsbedurftige altere Menschen nicht mehr so
sicherstellen, wie es bislang war. Die Schreiben lie-
gen den Ressorts vor. Ich habe sie alle mit. Ich foto-
kopiere sie Ihnen dann, damit Sie sie auch erhalten.
Die 630-DM-Krafte, die gern die Ausfallzeiten in den
Dienstleistungszentren bei Krankheit der Mitarbei-
ter und Mitarbeiterinnen abgedeckt haben, sind
verunsichert und wollen eine Klarung der Situation.

Kindigungen wurden bereits angekindigt und
wurden auch leider schon vollzogen. Die dlteren
Menschen sind mit dem Papierkrieqg vollig tiberfor-

dert und wissen nicht, ob ihnen zukunftig noch Un-
terstutzung und Hilfe gewdhrt werden kann.

(Abg. Ginthner [SPD]: Sie erzdahlen
einen Schwachsinn, das ist unglaublich!)

Ich gebe Ihnen gleich die Briefe, damit Sie das
auch wissen! Die Frau Senatorin hat sie schon.

Welche altere Frau — oder auch Mann —, die den
Haushalt nicht mehr allein bewaéltigen kann und ge-
legentlich fur schwere Arbeiten Hilfe benoétigt, fiihlt
sich einer solchen Birokratie eigentlich noch ge-
wachsen? Die schriftlichen Hilferufe der Dienst-
leistungszentren liegen der Senatorin vor. Eine Kla-
rung wurde bisher noch nicht herbeigefiihrt. Es soll
aber wohl ein Gutachten helfen. Wir warten einmal
ab, ob das dann wirklich Hilfe bringt.

Desgleichen bei der Lebenshilfe, desgleichen in
fast allen Sportvereinen! Frau Stahmann hat das
auch selbst angesprochen. In den Kinder- und Spiel-
platzgruppen, in dem Bereich der Kultur und in dem
Bereich des Tourismus, iberall gibt es schlimme Eng-
passe, und uberall warten die Betroffenen auf kon-
krete Hilfestellung der Ressorts, bislang natiirlich
ohne Ergebnis, meine Damen und Herren, weil sich
die Bundesregierung bewegen muss. Auf Lander-
ebene kann man diese Gesetze dann eben auch nur
umsetzen.

Ich finde, das ist eine schlimme Politik, und es stellt
die einzelnen Bereiche vor schier unlésbare Fragen,
nicht nur in der Sozialpolitik, meine Damen und
Herren, sondern auch in der Tourismusbranche in
unseren beiden Stadten, das sind gerade die Berei-
che, die wir fiir den Strukturwandel in unseren bei-
den Stadten so dringend brauchen und wo wir zwei-
stellige Zuwachsraten haben.

Meine Damen und Herren, aus allen Bereichen
der Wirtschaft in Bremen und Bremerhaven horen
wir diese Hiobsbotschaften, und sie konnen Ihnen
von den Griinen und von der SPD doch nicht ver-
borgen geblieben sein. Die Handelskammer hat eine
Umfirage im Mai dieses Jahres veroffentlicht. Der
Weser-Kurier” berichtete unter der Uberschrift
+Ein Schuss in den Ofen” folgende Fakten, ich zi-
tiere mit Genehmigung des Prasidenten:

.Im kleinsten Bundesland wird jeder dritte Minijob
ersatzlos gestrichen. Zum Ausgleich werden in drei
von vier Betrieben vermehrt Uberstunden herange-
zogen werden. Nur jeder zehnte Minijob wird in ein
festes Arbeitsverhaltnis umgewandelt.” Weiter heifit
es: ,In Bremen rechnet jeder zweite Betrieb aus
Gastgewerbe und Handel mit wirtschaftlichen Nach-
teilen. Neugegriindete Unternehmen sehen schon
jetzt eine existenzbedrohende Situation.”

Die Zahlen fiir das Gastgewerbe und den Handel
mit zweistelligen Minusraten bei der Teilzeitbeschaf-
tigung habe ich bereits im ersten Beitrag einge-
bracht. Das ist in Bremen und Bremerhaven leider
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nicht anders, und wenn Sie andere Zahlen haben,
mussen Sie diese hier belegen. Nicht uber Vermu-
tungen, sondern tber konkrete, belegte Zahlen bit-
te schon!

Ich habe gerade in der vergangenen Woche, mei-
ne Damen und Herren, mit zwei Existenzgrindern
gesprochen. Ich will Thnen kurz diese Geschichte
erzahlen. Beide Existenzgriinder sind im Dienstlei-
stungsbereich tatig und haben zusammen drei Frau-
en auf 630-DM-Basis im Bereich der Akquisition be-
schaftigt. Die Frauen wollten durch die Neuregelung
des Gesetzes ihr Einkommen nicht halbieren lassen
und haben leider gekiindigt. Das war der erste
Schlag fur die Neugrunder.

(Zuruf des Abg. Guinthner [SPD])

Sie haben dann ein Call-Center mit der Akquisi-
tion beauftragt, und das lief auch erfreulicherweise
sehr gut. Doch jetzt, nachdem die 630-DM-Krafte
leider nicht mehr da sind, verfiigen sie tiber keine
weiteren Beschaftigten mehr. Nun werden sie als
angeblich Scheinselbstandige diffamiert und mis-
sen sich erneut auf ein sinnloses buirokratisches Ver-
fahren einstellen.

(Abg.Frau Hovelmann [SPD]: Und
Steuern zahlen, das ist bitter!)

Sind Sie der Auffassung, dass diese Leute keine
Steuern zahlen, Frau Hévelmann?

(Zuruf der Abg. Frau Hovelmann
[SPD])

Sie sollten sich schamen, Frau Hovelmann! Sie
gehen schlicht davon aus, dass andere Leute keine
Steuern zahlen!

(Zurufe von der SPD und vom Biindnis 90/

Die Grinen — Abg. Frau Schwarz

[SPD] meldet sich zu einer Zwischenfrage
— Glocke)

Diese beiden Frauen haben Steuern gezahlt, und die
Existenzgrinder haben selbstverstandlich auch
Steuern gezahlt!

Prasident Weber: Frau Kollegin Dreyer, gestatten
Sie eine Zwischenfrage?

Abg. FrauDreyer (CDU): Gern!
Prasident Weber: Bitte, Frau Schwarz!

Abg. Frau Schwarz (SPD): Frau Dreyer, ich habe
zweil Fragen: Erst einmal haben Sie in der ersten
Rede ausgesagt, dass die bisherigen Inhaberinnen
und Inhaber der 630-DM-Jobs in die Schwarzarbeit

geflichtet sind. Meine Frage an Sie: Woher haben
Sie diese Information, und welche Quellen haben
Sie?

Die zweite Frage: Innerhalb Europas gibt es au-
Berhalb Deutschlands nur in Osterreich ein Land mit
einer ahnlichen Regelung wie die 630-DM-Jobs hier
in Deutschland in der Vergangenheit. Wie erklaren
Sie sich, dass die vergleichbaren Staaten der EU sol-
che Regelungen nicht haben?

Abg. Frau Dreyer (CDU): Gern, Frau Schwarz! Die
Antwort ist: Erstens habe ich sehr deutlich gesagt,
wir mussen doch vermuten, dass die Schwarzarbeit
ansteigt, und das werden wir hier selbstverstand-
lich uber die Arbeitsgruppe zur Bekampfung der
Schwarzarbeit, die Gott sei Dank jetzt ihre Arbeit
aufgenommen hat, auch ganz genau verfolgen.

(Heiterkeit bei der SPD und beim
Bindnis 90/Die Grunen)

Warum ist es in Europa anders, Frau Schwarz? Die
Antwort ist sehr schlicht: Da sind die Steuern und
die Abgaben erheblich geringer, und deshalb
braucht man keine 630-DM-Jobs.

(Beifall bei der CDU — Heiterkeit bei der
SPD)

Meine Damen und Herren, die von uns hier skiz-
zierten Probleme koénnen Ihnen von den Griinen und
von der SPD doch nicht verborgen geblieben sein,
und wenn, dann, finde ich, ware es nun ein wirkli-
ches Armutszeugnis. Wir, die CDU-Fraktion, gehen
davon aus, dass Sie sehr wohl um die Probleme wis-
sen, sie aber ganz gern unter den Teppich kehren
mochten. Dies ist allerdings zum Scheitern verurteilt,
denn die Menschen wissen, wo ihnen der Schuh
drickt. Das wird auch Herr Schroder nicht wegdis-
kutieren konnen.

(Abg. Ginthner [SPD]und Abg. Frau
Schwarz [SPD] melden sich zu einer
Zwischenfrage — Glocke)

Prasident Weber: Frau Kollegin, ich moéchte Sie
fragen, ob Sie eine Zwischenfrage gestatten!

Abg. Frau Dreyer (CDU): Nein, ich mochte jetzt
gern meine Rede zu Ende fithren, weil sonst meine
Redezeit verbraucht ist. Herzlichen Dank!

Meine Damen und Herren, wenn bereits heute
500.000 kleine Beschaftigungsverhaltnisse bundes-
weit weggefallen sind, und Arbeitsminister Riester
hat es durch seine Studie herausbekommen, dann
bedeutet das einen realen Kaufkraftverlust in Hohe
von jahrlich 3,8 Milliarden DM. Ich finde, dasist eine
gigantische Summe.

(Zurufe und Heiterkeit beim Bundnis 90/
Die Grilinen)
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Auch wenn Herr Lafontaine, der Urvater der
Nachfragepolitik, gescheitert ist, kann die Bundes-
regierung auf ein solches Kaufkraftvolumen doch
nicht ernsthaft verzichten wollen! Das gefdahrdet
weitere Arbeitsplatze im Handel, in der Gastrono-
mie und besonders im Dienstleistungsbereich. Herr
Schroder vernichtet also weiterhin bislang noch si-
chere Arbeitspléatze und verhindert eine positive Ent-
wicklung am Arbeitsmarkt. Die Wahlerinnen und
Wahler haben das ja seit Monaten verfolgt, und sie
haben es ja auch quittiert. Herzlichen Dank, wir
haben verstanden! Ich hoffe, Sie auch! — Danke!

(Beifall bei der CDU)

Prisident Weber: Als Nachste hat das Wort Frau
Senatorin Adolf.

Senatorin Adolf: Herr Prasident, meine Damen
und Herren! Frau Abgeordnete Dreyer, auch wenn
es mir schwer fallt, will ich versuchen, auf den sach-
lichen Kern dieser Debatte zurtickzukommen!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Sie haben den Senat gefragt, wie er die Veroffent-
lichungen in der Studie des Bonner Instituts fur So-
zialforschung und Gesellschaftspolitik zusammen mit
der Kienbaum Unternehmensberatung im Auf-
trag der Landesregierung von Nordrhein-Westfalen,
Niedersachsen und Sachsen bewertet. Der Senat hat
Thnen geantwortet, dass eine Bewertung dieser Un-
tersuchung bisher nicht moglich ist, weil es bisher
keine Ergebnisse gibt. Damit hatten wir diese De-
batte hier beenden kénnen.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/

Die Grinen — Abg. Frau Linnert

[Biindnis 90/Die Griinen]: Die hatten wir
gar nicht zu fiihren brauchen!)

Wenn Sie also an einer sachgerechten Debatte zu
diesem Thema interessiert sind, dann héatten Sie uns
ersparen sollen, jetzt ungesichert, unbelegt hier Ihre
Vermutungen anzustellen,

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Grinen)

was denn alles moglicherweise an Folgen dieser
gesetzlichen Neuregelung zu verzeichnen sind.

Was Sie hier an die Wand gemalt haben, vor allen
Dingen dieser Satz: ,Ein Gesetz auf dem Riicken
der Menschen oder gegen die Menschen”, das fin-
deich sehr iiberzogen. Ich kénnte IThnen aus der Zeit
Ihrer Bundesregierung viele Gesetze nennen, die ich

ahnlich charakterisieren wiirde, ich will mir das hier
ersparen.

(Abg. Pflugradt [CDU]: Aber Sie
wollten es ja besser machen!)

Ich glaube, es wird sich noch zeigen, fiir wen wir
diese Gesetze machen. Wenn wir erst einmal in die
normale Phase gekommen sind und diese Bewer-
tungen, wie Sie sie hier anstellen, unterbleiben, dann
werden auch die Menschen, die so arbeiten, im
Wesentlichen begreifen, dass es fiir sie fortschrittli-
che Regelungen sind, die notwendig waren.

Das, was Sie hier angesagt haben, Chaos beim
Finanzamt, so viele Anfragen, das zeigt mir, dass die
Legalisierung lauft, und die Legalisierung wollten
wir alle.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Deswegen bin ich froh, dass es Anfragen in dieser
Zahl beim Finanzamt gab und auch Freistellungs-
bescheinigungen in dieser Anzahl, wie Sie sie be-
schrieben haben, ausgestellt wurden.

Zu den Anrechnungen bei der Rente! Also, hier
jetzt zu sagen, es geht um 18 DM Rente im Monat,
und, liebe SPD und liebe Griine, das konnt ihr ja
wohl nicht ernst meinen! Frau Dreyer, es geht um
viel mehr: Sie wissen genauso wie ich, und das soll-
ten alle hier im Hause wissen, dass Frauen sehr ge-
brochene Erwerbsbiographien haben. Keine Frau in
dieser Republik arbeitet 40 Jahre fur 630 DM, und
dann wiirde es am Ende 18 DM Rente geben, da
haben Sie Recht, das ware vollig unzureichend. Es
geht darum, Anrechnungszeiten zu fullen, es geht
darum, hinzukommen zu einer — —.

(Abg. Eckhoff [CDU]: Also sind es
doch 18 DM!)

Nein, es geht nicht um 18 DM, Herr Eckhoff!

(Abg. Eckhoff [CDU]J: Janattrlich,
es sind aber 18 DM!)

Frauen haben im Durchschnitt wesentlich gerin-
gere Renten. Das resultiert nicht nur daraus, dass
Fraueneinkommen niedriger sind, sondern das re-
sultiert auch daraus, dass sie keine ungebrochene
Erwerbsbiographie von 40 Jahren wie Manner auf-
weisen, sondern dass sie Liicken haben

(Beifall bei der SPD und beim Bilindnis 90/
Die Griinen)

wegen Kindererziehung, wegen pflegebediirftiger
Angehoriger und so weiter. Wenn tiber diese Be-
schaftigung jetzt diese Lucken gefullt werden kon-
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nen, fiihrt das am Ende zu wesentlich hoheren Ren-
ten als eine Erhohung um 18 DM.

(Beifall bei der SPD)

Das lassen Sie sich einmal vorrechnen! Frau
Dreyer, ich bin eigentlich ausgelastet mit meinem
Job, aber wenn ich sehe, wie Sie rechnen, wiirde
ich mich glatt im Rahmen einer 630-DM-Beschafti-
gung als Nachhilfelehrerin anbieten.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Die Rechenbeispiele stimmen hinten und vorne nicht
(Zuruf des Abg. Eckhoff [CDU])

und sind lediglich geeignet, bei den Betroffenen
Panik auszulosen. Auch, was ich jetzt gelesen habe
zu den Sportvereinen, 1200 DM muss man zahlen,
damit jemand auf 630 DM Einkommen kommt, das
stimmt hinten und vorne nicht!

(Zurufe von der CDU)

Sie merken, ganz sachlich kann ich dabei auch nicht
bleiben, aber ich mochte jetzt versuchen — —.

(Abg. Eckhoff [CDU]: Das war doch
eine Antwort des Senats zu den Sportver-
einen!)

Lassen Sie es uns in Ruhe — —.

(Abg. Eckhoff [CDU]: War das eine
Anwort des Senats?)

Was am Wochenende im ,Weser-Report” stand,
ich habe dazu auch eine Pressemitteilung, ich kann
Sie Ihnen gern geben, ich rechne es Ihnen vor, stimmt
so jedenfalls nicht! Alles, was an Zahlen verbreitet
wird, dient eigentlich nur dazu, Angst zu verbrei-
ten.

(Beifall bei der SPD)

Ich mochte jetzt versuchen, IThnen noch einmal
deutlich zu machen, wie der Senat mit dieser Unter-
suchung, die Sie abfragen wollten, umgehen moch-
te. Nattirlich wird er Ergebnisse, wenn sie vorlie-
gen, sorgfaltig auswerten, und ich hoffe, dass wir
dann auch gemeinsam zu einer sachlicheren Aus-
wertung kommen, als es heute hier gelungen ist.

Die von Ihnen und auch schon in der Frage ange-
deutete erste vorgenommene Bilanz kann tiberhaupt
keine Grundlage fir eine Bewertung sein, weil in
die jetzigen Ergebnisse noch nicht einmal zehn Pro-
zent der angeschriebenen Betriebe und Unterneh-

mer mit Antworten eingegangen sind. Es ist also bis-
her eine sehr durftige Auswertungsgrundlage. Es ist
deswegen verfriht und sachlich véllig verfehlt, be-
reits jetzt festzustellen, es gebe arbeitsplatzvernich-
tende Auswirkungen auf dem Arbeitsmarkt.

Es gibtin der Gesamtrechnung bislang keine be-
legten negativen Auswirkungen auf dem Arbeits-
markt, aber, das ist auch schon gesagt worden, die
Einnahmesituation bei den Kranken- und Rentenver-
sicherungstragern durch die Beitrage fiir ausschlie3-
lich geringfugig Beschaftigte hat sich deutlich ver-
bessert.

(Abg.Frau Dreyer [CDU]: Ja, die
Steuern sind weg!)

Sie haben hier spekuliert, und ich mochte einmal
versuchen — Herr Jagoda ist schon als Kronzeuge
benannt — , auch noch weitere Fakten hier einzu-
fihren! Fur die uberwiegende Zahl der geringfligig
Beschaftigten sind namlich keinerlei zusatzliche Ab-
gabenbelastungen eingetreten. Es gibt zurzeit kei-
nerlei Anhaltspunkte dafiir, dass dieser Personen-
kreis seine geringfligige Beschaftigung aufgibt, das
gilt fur den, der ausschlieBlich geringfiigig beschaf-
tigt war.

Herr Jagoda hat sich dazu geduBert, das Bundes-
ministerium fur Arbeit und Sozialordnung hat 6ffent-
lich verlautbaren lassen, dass bei den Tragern der
gesetzlichen Rentenversicherung bis Ende August
2,5 Millionen geringflugige Beschaftigungsverhalt-
nisse registriert wurden. Allein fur den Zeitraum
April bis Juni flossen den Rentenversicherungs-
tragern so rund 580 Millionen DM an Beitragen fur
diesen Personenkreis zu, und auf 1999 hochgerech-
net ist mit einer Summe von 1,5 bis 1,7 Milliarden
DM zu rechnen. Im Gesetzgebungsverfahren war
das Bundesarbeitsministerium selbst nur von Bei-
tragseinnahmen in Hohe von 1,2 Milliarden DM
ausgegangen. Sie konnen also sehen, diese vorsich-
tige Schatzung wird sogar noch in erheblichem
Umfang ubertroffen werden.

(Abg. Gortz [SPD]: 20 Prozent mehr!)

20 Prozent mehr, richtig!

Der zweite Grund fiir meine Einschatzung, dass
es keine bisher belegbaren negativen Effekte gibt,
liegt in der offensichtlich eingetretenen Neuvertei-
lung von Arbeit. Dazu ist Herr Jagoda bereits zitiert
worden, das will ich hier jetzt nicht wiederholen. Ich
kann Ihnen vielleicht als neuste Feststellung aus den
aktuellen Analysen des Instituts fiir Arbeitsmarkt
und Berufsforschung der Bundesanstalt fur Arbeit
zitieren, ich nehme an, auch unverdachtig! Danach
sind 45 Prozent der Beschaftigungsverhéltnisse
durch die Neuregelung mit keinerlei zusatzlichen
Belastungen versehen, fir sie andert sich gar nichts.
Bei 22 Prozent in der Haupttatigkeit Versicherungs-
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pflichtigen haben Arbeitgeber und Arbeitnehmer
zusatzliche Beitrage zu zahlen.

Stellen Sie sich vor, Frau Dreyer, das haben wir
gewollt, das war genau das Ziel! Das Ziel hatte Herr
Bliim auch, und das hat er dreimal versucht und ist
dreimal an der FDP gescheitert. Deswegen, finde ich,
konnten Sie uns hier unterstiitzen

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

in diesem Ziel, zu einer Legalisierung von Arbeits-
verhaltnissen zu kommen. Ich kann mir nicht vor-
stellen, dass die Menschen, die ungeschutzt beschaf-
tigt waren, alle sehr zufrieden waren damit, dass sie
sich eigentlich im nichtlegalen Raum aufhielten und
das auch zum Teil wussten.

Hinzuweisen, und das ist auch schon angespro-
chen worden, ist darauf, dass gerade in Bremen, und
wenn Sie hier Gespenster an die Wand malen, muss
man das vielleicht auch feststellen, namhafte Han-
delsunternehmen, zum Beispiel im Supermarktbe-
reich Real-Kauf, im Textilhandel Hennes & Mauritz,
mit der Umwandlung von solchen Beschaftigungs-
verhaltnissen in sozialversicherungspflichtige Be-
schaftigungsverhalinisse offensiv als Unternehmens-
strategie an die Offentlichkeit gehen. Sie sehen, es
bewegt sich etwas!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Es gibt also aus meiner Sicht wirklich hinreichend
gute Griinde, von einer vorschnellen negativen Be-
wertung im rein spekulativen Bereich wirklich hier
im Zusammenhang mit gesetzlichen Neuregelungen
Abstand zu nehmen. Es spricht zurzeit eher viel da-
fir anzunehmen, dass die Betroffenen, die Arbeit-
geber und die Beschaftigten, sich mittlerweile um-
gestellt haben und dass das Gesetz insgesamt sich
auch als stimmig erweisen wird.

(Abg.Frau Dreyer [CDU]meldetsich
zu einer Zwischenfrage — Glocke)

Prasident Weber: Gestatten Sie eine Zwischen-
frage?

Senatorin Adolf: Nein!
(Beifall bei der SPD)

Prasident Weber: Als Nachste hat das Wort die
Abgeordnete Frau Stahmann.

Abg. Frau Stahmann (Buindnis 90/Die Grinen) *):
Herr Prasident, meine sehr verehrten Damen und
Herren! Ich moéchte noch einmal sagen, dass meiner

*) Von der Rednerin nicht tiberpriift.

Meinung nach wir uber diese Studien, die im Er-
gebnis jetzt noch nicht vorliegen, erst im November
debattieren sollten, wenn uns auch klar ist, was dar-
in steht. Vorher empfinde ich das alles als Spekula-
tion und etwas luftleer.

Probleme sind mir eigentlich nicht verborgen ge-
blieben, und ich moéchte hier auch nichts unter den
Teppich kehren, Frau Dreyer, das moéchte ich aus-
dricklich noch einmal sagen, die Rente ist steuer-
pilichtig, da haben Sie Recht, und daherist das Ar-
beitsentgelt aus 630-DM-Jobs steuerpflichtig, aber
nur wenn die Rente 3050 DM oder 7713 DM fur Ver-
heiratete tibersteigt. Sonst werden die Steuern zu-
rickerstattet am Jahresende. Also, das kam mir vor-
hin noch ein bisschen verschwommen hertiber.

Wenn es um andere steuerpflichtige Einkiinfte
geht, dann kann ich hier auch noch einmal das Bun-
desministerium fiir Arbeit zitieren: ,Sobald es an-
dere steuerpflichtige Einkiinfte, zum Beispiel Miet-
einnahmen, Unterhaltszahlungen, Einnahmen aus
anderen Beschaftigungen gibt, muss der 630-DM-
Job versteuert werden.” Aber auch hier bleibt es
dabei, dass nur dann im Ergebnis besteuert wird,
wenn das Jahreseinkommen den Freibetrag 13 067
DM fir Alleinstehende tbersteigt. Ansonsten wer-
den auch hier die Steuern am Jahresende im Rah-
men der Einkommensteuerveranlagung zurucker-
stattet, und ich finde das in Ordnung.

Dann haben wir in der vergangenen Woche als
Griune zusammengesessen mit Beschaftigungs-
tragern und Tragern der Freien Jugendhilfe, Sport-
vereinen und so weiter, und da kann ich Ihnen auch
eine positive Mitteilung machen. Bei einer Bremer
Dienstleistungsagentur, die iiberwiegend Frauen
beschaftigt, die sozialversicherungspflichtige Be-
schaftigungsverhaltnisse anbietet und sich das auch
zur Regel gemacht hat, werden derzeit die Tturen
eingerannt, namlich verursacht durch die Neurege-
lung der 630-DM-Jobs. Ich finde, das ist eine iber-
aus positive Entwicklung, und die sollten wir auch
weiter fordern.

(Beifall beim Btindnis 90/Die Griinen und
bei der SPD)

Ich schlieB3e einfach mit einem Zitat frei nach Woody
Allen: ,Die Antwort lautet ja, wie war noch die Fra-
ge?" — Danke schon!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen und
bei der SPD)

Prasident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Aussprache ist geschlossen.

Die Birgerschaft (Landtag) nimmt von der Ant-
wort des Senats auf die GroB3e Anfrage der Fraktion
der CDU Kenntnis.
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Meine Damen und Herren, als ich diesen Tages-
ordnungspunkt aufrief, kam es zu einer leichten Ir-
ritation, die Reihenfolge, wie ich sie aufgerufen habe,
hatten wir vor der Beantragung der Aktuellen Stun-
de so abgesprochen. Heute Morgen habe ich die von
mir eingeleitete Abfolge auch so benannt. Dieser
Tagesordnungspunkt zwolf sollte auf jeden Fall auch
heute Vormittag behandelt werden, das war der
Wunsch der Fraktionen.

Aktuelle Stunde

Fir die Aktuelle Stunde ist von dem Abgeordne-
ten Eckhoff und Fraktion der CDU und dem Abge-
ordneten Bohrnsen und Fraktion der SPD folgendes
Thema beantragt worden:

Wettbewerb im Energiemarkt iordern,
Bremer Verbraucherinteressen schiitzen

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin Wi-
scher, ihr beigeordnet Staatsrat Logemann.

Die Beratung ist eroffnet.
Das Wort hat der Abgeordnete Focke.

Abg. Focke (CDU) *): Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Entschieden lehnt die CDU-Frak-
tion eine Beschrankung des Wettbewerbs auf dem
Strommarkt ab. Gerade die durch die Liberalisie-
rung, die gerade erst begonnen hat, geschaffenen
Vorteile fiir Industrie, mittelstandische Unternehmen
und Privatabnehmer dirfen nicht in Frage gestellt
werden.

(Beifall bei der CDU)

Allen diesbezuglichen Planen, die aus der SPD-
Bundestagsfraktion insbesondere kommen, muss
daher eine deutliche Absage erteilt werden. Wir
begriiBen ausdriicklich die eindeutige Aussage des
Vorstandsvorsitzenden der Stadtwerke Bremen, Ger-
hard Jochum. Absoluten Schwachsinn nannte Herr
Jochum in der letzten Woche Plane der SPD-Frakti-
on,

(Beifall bei der CDU — Vizeprasident Dr.
Kuhn Gibernimmt den Vorsitz.)

es den Stadten zu tiberlassen, welche Stromversor-
gung sie den Burgern zur Verfugung stellen.

(Beifall bei der CDU)

Ich zitiere mit Genehmigung des Prasidenten
Herrn Jochum: , Wer Stadtwerke mit Schutzzaunen

*) Vom Redner nicht tiberpriift.

ausstattet, halt sie entweder fiir gemeingefahrlich
oder stellt sie in den Zoo." Also, meine Damen und
Herren, ich kann nur sagen, Recht hat der Mann.

(Beifall bei der CDU — Abg. Frau
Hammerstrom [SPD]: Aktuelle Stun-
de ist eigentlich freie Rede!)

Ein Zitat muss man schon ablesen diirfen, Frau
Kollegin!

(Abg.Frau Hammerstrém [SPD]:
Aber jetzt!)

Ich kann mich ganz gut daran erinnern, dass Sie das
auch ganz gut konnen.

Was ist nun der Hintergrund dieser ploétzlichen
Diskussion der letzten zehn Tage, in denen die Zei-
tungen also wirklich von diesem Thema doch sehr
voll gewesen sind? Am 27. 9. findet in Berlin eine
groBe Demonstration der OTYV statt, und die richtet
sich gegen die Liberalisierung am Energiemarkt. Die
OTYV befiirchtet, Tausende von Arbeitsplatzen sei-
en gefahrdet, die Gewinne der kommunalen Stadt-
werke wirden drastisch sinken, und einige wiirden
dabei wohl auch auf der Strecke bleiben.

13 Stadte, allesamt fast SPD-regiert —

(Abg. Pflugradt [CDU]: Noch!)

noch, ja! —, haben vor dem Bundesverfassungsge-
richt einen Eilantrag gestellt gegen die Liberalisie-
rung. Sie sind dabei allerdings gescheitert. Als Grund
fir diesen Antrag gaben sie an, mit dem Energie-
wirtschaftsgesetz, das 1998 im April geschaffen wur-
de, sei ein hemmungsloser Preiswettbewerb mog-
lich geworden, dem die kommunalen Versorger nicht
gewachsen seien.

Jetzt darf ich noch einmal den Vorsitzenden der
Geschaftsfihrung der Stadtwerke Bremen zitieren:
.Diejenigen, die ihre Hausaufgaben nicht gemacht
haben, erreichen die Marktentwicklung nur mit Bra-
chialgewalt. Die Stadtwerke Bremen haben frithzei-
tig reagiert, Kosten reduziert, sich um neue Geschaf-
te bemuht und starke Partner gefunden. Die Hanse-
stadt darf froh sein, friuher als andere Energiever-
sorger privatisiert zu haben." Ich kann wieder nur
sagen, Recht hat der Mann, meine Damen und Her-
ren.

(Beifall bei der CDU)

Die Initiative der SPD-Bundestagsfraktion, die di-
versen Vorschlage von Bundeswirtschaftsminister
Miiller iiber die Quotenregelungen bei der Kraft-
Warme-Koppelung, bis hin zu Subventionen, fir eine
Modernisierungsoffensive von Stadtwerken, um die
Stadtwerke fit zu machen fiir den Wettbewerb, sind
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nach unserer Meinung ein untauglicher Versuch, in
den marktwirtschaftlichen Prozess einzugreifen,
meine Damen und Herren. Wie Post und Telekom-
munikation muss sich auch der Energiemarkt kiinf-
tig dem Wettbewerb stellen. Kein Wunder, dass in
den letzten Tagen ein Proteststurm durch die Repu-
blik fegte. Minister Miuller rudert standig weiter zu-
ruck, jeden Tag etwas mehr, der Prasident des Kar-
tellamtes will auch keine Beschrankungen, und auch
die beteiligten Verbande selbst lehnen Beschrankun-
gen ab.

Professor Wolfgang Pfaffenberger, der Direktor des
Bremer Energie-Instituts, hat anldBlich eines Kon-
gresses hier in Bremen gesagt:

(Abg.Frau Hammerstrom [SPD]:
Wieder ein Zitat!)

Die Zukunftsaussichten der kommunalen Energie-
versorger seien gut, der Zusammenbruch von etli-
chen Stadtwerken sei reine Panikmache. Es gibt also
keinen fachlichen Grund, sich mit den Planen der
SPD-Fraktion oder Teilen der SPD-Fraktion aus dem
Bundestag anzufreunden. Trotzdem mussten wir le-
sen am 21. 9., dass sich der Parteirat der Bundes-
SPD auch mit diesem Thema beschaftigt hat und sich
eindeutig fiir eine Novellierung des Energiewirt-
schaftsgesetzes ausgesprochen hat.

Ich glaube, man muss die SPD doch darauf hin-
weisen und insbesondere auch die SPD Bremen, die
ja weil}, was sich hier in den letzten Jahren und Mo-
naten bei den Stadtwerken Bremen getan hat, dass,
wenn es jetzt Wettbewerbsbeschrankungen wieder
geben sollte, der Endverbraucher auf der Strecke
bleibt.

(Beifall bei der CDU)

Wahrend der GroBabnehmer, die GroBindustrie
mit Vergunstigungen rechnen koénnen, wird Otto
Normalverbraucher bestraft und muss weiter teu-
ren Strom beziehen. Dies hat mit der vielgepriese-
nen sozialen Gerechtigkeit nichts, aber auch uber-
haupt nichts mehr zu tun, meine Damen und Her-
ren!

(Beifall bei der CDU)

Daher appellieren wir von dieser Stelle an die SPD-
Burgerschaftsfraktion, bei ihren Kollegen in Bonn
darauf hinzuweisen und hinzuwirken, dass ein An-
schlag auf den freien Wettbewerb im Strommarkt
unterbleibt. — Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Dr. Kuhn: Das Wort hat Herr Dr.
Schuster.

Abg. Dr. Schuster (SPD): Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Bei der Rede von Herrn Focke
bin ich den Eindruck nicht losgeworden, dass es da
vor allen Dingen um Ideologie geht und weniger um
Sachverhalte.

(Beifall bei der SPD — Abg. Eckhoff
[CDU]: Nein, es geht um die Endverbrau-
cher!)

Es geht nicht um die Angst vor einer Demonstrati-
on, die da irgendwann, irgendwo vielleicht in Berlin
wer weill wie machtvoll stattfinden wird, sondern es
geht um einfache Regelungsliicken, die die CDU
hinterlassen hat, und zwar auch im Sinne des freien
Wettbewerbs, den wir ja gar nicht ablehnen, um das
gleich auch vorweg zu betonen.

(Abg. Fo ck e [CDU]: Kein Verband
will das haben!)

Es geht nicht allein um den Verband, sondern ob
es auch noch andere Interessengruppen in dieser Ge-
sellschaft gibt, die auch berechtigte Anspriche ha-
ben. Esist zu iiberlegen, ob es noch andere Sachnot-
wendigkeiten gibt, die bedacht werden miissen.

(Abg. Eckhoff [CDU]: Die Gewerk-
schaften zum Beispiel!)

Gewerkschaften tiberhaupt nicht!

Die SPD in Bremen ist eindeutig fiir den Wettbe-
werb auf dem Energiemarkt, da gibt es uberhaupt
keinen Zweifel. Wir haben das durch unsere Politik
der letzten Jahre bewiesen, indem wir die Politik der
Stadtwerke, sich fiir diesen Wettbewerb zu riisten,
unterstiitzt haben.

(Beifall bei der SPD)

Dies werden wir auch weiterhin tun. Wir werden
auch weiterhin die Stadtwerke nicht allein lassen,
sondern MaBnahmen ergreifen, um ihre Moglich-
keiten, sich dem Wettbewerb zu stellen, zu verbes-
sern. Allerdings heifit Wettbewerb nicht, dass tiber-
haupt keine anderen Kriterien als Preise mehrin die
Energiepolitik einflieBen konnen. Wettbewerb heifit
vor allen Dingen, die Bedingungen, zu denen Strom
anzubieten ist, mussen gleich sein. Das ist die ent-
scheidende Bedingung, um die es geht.

Jetzt zu den aktuellen Entwicklungen auf dem
Strommarkt! Wir wissen, dass es im Moment gra-
vierende Konzentrationsprozesse auf dem deutschen
Strommarkt gibt. Wir haben im Moment zirka vier
GroBanbieter, in naher Zukunft wahrscheinlich nur
noch drei, wenn sich die Bayern-Werke und die
Preag letztendlich zusammenschlieBen werden. Das
heil3t flir mich und fir die SPD-Fraktion, wir muissen
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dafur Sorge tragen, dass die Aufbrechung der Ge-
bietsmonopole, die richtig war, nicht dazu fuhrt, dass
sich tiber Konzentrationsprozesse 6konomische Mo-
nopole bilden. Dagegen miissen Vorkehrungen ge-
troffen werden.

Eine ganz wesentliche Sache, die von der CDU
nicht geregelt wurde, ist in diesem Zusammenhang
die Frage des Zugangs zu den Netzen. Bei der Tele-
kommunikation ist diese Frage im Ubrigen ganz
anders geregelt, da gibt es sehr wohl eine Netzauf-
sicht. Im Moment bestehen Regelungen auf Basis
freiwilliger Vereinbarungen von Energieunterneh-
men. Ein wesentliches Anliegen der Novellierung
des Energiewirtschaftsgesetzes ist es, den Netzzu-
gang zu regeln, damit es eben nicht zu Wettbewerbs-
beschrankungen durch die Hintertiir kommt.

(Beifall bei der SPD)

Ein zweiter wesentlicher Punkt ergibt sich, wenn
man sich das Produkt Energie, Energieversorgung,
Energieverbrauch einmal anschaut. Das ist nicht ir-
gendein Produkt. Die Art und Weise, wie in den letz-
ten Jahren der Energieverbrauch und die Energie-
versorgung sichergestellt wurden, hat maBgeblich
zu Klimaveranderungen auf dieser Welt beigetra-
gen. Dies ist unbestritten. Es ist auch zu beftirchten,
dass die Auswirkungen der Verschlechterung bezie-
hungsweise Veranderung des Weltklimas, die unter
Umstdanden hochst dramatischen Auswirkungen, die
im Moment noch gar nicht richtig absehbar sind, wei-
tergehen werden. Das ist sogar schon zum jetzigen
Zeitpunkt so, selbst wenn man heute alles auf ganz
andere Energieversorgung umstellen wiirde.

Das heifit, wir miissen dafur Sorge tragen, dass
auch okologische Belange im Zusammenhang mit
der Energieversorgung entsprechend bertcksichtigt
werden. Da stellt sich, weil wir eben nicht eine Ab-
kehr vom Wettbewerb wollen, die Frage, ob es denn
nicht moglich ist, wettbewerbskonforme Regulierun-
gen einzubauen, die alle Unternehmen, die sich an
der Energieversorgung beteiligen wollen, dazu zwin-
gen, auch okologische Kriterien einzuhalten. Genau
das ist der zweite Kern, den die Novellierungsvor-
stellungen bisher umfassen. Da ist in der Tat die Fra-
ge angesprochen, wie Sie richtig gesagt haben, Herr
Focke, dass wir der Meinung sind, dass Kraft-War-
me-Koppelung eine duflerst sinnvolle Art der Ener-
gieversorgung ist, gerade auch in Bremen, weil da-
von maBigeblich Arbeitsplatze und die Eigenerzeu-
gung hier in Bremen abhangen.

Zur Zeit stellt sich fiir die Stadtwerke die Frage,
konnen wir es uns 6konomisch leisten, diese Eigen-
versorgung in Bremen und damit die Arbeitsplédtze
in Bremen zu sichern. Ist dies weiterhin moglich, oder
wird es aufgrund des Preiswettbewerbes wegfallen?
Da sagen wir eindeutig, allein in Bremen konnen
wir das nicht machen, da werden wir von tberge-
ordneten Entwicklungen eingeholt. Aber wir kon-

nen mit dafur Sorge tragen, iberregionale Entwick-
lungen zu beeinflussen. Weil Kraft-Warme-Koppe-
lung 6kologisch eine héchst sinnvolle Sache ist,
missen wir Bedingungen schaffen, dass diese tiber
Marktmechanismen weiter gefordert wird. Kraft-
Warme-Koppelung darf nicht platt gemacht, sondern
mubB ausgebaut werden! Da ist der Vorschlag, den
Sie jetzt einfach abgetan haben, eine Quote einzu-
fithren, eine sehr pfiffige Idee, im Ubrigen nicht die
einzige Idee. Eine zweite Idee ist, das marktkonform
tiber Okosteuern eventuell zu regeln.

Die Quote besagt festzuschreiben, dass soundso
viel Energie in Kraft-Warme-Koppelung erzeugt
werden soll. Der marktwirtschaftlich konforme Nach-
weis erfolgt iber Zertifikate. Es muss also nicht je-
des Unternehmen Kraft-Warme-Koppelung selbst
haben, es muss sich aber die entsprechende Anzahl
an Zertifikaten auf dem Markt kaufen, damit es sich
faktisch auch an deren Kosten beteiligt. Damit wird
die Gleichheit wieder hergestellt. Heimliche Sub-
ventionen, die bei anderen Energietrdgern ohne
weiteres vorhanden sind, ich erinnere nur an die
ungeloste Entsorgungsirage bei der Atomenergie,
werden dadurch bei der Kraft-Warme-Koppelung
ausgeglichen.

Die zweite bedeutende, 6kologisch motivierte
Regulierung, die auch Bremen betrifft, ist die Frage
mit der Windenergie. Es ist meines Erachtens un-
umganglich, einen Umstieqg auf regenerative Ener-
gien einzuleiten. Wer sich in der Energiepolitik ein
bisschen auskennt, weil3, dass das alles ohnehin tiber
sehr lange Zeitraume lauft, bis sich wirklich eine
andere Energieform durchsetzen kann. Daher ist es
eine entscheidende Frage, ob es gelingt, Wind-
energie weiterhin zu férdern.

Wir haben das Problem, dass der Preis fiir Ein-
speisung von Windenergie anteilsmaBig an den
Durchschnittsstrompreis gebunden ist. Es ist eine
naheliegende Uberlegung, ob man nicht, was die
CDU, insbesondere Herr Eckhoff, ja bisher auch im-
mer sehr stark mit vorangetrieben hat, ein System
finden kann, die Windenergie trotzdem zu férdern,
ohne dass es zu Wettbewerbsverzerrungen fiihrt. Da
ist der schlichte Gedanke, wir legen einen Festpreis
fur die Einspeisung, den man durchaus degressiv
gestalten kann, fest und sagen dazu, es muss eine
Umlage geben, weil es bekannt ist, dass aufgrund
klimatischer Verhaéltnisse im Norden mehr Wind
weht als im Stiden, abgesehen von Fohn-Zeiten, da
weht es auch in Bayern richtig kraftig.

In dem Zusammenhang finden wir es auch beson-
ders unverstandlich, dass der Wirtschaftssenator ein-
stimmige Beschliisse der Biirgerschaft schlicht und
einfach ignoriert und selbstherrlich sagt, das machen
wir nicht, das wird eventuell zu teuer, und dann
schauen wir einmal.

(Zurufdes Abg. Dr. Sieling [SPD])
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Wir freuen uns darauf, dass Herr Eckhoff uns hier
unterstutzt. Es geht nicht nur darum, Bedenken vor-
zutragen, eventuell kénnte das alles teurer werden,
sondern es geht vor allen Dingen auch darum, die
Flachenausweisung fur Windkraftanlagen voranzu-
bringen.

(Beifall bei der SPD)

Das bedeutet auch, Gewerbeflachen dafiir zur
Verfiigung zu stellen. Es ist einfach absurd zu be-
haupten, das store die Wirtschaftsféorderung. Das ist
einfach nicht belegbar. Auch Unternehmen sind re-
lativ pfiffig und 6kologischen Anforderungen gegen-
uber aufgeschlossen, das beweisen sie doch haufig.

(Beifall bei der SPD)

Nicht umsonst ist Deutschland in Umwelttechnolo-
gien fithrend.

Zusammenfassend noch einmal: Esist vollig ideo-
logisch verbramt zu sagen, hier werde der Wettbe-
werb gefdhrdet. Es geht darum, notwendige Korrek-
turen nachzulegen, und darin unterstiitzen wir na-
turlich die Bundesregierung und freuen uns, dass
sie hier aktiv wird.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasident Dr. Kuhn: Herr Kollege, vielen
Dank fur Ihre erste engagierte Rede!

Das Wort hat die Abgeordnete Frau Dr. Mathes.

Abg. Frau Dr. Mathes (Bundnis 90/Die Grinen):
Herr Prasident, meine sehr verehrten Damen und
Herren! Es scheinen sich ja hier hinsichtlich einer
Frage alle einig zu sein. Wir alle stehen fur den
Wettbewerb. Nur, und da moéchte ich die CDU an-
sprechen, das Problem des Wettbewerbs ist zurzeit
Uberhaupt nicht, dass wir den Wettbewerb fordern
miissen, sondern das Problem besteht darin, dass der
Wettbewerb pur im Moment tobt und dass das enor-
me Risiken in sich birgt, namlich die Risiken, dass
im Moment dezentrale Energiestrukturen kaputtge-
macht werden, dass Arbeitsplatze verloren gehen
und dass hier auch weiterhin eine Bevorzugung der
Atomenergie stattfindet. Das ist die Quintessenz
dabei, was wir im Moment berucksichtigen mussen.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Wir haben heute schon haufig die jiingere Ver-
gangenheit aufgearbeitet, jetzt kommen wir einmal
zu der etwas dlteren Vergangenheit, namlich wem
haben wir die jetzige Situation am Energiesektor zu
verdanken? Zu verdanken haben wir diese Situati-
on der Tatsache, dass Herr Rexrodt die Liberalisie-
rung des Energiemarktes innerhalb eines Jahres
durchgepeitscht hat. Die CDU-Bundesregierung hat

versaumt, in das Energiewirtschaftsgesetz entspre-
chende Regeln einzubauen, die Marktchancen fur
alle Akteure in gleicher Weise ermoglichen. Das ist
die Situation, mit der wir heute konfrontiert werden.

Insofern mochte ich auch die Aussage, die hier
getroffen wurde, bezweifeln, dass das zu einer
Mittelstandsférderung beitragt. Man kann genauso
gut die umgekehrte Entwicklung sehen. Ich méchte
das jetzt hier an der Stelle nicht weiter vertiefen,
aber es ist durchaus zu befiirchten, dass mit einem
Verlust von 47 000 bis 60 000 Arbeitsplatzen zu rech-
nen ist, wenn hier nicht schnell eingegriffen wird.
Herr Schuster hat auch durchaus schon Moéglichkei-
ten aufgezeigt.

Es besteht, und da sind wir uns einig, deswegen
bin ich eigentlich auch ganz froh, dass das von Ih-
nen in die Aktuelle Stunde gebracht wird, akuter
Handlungsbedarf, und zwar in dem Sinne, jetzt ent-
sprechend die Fehler der Vergangenheit nachzu-
korrigieren. Da ist festzuhalten, dass die geschilder-
ten Wege, die Herr Schuster genannt hat, von den
Grunen bereits beschritten werden. Das heifl3t, un-
sere Bundestagsfraktion ist aktiv und bringt in die
Koalitionsgesprache verschiedene Mafinahmen, wie
wir die jetzt doch gefahrliche Entwicklung aufhal-
ten konnen, ein.

(Beifall beim Bilindnis 90/Die Grinen)

Ein wesentlicher Baustein oder das, was grune
Politik in dem Bereich ausmacht, als Eckpfeiler, ist
einmal die Orientierung nicht an dem Akteur wie
den Stadtwerken, sondern an der Technologie. Das
heifit, nicht die Stadtwerke per se sind zu schiitzen,
sondern umweltfreundlich Erzeugende miussen auf
dem Markt die gleichen Chancen bekommen. Der
zweite Punkt, der dort erreicht werden soll, ist, dass
man durch entsprechende MaBnahmen wie der No-
vellierung des Energiewirtschaftsgesetzes, des
Stromeinspeisungsgesetzes klare Regeln schafft, die
hier einen fairen Wettbewerb zulassen. Wettbewerb
ja, aber er muss fair sein, und er muss auch vernunf-
tige Regeln haben.

(Beifall beim Blindnis 90/Die Griinen)

Mit diesen gesetzlichen Normen ist das Ziel ver-
bunden, eben nicht nur den Geldbeutel der Verbrau-
cher und Verbraucherinnen zu schiitzen, sondern
damit ist das Ziel verbunden, gleichzeitig auch die
Gesundheit langfristig zu schiitzen, zukiinftige Ge-
nerationen nicht zu vergessen und Umweltschutz zu
betreiben. Zwei Sachen mussen immer zusammen
gedacht werden, namlich der Einstieg in erneuer-
bare Energien und der Ausstieg aus der Atomener-
gie. Das sind sozusagen zwei Seiten der gleichen
Medaille.

Um hier die Entwicklung vielleicht etwas verkiirzt
zu skizzieren, was nicht meine Art ist, etwas platt
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darzustellen, sind wir doch mit der Situation kon-
frontiert, dass sie aufgrund der Ruckstellung der
Atomindustrie in Héhe zweistelliger Milliardenbe-
tradge und aufgrund der derzeitigen Uberkapazita-
ten mit Dumpingpreisen auf den Markt gehen, und
zwar mit der Zielsetzung, andere Konkurrenten aus-
zuschalten, und mit ungleichen Voraussetzungen.

Die Konsequenz ist, und da miissen Sie, meine
Damen und Herren der CDU, eigentlich auch mit-
gehen, wenn wir zu einer neuen Monopolisierung
kommen, dann férdern Sie keinen Mittelstand. Wenn
wir zu einer neuen Monopolisierung kommen, dann
werden erstens die Preise steigen, und es werden
auch Arbeitsplatze vernichtet.

Ein Beispiel: Im Bereich der Herstellung von Wind-
kraftanlagen sind zurzeit 16 000 Beschaftigte. Die
Atomindustrie kann mit solchen Beschéaftigungs-
effekten wirklich nicht aufwarten, und wenn die Ri-
siken der Atomtechnologie Thnen nicht reichen,
meines Erachtens reden wir zwar immer von Ent-
sorgungsmoglichkeiten, aber es gibt eigentlich kei-
ne Entsorgung, es gibt immer nur Verlagerungen auf
andere Zeiten, wenn das nicht ausreicht, mindestens
dies misste Ihnen dann doch eingangig sein.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen —

Abg. Eckhoff [CDU]: Dann kénnen

Sie uns auch einmal das Ausstiegskonzept
der Bundesregierung erklaren!)

Nein, das werde ich nicht! Ich werde mich auf die
vorangegangenen Redebeitrage beziehen, und Sie
haben hier uber das Ausstiegskonzept nicht geredet.
Ich habe die Aktuelle Stunde so verstanden — —.

(Zurufdes Abg. Eckhoff [CDU])

Herr Eckhoff, ich bitte Sie, mich jetzt auch noch
die weiteren Punkte darstellen zu lassen, denn es
gibt noch eine weitere Argumentationslinie, die viel-
leicht hier noch nicht so aufgegriffen wurde! Mit dem
Wettbewerb ist doch klar, dass das Verhalten der
Verbraucherinnen und Verbraucher einen deutli-
chen Einfluss auf die Entwicklung des Energie-
marktes nehmen wird. Wenn wir bewusste Ver-
braucherentscheidungen haben wollen, dann miis-
sen wir auch Wege gehen, diese herzustellen, und
deswegen haben wir gerade auch auf den Weg ge-
bracht zu prifen, inwieweit eine Stromkennzeich-
nungspflicht moglich ist. Dann kann jeder Verbrau-
cher und jede Verbraucherin sehen, wo wird mein
Strom erzeugt, kommt er aus Atomkraftwerken,
kommt er aus regenerativen Energien und so wei-
ter. Natlrlich kann eben Verbraucherverhalten
durch den Bezug von zertifiziertem Okostrom dazu
beitragen, dass auch diese Technologie, diese um-

weltschonende Erzeugung, groBere Chancen be-
kommt.

(Beifall beim Blindnis 90/Die Griinen)

Nicht zuletzt, jetzt komme ich auf den Bereich
Bremen zu sprechen, muss nattirlich auch Bremen
seinen Beitrag leisten, um dieser wirklich gefahrli-
chen Entwicklung — und ich bitte, das ernst zu neh-
men, wir haben eine extrem gefahrliche Entwick-
lung auf dem Energiemarkt — entgegenzuwirken.

Hierzu ist es wirklich kontraproduktiv, Herr Hattig,
wenn Sie dieses Windenergieausbauprogramm tor-
pedieren. Esist schon erstaunlich, dass eine Mittel-
standsforderung, die sich Bremen ja durchaus auf
die Fahne geschrieben hat, plétzlich fiir den Wind-
kraftanlagenbau nicht mehr gelten soll.

(Beifall beim Bundnis 90/Die Grunen)

Ich wiirde Sie bitten, sich da an die Beschliisse
von Senat und Burgerschaft zu halten und nicht da-
gegen zu arbeiten. Genauso, Herr Eckhoff, Sie freu-
en sich gerade so schén, missten auch Sie eigent-
lich, damit Sie glaubwiirdig bleiben, den Wirtschafts-
senator und die Wirtschaftspolitik in Bremen wie-
der in die richtige Bahn lenken dahingehend, dass
auch wir hier erkannt haben, dass es notwendig ist,
regenerative Energien auszubauen. Also, ich erin-
nere Sie an Ihre Initiative Windkraft!

Insofern, wenn hier kein Umdenken erfolgt, und
ich hoffe, dass diese Debatte wenigstens das erbracht
hat, dann ist es fiir mich nicht klar und nicht nach-
vollziehbar, wie hier die grofie Koalition ihre eige-
nen Vorgaben zur Reduktion der CO,-Emission er-
reichen will. Hier ist dringender Handlungsbedarf,
um das, was Ihre eigenen Beschlisse waren, dann
auch umzusetzen. Ich erwarte jetzt nicht von Herrn
Focke, dass er sagt, ,Recht hat die Frau"!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen und
bei der SPD)

Vizeprasident Dr. Kuhn: Vielen Dank, Frau Kol-
legin, auch bei Ihnen fiir den Einstieg und Ihre erste
Rede! Der Kollege Focke ist der Einzige, bei dem
ich das heute leider nicht sagen kann!

(Abg. Eckhoff [CDU]: Das war aber
heute auch seine erste Rede!)

Ja, das stimmt! Das sollten wir aber nicht einfithren!
Das Wort hat Frau Senatorin Wischer.

Senatorin Wischer: Herr Prasident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Ich bin dafir, dass
wir gerade aus Sicht des Landes Bremen diese De-
batte um die Zukunft der Energiepolitik sehr verant-
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wortungsbewusst filhren, insbesondere deswegen,
weil nach meiner Erkenntnis die Mitglieder dieses
Hauses eigentlich insgesamt, aber auch insbeson-
dere die Koalitionsfraktionen sich ja erneut dazu ver-
pilichtet haben, eine bremische Energiepolitik zu
machen, die den erneuerbaren, aber insgesamt auch
umweltfreundlichen Energien einen deutlichen
Schwerpunkt einrdaumt. Dies muss man immer be-
denken, wenn man jetzt auf die bundespolitische
Ebene, und das ist ja der Anlass der heutigen De-
batte, abhebt.

Es ist bedauerlicherweise so, das ist schon ange-
sprochen worden, dass das Energiewirtschaftsgesetz,
Herr Focke, von Herrn Rexrodt damals in der Tat
durchgepeitscht worden ist. Er hat es versaumt, ver-
gleichbar in anderen europdischen Landern, hier in
starkerem MaBe auch die Argumente der Kommu-
nen einzubeziehen. Er hat versaumt, zum Beispiel,
das ist angesprochen worden von Herrn Dr. Schu-
ster, was die Durchleitungsrechte anbelangt, Rege-
lungen zu treffen. Er hat insbesondere versaumt, das,
was die EU-Richtlinie, die ja umgesetzt werden sollte
mit diesem Gesetz, eintraumt — wir gestatten den
Landern, eine Vorrangstellung fiir erneuerbare, um-
weltfreundliche Energien auch in den jeweiligen
Landesgesetzen vorzusehen —, auch zu tun.

Das ist eines der Probleme, an denen wir heute
kranken. Insofern kann man es nicht der neuen Bun-
desregierung vorwerfen, dass sie jetzt mit einem
Energiewirtschaftsgesetz zu kampfen hat, das die
EU-Richtlinien unvollstandig umgesetzt hat und im
Ubrigen Folgen zeigt, wie wir sie heute zu bekla-
gen haben.

Also, es geht um eine Altlast. Sie beziehen sich
immer auf die SPD-Bundestagsfraktion, von der wird
ja nicht kolportiert, und die hat im Ubrigen auch nicht
den Vorschlag gemacht, wir missten die Kommu-
nen jetzt mit Schutzzdunen versehen. Es wird kol-
portiert, dass das im Bundeswirtschaftsministerium
angedacht worden sei. Ob das zutreffend ist, kann
ich Thnen auch nicht sagen. Ich raume aber ein, dass
es in der Tat ungliicklich ist, wenn solche Kolporta-
gen auf den Weg gebracht werden. Ich teile auch
einen solchen Ansatz nicht, um das gleich deutlich
ZUu sagen.

Ich fande es falsch, wenn wir das Rad zurtickdre-
hen wollten, wenn wir also jetzt die Schutzzaune um
die Kommunen und Schutzmauern um die Stadtwer-
ke aufrichten wollten. Der Zug ist abgefahren. Es ist
Uberhaupt nicht vermittelbar, wenn man einen sol-
chen Schritt jetzt machen wollte. Aus diesem Grun-
de bin ich auch an dieser Stelle mit dem Vorstand
der Stadtwerke einer Meinung, dass wir um die
Stadtwerke herum keine Schutzzaune einrichten
konnen und dass wir den Wettbewerb nicht stop-
pen, was insbesondere die Tarifkunden angeht. Da
gibt es iberhaupt gar keinen Dissens zwischen dem
Vorstand der Stadtwerke und mir.

Aber, meine Damen und Herren, Sie haben einen
Teil des Schreibens von Herrn Jochum nicht zitiert,
Wettbewerb heilt doch in der sozialen Marktwirt-
schaft nicht Wildwest! Es ist doch tiberhaupt nicht
der Ansatz sozialer Marktwirtschaft gewesen, und
auch unter den neuen Bedingungen einer 6kologi-
schen Marktwirtschaft kann es doch nicht heifien,
jeder macht, was er willl

(Beifall bei der SPD)

Es gibt Regeln!

Wettbewerb kann doch nicht heillen, dass die Po-
litik die Arme unterschldagt und sagt, nun haben wir
nichts mehr zu tun. Es geht doch darum, dass man
auch politisch gestaltet und sagt, wie wir unsere
Energiepolitik zukiinftig haben wollen. Fur Bremen
haben wir es gesagt, zuletzt noch einmal im Juli in
der Koalitionsvereinbarung. Wir haben gesagt, wo-
hin unsere Energiepolitik geht. Insofern kénnen wir
das nicht nur schlicht dem Markt tiberlassen, son-
dern wir muissen Regeln finden. Fiir Bremen mis-
sen wir in der Tat, wenn wir verantwortungsbewusst
damit umgehen, drei Aspekte zumindest im Auge
haben: Der eine ist, in der Tat sind wir noch Anteils-
eigner der Stadtwerke. Wir haben ein hohes Inter-
esse an dem Wohlergehen dieser Stadtwerke. Wir
haben dort immerhin 2000 Beschaftigte. Wir glau-
ben, dass es einen hohen regionalwirtschaftlichen
Faktor mit diesen Stadtwerken gibt. Insofern mus-
sen wir dies im Auge haben.

Zweitens haben wir im Rahmen der Weiterent-
wicklung der Energiepolitik nattirlich 6kologische
Vorstellungen. Das giltim Ubrigen auch fur die Stadt-
werke, die diesen Teil der Okologie sehr offensiv
angenommen haben. Die Stadtwerke selbst haben
gesagt, wir mussen in diesem Bereich Vorreiter sein,
im Ubrigen sogar fiir Windenergie. Wir wollen dies
weiterentwickeln, insofern kann man nattirlich nicht
schlicht nach dem Motto verfahren: Strom kommt
aus der Steckdose, und alles andere interessiert uns
nicht an dieser Stelle, sondern es geht schon darum,
dass wir auch darauf achten, dass es nicht an ande-
ren Stellen zu Lasten der Umwelt geht.

Der dritte Punkt: Selbstverstandlich miissen wir
— auch da bin ich mit Ihnen einer Meinung — das
Interesse nicht nur der Grofkunden, sondern auch
der kleinen Verbraucherinnen und Verbraucher hier
in Bremen im Auge haben. Ich meine nur, dass die-
se drei Punkte sich tiberhaupt nicht widersprechen.
Wir sollten uns davor hiiten, das eine gegen das an-
dere auszuspielen. Das heiit also, wir miissen Spiel-
regeln setzen, und wir missen darauf achten. Es geht
bei dem, das ist von irgendjemandem von Thnen
schon angesprochen worden, was im Augenblick
passiert, eben nicht um preis- und betriebswirtschaft-
lich richtige Finanzen, sondern es istim Augenblick
ein reiner Verdrangungswettbewerb derer, die die
Finanzmacht haben. Das sind im Augenblick die
groBen Konzerne.
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Die Sorge, dass es zu einer Konzentration am Ende
dieser Schlacht kommt, ist nicht von der Hand zu
weisen, dass wir am Ende nur noch wenige Anbie-
ter haben, die moglicherweise dann die Preise ganz
neu diskutieren, und wir moglicherweise dann hier
wieder davor stehen und sagen, wie kénnen wir ei-
gentlich unsere Betriebe, unsere Tarifkunden schiit-
zen vor dem, was an Kartell dann entstanden ist.
Diese Sorge kann man nicht von der Hand weisen.

Im Rahmen eines Verdrangungswettbewerbes
mussen wir auch in Richtung Stadtwerke sehen. Ge-
rade wenn dieser Verdrangungswettbewerb weiter-
geht, dann sind die Stadtwerke, die mit Kraft-War-
me-Koppelung ihre Erzeugung betreiben, die Fern-
wdarme haben, es ist angesprochen worden, in be-
sonderer Weise gebissen. Das ist doch wohl ohne
Frage so. In Bremen wirde es bedeuten, dass das
Kraftwerk Hastedt beispielsweise vollig unwirt-
schaftlich wird, obwohl wir doch gemeinsam gesagt
haben, wir wollen auch eine Energieversorgung hier
in Bremen férdern, die auf Umweltschonung setzt.

Fazit an dieser Stelle: Gerade aus bremischer Sicht
ist das Thema tiberhaupt nicht geeignet, polarisie-
rende Debatten zu fithren aus meiner Sicht. Wir diir-
fen nicht Wettbewerb gegen Verbraucherinteressen
oder kommunale Interessen setzen, sondern wir
miissen dafur Sorge tragen, dass wir in diesem gan-
zen Feld zu Regelungen, zu Spielregeln kommen,
an die sich alle in einem fairen Wettbewerb halten
missen.

Da ist ein Beispiel, jetzt komme ich wieder auf das,
was auf Bundesebene gemacht werden muss, die
Novellierung des Energiewirtschaftsgesetzes. Das
ist notwendig, um unter anderem beispielsweise die
Kraft-Warme-Koppelung als einen besonderen {or-
derungswurdigen Tatbestand zu sichern. Dazu gibt
es unterschiedliche Modelle. Ubrigens in dem State-
ment von Herrn Jochum werden Sie finden, dass er
just auch die Kraft-Warme-Koppelung vorschlagt,
und zwar mit einer steuerlichen Belastung oder Ent-
lastung versehen.

Es gibt den anderen Vorschlag, der mir naher liegt,
das ist Berlin. Berlin wird in den Bundesrat einen
Antrag einbringen, der fir die hier schon angespro-
chene und von Herrn Dr. Schuster schon dargelegte
Einfiihrung einer Mindestquote von KWK ist. Ich will
mir ersparen, das noch einmal darzustellen. Aber
auch dies ist im Rahmen der EU-Richtlinie, im Rah-
men Wettbewerb und soll unter Wettbewerbsbedin-
gungen stattfinden, also tiberhaupt nicht gegen das,
was wir hier unter Wettbewerb verstehen.

Aus meiner Sicht ist eine Novellierung des Ener-
giewirtschaftsgesetzes notwendig, ob man nun eine
Quotenregelung wie Berlin oder andere Arten von
Quotenregelungen macht, bleibt noch zu diskutie-
ren, aber ich glaube, das ist der richtige Weg, ohne
den Wettbewerb einzuschranken und ohne Zaune
um unsere Kommunen oder um unsere Stadtwerke

zu machen, sondern in dem Ansatz, eine Energie-
politik zu machen, die auf regenerative, auf effekti-
ve, auf erneuerbare Energien setzt.

Vielleicht ein letztes Wort zu der von Thnen ange-
sprochenen Windenergie! Wir haben im grofen Ein-
vernehmen in diesem Hause die Windenergieaus-
bauplanung beschlossen. Wir haben es in den letz-
ten zwei Jahren erfolgreich vorangebracht. Wir ha-
ben Anfrager, die sagen, wir mochten investieren.
Die Investitionsbereitschaft, Herr Hattig hatte das
vorhin im anderen Zusammenhang gesagt, die ein
Faktor sein solle, ist gut, sie ist nach wie vor da. Es
ist mir auch nicht entgangen, dass Einzelne ein biss-
chen jammern. Auf der anderen Seite muss ich sa-
gen, wir haben eine grole Menge an Nachfrage, wir
haben nur nicht die Flachen. Ich weil} nicht, warum
wir diese Investitionsbereitschaft bremsen sollen an
diesen Stellen. Es ist iberhaupt nicht einsichtig!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Grinen — Abg. Dr. Sieling
[SPD]: Richtig!)

Was uns fehlt, ist, dass wir die Flachen voranbrin-
gen und dass wir damit Bremen sozusagen als die
Stadt auch in diesem Bereich kenntlich machen, die
innovativ zukunftsweisend neue Technologien vor-
anbringt, damit eine Fiille von Arbeitspldtzen schafft
und uns sozusagen einen Ruf einbringt, die Techno-
logiestadt iiberhaupt zu sein. Das ist mein Ziel, dar-
an werde ich weiter arbeiten, gerade was Investitio-
nen angeht.

Sie miissen nur einmal im Internet chatten. Ich
versuche das gerade,

(Zurufe von der SPD: Surfen!)

weil ich das noch neu habe, dann stellt man fest —
surfen, nicht chatten, Entschuldigung! Sie merken,
ich bin eine Anfangerin! —, dass es in unserem Um-
feld just zu dieser Zeit, in der auch auf diesem Sek-
tor ein bisschen gejammert wird, gute Angebote gibt
fir neue Windkraftfonds rund um uns herum mit ei-
ner immerhin noch guten Rendite, die dort offeriert
wird.

Wenn ich dann auf die Vereinigten Staaten sehe,
Herr Eckhoff, Sie lieben sie so, deswegen habe ich
mir das extra herausgesucht, die investieren massiv
jetzt in Windkraftausbauplanung und beabsichtigen,
in den ndchsten Jahren bis zum Jahre 2020 80 000
Megawatt Windkraftleistung zu installieren, also
richtig mit Power heranzugehen. Das ist ein neues
Programm. Sollten wir es ihnen nachtun, sollten wir
in Bremen das, was wir gemeinsam zuletzt im Juni
beschlossen haben, zliigig umsetzen! Ich glaube, da-
mit tun wir allen einen Gefallen.

Im Ubrigen gilt das, was Herr Dr. Schuster gesagt
hat. Selbstverstandlich muss auf Bundesebene das
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Stromeinspeisungsgesetz auch novelliert werden,
um auch hier langfristig Perspektiven zu entwickeln.

In diesem Sinne lassen Sie uns voranschreiten! —
Vielen Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Grunen)

Vizeprasident Dr. Kuhn: Als Nachster hat das Wort
Herr Senator Hattig.

Senator Hattig: Herr Prasident, meine Damen und
Herren! Gestatten Sie auch mir, mit ganz wenigen
Worten zum Thema Stellung zu nehmen! Die Ge-
samtbetrachtung ist so komplex, dass es dazu lan-
gerer Zeit bedirfte, um alle Aspekte zu umgreifen.
Aber auf die wenigen will ich mich doch konzen-
trieren. Der Strom entwickelt sich zum Markt. Bis-
her gab es keinen Strommarkt. Frau Kollegin, ich
bin mit IThnen vollig einer Meinung, man muss ver-
antwortungsbewusst mit diesem Thema umgehen,
aber die Frage, kann denn Markt machen, was er
will, muss man ja nicht auf die Zukunft gerichtet stel-
len, sondern zundchst einmal auf die Vergangenheit.
Da wird man wohl nicht tibersehen kénnen, dass wir
keinen Markt, sondern Strommonopole hatten. Wer
sich heute die Struktur von Elektrizitatswerken an-
sieht, die fruher wirklich nur dem Strom zugewandt
waren, der wird sehr schnell begreifen, dass es mit
dem Markt doch wohl nicht allzu weit her war.

Wie auch immer, zur verantwortungsbewussten
Betrachtung gehort auch, dass man die Fakten auf-
nimmt, und zwar die gegenwartigen und die abseh-
baren Fakten. Wenn ich den Akzent darauf setze,
so schlieBen Sie daraus bitte nicht, dass ich mich zu
der Frage, wie geht man mit der zukunftigen Ener-
gieentwicklung um, nicht durchaus auch bemiihe,
verantwortungsbewusst zu sein. Wenn man sich den
Markt ansieht, kann man sehr schnell feststellen,
dass sich Entwicklungen wie bei der Telekom, wie
bei der Post auch hier abzeichnen. Der Markt wird
Markt, das heiBit, er wird wettbewerblich orientiert
werden. Die Preise gehen, ich driicke es so aus, her-
unter.

Ich zitiere einen Vorstand der HEW Hamburg, der
gesagt hat: ,Barrieren wird der Markt wegsptlen.”
Das ist keine Frage von gut oder schlecht, sondern
das ist eine Frage, mit der wir uns beschaftigen miis-
sen und die auf langere Zeit den Markt strukturie-
ren wird.

Die Stadtwerke innerhalb dieses Marktes sind
unterschiedlich zu beurteilen. Es gibt sehr viele, die
den Wettbewerb fordern, so auch unsere Stadtwer-
ke. Es gibt den einen oder anderen, der sich an die
bequeme Situation, der Stadtwerkesituation im Lau-
fe eines monopolisierten Marktgeschehens, gewohnt
hat. Nur, auch das Urteil des Bundesverfassungsge-
richts, das einen Eilantrag von 13 Stadtwerken

schlichtweg abgelehnt hat, sollten wir in dem Zu-
sammenhang nicht ibersehen.

Zusammengefasst: Wir mussen uns auf Marktver-
haltnisse einstellen. Wenn ich auch schon an dieser
Stelle sagen darf, die Investoren, die heute bereit-
willig sagen, wir wollen investieren, gehen natur-
lich von einem monopolisierten Markt aus, weil das
die Fakten sind, die sie in ihren eigenen investiven
Berechnungen zu Grunde gelegt haben.

Die Frage, wie sieht in diesem Markt die Wind-
kraft aus, wird man ja mindestens mit solchen Fak-
ten anreichern miissen, als da sind: Kein Monopol-
markt mehr, die preisliche Situation wird wettbe-
werblich, Unternehmen und Investoren andern ihre
Betrachtungsrhythmen in diesem Falle fast wochent-
lich. Ich bleibe bei dem Satz, den ich in der Presse-
erklarung gesagt habe. Die Entwicklung, auch das
wiederhole ich, wird dhnlich wie bei Telekom auf
dem Telefonmarkt verlaufen, wie sie absehbar bei
der Post verlauft. Der Markt wird sich durchsetzen,
was ja nicht bedeutet, dass wir uns willenlos dem
Markt anheim geben, so zum Beispiel die Frage,
Stromeinspeisungsgesetz auch aus der regionalen
Begrenzung herauszunehmen.

120 Windkraftanlagen in Bremen werden dann
nur den Stadtwerken Bremen zugerechnet, das ist
durchaus eine berechtigte Frage, uber die man nach-
denken muss. Damit befinde ich mich ja durchaus
im Einklang mit dem, was die SPD-Bundestagsfrak-
tion fordert, aber wir konnen doch nicht tibersehen,
dass auch die EU sich mit diesem Thema beschaf-
tigt, und, wenn ich mir eine Schlussfolgerung dazu
erlauben darf, die Forderung regenerativer Energie-
erzeugung wird nicht auBerhalb der EU erfolgen
konnen. Sie muss EU-konform sein.

Wenn ich zu diesem Thema sage, was nach mei-
ner Meinung die Fakten sind, so glaube ich, mir die
Bemerkung gestatten zu konnen, dass ich nicht
selbstherrlich handele, sondern verantwortungsbe-
wusst. Ich bin der Meinung, wir sollten sehr vorsich-
tig sein, uns keine Investitionsruinen nach Bremen
zu holen. Das ist zumindest heute nicht auszuschlie-
Ben. Wir sollten abwarten, bis Planungssicherheit
besteht. Wir sollten auch daran denken, dass es hier
nicht darum geht, Monopole zu schiitzen. Es geht
darum, den Verbraucher zu schiitzen. — Vielen
Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Dr. Kuhn: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Dr. Mathes.

Abg. Frau Dr. Mathes (Biindnis 90/Die Griinen):
Herr Prasident, meine Damen und Herren! Festzu-
stellen ist, denke ich, gerade auch hier nach den
Beitragen von Frau Wischer und Herrn Schuster, dass
hinsichtlich der Frage der Regeln, wie man den
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Markt weiter so gestaltet, dass er auch noch 6kolo-
gische und soziale Aspekte bertiicksichtigt, weitge-
hend Konsens von dieser Seite herrscht. Die Stich-
worte sind ja auch gefallen: Stromeinspeisungs-
gesetz, Quote fiir Kraft-Warme-Koppelung und Ahn-
liches. Was ich aber hier, und das, denke ich, ist ein
wichtiger Punkt, den man noch einmal ansprechen
muss, fur gefahrlich und problematisch halte, ist,
Frau Wischer, Sie haben es auch angesprochen, so-
zusagen jetzt wieder Okonomie, Okologie und So-
ziales gegeneinander auszuspielen. Ich finde dieses
Argument, das von der CDU vertreten wird, hier auf
den sozialen Aspekt hinzuweisen, dass ja die Ver-
braucher und Verbraucherinnen dann niedrigere
Strompreise zahlen, doch sehr einseitig gedacht.

Ich glaube, wir haben alle erkannt, wo unsere
Gesellschaft hingeht und dass wir da nicht mit ein-
fachen Steuerungsinstrumenten auskommen. Herr
Hattig, natiirlich ist klar, dass alle Regelungen EU-
konform sein miissen. Das ist auch selbstverstand-
lich. Dass wir uns nattirlich nur in dem Rahmen be-
wegen konnen, in dem Geflecht, in dem wir uns
heute befinden, das auch sehr stark durch die euro-
paische Politik bestimmt wird, finde ich eine Selbst-
verstandlichkeit. Was aber jetzt an dieser Sache
héangt: Wir brauchen eine Erneuerung, und wir brau-
chen Veranderungen. Man kann nicht immer nur
uUber den Preis argumentieren. Auch wir wollen die
Verbraucher und Verbraucherinnen schiitzen, aber,
und dafur muss man jetzt auch noch andere Mittel
finden, das bedeutet auch, dass man hier entspre-
chende Eckpfeiler einbaut.

Ein weiterer Punkt ist, wie gesagt, dass man den
Verbraucherinnen und Verbrauchern auch die Ent-
scheidungsgrundlagen gibt, auf denen sie das be-
wusst tun kénnen. — Danke schon!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Vizeprasident Dr. Kuhn: Als Nachster hat das Wort
der Abgeordnete Dr. Schuster.

Abg. Dr. Schuster (SPD): Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Noch zwei kurze Bemerkun-
gen zu Herrn Hattig! Ich finde es nicht verwerflich,
dass der Wirtschaftssenator Uberlegungen anstellt,
ob eine Entwicklung nicht in die falsche Richtung
lauft und man hier Investitionsruinen hinstellt. Das
wadre in der Tat fatal. Dass wir da auch gemeinsame
Uberlegungen anstellen, ist v6llig richtig. Was ich
allerdings als Blockadehaltung empfinde, ist, dass
man grundsatzlich versucht, auf jedem Gewerbege-
biet Windkraftanlagen zu verhindern, auch wenn sie
weder storen noch windtechnisch etwas dagegen
spricht. Diese Blockadepolitik finde ich problema-
tisch.

Die zweite Anmerkung! Beilhren Ausfiihrungen
habe ich doch fast den Eindruck bekommen, Sie hat-
ten manchmal ein bisschen Angst vor dem Markt,

weil der Markt offensichtlich alle Barrieren einreif3t.
Da kann ich im Prinzip beruhigen. Es ist nicht so,
dass man keine politischen Regulierungen durch-
fihren konnte. Ich will nur zwei Beispiele nennen.
Kinderarbeit war frither im Markt tiblich, sie ist heute
verboten. Das Verbot ist weitgehend durchgesetzt,
und alles ist wettbewerbskonform. Ahnlich sieht es
beim Reinheitsgebot des deutschen Bieres auch aus.
Das konnten wir als 6kologische und erndhrungs-
wissenschaftliche Regulierung erhalten.

(Beifall bei der SPD)

Vizepradsident Dr. Kuhn: Als ndachster Redner hat
das Wort der Abgeordnete Focke.

Abg. Focke (CDU) *): Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Auch nur ein paar kurze Anmer-
kungen! Es war immer wieder die Rede davon, die
Gebuhren bei den Stromdurchleitungen durch eine
Novellierung zu regeln, unter anderem diesen Punkt.
Das sehen die Verbande nattirlich ganz anders. Die
sagen, wir konnen uns selbst darauf einigen, und
stehen ja auch kurz vor einer Einigung uber die
Gebiihren zur Stromdurchleitung. Dann brauchen
wir auch keine Gesetzesanderung. Ich finde, es ist
immer besser, wenn man sich auf eine solche Art
und Weise einigt, als wenn man irgendwelche Ge-
setze oder Reglementierungen festlegt.

Dann ist Kraft-Warme-Koppelung angesprochen
worden, eventuell Quotenregelung oder aber eine
andere Moglichkeit, was zum Beispiel Steuerbegtins-
tigungen durch Erlass der Okosteuer betrifft. Dar-
tber kann man durchaus reden, was die Steuerbe-
freiung uber einen bestimmten Zeitraum betrifft,
denn auch die Stadtwerke Bremen, Frau Senatorin,
wollen es ja nicht auf Dauer haben, sondern sie
méchten in dieser Frage eine Ubergangsfrist haben.
Das kann man sich nattirlich vorstellen, weil es auch
nicht viele Stadtwerke betrifft.

Es gibt unterschiedliche Angaben uber die An-
zahl von Stadtwerken. Einige sagen 900, andere
sagen, es gibt ungefahr 600 Stadtwerke. Da werden
von der Kraft-Warme-Koppelung nur ungefahr 15
betroffen. Wenn man jetzt eine Quotenregelung fest-
legt, dann bedeutet das, dass die anderen 585 den
Strom nattrlich teurer einkaufen missen und dass
das ein Nachteil ist fiir die Kunden, die da Strom
beziehen miussen. Deswegen kommt fur uns eine
Quotenregelung in diesem Fall iiberhaupt nicht in
Frage.

Dann gibt es noch die regenerativen Energien oder
erneuerbaren Energien. Wir haben uns hier in Bre-
men auch damit beschaftigt und festgelegt, dass das
ausgeweitet werden soll. Dazu stehen wir auch. Die
Stadtwerke bieten das an, und wir werden sehen,
wie viele Abnehmer sich in dieser Stadt fir diese

*) Vom Redner nicht tiberpriift.
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erneuerbaren Energien finden. Wir stehen nach wie
vor auf dem Standpunkt, dass wir eine gesetzliche
Verdanderung des Energiewirtschaftsgesetzes in die-
sen Formen, wie sie hier angesprochen worden sind,
nicht benotigen.

Einen Punkt noch zu den sozialen Aspekten, weil
Sie mich darauf direkt angesprochen haben, weil ich
das verglichen habe mit der GroBfindustrie und den
Endverbrauchern! Wie das Beispiel Kraft-Warme-
Koppelung und Quotenregelung eben schon sagt,
es muss ein gleicher Wettbewerb hergestellt wer-
den. Der Endabnehmer hat genau das gleiche Recht
auf preiswerten Strom wie der GroBabnehmer, der
das mit den einzelnen Stadtwerken aushandelt.

Esist in diesem Kongress in der letzten Woche,
der hier in Bremen stattgefunden hat, ganz klar und
deutlich gesagt worden: Die groen Energieanbieter
konnen ihre groBen Gewinne, so wie sie sie bisher
erwirtschaftet haben, nicht mehr erreichen, denn sie
sind dem Markt ausgesetzt. Die Stadtwerke konnen
entscheiden, von wem sie Strom abnehmen und das
gunstigste Angebot wahrnehmen. Die Stadtwerke
haben die Netze, sie haben die Durchleitungsgebiih-
ren, und deswegen haben sie grofe Chancen, sich
am Markt zu behaupten. Wenn sie sich diversifizie-
ren, dann werden sie auch keinen Arbeitsplatzab-
bau erleiden, sondern mit dem, was sie dazu neh-
men in den nachsten Jahren, auch Arbeitsplatze si-
chern und aufbauen kénnen. — Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Dr. Kuhn: Weitere Wortimeldungen
liegen nicht vor.

Damit ist die Aktuelle Stunde geschlossen.

Werte Kolleginnen und Kollegen, da wir heute ein
bisschen geizig mit der Zeit sein wollten, schlage
ich Ihnen vor, die Tagesordnung dergestalt umzu-
stellen, dass wir jetzt die Tagesordnungspunkte ohne
Debatte abhandeln. Das ware der Tagesordnungs-
punkt zehn, Feldordnungsgesetz, Tagesordnungs-
punkt 17, Landesjugendhilfeausschuss, und aufler-
halb der Tagesordnung eine Wahl und der Bericht
des Petitionsausschusses.

Gibt es dagegen Widerspruch?

Ich sehe, das ist nicht der Fall. Dann verfahren
WIr so.

Gesetz zur Anderung des Feldordnungsgesetzes

Mitteilung des Senats vom 10. August 1999
(Drucksache 15/30)
1. Lesung
2. Lesung

Wir kommen zur ersten Lesung.

Die Beratung ist eréffnet. — Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. — Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung. ©

Wer das Gesetz zur Anderung des Feldordnungs-
gesetzes, Drucksache 15/30, in erster Lesung be-
schlieBen mochte, den bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) be-
schlieBt das Gesetz in erster Lesung.

(Einstimmig)

Da der Senat um Behandlung und Beschlussfas-
sung in erster und zweiter Lesung gebeten hat und
die Fraktionen der SPD und der CDU dies als An-
trag Ubernommen haben, lasse ich dartiber abstim-
men, ob wir jetzt die zweite Lesung durchfiihren wol-
len.

Wer dafiir ist, den bitte ich um das Handzeichen!
Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) be-
schlieBt entsprechend.

(Einstimmig)

Wir kommen damit zur zweiten Lesung.

Die Beratung ist eroffnet. — Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. — Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Abstimmung.

Wer das Gesetz zur Anderung des Feldordnungs-
gesetzes in zweiter Lesung beschliefen mochte, den
bitte ich um das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) be-
schlieBt das Gesetz.

(Einstimmig)

Neubildung eines Landesjugendhilfeausschusses

Mitteilung des Senats vom 7. September 1999
(Drucksache 15/40)

Die Wahlvorschlage sind in der Erganzung der
Mitteilung des Senats enthalten.

Die Beratung ist eroffnet. — Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. — Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Wahl.

Wer entsprechend den Wahlvorschlagen wahlen
mochte, den bitte ich um das Handzeichen!



Bremische Biuirgerschaft (Landtag) — 15. Wahlperiode - 3. Sitzung am 22. 9. 99 149

(A) Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Birgerschaft (Landtag) wahlt
entsprechend.

(Einstimmig)

Wabhl eines Mitglieds der staatlichen Deputation
fiir Wirtschaft und Hafen

Der Wahlvorschlag liegt Ihnen schriftlich vor.

Die Beratung ist eréffnet. — Wortmeldungen lie-
gen nicht vor. — Die Beratung ist geschlossen.

Wir kommen zur Wahl.

Wer entsprechend dem Wahlvorschlag wahlen
mochte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafiir SPD, CDU und Biindnis 90/
Die Grunen)

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

(Abg. Tittmann [DVU)])

(B)
Ich stelle fest, die Birgerschaft (Landtag) wahlt
entsprechend.

Bericht des Petitionsausschusses Nr. 1
vom 14. September 1999

(Drucksache 15/43)

Eine Aussprache ist nicht beantragt worden.
Wir kommen daher zur Abstimmung.

Wer der Behandlung der Petitionen in der emp-
fohlenen Art zustimmen mochte, den bitte ich um
das Handzeichen!

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) be-
schlieBt entsprechend.

(Einstimmig)

Bevorich die Sitzung unterbreche, mochte ich Sie
noch einmal darauf hinweisen, dass Sie draufien die
Verbraucherzentrale des Landes Bremen und meh-
rere engagierte Koche und Kéchinnen aus Bremer
Betrieben und Kindertagesstatten erwarten, um mit
Ihnen die diesjahrige Apfelaktionswoche zu eroff-

nen. Ich darf Thnen dafur guten Appetit winschen
und unterbreche die Sitzung der Burgerschaft (Land-
tag) bis 14.30 Uhr.

(Unterbrechung der Sitzung 12.54 Uhr)

Vizeprasident Ravens eroffnet die Sitzung wieder um
14.31 Uhr.

Vizeprasident Ravens: Meine Damen und Herren,
ich eroffne die Sitzung der Burgerschaft (Landtag)
und rufe auf Tagesordnungspunkt sieben.

Parlament verkleinern, Wahlalter senken

Antrag der Fraktion Biindnis 90/Die Grinen
vom 15. Juli 1999
(Drucksache 15/11)

Wir verbinden hiermit:

Verkleinerung des Parlaments

Antrag der Fraktionen der SPD und der CDU
vom 17. September 1999
(Drucksache 15/46)

Dazu als Vertreter des Senats Senator Dr. Schulte,
ihm beigeordnet Staatsrat Goehler.

Die gemeinsame Beratung ist eroffnet.

Als Erste hat das Wort die Abgeordnete Frau Stah-
mann.

Abg. Frau Stahmann (Bindnis 90/Die Grinen):
Herr Prasident, meine sehr verehrten Damen und
Herren! Als neue Abgeordnete der Fraktion der Gru-
nen will ich mich mit meinem Redebeitrag fur die
Einrichtung eines nichtstandigen Ausschusses zur
Reform des Wahlrechts einsetzen. In diesem Zusam-
menhang mochte ich tiber die wichtige Frage der
Herabsetzung des Wahlalters auf 16 Jahre sprechen,
und vielleicht klopft die SPD gleich auch nicht mehr
so schon wie vorhin, aber wenn man eine Sache rich-
tig findet, dann sollte man dazu auch sprechen.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Grinen)

Mir scheint es sehr wichtig, die Interessen der jun-
gen Generation starker als bisher zu berticksichti-
gen. Kinder und Jugendliche wollen in einer sozia-
len und 6kologisch lebenswerten Welt leben und
groBl werden. Dafur benétigen sie ein Mindestmal
von politischem Einfluss und Mitgestaltungsmoglich-
keiten. Dieses Mindestmal konnen nicht Jugend-
parlamente und Schiilervertretungen sein, deren
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Einfluss mehr als begrenzt ist. , Demokratie heif3t,
dass sich Menschen in ihre eigenen Angelegenhei-
ten einmischen”, schrieb uns eine Klasse vom Schul-
zentrum Walliser Strafie.

Ein wichtiger Schritt in diese Richtung ist die Her-
absetzung des Wahlalters auf 16 Jahre.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Das ist ein Beitrag, Jugendlichen zu zeigen, dass
ihre wirkliche Mitbestimmung in der Gesellschaft
gefordert ist. Ich weiB, dass sich das Parlament in
den vergangenen Legislaturperioden schon haufi-
ger und sehr kontrovers zu diesem Thema gedaufert
hat, aber ich wende mich jetzt ganz besonders auch
an die neuen Abgeordneten, damit hier endlich ein-
mal Bewegung in den Laden kommt und wir auch
einmal neue Argumente auf den Tisch bringen.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Sie sind gefragt, Partei zu ergreifen fur die junge
Generation, firr diejenigen, die die Politik stark mit-
gestalten mussen und deren Zukunftschancen wir
heute schon mit unserem Handeln beeinflussen.

Die jungen Menschen erben diese Stadt. Sie sind
betroffen von politischen Entscheidungen aller Res-
sorts, und es wird kunftig immer mehr altere Men-
schen geben und weniger junge. Auch das sind wich-
tige Grunde, warum wir uns ernsthaft mit der Frage
der politischen Beteiligung auseinandersetzen mis-
sen.

Im Koalitionsvertrag finde ich leider kein Wort zu
Partizipation, Mitbestimmung, Beteiligung, Herab-
setzung des Wahlalters. Hier hat sich doch wahr-
scheinlich die groBe Koalition gegen Jugendinteres-
sen gebildet, oder wie kann ich das verstehen?

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Die SPD traut sich immer noch nicht, leider und
sehr bedauerlich. Da helfen auch keine Aussagen
im Wahlkampf, die ich ganz schon oft gehort habe.
Es helfen auch keine Parteibeschliisse und Aussa-
gen im Parteiprogramm.

Ich wunsche mir in dieser Frage fiir die CDU ei-
nen Menschen wie Rainer Barzel, der 1970 auch die
Herabsetzung des Wahlalters mitgetragen hat. Sonst
winsche ich mir den nicht so!

(Heiterkeit)

Auch damals wurden aus konservativen Kreisen
unablassig Bedenken geauflert, dass das Wahlalter
verkniipft werden muss mit der Frage der Volljah-
rigkeit. Funf Jahre dauerte dann die Diskrepanz zwi-
schen Rechts- und Geschaftsfahigkeit, und ich kann
mich nicht erinnern, dass die Jugendlichen das aus-

genutzt haben. Vielleicht wissen das einige von Th-
nen besser. Also, die Bundesrepublik steht heute
noch!

(Beifall beim Bundnis 90/Die Grunen)

Aber seit 1970 hat sich die Lebenswelt von jun-
gen Menschen stark verandert. Die Jugendlichen
von heute in der Altersgruppe zwischen 14 und 16
Jahren sind genauso politisch interessiert wie die
Achtzehnjahrigen. Sie treffen weitreichende Ent-
scheidungen, die ihr Leben pragen. Jugendforscher
wie zum Beispiel — und da konnen Sie mir nicht
widersprechen, dass ich hier Quatsch erzdhle — der
Bielefelder Professor Klaus Hurrelmann und die Au-
toren der Shell-Studie haben sich eingehend mit die-
ser Lebensphase auseinandergesetzt und beschei-
nigen den Sechzehnjahrigen Entscheidungsfahigkeit
und Ernsthaftigkeit in vielen Belangen.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Grinen)

Da ich mit Jugendlichen berufliche Erfahrung ha-
be und als Jugendbildungsreferentin gearbeitet ha-
be, weil} ich, dass die Sechzehnjahrigen ihre Ent-
scheidungen mit Ernsthaftigkeit tragen. Die Exper-
tenkommission des Deutschen Bundestages hat sich
bereits 1996 fur die Senkung des Wahlalters ausge-
sprochen.

An dieser Stelle mochte ich Thnen ein paar Ent-
scheidungsfelder aus dem Alltag der Jugendlichen
nennen: Sie eroffnen eigene Konten, sie bestimmen
ihre Religion selbst.

(Abg.Frau Hévelmann [SPD]: Und
kaufen Handys!)

Und kaufen Handys, das kann ja auch vielleicht sein
mit Zustimmung der Eltern! Ab 16 Jahren darf man
nach dem Betriebsverfassungsgesetz Jugendvertre-
ter in die Betriebsrate wahlen. Mit 16 Jahren kann
man ein rechtsqiiltiges Testament beim Notar errich-
ten und einen gerichtlichen Eid ablegen. Jugendli-
che treffen in diesem Alter weitreichende Entschei-
dungen uber Schule und Ausbildung. Nur, Herrn
Eckhoff wahlen durfen sie noch nicht!

(Beifall beim Blindnis 90/Die Griinen)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, auch
Sie haben Post bekommen vom Schulzentrum Wal-
liser StraBe mit der Bitte zu prufen, ob das Wahlalter
auf 16 Jahre herabgesetzt werden kann, und nur
neun Abgeordnete haben insgesamt geantwortet;
sieben davon waren Griine. Ist das nicht frustrierend
fiir Jugendliche, einhundert Menschen um eine Ant-
wort zu bitten, und nur neun antworten? Ich finde
schon!

(Beifall beim Bilindnis 90/Die Grinen)
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Die SPD hatte in der vergangenen Legislaturperi-
ode die Bedenken gedaufiert, dass die Jugendlichen,
die sich mit der Herabsetzung des Wahlalters be-
schaftigen, sie sogar ablehnen. Von den Jusos weil}
ich aber allerdings ganz anderes. In Bremerhaven
und in Bremen haben in der vergangenen Zeit ver-
schiedene Veranstaltungen zu diesem Thema statt-
gefunden, die von Jugendlichen mitinitiiert waren.

Wir als Parlament sind den jungen Menschen
mehr als eine Antwort schuldig, die lediglich Ja oder
Nein umfasst, und vielleicht mag ja Herr Gunthner
von den Jusos einmal zu diesem Thema reden.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Die Schiilerinnen und Schiiler der Walliser StraBe
formulierten ganz richtig: ,Die Anderung des Wahl-
rechts ist eine Reform, die nichts kostet, aber viel
einbringt: eine bessere Beteiligung der jungen Ge-
neration am politischen Leben, eine Starkung der
Demokratie."”

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich bit-
te Sie, dem Antrag unserer Fraktion zuzustimmen
und einen nichtstandigen Ausschuss einzurichten,
der sich unter anderem mit der Frage der Herabset-
zung des Wahlalters unter Abwagung aller Argu-
mente ernsthaft und, wie Herr Scherf sagt, in bester
hanseatischer Tradition auseinandersetzt,

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

denn diese Frage ist meines Erachtens viel zu wich-
tig, um sie aus Grunden der Koalitionsraison unter
den Teppich zu kehren. Frau Hannken hat schon im
November 1998 ganz richtig formuliert: Nachden-
ken soll bekanntlich nicht dimmer machen! Dazu
wollen wir Sie ernsthaft anregen! — Danke schon!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Vizeprasident Ravens: Als Nachster hat das Wort
der Abgeordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (DVU) *): Sehr geehrter Herr Vi-
zeprasident, meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Ihr Antrag, einen nichtstandigen Ausschuss mit
dem Namen ,Reform des Wahlrechts" einzusetzen,
findet inhaltlich meine volle Zustimmung.

Meine Damen und Herren, die Deutsche Volks-
union hat immer parteitibergreifend allen Antréagen,
die zum Wohl und Nutzen der Bevéolkerung gestellt
worden sind, zugestimmt. Deshalb mdéchte ich den
Punkt eins Thres Antrags, das Parlament zu verklei-
nern, besonders hervorheben. Ich halte diese For-
derung, das Parlament zu verkleinern, fur langst
uberfallig. Klar und deutlich gesagt: Die Bremische

*) Vom Redner nicht tiberpriift.

Burgerschaft, meine Damen und Herren, hat insge-
samt 100 Abgeordnete. Das sind, gelinde gesagt,
unter Berticksichtigung ihrer geleisteten Arbeit ge-
nau 50 Abgeordnete zu viel.

(Unruhe)

Und das alles zu Lasten der Steuerzahler! Meine
Damen und Herren, ich bitte um Ruhe!

(Heiterkeit)

Wenn Sie etwas zu sagen haben, kommen Sie hier
nach vorn! Wahrscheinlich haben Sie zu Hause
nichts zu sagen!

(Heiterkeit)

Meine Damen und Herren, nun wieder zum Emst!
Das Unehrliche an diesem vom Buindnis 90/Die Grtu-
nen gestellten Antrag ist die Tatsache, dass die Gru-
nen dem von der Deutschen Volksunion gestellten
Antrag , Verkleinerung des Parlaments” in der Stadt-
verordnetenversammlung in Bremerhaven nicht zu-
gestimmt haben. Sie hatten damals die groBe Mog-
lichkeit, auch auf kommunaler Ebene Steuergeld-
verschwendung zu verhindern. Sie haben auf
Kosten und zu Lasten der Steuerzahler den DVU-
Antrag abgelehnt. Insofern, meine Damen und Her-
ren, glaube ich Thnen nicht, dass Ihre Forderung, das
Parlament zu verkleinern, wirklich ernst gemeint ist
von Ihnen.

(Abg. Rowekamp [CDU]: Machen
Sie doch den ersten Schritt! — Unruhe)

Kommen wir nun zu Absatz zwei, Herabsetzung
des Wabhlalters! Ich kann auch noch lauter, Sie wer-
den sich noch wundern!

(Abg. Rowekamp [CDU]: Wir
wundern uns schon!)

Die Forderung der Fraktion Bindnis 90/Die Gru-
nen ist, wohlwissend, dass sie in Zusammenarbeit
mit der SPD als Kriegspartei ihren baldigen politi-
schen Niedergang erleben wiirde, zukunftsorientiert
erhoben worden, also ein zukunftsorientiert geprag-
ter, eigenniitzig gestellter Antrag vom Biindnis 90/
Die Grunen. Dass Ihre Zukunftsangste berechtigt
sind, haben die Wahlen ja deutlich bewiesen.

Meine Damen und Herren, bei der DVU hinge-
gen bestehen sie nicht, und das kann ich belegen.
Herr Prasident, ich darf zitieren, da schreibt zum
Beispiel der Berliner Erziehungswissenschaftler Herr
Merken: ,Dass die Deutsche Volksunion unter den
jugendlichen Wahlern zum Beispiel in Brandenburg
und nicht nur in Brandenburg 20 Prozent Stimmen-
anteil erreicht hat, ist zu viel und Besorgnis er-
regend.”
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Das finde ich nicht! Ich finde das gut! Auch bei
geheim durchgefiihrten Wahlen in Schulklassen
bundesweit liegt die Deutsche Volksunion bei zirka
20 Prozent der Jungwahler und dartiber. Bei den
organisierten Jugendlichen, Gewerkschaften, Kir-
chen und so weiter, wiirden laut einer Studie des
DGB 30 Prozent Jugendliche die Deutsche Volks-
union wahlen. Sie sehen also, die DVU liegt voll im
Trend bei den Jugendlichen. Sie lassen die Jugend-
lichen mit Ihrer Politik im Stich, die Jugend vertraut
der Deutschen Volksunion, wir vertrauen unserer Ju-
gend.

In diesem Zusammenhang, meine Damen und
Herren, sollte Ihr Genosse, er ist leider nicht da, Se-
nator Lemke, seine kostbare Zeit nicht damit ver-
geuden, in Bremerhaven bei nachtlichen Kneipen-
besuchen Jugendliche davor zu warnen, die DVU
zu wahlen. Esist sowieso sinn- und zwecklos! Herr
Senator Lemke, Sie sollten lieber — wenn er da sein
wirde, wahrscheinlich ist das Thema nicht so wich-
tig fur ihn —, er sollte seine kostbare Zeit dafur nut-
zen und sorgen, dass die schandlichen herunterge-
kommenen Schulen in Bremen und Bremerhaven
endlich saniert werden. Damit hat er weill Gott ge-
nug zu tun. Dafiir braucht er dringend seine Kraft
und Energie, also soll er sie nicht damit vergeuden,
unnitze Aktionen zu starten. Er soll damit anfan-
gen, endlich seiner politischen Aufgabe gerecht zu
werden. Der Burger hat ein Recht darauf!

Meine Damen und Herren, Absatz drei findet in-
haltlich meine Zustimmung, so dass ich dem gesam-
ten Antrag von Bindnis 90/Die Grunen uneinge-
schrankt zustimmen kann. — Ich bedanke mich!

Vizeprasident Ravens: Bevor ich Herrn Teiser das
Wort erteile: Herr Abgeordneter Tittmann, Sie ha-
ben die SPD-Fraktion und auch die Griinen-Frak-
tion als Kriegsparteien tituliert. Das weise ich zurtick!

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und beim
Biindnis 90/Die Griinen — Zuruf des Abg.
Tittmann [DVU)])

Das Wort hat der Abgeordnete Teiser.

Abg. Teiser (CDU) *): Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Erst einmal zu den Formalien: Ich
glaube, die Inhalte werden nicht daran entschieden,
ob wir einen nichtstandigen Ausschuss einsetzen
oder ob wir dies dem Verfassungs- und Geschafts-
ordnungsausschuss ubertragen. Insofern gehe ich
davon aus, dass da kein Problem besteht.

Die Kollegin von den Grunen hat zu meiner Ver-
wunderung, und hier geht es eigentlich fur uns
schwerpunktmaBig um die Frage der Verkleinerung
dieses Parlaments, dies im Anfangssatz als Uber-
schrift des Antrags ,Parlament verkleinern, Wahl-

*) Vom Redner nicht tiberpriift.

alter senken” erwahnt und hat ganz zum Schluss
noch einmal mit einem Halbsatz darauf hingewie-
sen. Ansonsten hat sie eine Debatte zur Herabset-
zung des Wahlalters gefiihrt. Wir werden diese De-
batte noch einmal ausfiihrlich im Verfassungs- und
Geschaftsordnungsausschuss fithren und werden
dann zu einem Ergebnis kommen, das sicherlich dem
Mehrheitswillen auch der Bevolkerung entspricht.

Lassen Sie mich nur drei Satze zu dem, was Sie
an Argumenten vorgebracht haben, sagen! Wissen
Sie, es ist relativ einfach, testamentsfahig zu sein,
wenn man nichts zu vererben hat, und ein Konto
fihren zu dirfen, wenn man kein Geld dafiir hat,
das dann von anderen gespeist wird. Wenn das die
Argumente sind fiir das Wahlrecht fir die, die mit
weitreichenden Entscheidungen und eingeschrank-
ter Verantwortung dann zur Wahl gehen sollen, ist
das immer eine Frage der Uberlegung.

Meine Damen und Herren, wie eine unendliche
Geschichte zieht sich die Debatte uber die Verklei-
nerung dieses Parlaments dahin. Vielleicht haben
Sie auch von den Grunen dieses Thema hier in der
Debatte nicht so aufgegriffen, nicht, weil Sie den
Schwerpunkt auf die Herabsetzung des Wahlalters
setzen wollen, sondern weil, und das verstehe ich
sogar, es in die Uberlegung einbezogen werden
muss, aus Ihrer Sicht vollig richtig, zu hinterfragen,
welche Auswirkungen eine solche Parlaments-
verkleinerung hat, und zwar nicht nur fur die Gri-
nen, sondern fir moglicherweise jede kleine Frakti-
on, die in diesem Haus irgendwann einmal Platz
nehmen wird, wie auch fiir die Bremerhavener Ab-
geordneten. Deren Anzahl wird sich naturlich ent-
sprechend dem neuem Quorum absenken, und die
Frage, die sich dann stellt, ist zum Beispiel eine Fra-
ge der Arbeitsstruktur dieses Parlamentes in Aus-
schiissen und Deputationen.

Das Ergebnis kann nicht zum Schluss so ein, dass
die Strukturen so sind, dass kleine Fraktionen oder
aber auch Bremerhavener Abgeordnete nicht mehr
die Moglichkeit haben, in jedem Bereich flachen-
deckend in diesem Parlament tatig zu sein und ihre
Meinung einzubringen. Insofern gilt es zu tiberle-
gen, und das geht eben einfach tiber diesen einfa-
chen Strich der Parlamentsverkleinerung hinaus, wie
schaffe ich anschlieBend Strukturen, die gewahrlei-
sten, dass die Mitwirkungsmaglichkeit kleiner Frak-
tionen und der Bremerhavener Abgeordneten wei-
terhin gewahrleistet ist.

Die Griunen haben in ihrem Antrag die Frage der
Funfprozenthiirde noch nachtraglich eingebracht.
Das war ja auch immer eine Debatte, die bei der
Parlamentsverkleinerung an sich eine Rolle gespielt
hat. Es war seinerzeit auch einmal die Idee entstan-
den, von 100 Teilzeitabgeordneten, und die sollen
es ja wohl bleiben, moglicherweise auf 50 Ganzzeit-
abgeordete zu gehen. Man hat dann festgestellt, dass
das mit der Funfprozenthurde fiir Bremerhaven nicht
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zu vereinbaren ist. Insofern wird auch dieser Punkt
dann noch einmal im Ausschuss aufgerufen.

Ich darf allerdings heute schon darauf hinweisen,
dass dies wiederum in Bremerhaven sehr einfach zu
machen ware, aber in Bremen zu weitreichenden
Konsequenzen fiihren wurde, was hier die Magis-
tratsverfassung, den Aufbau der Verwaltung betrifft.
Eines kann ich zumindest schon heute fiir die Bre-
merhavener Abgeordneten signalisieren, unter-
schiedliche Quoren nach der Devise, in Bremerha-
ven konnen sie das einmal machen, und in Bremen
geht das nicht, werden wir wahrscheinlich wohl un-
sere Zustimmung nicht geben kénnen. Insofern koén-
nen Sie sich im Prinzip auch schon fast ausrechnen,
wie die nachste Wahl ungefahr ablaufen wird.

Die Frage der Verlangerung der Legislaturperi-
ode ist eine Frage, die man vollig emotionslos dis-
kutieren kann. Es gibt Bundeslander, die das haben,
und Bundeslander, die das nicht haben. Im Bundes-
tag soll es wohl auch so eingefiihrt werden, dass die
Legislaturperiode verlangert wird.

Allerdings darf ich mir auch hier den halbkriti-
schen Hinweis erlauben, dass es schon bei einigen
merkwurdig ist, die das auf einmal auf ihre Fahne
schreiben, die ansonsten standig danach schreien,
mehr Burgerbeteiligung, haufigere Burgerbeteili-
gung — wissen Sie, wir fuhren die Diskussion gera-
de in Bremerhaven —, wir brauchen mehr Volksab-
stimmungen, mehr Mitwirkung, die sollen 6fter ent-
scheiden kénnen, dass sie dann, wenn einmal vier
Entscheidungen in einem Jahr zu fallen sind, schrei-
en, also, jetzt ist aber der Birger uberfordert, jetzt
geht er aber nicht mehr hin, am besten ware, man
wiirde alles an einem Tag machen: Bundestags-,
Europa-, Landtags-, Stadtverordnetenwahl und die
Abstimmung uber den Ocean-Park. Sie miissen sich
irgendwann einmal entscheiden, was Sie da eigent-
lich wollen! Aber auch das werden wir im Ausschuss
in Ruhe beraten konnen.

Wir werden den Antrag der Griunen naturgemals,
das wird Sie nicht mehr verwundern, ablehnen.

(Heiterkeit beim Buindnis 90/Die Griinen)

Unseren Antrag werden wir in den Verfassungs- und
Geschaftsordnungsausschuss tiberweisen.

(Abg. Eckhoff [CDU]: Den beschlie-
Ben wir!)

Ach, den beschlieBen wir gleich, gut!

(Abg. Dr. Kuhn [Bundnis 90/Die
Grunen]: Naturgema@!)

Naturgemal! Aber die Beratung erfolgt dann im
Verfassungs- und Geschaftsordnungsausschuss.

Ich darf auch darauf hinweisen, was den Inhalt
unseren Antrages betrifft, dass er eben, was das Par-
lament betrifft, sehr viel weitergehender ist, als ein-
fach nur die Entscheidung zu treffen, statt 100 Ab-
geordnete 80, und als das, was ich vorhin schon an
Problemen dargestellt habe, sondern es stellt sich
naturlich auch die Frage der Arbeitsmoglichkeiten
der einzelnen Abgeordneten. Ist es tatsachlich so,
dass 80 Abgeordnete das tun kénnen, was vorher
100 gemacht haben? Denn das wiirde ja bedeuten,
dass bisher 20 eigentlich tiberflissig waren. Da wir
dieser Uberzeugung nicht sind, wird man auch in
diesen Bereichen uiberlegen mussen, wie die Arbeits-
moglichkeiten der Abgeordneten ausgestattet sind.

Ich darf mir den Hinweis auf Hamburg erlauben,
wo Abgeordnete auf wissenschaftliche Mitarbeiter
zuruckgreifen konnen. Ich will das hier gar nicht als
CDU-Forderung hineinbringen, aber es gibt eben
Dinge, die tiberlegt werden miissen, die weit tiber
das hinausgehen, als die Entscheidung zu treffen,
in der nachsten Legislaturperiode sitzen hier statt
100 nur noch 80 Abgeordnete, oder wir haben mog-
licherweise das Wahlalter gesenkt. — Vielen Dank,
meine Damen und Herren!

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Ravens: Als Nachster hat das Wort
der Abgeordnete Isola.

Abg. Isola (SPD) *): Herr Prasident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Es zeichnet sich hin-
sichtlich der zu eroérternden Themen ein breiter Kon-
sens ab. Esist in der Tat offenbar kein Streit, wo die
Beratung jetzt stattfinden soll. Klar ist, ein Parla-
mentsausschuss wird sich damit befassen, und ich
habe auch eben die Reaktion bei den Griinen so ver-
standen, dies kann auch der Verfassungs- und Ge-
schaftsordnungsausschuss sein. Das ist nun auch
nicht das Problem.

Die Themen haben wir vorgegeben bis auf ein
Thema, das in Ihrem Antrag noch enthalten ist, die
moglichen Konsequenzen aus der Entscheidung des
Staatsgerichtshofs in Nordrhein-Westfalen hinsicht-
lich der Funfprozentklausel zu ziehen. Dartuber wird
man auch im Verfassungs- und Geschaftsordnungs-
ausschuss reden, das konnen wir nattirlich machen.

Hinsichtlich der Themen ist nun einiges von den
Vorrednern mit unterschiedlicher Akzentsetzung
gesagt worden. Bei der Parlamentsverkleinerung
zeichnet sich ohnehin ein breiter Konsens ab. Ich
darf Sie noch einmal auf die Koalitionsvereinbarung
hinweisen. Da heiBit es ganz schmucklos: ,Die Ko-
alitionspartner vereinbaren, die Verkleinerung des
Parlaments in dieser Legislaturperiode zu beschlie-
Ben. Die bisherige Zahl der Abgeordneten soll um
ein Funftel reduziert werden. Der Status des Teil-

*) Vom Redner nicht tiberpriift.
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zeitabgeordneten wird beibehalten.” Das sind die
Eckwerte fur die Koalitionsparteien in dieser Dis-
kussion.

Nattirlich hat Herr Teiser Recht, dass wir in die-
sem Zusammenhang auch tiber die Arbeitsstruktu-
ren als Folge einer solchen Parlamentsverkleinerung,
die sich tUbrigens entsprechend mit einer Verringe-
rung um 20 Prozent in der Stadtbiirgerschaft fort-
setzen wird, reden miissen. Da allerdings bin ich ein-
mal gespannt, Herr Teiser, wie wir das besprechen,
denn wir haben ja wiederholt, allerdings, sage ich
einmal, nicht ganz so geschlossen in unseren Rei-
hen, das ist kein Geheimnis, aber immer wieder ver-
sucht, die Arbeitsstruktur dieses Parlaments einmal
vor dem Hintergrund von Ausschiissen zu erortern.
Wir haben immer gedacht, wir hatten Sie an der
Seite, weil Sie das irgendwann einmal in ein Wahl-
programm hineingeschrieben haben. Da waren Sie
allerdings noch in der Opposition, das war dann an-
ders.

Das ist in der Tat dann ein Thema, das wir dann
wieder besprechen miussen, denn ich sage Ihnen
heute jetzt schon an dieser Stelle, wir werden die
Strukturen effektiver nur gestalten koénnen, wenn
wir mehr Arbeitsaufgaben in Ausschiissen zusam-
menfassen und uns nicht so weiter aufsplittern in,
glaube ich, 35 bis 38 Ausschiisse, Deputationen,
Stadt und Land und so weiter. Ich habe das hier
schon einmal aufgezahlt. Das ist ein Luxus, den sich
kein Parlament leistet.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Das hat ubrigens mehrere nachteilige Folgen, ab-
gesehen davon, dass es auch teurer ist, dass man
stiandig tagt, das kostet auch Geld. Der Uberblick
der einzelnen Abgeordneten wird ja auch immer
mehr begrenzt, indem man sich nur noch einkastelt.
Es schadet nicht, wenn man tibergreifende Themen,
die irgendwie in einen Zusammenhang gehoéren,
durchaus, und zwar in grundsatzlicher Hinsicht,
mehr politisch erortert, als — meine Kollegen aus
meiner Fraktion wissen das — dass man sich als Ab-
geordneter nachher nur noch um reine Technik-
fragen kimmert und wie einzelne Bauten nachher
auszusehen haben. Das ist nicht so sehr unsere Auf-
gabe. Also, bin ich einmal gespannt, was jetzt
kommt.

Wir haben das einmal versucht, da sind wir gran-
dios gescheitert in der letzten Periode. Jetzt machen
wir gern noch einmal einen Anlauf, da nehmen wir
uns Zeit. Wenn wir das bis zum Mai 2000 nicht schaf-
fen, sind wir gern bereit, das bis zum Juli zu ma-
chen. Nur, da wurde ich doch jetzt einmal sehen,
hauen wir das durch, Herr Eckhoff, an dieser Stelle,
dass wir da einmal weiterkommen! Daher fand ich
das gut. Der Vorschlag kommt tiibrigens von der
CDU, daher groBes Lob! Ich denke, da kommen wir
gut weiter.

Zweiter Punkt: Verlangerung der Wahlperiode auf
finf Jahre! Da kann ich mich dem anschlieBBen, was
der Kollege Teiser gesagt hat. Das wird emotionslos
einfach einmal gepriift, ob man das in Bremen auch
will. Das muss aber einstimmig hier geschehen, und
wenn das nicht gewollt ist, dann ist es so, dann bleibt
es dabei. Wir konnen unsere Wahlperiode hier nicht
verlangern. Ich sage das nur vorsichtshalber, falls
da ein Journalist meint, jetzt reden sie schon tiber
ihre eigene Wahlperiode. Das gilt ja dann nur fir
die nachste Legislaturperiode wie nattrlich auch die
Parlamentsverkleinerung.

Nun zum Wahlalter! Das ist sehr engagiert in der
Sache vorgetragen worden. Das ist auch die Positi-
on der Griinen, wie sie uns bekannt ist. Die SPD hat
zumindest ihre Position im Wahlprogramm, sie ent-
spricht auch dem, was die Grinen hier vortragen,
festgehalten. Das war in den Koalitionsvereinbarun-
gen nicht durchzusetzen. Trotzdem haben wir es jetzt
gemeinsam geschafft, das immerhin zum Thema in
diesem Ausschuss zu machen. Dann wollen wir ein-
mal sehen.

Auch da, denke ich, wird so eine Priifung nicht so
laufen, dass wir da hineingehen und nur noch ab-
fragen, was haben wir fiir eine Meinung, und dann
ist Schluss der Durchsage, sondern wir stellen uns
durchaus vor, das grundlicher anzugehen, zum Bei-
spiel auch den einen oder anderen Sachverstandi-
gen zu dieser Frage zu hoéren. Es sind ja wohl-
gewichtete Argumente gegen und fiir diese Frage
zu erortern. Das sollten wir sehr sachlich erdrtern,
um dann dem Parlament und der Offentlichkeit ei-
nen vernunftigen Vorschlag unterbreiten zu konnen.

Daher will ich mich jetzt an dieser Stelle auf die
ganze Argumentation hier nicht einlassen. Das wol-
len wir gerade in dem Ausschuss jetzt einmal kla-
ren, und dann konnen wir auch diese Debatte hier
entsprechend fiithren. Zur Finfprozentklausel habe
ich etwas gesagt, dartiber reden wir selbstverstand-
lich auch in diesem Ausschuss, wie weit das fiir Bre-
men zwingend und politisch geboten ist, so dass die-
ses Haus auch diesem Antrag der Koalition zustim-
men kann, der im Wesentlichen auch die Punkte des
Grunen-Antrags beinhaltet. — Danke schon!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Vizeprasident Ravens: Als Nachster hat das Wort
der Abgeordnete Dr. Kuhn.

Abg. Dr.Kuhn (Biindnis 90/Die Griinen): Herr Pra-
sident, meine Damen und Herren! Herr Kollege Tei-
ser, ich bin mir nicht so ganz sicher, ob es wirklich
die Natur parlamentarischer Arbeit ist, dass eine so
groBe Regierungskoalition, wie Sie es sind, den An-
trag einer zugegebenerweise kleinen Oppositions-
fraktion allein deswegen ablehnt, weil er von de-
nen kommt. Also, ob das wirklich die Natur parla-
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mentarischer Tatigkeit ist und ob das dem Sinn ent-
spricht, da habe ich ganz gro3e Zweifel!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Dass Sie das zu Ihrer Maxime machen aus vollig
falschen Uberlegungen, das habe ich schon gemerkt.
Ich halte es aber fiir falsch. Herr Kollege Isola hat
darauf hingewiesen, im Wesentlichen entspricht das
dem, was wir in unserem Antrag formuliert haben.
Uber die Frage, wo das verhandelt wird, wo das
beraten wird, waren wir selbstverstandlich ge-
sprachsbereit gewesen. Warum haben Sie hier nicht
den Versuch gemacht in der zweiten Runde, jetzt
nach dem Sommer einen gemeinsamen Antrag hin-
zubekommen? Eine Sache, hatten wir gesagt, wol-
len wir, und die anderen Sachen prifen wir, so ist
doch hier die Diskussionslage im Augenblick. Das
hatte sich doch widergespiegelt, das hatten wir doch
gut gemeinsam machen koénnen. Das finde ich schon
einmal schade. Vielleicht denken Sie doch noch ein-
mal uber die Natur nach, Herr Kollege Teiser, je-
denfalls tiber die Natur dieses Hauses, und wie Sie
das handhaben wollen!

(Abg. Pflugradt [CDU]: Aber die
Opposition kann auch initiativ werden!)

Wissen Sie, wann Sie mit dem, was Sie vorgelegt
haben, gekommen sind? Vorgestern! Ich habe vor-
her keinen Hinweis darauf gehabt, dass Sie einen
eigenen Antrag machen!

(Abg. Bohrnsen [SPD]: War ange-
kiindigt!)

Sie haben das in der Interfraktionellen Besprechung
angekuindigt, aber, werter Kollege, dass das nun jetzt
unsere Aufgabe ist, wenn wir einen Antrag vorle-
gen, dass wir Ihnen dann sagen, wir miissen uns ei-
nigen, wenn wir gar nicht wissen, wohin Sie wollen,
also, dass mussen Sie wirklich nicht sagen! Sie ha-
ben ja gewusst, dass Sie das Gleiche wollen wie wir.
Horen Sie doch auf zu filibustern! Das ist doch jetzt
Kase!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

In der Sache, Kollege Teiser: Wir haben nicht als
Erstes uber die Verkleinerung des Parlaments des-
wegen geredet, weil wir nun wirklich dachten, das
Thema sei durch. Nach der klaren Festlegung in der
Koalitionsvereinbarung hatten wir gedacht, daruber
missten wir nicht debattieren. Dass Sie hier den
groBten Teil Ihrer Rede damit verbracht haben, wie-
der Fragezeichen zu setzen, hat mich schon verwun-
dert.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Ich bin ja gespannt, was dann im Ergebnis heraus-
kommt. Dass wir dann andere Fragen mit bereden
missen, da hat der Kollege Isola auch Recht!

Verehrter Kollege, ob das ganz richtig war, dass
Sie mit der Hand immer dahin gezeigt haben, war-
um das jetzt bei der Konstituierung dieses Parlaments
nicht geklappt hat, da habe ich leichte Zweifel, weil
so bisschen in die Richtung, glaube ich, ware doch
angebracht gewesen. Ich glaube, da geben Sie mir
Recht. Also, wenn wir die Gelegenheit nutzen, auch
uber die Ausschiisse zu reden, von uns aus gern!
Ich habe auch verstanden, dass Sie nicht nur tiber
die Herabsetzung des Wahlalters, zu dem wir jetzt
unsere Position noch einmal deutlich markiert ha-
ben, sondern auch uber die Funfprozentklausel re-
den wollen. Dennoch will ich heute, und dazu dient
eine solche Debatte, wenn man hineingeht, eine
Position zu markieren, noch etwas dazu zu sagen.

Wir haben tiber die Fiinfprozentklausel vor dem
Sommer debattiert. Da standen wir unter dem Ein-
druck eines Gerichtsurteils und haben uberlegt,
macht es Sinn, in Bremerhaven das ad hoc zu an-
dern. Da hat gerade Ihre Fraktion, die Kollegin
Hannken, darauf hingewiesen, nein, das macht kei-
nen Sinn. Das diskutieren wir in Ruhe, wenn wir
mehr Zeit haben, generell.

Ich sehe, Sie sagen nicht grundsatzlich, das ma-
chen wir jetzt. Wir haben namlich jetzt die Chance
nicht zu uberlegen, ob wir das machen miissen,
Herabsetzung der Flunfprozentklausel, und auch
nicht, ob wir es machen dirfen, weil das sowieso
klar ist, sondern wir haben die Chance zu begrei-
fen, ob wir das politisch machen wollen, und diese
Chance sollten wir jetzt wirklich wahrnehmen.

(Abg. Beckmeyer [SPD]: Der Ge-
setzgeber muss es ohnehin prifen!)

Ja, er muss es, aber wir haben es ja nicht gemacht,
und die Kollegen in Nordrhein-Westfalen haben es
ja leider auch nicht gemacht, sind auf den Bauch
gefallen, so dass wir es jetzt, glaube ich, auch, da
haben Sie Recht, machen miissen.

Ich will Thnen noch einmal einige Argumente der
letzten Debatte und der darauf folgenden offentli-
chen Debatte nahe bringen. Es ist ja so, dass nur
aus schwerwiegenden Grunden uberhaupt die
Gleichheit jeder Wahlstimme eingeschrankt werden
darf. Sie kennen das, Funfprozentklausel ist die
Ausnahme und nicht die Regel. Der Hauptgrund, der
immer wieder genannt wird, ist die Frage der , Funk-
tionsfahigkeit eines Parlaments”. Wenn die gefahr-
det sei, dann diirfe man das machen.

Der Kollege Freitag hat in der letzten Debatte dies
als selbstverstandlich vorausgesetzt, dass das so
kommen wiirde, wenn wir das machen. Ich sage ein-
mal, in Nordrhein-Westfalen sehe ich nicht, dass da
irgendeine Kommune unregierbar werden wird. Ich
sehe es noch nicht, vielleicht kommt das ja.
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Ich habe mir aulerdem einmal die Mihe gemacht,
das will ich Thnen doch zur Kenntnis geben, einmal
herauszusuchen, was es denn zur Folge héatte, wenn
man hier im Land Bremen die Flinfprozentklausel
herabsenkte auf drei Prozent. Da gebe ich Thnen voll-
kommen Recht, Herr Teiser, es wird nicht gehen,
dass wir fir Bremerhaven eine Regelung machen,
fir das Land Bremen die zweite und fir die Stadt
Bremen die dritte, sondern da miussen wir schon,
wenn, auf eine gemeinsame Linie kommen. Das sehe
ich auch so. Wenn man das herabsenken wiirde auf
drei Prozent, dann héatten wir in allen 15 Wahlen seit
der Konstituierung nach dem Zweiten Weltkrieg
dreimal andere Parteien hier gehabt: 1983 ware die
FDP hier mit vier Mandaten zusdatzlich gewesen,
1995 die FDP noch einmal mit drei Mandaten und
mit einem Mandat die DVU, und 1999 waren aller-
dings die PDS, die FDP und die AFB mit jeweils ei-
nem Mandat hier gewesen.

Jetzt frage ich Sie einmal ganz im Ernst: Sind Sie
der Auffassung, dass das die Funktionsfahigkeit des
Parlaments irgendwie bertihrt, gefahrdet hatte? Das
kann doch keiner im Ernst behaupten!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Ich behaupte etwas anderes: dass man sich auf
die Dauer uberlegen muss, dass zur Funktionsfahig-
keit des Parlaments nicht nur die Frage gehort, ob
man hier mit sicheren Mehrheiten Regierungen
wadhlen und Antrage ablehnen kann, sondern ob das
Parlament auch noch ausreichend die Gesellschaft
integriert, ob sich die Stimmen der Gesellschaft, die
ja heute vielfaltiger geworden sind, wieder finden
und ob das nicht eher gefahrdet ist durch die ge-
genwartige Situation, ob eigentlich gegenwartig die
Vielfalt das Problem dieses Parlaments ist oder doch
nicht eher die Einfalt.

Dartiber, glaube ich, muss man schon nachden-
ken, und ich sehe im Augenblick eher, dass mehr
Buntheit, vielleicht durchaus Unberechenbarkeit und
Spannung eher notwendig sind als das Festhalten
an der Idee, kleinere Gruppierungen hier im Haus
bringen das alles durcheinander.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Naturlich kann man die Risiken in den Mittelpunkt
stellen, aber da mochte ich doch einmal an einen
groBen sozialdemokratischen Politiker erinnern, der
damit Erfolg gehabt hat. Er hat gesagt: ,Mehr De-
mokratie wagen!" Das hat drei Bestandteile: Demo-
kratie, da sind wir uns einig, dass es auch mehr oder
weniger sein kann, dariber kann man schon nach-
denken. Er hat gesagt: mehr. Wir halten dies fiir mehr
Demokratie, aber worauf ich hinaus will, ist das
Wagen. Dass Demokratie ohne Risiko sei, kann kei-
ner sagen. Wenn man das macht, muss man schon
ein Risiko eingehen. Wir glauben, dass es sehr gut

kalkulierbar ist, dass es viele Vorteile bringt, und
werden die Herabsetzung der Sperrklausel in dem
Ausschuss vehement weiterhin zur Sprache bringen.

(Beifall beim Bilindnis 90/Die Grinen)

Vizeprasident Ravens: Als Nachster hat das Wort
der Abgeordnete Pietrzok.

Abg. Pietrzok (SPD): Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Frau Stahmann, ich mochte noch
einmal auf Sie antworten. Sie haben ja die SPD sehr
stark angegriffen, ich mochte Ihnen da einmal ein
bisschen Orientierung geben. Die SPD hat naturlich
eine Beschlusslage, die darauf hinauslauft, wir wol-
len das Wahlalter 16 fur die jungen Leute haben,
und das aus guten Grunden, aber die Sozialdemo-
kratie hat es sich dabei nicht sehr leicht gemacht.

Nattrlich gibt es eine ganze Menge Punkte, die
dabei abgewogen werden wollen. Es gibt Leute,
auch innerhalb der SPD, die groBe Zweifel daran
haben, ob es tatsachlich moglich ist, eine Einfigung
in die Rechtsordnung auch so hinzubekommen, dass
diese ganze Sache auch rund und glatt erscheint. Es
gibt auch einfach innerhalb der SPD und auch an-
derswo Menschen, die gro3e Zweifel daran haben,
ob es wirklich fur die Sechzehnjahrigen tatsachlich
schon eine Aufgabe ist, die sie in der Regel gut be-
waltigen konnen. Aber die SPD hat dazu eine ganz
glasklare Entscheidung getroffen, namlich dass wir
das wollen.

Mir liegt eines sehr am Herzen: Wir durfen nicht
immer nur dartiber reden, verhandeln und debat-
tieren, sondern es muss irgendwann auf eine Ent-
scheidung hinauslaufen. Bedenken Sie bitte immer,
wir reden jetzt Giber junge Menschen im Alter zwi-
schen zwolf und 14 Jahren, und wir reden dartiber,
ob diese bei den nachsten Wahlen mit dabei sind
oder nicht! Wenn wir tiber diese Menschen in die-
ser Altersgruppe reden, dann kann eine Debatte, die
zwei Jahre dauert, gemessen an ihrem Lebensalter
fur sie unwahrscheinlich lange dauern. Es ist also
wirklich dringend nétig, dass dann endlich auch ein-
mal eine Entscheidung herbeigefiihrt wird. Ich hof-
fe, dass die CDU sich dabei auch einmal ein bisschen
offnet, so dass es da zu einer entsprechenden Be-
wegung kommt.

(Beifall bei der SPD und beim Buindnis 90/
Die Griinen)

Ich sehe schon am Kopfschiitteln einer jugend-
politischen Sprecherin, dass es damit nichts werden
wird. Damit, denke ich, wird sich auch schon ab-
zeichnen, was in diesem Ausschuss passiert. Die
Botschaft ist ja wohl vollig klar: Die Jugend muss
hier den politischen Preis zahlen fiir die groBe Ko-
alition, und sie wird nicht an den Wahlen partizipie-

(D)
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ren dirfen. Ich muss schon sagen, dass mich das als
Jugendpolitiker sehr argert!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen —
Abg. Pflugradt [CDU]J: Ist das die
Meinung der gesamten Fraktion?)

Esist nicht die Meinung der gesamten Fraktion, aber
Tatsache ist auf jeden Fall, dass dieser Beschluss sich
auf der Grundlage des CDU-Verhaltens so entwik-
keln wird, Herr Pflugradt!

(Abg. R6wekamp [CDU]: Wenn das
manimmersowdre! —Abg. Bohrnsen
[SPD]: Das werden wir verhindern!)

Jugendliche miissen sich heute in vielen Fragen
sehr frih entscheiden, und es ist vollig klar, dass die
Jugendlichen den Aufgaben gewachsen sein kon-
nen. Wir missen ihnen dabei Hilfestellungen geben,
und es geht nicht darum, das Wahlrecht einfach ab-
zubiegen. Wir mussen weitere Angebote machen,
wir mussen die politische Bildung starken. Ich bin
sicher, dass die Jugendlichen groBeres Interesse
daran haben werden, wenn sie auch ernst genom-
men werden.

(Beifall bei der SPD)

Noch eine Kritik zu Ihrer Rede, Frau Stahmann!
Die Sozialdemokraten, denke ich, haben da eine
ganz gute Position, weil wir auf der einen Seite nach
differenzierten Abwagungen zu der Entscheidung
gekommen sind, uns fiir das Wahlrecht mit 16 Jah-
ren zu entscheiden, auf der anderen Seite aber auch
nicht geneigt sind, dieses Thema so hoch zu ziehen,
als sei es die jugendpolitische Antwort auf alle Pro-
bleme, die wir mit Beteiligung von Jugendlichen in
politischen Prozessen haben.

(Beifall bei der SPD)

Die Probleme, die wir haben, sind viel umfassen-
der. Jugendliche haben sich sehr stark von den
Entscheidungsgremien abgewendet, die eine grof3e
Rolle hier spielen. Da spielt das Parlament eine er-
hebliche Rolle, aber bei weitem nicht die einzige.
Deswegen betrachten wir das Wahlalter 16, also das
Wahlen fur junge Leute, zurzeit auch nur als eine
Moglichkeit, als eine Kriicke, um Beteiligungsmog-
lichkeiten von jungen Menschen weiterhin zu schaf-
fen. Aber unsere Aufgabe lautet anders: Wir ms-
sen nach vielen neuen Wegen suchen!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Grinen)

Vizeprasident Ravens: Als Nachster hat das Wort
der Abgeordnete Teiser.

Abg. Teiser (CDU) *): Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Wenigstens zwei Anmerkungen
miissen noch gestattet sein! Dass die Funktionsfa-
higkeit unseres Staatswesens nun fiir mich und an-
dere, die das beraten sollen, von der Gefiihlswelt
derjenigen, die jetzt zum jetzigen Zeitpunkt gerade
zwolf sind, entscheidend abhéangig sein soll, das sehe
ich nicht! Da sage ich erstens, es gibt standig in die-
sem Lebensalter Befindliche, die dann irgendwann
wahlen konnen, und zweitens will ich Thnen sagen,
wenn das Wahlen das Entscheidende ist fur die po-
litische Mitgestaltung: Da gibt es im Vorfeld noch
viel anderes zu tun, und wenn, dann seien Sie we-
nigstens so konsequent — das gilt auch fur die Gru-
nen -, dass Sie in [hren Antrag schreiben, was Sie
eigentlich meinen. Das Wahlrecht ist ja nicht nur das
Wabhlrecht, da gibt es ja wohl ein aktives und passi-
ves.

Jetzt unterstelle ich einmal, dass Sie auch nicht so
weit gehen wollen, dass hier kiinftig Sechzehn-
jahrige sitzen, weil sie dann so befruchtend fur die-
ses parlamentarische Wesen im Lande Bremen sein
sollen. Wenn Sie das einfach verschweigen, dann
sagen Sie den Leuten auch wenigstens ehrlich, Sie
wollen, dass Sie von ihnen gewdahlt werden, aber
Sie wollen natiirlich nicht, dass sie gewdahlt werden
dirfen, weil Sie ihnen nicht zutrauen, diese Funkti-
on wahrzunehmen,

(Abg. Frau Stahm ann [Bindnis 90/
Die Grunen]: Doch, ich traue ihnen das zu!)

und sich nur profilieren wollen mit dem Hinweis:
Schaut einmal, wer daftr ist, der ist jugendfreund-
lich!

(Zuruf des Abg. Miutzelburg [Bund-
nis 90/Die Griinen])

Ja, Herr Mutzelburg, Sie sitzen ja nicht zu Un-
recht ganz hinten, das hat schon seinen Grund!

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU)

Insofern konnen Sie sich Thre Zwischenrufe sparen!
Ich kann nichts dafiir, wenn Sie nicht in der Lage
sind, geistig den Debatten anderer zu folgen. Das
ist Ihr Problem!

(Widerspruch bei der SPD und beim
Bindnis 90/Die Griinen)

Nun beruhigen Sie sich einmal wieder! Nun will
ich Thnen noch, damit Sie noch einmal aufheulen
konnen, zum Schluss auch mein groB3es Verstandnis
daruber mitteilen, dass Sie sich zum jetzigen Zeit-
punkt plétzlich, nachdem Sie Thren Antrag vorher

*) Vom Redner nicht tiberpriift.
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anders gestellt hatten, noch einmal uberlegt hatten,
dass nach den letzten Wahlen es sinnvoll ware, jetzt
doch noch einmal tiber die Fiinfprozenthiirde nach-
zudenken. Das verstehe ich schon, dass Sie das ma-
chen wollen, denn damit haben Sie dann wenigstens
gewdahrleistet, dass Sie beim nachsten Mal wirklich
wieder im Parlament sind.

(Beifall bei der CDU — Abg. Zachau
[Biindnis 90/Die Grinen]: Das war niveau-
los, naturgemaB!)

Vizeprasident Ravens: Als Nachster hat das Wort
der Abgeordnete Dr. Kuhn.

Abg. Dr. Kuhn (Biindnis 90/Die Grinen): Herr Pra-
sident, meine Damen und Herren! Ich will nur noch
eine Bemerkung machen zum Abstimmungsverhal-
ten. Da ja offensichtlich geklart ist auch durch den
Debattenbeitrag des Kollegen Isola, dass in der Sa-
che keine Differenz besteht zwischen den Antragen,
dass die Bereitschaft besteht, auch die Frage der
Funfprozenthiurde zu debattieren im Ausschuss,
werden wir fiir den Antrag der Koalition stimmen.

(Abg. Teiser [CDU]: Warum nicht
gleich so?)

Das stand vorher nicht darin!

Vizeprasident Ravens: Herr Dr. Kuhn, aber Sie hal-
ten Ihren Antrag aufrecht?

Abg. Dr. Kuhn (Buindnis 90/Die Grunen): Ja, wir
konnten uns ja nicht einigen! Naturgema@!

Vizeprasident Ravens: Weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.

Ich lasse als Erstes Uiber den Antrag der Fraktion
Biindnis 90/Die Grunen abstimmen.

Wer dem Antrag der Fraktion Biindnis 90/Die Grii-
nen mit der Drucksachen-Nummer 15/11 seine Zu-
stimmung geben mochte, den bitte ich um das Hand-
zeichen!

(Daftr Bundnis 90/Die Grunen und Abg.
Tittmann [DVU])

Ich bitte um die Gegenprobe!
(Dagegen SPD und CDU)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft lehnt den Antrag
ab.

Jetzt lasse ich abstimmen tUber den Antrag der (C)
Fraktionen der SPD und der CDU.

Wer dem Antrag der Fraktionen der SPD und der
CDU mit der Drucksachen-Nummer 15/46 seine Zu-
stimmung geben mochte, den bitte ich um das Hand-
zeichen!

(Dafiir SPD, CDU und Biindnis 90/Die
Grlinen)

Ich bitte um die Gegenprobe!

Stimmenthaltungen?

(Abg. Tittmann [DVU)])

Bei einer Stimmenthaltung stelle ich fest, die Biir-
gerschaft stimmt dem Antrag zu.

Auswirkungen der Strukturreform im Gesund-
heitswesen zum Jahr 2000 im Lande Bremen

GroBe Anfrage der Fraktion der CDU
vom 9. August 1999
(Drucksache 15/29)

Dazu

Mitteilung des Senats vom 31. August 1999
(Drucksache 15/38) (D)

Dazu als Vertreter des Senats Frau Senatorin
Adolf, ihr beigeordnet Herr Staatsrat Dr. Hoppen-
sack.

Gemal Paragraph 29 unserer Geschaftsordnung
hat der Senat die Méglichkeit, die Antwort, Druck-
sache 15/38, auf die GroBe Anfrage in der Biirger-
schaft miindlich zu wiederholen.

Ich frage Frau Senatorin Adolf: Mochten Sie die
Antwort auf die GroBe Anfrage mundlich wieder-
holen? — Das ist nicht der Fall.

Auf die Antwort des Senats auf die Groe Anfra-
ge erfolgt eine Aussprache, wenn dies die Mitglie-
der der Burgerschaft in Fraktionsstarke verlangen.
— Das ist der Fall.

Dann ist die Aussprache eroffnet.
Das Wort hat die Abgeordnete Frau Tuczek.

Abg. Frau Tuczek (CDU) *): Herr Prasident, mei-
ne sehr geehrten Damen und Herren! Es ist nichts
Ungewohnliches, wenn Koalitionare in einigen
Punkten ihre unterschiedlichen Ansichten hier im
Parlament auch deutlich machen. Die SPD hat un-
sere GroBe Anfrage, wie Sie ja festgestellt haben,
nicht mit unterschrieben, und auch die Antwort des

*) Von der Rednerin nicht tiberprift.
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Senats ist sehr neutral gehalten. Ich denke, dass bei
der Debatte um die Gesundheitsreform 2000 sowohl
die SPD als auch die Griinen die Positionen des Re-
gierungsentwurfes verteidigen werden, und zwar
unabhangig davon, ob das mit Verschlechterungen
fur die Patienten hier in Bremen verbunden ist be-
ziehungsweise Auswirkungen hat auf die Arbeits-
platze in den Krankenhéusern und bei den Arzten.
Wir haben das ja heute Morgen bei der Debatte um
die 630-DM-Jobs auch festgestellt.

Die CDU sieht es als ihre Aufgabe an, auf die Prob-
leme aufmerksam zu machen, die mit der Gesund-
heitsreform auch fiir unser Land verbunden sind.
Dass da groBie Probleme ins Haus stehen, ist vielen
klar, meine Damen und Herren. In einer nie da
gewesenen Aktion haben sich alle Beteiligten des
Gesundheitswesens zu dem Bilindnis Gesundheit
2000 zusammengeschlossen, sammeln Unterschrif-
ten und demonstrieren gegen diese Reform, so auch
wieder heute in Berlin, wo zirka 20 000 Teilnehmer
erwartet werden. Das Bilindnis hat hier in Bremen
uber 16 000 Unterschriften gegen diese Reform ge-
sammelt.

Das machen die Beteiligten sicher nicht, meine
Damen und Herren, weil die Arzte um ihre Pfriinde
firchten, sondern weil sie sehen, dass eine nach den
medizinischen Erfordernissen notwendige Versor-
gung kaum noch gewdhrleistet werden kann. Des-
wegen haben auch so viele Menschen diese Listen
mit unterschrieben.

Die alte Bundesregierung hat mit ihren Reform-
ansatzen die gesetzliche Krankenversicherung auf
eine solide finanzielle Basis gestellt. Es waren star-
ke Ricklagen vorhanden, in 1997/98 erwirtschafte-
ten die Kassen einen Uberschuss von zirka 1,1 Mil-
liarden DM jahrlich! Man hatte in Ruhe eine ver-
nunftige, sachgerechte und an den medizinischen
Bediirfnissen orientierte Reform vorbereiten konnen,
denn dass wir eine umfassende Reform brauchen,
wird von niemandem bestritten.

Aber nein, meine Damen und Herren, da mussten
erst einmal Wahlversprechen eingehalten werden!
Die sozialvertraglichen Zuzahlungen wurden als
Erstes zurtickgenommen und somit dem System Be-
trage von fast Uber einer Milliarde DM entzogen.
Nun ist es nattrlich popular, den Leuten zu sagen,
Zuzahlungen werden zuriickgenommen, und mit
solchen Wahlgeschenken kann man natirlich gut
Wahlen gewinnen, aber wie jeder weil3, holt die
Gegenwart jeden wieder ein.

Was den Mitgliedern der gesetzlichen Kranken-
kasse jetzt ins Haus steht, ist nicht nur viel schlech-
ter als vorher, kunftig sollen ganze Bereiche ausge-
schlossen werden. Bei uns mussten die Patienten
maximal zwei Prozent ihres Einkommens fiir Zuzah-
lungen ausgeben, chronisch Kranke ein Prozent, fast
ein Drittel, meine Damen und Herren, war ganz von
Zuzahlungen befreit. Jetzt mussen die Leute fiir Me-

dikamente, die nicht auf der Positivliste stehen, 100
Prozent zahlen.

(Abg.Frau Linn ert [Bundnis 90/Die
Grunen]: Das ist auch richtig!)

Das ist richtig! Im Ubrigen sind auch die Zuzah-
lungen, meine Damen und Herren, nur marginal zu-
rickgenommen worden, das wissen Sie ja. Die Ge-
sundheitsministerin hat fur die Abgeordneten von
Rotgriin ein Argumentationspapier erarbeitet, war-
um Zuzahlungen sein mussen. Interessant, nicht
wahr? Ich will mich jetzt aber erst einmal mit unse-
rer Anfrage beschaftigen!

Zu eins: Entwicklung der gesetzlichen Kranken-
kasse! Als oberstes Ziel war die Beitragsstabilitat
genannt worden. Die alte Bundesregierung hat mit
ihrer Reform erreicht, dass das Defizit von 1996 ab-
gedeckt und Ricklagen von zirka acht Milliarden
DM gebildet werden konnten. In 1997/98 wurden
jeweils Uberschiisse von 1,1 Milliarden DM erwirt-
schaftet.

Das, meine Damen und Herren, war die Basis fur
eine Gesundheitsreform, an der alle Leistungserbrin-
ger hatten beteiligt werden konnen, um zu einer von
allen getragenen Gesundheitsreform zu kommen.
Aber nein, Wahlversprechen, von denen auch Rot-
grun wusste, dass sie nicht eingehalten werden
konnten, mussten erst einmal, wenn auch nur be-
dingt, eingeldst werden! Ich habe eben darauf hin-
gewiesen. Nur, damit ist leider keinem geholfen. Das
Ergebnis war entsprechend.

Zum Beispiel bei den Aufgaben im Arzneimittel-
bereich war eine Kostensteigerung von zirka 14 Pro-
zent zu verzeichnen, das heifit, die Kassen hatten
ein Defizit von zirka zwei Milliarden DM im ersten

Quartal 1999 und befiirchteten ein Defizit von zirka
acht Milliarden DM in diesem Jahr.

Nun sagt der Senat, das erste Quartal konne man
nicht zahlen. Das mag sein. Sicher sind im ersten
und im vierten Quartal die meisten Ausgaben zu
verzeichnen. Ich hoffe es sehr, ich bin aber doch sehr
skeptisch, dass die Kassen ohne Defizit dieses Jahr
abschlieBen werden. Einige Kassen haben auch jetzt
schon wieder darauf hingewiesen, dass Beitrags-
steigerungen unabweislich seien. Fiir das nachste
Jahr, wenn die Kosten des Reformgesetzes 2000 auf
die Kassen zukommen, werden die Finanzen nicht
ausreichen. Ich werde darauf noch im Folgenden
eingehen.

Zu zwei: medizinischer Bedarf! Wir sagen, dass
der steigende medizinische Bedarf naturlich auch auf
die demographische Entwicklung zurickzufiihren
ist. Wenn Sie mit Arzten sprechen, wird das von je-
dem angefuhrt. Es mag sein, dass im Durchschnitt
die letzten zwei Lebensjahre die teuersten sind —

(Abg.Frau Hammerstrom [SPD]:
Lebensjahrzehnte!)
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zwei Jahre, Frau Hammerstrom, das mitssen Sie
nachlesen! —, aber das sagt selbst Frau Fischer, dass
die Menschen, wenn sie, was wir alle begriilen, lan-
ger leben, naturlich auch das Gesundheitssystem
langer in Anspruch nehmen, sowohl im ambulanten
als auch im stationaren Bereich. Die Behandlungs-
falle in den Krankenhdusern stiegen 1997 zum Bei-
spiel um 1,8 Prozent, wobei die durchschnittliche
Verweildauer gesenkt wurde.

Zum Uberangebot von Leistungserbringern sagen
wir: Wettbewerb schafft Qualitat, und das will Frau
Fischer abschaffen. Angebotsbedingte Nachfrage-
steigerung bedeutet, dass neue medizinische Ent-
wicklungen auch genutzt werden kénnen, und zwar
von jedem und nicht nur von den Privaten. Das sind
keine vermeidbaren Kosten, meine Damen und Her-
ren, das ist Nutzung von neuen medizinischen Er-
kenntnissen und technischen Entwicklungen.

(Beifall bei der CDU)

Dass das jedem zugute kommt, dafiir tritt die CDU
ein. Deswegen sagen wir, kleine Risiken miissen von
denen, die es sich leisten konnen, mitgetragen wer-
den, damit die groBen Risiken bei allen bezahlt wer-
den kénnen.

(Beifall bei der CDU)

Zu drei: Budgetierung! Gerade weil wir nicht wol-
len, dass die Beitragssatze der GKV und somit die
Lohnnebenkosten steigen, brauchen wir eben eine
umfassende Gesundheitsreform. Nur, ein Global-
budget 10st die Probleme nicht. Budgetierung kann
man, wenn Uberhaupt, nur iber einen begrenzten
Zeitraum machen. Das hat zumindest die CDU ge-
lernt, es beseitigt die Probleme nicht, aber diese
Botschaft ist bei Rotgriin leider nicht angekommen.
Ein Budget tiber einen langeren Zeitraum bedeutet
Leistungsausgrenzung und Rationalisierung und
eine schlechtere medizinische Versorgung.

Im Ubrigen scheint das Globalbudget nicht nur
mir wenig praktikabel. Wie sieht es denn aus? Jede
gesetzliche Krankenkasse soll ein Budget bekom-
men, somit stehen uns zirka 500 Globalbudgets ins
Haus, zu dem kommen sektorale Budgets im
Arzneimittelbereich, zahnarztlichen Bereich, Heil-
mittelbereich, Krankenhausbereich, Reha-Bereich.
Kaum einer steigt da noch durch.

Dann spricht der Senat von Ausschopfung von
Rationalisierungsreserven. Wenn ich mir die Antwort
des Senats anschaue auf die Kleine Anfrage der CDU
von diesem Jahr, auf die auch verwiesen wird, dann
sagt der Senat dort sinngemalB, dass Rationalisie-
rungsmoglichkeiten ausgeschopft seien und dass es
verstarkter Anstrengungen bediirfe, um die quali-
tativ hochwertige Versorgung sicherzustellen. Qua-
litatssicherung, meine Damen und Herren, soll doch
bei Rotgrun ganz oben stehen. Nach der Beantwor-

tung der Kleinen Anfrage ist im Bereich der Kran-
kenhdauser nichts mehr herauszupressen.

Zu vier: Krankenhauser! Diese Antwort verwun-
dert mich besonders. Fur die Zahl der Betten laut
Krankenhausplan zeichnet der Gesundheitssenator
verantwortlich. Die Kassen haben im letzten Jahr
einen Bettenabbau von 1200 im Land gefordert, der
Gesundheitssenator hat das mit guten Griinden ab-
gelehnt, und auch die Abgeordneten haben den
Senat in seiner Begriindung unterstitzt, weil wir
eben nicht nur Kassenpolitik machen wollten. Das
gilt fur uns heute immer noch.

Wenn der Senat jetzt ausfiihrt, dass der stationare
Bereich im internationalen Vergleich verhaltnisma-
Big stark ausgestattet sei, muss man naturlich se-
hen, dass nicht nur Betten zahlen, sondern dass der
Ausgabenteil fir die stationdre Versorgung in
Deutschland bei 3,3 Prozent lag. Im Vergleich mit
18 OECD-Landern nehmen wir damit Rang 13 ein,
im Vergleich dazu: USA fiinf Prozent, Schweiz 4,9
Prozent, Osterreich 4,4 Prozent, Frankreich 4,3 Pro-
zent. Damit liegen wir bei der stationaren Versor-
gung an drittletzter Stelle! Ich empifehle da vielleicht
einmal auch der senatorischen Behorde, die Stel-
lungnahme von Professor Arnold aus Tibingen zu
lesen anlasslich der Anhorung in Berlin zu diesem
Thema.

Im Ubrigen ist in 1997 bereits ein Stellenabbau
von 16 000 Personen oder 1,5 Prozent in den Kran-
kenhdusern vorgenommen worden. Da ist alles aus-
geschopft worden.

Zum Arbeitsplatzabbau finde ich die Antwort des
Senats schon ein wenig durftig. Nattrlich gibt es
groBe Angste bei dem Personal in den Praxen und
in den Krankenhdausern. Wenn ich hore, dass jeder
vierte Arbeitsplatz in den Praxen bedroht ist, ist das
schon ein Alarmzeichen. Weswegen gehen denn die
Leute auf die Strale? Doch weil sie Angst haben und
welil sie das alles nicht mehr nachvollziehen kon-
nen!

(Beifall bei der CDU)

Aber, meine Damen und Herren, ich kann Ihnen
versichern, die CDU wird aufmerksam verfolgen, wie
sich die Situation der Arbeitnehmer entwickelt, und
zwar sowohl in den Krankenhdausern als auch in den
Praxen. Das hat natiirlich auch etwas mit Qualitéats-
sicherung zu tun. Wir haben schon Informationen
daruber, dass qualifiziertes Personal abgebaut und
durch ungelernte Krafte ersetzt wird. Das, meine
Damen und Herren, sind die Auswirkungen des Vor-
schaltgesetzes und der Gesundheitsreform 2000.

Dann komme ich noch einmal zur Krankenhaus-
planung! Die Krankenhduser oder auch die Deut-
sche Krankenhausgesellschaft werden wie auch die
anderen Leistungserbringer bei der Verteilung des
landesweiten Gesamtbetrages faktisch nicht beach-
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tet. Das sollen die Kassen mit der Landesregierung
unter sich ausmachen. Die Beteiligung der Deut-
schen Krankenhausgesellschaft bei den Budgetver-
handlungen fir den stationaren Bereich, wie das hier
im Lande Bremen geschieht, hat nur noch formalen
Charakter. Wie die Verhandlungen kunftig gefiihrt
werden sollen, ist noch vollig unklar. Muss das zeit-
gleich mit allen Hausern geschehen? Fragen uber
Fragen!

Wie soll da eigentlich die Schiedsstelle eingefuigt
werden, und welche Bedeutung hat sie noch? Wel-
che Auswirkungen haben ihre Entscheidungen? So-
bald die Schiedsstelle einem Krankenhaus eine Bud-
geterhohung gewdhrt, muss sie einem anderen Kran-
kenhaus genommen werden. Auch die vorgesehe-
ne Aufhebung des Kontrahierungszwangs fur die
bisherigen Plankrankenhdauser betrachten die Kran-
kenhé&user als Affront. Ich kann das nur unterstrei-
chen. Wie soll ein Krankenhaus auf dieser Basis noch
betriebswirtschaftlich arbeiten konnen? Herr Zachau,
das missen Sie doch auch nachrechnen kénnen!

In einem Jahr wird eine Klinik gebraucht, in ei-
nem anderen nicht, aber die Personal- und Betriebs-
kosten kann man eben nicht willkiirlich verandern.
Dies, meine Damen und Herren, geht in Richtung
Einkaufsmodell, und das will die CDU nicht.

(Beifall bei der CDU)

Meine Damen und Herren, so weit zum ersten Teil
meiner Ausfihrungen! Ich werde mich gleich noch
einmal melden, Sie werden sich noch ein bisschen
mit diesem Thema beschaftigen miussen. — Scho-
nen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizepradsident Ravens: Als Nachste hat das Wort
die Abgeordnete Frau Hoch.

Gestatten Sie mir, vorab eine Begruflung vorzu-
nehmen! Auf der Tribune hat eine Besuchergruppe
aus Bremerhaven Platz genommen. Herzlich will-
kommen!

(Beifall)

Abg. Frau Hoch (Biindnis 90/Die Griinen) *): Herr
Prasident, meine Damen und Herren! Ich bin froh,
dass ich hier aus Sicht vom Biindnis 90/Die Grinen
Stellung nehmen kann zur Strukturreform des Ge-
sundheitsgesetzes zum Jahr 2000. Dieses Gesetz be-
wirkt zurzeit, dass ganz viele Burger in unserem
Lande verunsichert sind. Ich denke, das ist auch die
Art, wie diese Debatte gefiihrt wird. Ich hoffe, dass
ich ein bisschen Licht in diesen Debattentunnel brin-
genkann.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

*) Von der Rednerin nicht tiberpriift.

Lassen Sie mich, meine Damen und Herren, zu-
erst feststellen, wie auch von Frau Tuczek bestatigt,
dass es einen breiten Konsens quer durch alle Par-
teien und alle Bevolkerungsschichten gibt, namlich
der, dass unser Gesundheitssystem reformiert wer-
den muss,

(Beifall beim Biindnis 90/Die Grinen)

um auch fiir die Zukunft weiterhin ein breites An-
gebot an Gesundheitsleistungen anbieten zu kén-
nen! Ich denke, das ist unumstritten. Die solidarisch
finanzierte Krankenversicherung muss deshalb fir
das Jahr 2000 und dartber hinaus fit gemacht wer-
den, sozial ausgewogen und fir die Zukunft tragfa-
hig sein.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Grinen)

Auch die alte Bundesregierung unter der Feder-
fihrung der Christdemokraten wollte Beitragsstabili-
tat erreichen, und das unter anderem durch das so
genannte Notopfer von 20 DM pro Jahr fir die In-
standhaltung der Krankenhdauser. Dieses Notopfer,
meine Damen und Herren, galt aber nur fur die ge-
setzlichen Krankenkassen, nicht fiir die Privatversi-
cherung. Ich nenne das sozial nicht ausgewogen.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Grinen und
bei der SPD)

Eine ebenfalls erhohte Zuzahlung bei Medika-
menten belastet besonders chronisch Kranke und
altere Menschen. Auch das war sozial nicht fair.

(Beifall beim Blindnis 90/Die Griinen)

Ein weiterer problematischer Hohepunkt der MaB-
nahmen zur Beitragsstabilisierung allerdings war die
Reduzierung der Zuzahlung beim Zahnersatz fir
junge Menschen. Schon beim Lacheln hatte man den
sozialen Status erkennen konnen,

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

nach dem Motto: Zeig mir deine Zdhne, und ich sage
dir, woher du kommst! Damit wurde der Einstieg in
eine Zweiklassenmedizin eingeldautet, meine Damen
und Herren!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Grinen und
bei der SPD)

Diese sozialen Ungerechtigkeiten wurden von der
rotgriinen Bundesregierung mit dem Vorschaltgesetz
zuriuckgenommen.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)
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Das war auch notig so, denn im Prinzip waren alle
Versuche der alten Bundesregierung nur ein He-
rumdoktern an kleinteiligen Facetten. Teile des Sy-
stems wurden sogar als reformresistent behandelt,
wie zum Beispiel die Positivliste.

Diese Positivliste ist nun wahrlich keine Erfindung
der rotgriinen Bundesregierung, meine Damen und
Herren. Schon vor Jahren wurde diese von Arzten
als Teil der Qualitatssicherung gefordert.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Ein zogerlicher VorstoB mit dieser Idee in Richtung
Pharmaindustrie wurde sofort mit groBem Protest-
geschrei beantwortet und die Positivliste zu ihren
Akten gelegt. Auf der Suche nach Steuerungsinstru-
menten, die die Beitragsstabilitat sichern sollten,
wurde fiir mich von der alten Bundesregierung ein
wesentlicher Fehler begangen. Alle Gesetzesande-
rungen zielten darauf ab, Krankheit hoher zu be-
lasten.

Gesundheit, meine Damen und Herren, ist fiir uns
alle ein besonderes Gut. Dies gilt es, gepflegt und
bewahrt zu werden. Hier greift die Marktwirtschaft
in ihrer vereinfachten Form von Angebot und Nach-
frage als Regulator der Kréfte nicht. So wie der Pati-
ent mit seinen Erkrankungen ganzheitlich gesehen
werden muss, so muss auch das Gesundheitssystem
als Ganzes gesehen werden.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Die jetzige Bundesregierung hat jetzt ein Reform-
paket vorgelegt, das endlich das System als Ganzes
begreift. Es orientiert sich besonders an denjenigen,
fur die es gemachtist, namlich an den Burgerinnen
und Burgern. Hier sind die Eckpfeiler eindeutig. Die
Transparenz fur die Versicherten wird erleichtert,
indem dem Hausarzt eine verstarkte Rolle zugewie-
sen wird.

Ein zentraler Punkt ist weiterhin der Ausbau der
ambulanten Behandlung. Auch die Krankenhéauser
mussen verstarkt ambulante Untersuchungen und
Operationen anbieten konnen. Fir sie gilt es, sich
in Zukunft mehr zu modernisieren und zu moder-
nen Gesundheitszentren zu entwickeln.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Hier fallt besonders dem Lande Bremen eine be-
sondere Rolle zu, da wir als kleinstes Bundesland
auch die maximale Versorgung fur unser Umland
bereithalten. Dies wird fuir die Beschaftigten in un-
seren Krankenhausern neue Moglichkeiten auch in
den Bereichen erschlieB3en, die tiber die stationare
Betreuung hinausgehen. Einige Hauser in unserem
Land sind schon auf diesem Weg, und das ist gut so.
Rationelle Uberpriifung der bisherigen Aufgaben,
Beweglichkeit und Erarbeitung von zukunftigen Zu-

satzaufgaben, das wird das Krankenhausmanage-
ment der Zukunft sein!

(Beifall beim Bundnis 90/Die Grunen)

Die Befurchtungen der Beschaftigten im Gesund-
heitswesen vor RationalisierungsmafBnahmen sind
mir nur zu verstandlich, meine Damen und Herren.
Ich habe selbst bis vor einigen Monaten in diesem
Bereich gearbeitet. Ich weil3, dass die Personalko-
sten eines Hauses 70 Prozent betragen, und deshalb
wird auch immer zuerst versucht, an der Personal-
schraube herumzudrehen. Fur viele der Beschaftig-
ten im Gesundheitswesen steht aber fest, dass eine
Veranderung notwendig ist. Doch die jahrelang an-
dauernde Debatte um die Reformen, nicht greifen-
de Bestimmungen und Verordnungen haben Be-
firchtungen geschirt, dass alles wieder zu Lasten
der Beschaftigten fithren kann.

Seit 1977 hat Bonn 46 Gesetze und mehr als 6800
Einzelbestimmungen im Gesundheitsbereich erlas-
sen. Die kostendampfende Wirkung hat sich dabei
nicht eingestellt.

(Beifall beim Blindnis 90/Die Griinen)

Bei Pravention und Gesundheitsférderung lassen
sich die Erfolge nur langfristig messen, deshalb be-
stand oft in diesem Zusammenhang kein Anreiz zu
gemeinschaftlichem Handeln. Das Aufbrechen von
alten Strukturen, das Antasten von Privilegien hatte
auch schon in der Vergangenheit zu starken Prote-
sten von einigen betroffenen Gruppierungen ge-
fuhrt. Doch jetzt gilt es, gesetzliche Vorgaben zu
schaffen, die nicht nur die Halbwertzeit einer Legis-
laturperiode haben. Wir brauchen Vertrauen in un-
ser Gesundheitssystem, und wir brauchen zukunfts-
fahige Strukturen. Diese werden dann auch Arbeits-
platze sichern.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Meine Damen und Herren, ich weil} auch, dass
Qualitatssicherung im Gesundheitswesen grofiten-
teils tiber das Personal geleistet und erreicht wird
und nicht von Apparaten. In dieser Qualitatssiche-
rung liegen auch die Chancen fiir eine verlassliche
und zukunftsweisende Personalpolitik in den Hau-
sern.

Noch ein Satz zur Verantwortung der Lander,
meine Damen und Herren! Nattrlich wird auch wei-
terhin die Verantwortung der Krankenhausplanung
bei den Landern liegen. Die Lander, die Kranken-
kassen und die Krankenhausgesellschaften werden
den Rahmenplan vorlegen. Kommunikation, Koope-
ration und auch Koordination bei allen Akteuren sind
deshalb gefordert, um die Bedingungen fur die Be-
waltigung der zukunftigen Aufgaben zu schaffen.
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Lassen Sie mich zum Schluss noch kurz auf einen
wesentlichen Punkt des Reformpaketes kommen: auf
die Patientenrechte! Sie zu stdarken und gesetzlich
zu verankern, ist schon lange tiberfallig. Selbsthil-
fegruppen leisten einen wichtigen Teil in der Ge-
sundheitsversorgung von Schwerkranken und in der
psychischen Betreuung von unheilbar Kranken.
Auch hier wird schon ein lange tiberféalliger Schritt
getan, sie finanziell und inhaltlich zu unterstiitzen.
Gesundheitsvorsorge und betriebliche Gesundheit
sind wieder zu Aufgaben der gesetzlichen Kranken-
versicherung geworden.

Ich bin der Meinung, dass wir diese Gesundheits-
reform unbedingt brauchen. Veranderte Ausformu-
lierungen und Gewichtungen wird es wahrschein-
lich noch geben. Das Land Bremen hat, wie wir wis-
sen, zirka 60 Anderungsantrdge eingebracht. Las-
sen Sie mich mit der Definition des Begriffes Ge-
sundheit der Weltgesundheitsorganisation schlieBen:
»Gesundheit ist ein umfassendes, korperliches, so-
ziales und materielles Wohlbefinden und nicht nur
die Abwesenheit von Krankheit!” — Vielen Dank,
meine Damen und Herren!

(Beifall beim Blindnis 90/Die Griinen)

Vizeprasident Ravens: Meine Damen und Herren,
das war eine engagiert vorgetragene Erstrede! —
Vielen Dank!

Als Nachste hat das Wort die Abgeordnete Frau
Hammerstrom.

Abg. Frau Hammerstrom (SPD): Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Frau Kollegin Tuczek,
ich habe mich gefragt, ob drauBlen am Mikrofon die
Menschen, die uns hier im Parlament lauschen, wohl
verstanden haben, was Sie heute von sich gegeben
haben. Parlament soll doch ein bisschen das, was
wir politisch wollen, wenn es irgendwo kontrare
Ansichten gibt, transportieren. Aber dies war ein
Mischmasch von allem, was Ihnen nur einfiel. Dann
haben Sie das alles in einen groBen Sack getan und
daraufgehauen, weil er rotgrin ist. Dann waren Sie
zufrieden. Es ist nur Matsch unten herausgekom-
men.

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der
CDU)

Sie konnen es gern nachher noch einmal selbst
darstellen! Aber ich finde, wenn wir hier diskutie-
ren — —.

(Abg. Kn apper [CDU]: Frau Hammer-

strom, wenn Sie das nicht verstehen, dafir

konnen wir nichts! Wir haben es verstan-
den!)

Das finde ich ganz spannend. Dann erklaren Sie mir
doch einmal, was Monistik oder das Globalbudget

ist! Das konnen Sie mir vielleicht einmal gleich er-
klaren, ich bin ganz gespannt.

Die derzeitige Diskussion geht, wie Sie alle mer-
ken, an denjenigen, die es wirklich betrifft, namlich
dem Patienten und der Patientin, ziemlich vorbei.
Daran sind aber auch die Interessenvertreter, die
jetzt alle auf dem Marktplatz und heute in Berlin
stehen und wild schreien, ein grofies Stick weit
schuld. Ich darf ganz kurz aus dem ,Handelsblatt”
zitieren, das fand ich eben. Ich zitiere: ,. .. daran
sind die Interessenvertreter, namlich dass sie mo-
mentan nicht mehr ganz ernst genommen werden,
des Gesundheitskomplexes selbst schuld. Sie haben
in den vergangenen Jahren mit so viel Polemik jede
Strukturreform verhindert, dass sie heute von der
Politik nicht erwarten konnen, als sachorientierte
Berater akzeptiert zu werden!" Zitat Ende. Ich glau-
be, meine Damen und Herren, hier liegt der Kasus
Knaktus.

Es geht um Erbhofe. Es geht um Pfriinde, die ver-
teidigt werden. Aber es geht teilweise nicht mehr
um den Patienten, und deshalb mochte ich ganz gern
heute, da das meiste schon von der Kollegin der
Grinen gesagt wurde, was auch in meiner Rede mit
enthalten ist, vielleicht nur noch auf ein paar Punk-
te hinweisen.

Die Diskussion wurde gefuhrt auch unter dem
Deckmantel angeblich ungesicherter Versorgung der
Bevolkerung. Patienten wurden in Wartezimmern zu
Unterschriften, ich sage einmal, genotigt, teilweise
nach dem Motto: Was, Sie wollen nicht unterschrei-
ben, dann bekommen Sie hier Thre Medizin auch
nicht mehr!

(Zurufe von der CDU)

Ich werde ja auch schlieBllich von der Bevolkerung
angesprochen. Wenn ich Sie auf dieses Faltblatt al-
lein hinweise, in dem von vorn bis hinten Polemik
und falsche Dinge stehen, dann kann ich Thnen nur
sagen, der Patient wird von den Lobbyisten im Ge-
sundheitswesen momentan missbraucht.

(Beifall bei der SPD)

Sie konnen das ganz gern anders darstellen, aber
das ist meine ganz klare Meinung. Wer das solida-
risch finanzierte Gesundheitssystem bewahren will,
muss sich jetzt auf Reformen einlassen. Ich denke,
da sind wir iberhaupt nicht auseinander.

Auch der letzte Bundesminister Seehofer hat ge-
nau das gewollt. Herr Seehofer hat gesagt, das hat
die Kollegin Schreiber in ihrer letzten oder vorletz-
ten Rede bestatigt: 30 Milliarden DM an Einspa-
rungsmoglichkeiten stecken im System.

(Abg.Frau T u c z e k [CDU]J: Das ist schon
lange her!)

(D)
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Nun stellen Sie sich hin, Frau Kollegin Tuczek, und
sagen, hier konnten wir gar nicht mehr einsparen.
Ja, Sie konnen das gleich gern selbst darstellen! Herr
Seehofer spricht von 30 Milliarden DM, die im Sy-
stem noch einzusparen sind. 570 Milliarden DM sind
uberhaupt im Gesundheitssystem, davon 270 Milli-
arden DM aus der gesetzlichen Krankenversiche-
rung. 270 Milliarden DM, das ist eine 27 mit zehn
Nullen! Diesen Betrag kann sich einer kaum vor-
stellen. Gestern sagte mir der Herr Staatsrat, es sei-
en neun Nullen, es sind aber zehn, weil es 270 Mil-
liarden DM sind, Herr Staatsrat!

Ich sage einfach einmal, diese Milliarden werden
nur falsch ausgegeben. Wir miissen im System et-
was verandern. Frau Tuczek, dass dies nicht ohne
Knirschen und ohne spurbare Einschnitte geht, das
will ich gern konzedieren. Aber ich sagte schon, Erb-
hofe mussen naturlich verteidigt werden, gerade hier
bei uns in diesem System.

Im internationalen Vergleich — nur ganz kurz noch
—, diese Zahlen hatte die Kollegin nicht genannt,
sind wir mit unseren Gesundheitsausgaben gemes-
sen am Bruttoinlandsprodukt ziemlich weit oben, ich
glaube, an zweiter oder dritter Stelle. Hier Einschnit-
te zu wagen, wie es das neue Gesetz vorsieht, ver-
langt von allen Beteiligten ein hohes Mal an Bereit-
schaft, sich auch auf diesen Reformprozess einzu-
lassen.

Ich mochte die Gelegenheit noch einmal nutzen,
weil es schon wieder in Vergessenheit geraten ist,
die ersten Schritte, die die rotgriine Bundesregie-
rung eingeleitet hat, aufzuzeigen. Dieses sind MalB3-
nahmen, die fir mehr Qualitat, Wirtschaftlichkeit
und effizientere Versorgungsstrukturen bei stabilen
Beitragssatzen gesorgt haben:

Zuzahlungen bei Arzneimitteln wurden reduziert,
die Hartefallregelungen fur chronisch Kranke wur-
den verbessert, unvertretbare Leistungsausgrenzun-
gen — Stichwort Zahnersatz fir Kinder und Jugend-
liche — wurden zurtiickgenommen, weiterhin Ele-
mente der privaten Versicherungswirtschaft wie Ko-
stenerstattung und Beitragsruckgewahr, die die be-
wdhrten Prinzipien der solidarischen Krankenversi-
cherung gefdhrdeten, wurden zuriickgenommen.
Der einzige Fehler, den die rotgiine Bundesregie-
rung gemacht hat, sie hat Gutes getan, aber leider
zu wenig daruber geredet.

Das jetzige Gesetz will weitere Schritte einleiten:
Starkung der hausarztlichen Versorgung. Die Kol-
legin hat das bereits erwahnt, namlich 60 Prozent
aller Arzte bei uns sind keine Hausérzte, sondern
wir leisten uns 60 Prozent Facharzte —

(Abg. Frau Dreyer [CDU]J: Na, prima!)

Sie koénnen sich doch gleich noch einmal melden.
Seien Sie doch nicht so ungeduldig! —, die sich auf
bestimmte Organe, die Psyche, das Skelett, ob

Schmerzen oder Narkose, spezialisiert haben. Der
kranke Mensch ist aber mehr als die Summe seiner
Organe! Er hat eine Geschichte, hat familidre Ver-
haéltnisse und Erbanlagen, die seine Gesundheit ent-
scheidend beeinflussen. Was ist also schlecht an dem
von uns angestrebten Ziel, einen Lotsen durch das
Gesundheitssystem mit allen seinen Verastelungen
einzufiihren?

(Beifall bei der SPD)

Konsens besteht darin, dass Hausdarzte diese Funk-
tion am besten ausiiben konnen. Zur Vermeidung
von Doppeltuntersuchungen und tiberfliissigen Be-
handlungen soll der Hausarzt die gesamte Behand-
lung dokumentieren. Wenn Sie mir jetzt sagen, das
ist keine freie Arztwahl mehr, haben Sie Unrecht.
Soist es auch nicht gemeint, sondern dieses System
will denjenigen, der sich darauf einlasst, mit einem
Bonus vergtitet sehen. Die freie Arztwahl wird hier-
durch nicht abgeschafft, sie bleibt Gestaltungs-
element im Gesundheitswesen!

(Beifall bei der SPD)

Punkt zwei: Verzahnung von ambulanter und sta-
tionarer Versorgung! Die Zusammenarbeit zwischen
stationar und ambulant ist immer noch unzurei-
chend. Beide Seiten beharren noch auf ihrem eige-
nen System. Hier gibt es groB3e Rationalisierungs-
potentiale.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Mit dem Instrument der Vertrage zur integrierten
Versorgung erhalten die Krankenkassen die Mdég-
lichkeit, ihren Versicherten eine abgestimmte Ver-
sorgung anzubieten, bei der Haus- und Facharzte,
arztliche und nichtarztliche Leistungserbringer zu-
sammenarbeiten konnen und einbezogen werden.
Vor allem chronisch kranke Menschen, Rheuma-
patienten, Krebspatienten werden von diesem Sy-
stem profitieren.

Ich will es kurz machen, sonst reicht meine Zeit
nicht, vielleicht schaffe ich es im ersten Durchgang!
Qualitat und Wirtschaftlichkeit der Arzneimittel-
versorgung verbessern! Bei uns in Deutschland gibt
es 45 000 Medikamente. Ich frage Sie allen Ernstes:
Brauchen wir 45 000 Medikamente, wobei manch-
mal zehn, zwolf, 15 Medikamente genau die glei-
chen Wirkstoffe und die gleiche Wirkungsweise ha-
ben?

(Beifall bei der SPD)
Die Einfiihrung der Positivliste der Arzneimittel, die

bei behandlungspflichtigen Gesundheitsstorungen
und Krankheiten wirksam und zweckmaBig sind, ist
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daher sinnvoll. Ich finde es gut, dass jetzt auch end-
lich homoopathische Mittel in diese Positivliste auf-
genommen worden sind.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Die Verbesserung der zahnmedizinischen Versor-
gung ist im Gesetzentwurf enthalten, Starkung von
Gesundheitsforderung und Selbsthilfe! Wir in Bre-
men sind da ziemlich gut ausgestattet, vor allem mit
unserer unabhangigen Patientenberatungsstelle.
Aber im ubrigen Deutschland ist dieses Gestaltungs-
element der Gesundheitspolitik tberhaupt noch
nicht so, wie es in Bremen der Fall ist. Wir haben
eine unabhangige Patientenberatungsstelle, die von
allen am Gesundheitswesen Beteiligten finanziert
wird. Die anderen Lander beneiden uns um diese
Stelle, aber dies auch dort zu fordern, ist das Ziel
des Gesetzes.

Verbesserung der Qualitat der gesundheitlichen
Versorgung, konsequentes Ausbauen und Nutzen
eines gesetzlichen Qualitatssicherungsangebotes,
Sie haben darauf abgehoben, Erweiterung von Pa-
tientenrechten und Patientenschutz, Verbesserung
der Datentransparenz und Datengrundlagen, Star-
kung der Selbstverwaltung der Kassen- und Kassen-
zahnarztlichen Vereinigung, und last, but not least,
mehr Beitragsgerechtigkeit fur die Bezieher einer
geringen Rente!

Meine Damen und Herren, das sind Gestaltungs-
elemente dieses Gesetzes. Ich frage Sie allen Ern-
stes, wortliber wir uns eigentlich in der Offentlich-
keit streiten! Worum es eigentlich geht, das begreift
in der Offentlichkeit kein Mensch. Gehen Sie ein-
mal uber den Marktplatz und fragen die Menschen,
ob jemand etwas von Monistik oder von Global-
budget gehort hat! Damit wird der Patient verunsi-
chert, alle positiven Elemente werden nicht disku-
tiert.

(Abg.Frau Windler [CDU]: Die Aus-
wirkungen versteht man!)

Als sozialdemokratische Sprecherin meiner Frak-
tion gebe ich Ihnen darin Recht, dass dieses Gesetz
noch nicht ausdiskutiert ist. Ich bin auch nicht si-
cher, ob alles das, was momentan so darin steht, auch
so zum Gesetz wird. Sie haben es erwahnt, dass Bre-
men 75 oder 78 Anderungsantriage eingebracht hat.
Ich glaube, wir sollten versuchen, die positiven Din-
ge, die das Gesetz vorsieht, schnellstmoglich auf den
Weg zu bringen.

Wir sollten aber genauso manche Dinge, wie die
Krankenhausfinanzierung und das Globalbudget,
die strittig sind, wo es im Grofen und Ganzen noch
vieler Debatten oder vieler Diskussionen bedarf, in
Ruhe ausdiskutieren. Nichts ist schadlicher, als jetzt

ein Gesetz zu machen und das Gesetz dann in Kiir-
ze wieder zu verandern.

Zur Krankenhausgesellschaft! Im Gesetz steht gar
nicht mehr, dass die Entscheidung tiber Kranken-
hausstandorte einzig und allein von den Kassen ge-
troffen werden muss. Das ist zum Beispiel ein Punkt,
bei dem auch wir sagen, Krankenhausstandorte, Ent-
scheidungen fiir Krankenhduser miissen in den Lan-
dern passieren, mussen mit den Landern und ihren
Parlamenten gemeinsam entschieden werden. Mein
Fazit: Am Reformvorhaben fihrt kein Weg vorbei.
Wir sollten uns, wie ich eben ausgefuhrt habe, in
einigen Punkten etwas Zeit lassen und mit allen am
Gesundheitswesen Beteiligten einen breiten Kon-
sens suchen. —Ich danke Thnen!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Vizeprasident Ravens: Als Nachste hat das Wort
die Abgeordnete Frau Tuczek.

Abg. Frau Tuczek (CDU) *): Frau Hammerstrom,
wenn Sie meiner Rede nicht folgen konnten, dann
liegt das sicher daran, dass Sie die Anwort des Se-
nats nicht gelesen haben, denn ich habe mich aus-
schlieBlich an dieser Antwort und an den Themen
abgearbeitet. Insofern kann ich gar nicht verstehen,
dass Sie dem nicht folgen konnten. Das muss ja wohl
an Ihnen gelegen haben!

Dass wir eine Reform brauchen, habe ich ja vor-
hin gesagt. Die Reformen, die Herr Seehofer vorge-
legt hat, sind doch von der SPD blockiert worden,
Frau Hammerstrom, das wissen Sie doch auch. Frau
Hoch, noch eines! Die Reform, die hier jetzt vorliegt,
das hat Frau Hammerstrom ja auch gesagt, ist noch
nicht verabschiedet, und ich gehe auch davon aus,
dass da noch viele Anderungen erfolgen werden,
damit das eine Reform wird, die letztendlich auch
uUber Jahre Bestand hat.

Dieser Gesetzentwurf, meine Damen und Herren,
musste ja eigentlich insbesondere von den Kranken-
kassen positiv aufgenommen werden, weil es doch
eine enorme Ausweitung der Kompetenzen der
Krankenkassen und des Medizinischen Dienstes be-
deutet. Aber dem ist leider nicht so. Die Kassen se-
hen nattirlich auch, was auf sie zukommt. Es wird
ein zentralgesteuertes Gesundheitssystem ange-
strebt, und das bedeutet letztendlich Entmundigung
der Kassen auf Landesebene. Die AOK kommentiert
dies in ihrer Juli-Ausgabe. Mit Genehmigung des
Prasidenten will ich daraus einige Satze zitieren:

,Liest man den Gesetzentwurf zur Strukturreform
im stationdaren Sektor, so kann man sich des Ein-
drucks nicht erwehren, hier sei ein Landeshaushalts-
entlastungsgesetz auf den Weg gebracht worden.
Die Reform scheint im Wesentlichen darin zu beste-

*) Von der Rednerin nicht tiberpriift.
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hen, die bislang steuerfinanzierten Krankenhaus-
investitionen auf die Krankenkassen zu iiberwdlzen,
ein bemerkenswerter Vorgang angesichts der Re-
gierungsabsicht, die Lohnnebenkosten zu senken. *

Weiter sagt die AOK: , Allen Beteiligten ist klar,
dass die von den Bundesldndern in den Gesetzent-
wurf geschriebene Uberwélzung der Investitionsfor-
derung nicht beitragssatzneutral sein kann." Das,
Frau Hammerstrom, ist Monistik! Wenn Sie aufge-
passt haben, dann wissen Sie das jetzt! Soweit das
Zitat, meine Damen und Herren!

Der Investitionsstau ist beachtlich, und diese Be-
trage werden der Patientenversorgung dann entzo-
gen. Das sind 340 Milliarden DM, die da im Raum
stehen. Diese Summe muss man sich einmal auf der
Zunge zergehen lassen! Da haben die Lander, auch
das Land Bremen, in der Vergangenheit eben nicht
gerade dazu beigetragen, diese Summe zu reduzie-
ren. Deswegen ist das Notopfer eingefiihrt worden,
in Bayern uibrigens nicht, denn die haben ihre Inve-
stitionen aus dem Landeshaushalt finanziert.

Im Ubrigen will ich auch noch einmal sagen, bis
1972 wurden die Investitionen schon einmal von den
Kassen mitfinanziert. Dies wurde seinerzeit zurtick-
genommen, weil ausreichende Investitionen tber
Krankenkassenbeitrage eben nicht erfolgen konnen.
Wissen Sie, wer 1972 regiert hat? Die SPD!

Damit will ich auch gleich zum Medizinischen
Dienst kommen. ,Die Krankenkassen beftirchten,
dass der Medizinische Dienst zu einer Datensammel-
stelle und zu einer zentralen Steuerungsbehorde um-
funktioniert werden soll.” So in ihrer Stellungnah-
me vom 11. Mai 1999! Sie wenden sich auch gegen
eine Monopolisierung der Medizinberatung. Was
hier etabliert werden soll, ist ein monstroser, kosten-
intensiver und nicht mehr kontrollierbarer Uber-
wachungsapparat, der zudem Misstrauen sat, wo-
bei man sich fragen muss, wie das alles finanziert
werden soll und wer den Medizinischen Dienst ei-
gentlich iberwacht. Auch diese Kosten gehen zu
Lasten des Budgets.

Dazu kann ich auch gleich auf die Entschliefung
der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der
Lander vom 25. August 1999 hinweisen. Die Daten-
schitzer warnen davor, personenbezogene Abrech-
nungsdaten mit medizinischen Inhalten und Diag-
nosedaten den Krankenkassen versichertenbezo-
gen zu Ubermitteln. Damit wiirden bei den gesetzli-
chen Krankenkassen vollstdandige personenbezoge-
ne medizinische Datenbestande entstehen mit der
Moglichkeit, umfassende Darstellungen des Ge-
sundheitszustands von Patienten zu bilden.

Dadurch, meine Damen und Herren, entsteht der
glaserne Patient. Das Patientengeheimnis wird aus-
gehohlt. Das war doch ein Thema, das auch gerade
die Grinen sich immer zu Eigen gemacht haben.
Dazu habe ich kein Wort in der Debatte hier heute
gehort! Die Datenschiitzer beméangeln weiter, dass

im Gegensatz zum bisherigen System Abrechnungs-
daten aus der ambulanten arztlichen Behandlung
generell patientenbezogen an die Kassen tibermit-
telt werden sollen. Dieser Eingriff, so die Datenschtit-
zer — die Datenschiutzer haben das Ende August
gesagt, Sie miissen sich vielleicht einmal das Papier
geben lassen! —, in die Rechte der Patienten wurde
in keinem Verhaltnis zu den angegebenen Zwek-
ken stehen. So, meine Damen und Herren, sieht bei
Rotgrin der Patientenschutz und die Starkung von
Patientenrechten aus!

(Abg. Zach au [Bundnis 90/Die Gru-
nen]: Jetzt sagen Sie doch einmal, wie Sie
das machen wollen!)

Wir wollen verniinftig beraten! Das ist der Punkt!
Ich habe Thnen gesagt, wir haben in den achtziger
Jahren versucht, Reformen auf den Weg zu bringen,
die sind doch blockiert worden, das wissen Sie doch
auch!

(Beifall bei der CDU — Widerspruch bei der
SPD und beim Biindnis 90/Die Griinen)

Eine weitere Verschlechterung war die Riicknah-
me der Wahl der Kostenerstattung fir die Pilicht-
versicherten. Frau Hammerstrom hat das ja als po-
sitiv dargestellt, wir sehen das nicht so! Wir haben
einen entsprechenden Gesetzentwurf in den Bun-
destag eingebracht, der ist leider von den Regie-
rungsfraktionen abgelehnt worden.

(Abg.Frau Lemke-Schulte [SPD]:
Das verstehe ich gar nicht!)

Meine Damen und Herren, Sozialismus lasst gru-
Ben, kann ich da nur sagen!

(Heiterkeit)

Zu dem Thema ,Starkung der Patientenrechte”
gehort natiirlich auch die freie Arztwahl und das
Thema Arzneimittel. Hier plant die rotgriine Bun-
desregierung groBe Einschnitte in die Rechte der
Patienten. Unter dem Vorwand der Kosteneinspa-
rung wegen des angeblichen Doktorhoppings soll
nun erst einmal jeder zum Hausarzt. Jeder Facharzt
muss dem Hausarzt berichten.

(Abg.Frau Hammerstrom [SPD]:
Das stimmt doch gar nicht!)

Naturlich soll das gemacht werden! Ob der Pati-
ent das will oder nicht! Vielleicht will der Patient auch
gar nicht mehr zu seinem Hausarzt, vielleicht hat er
kein Vertrauen mehr zu ihm. Ich weil} auch gar nicht,
ob es so einen Superarzt geben kann, der sich in
allen Bereichen so gut auskennt. Aber das spielt in
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diesem dann staatlich gelenkten System dann kei-
ne Rolle mehr.

Ich will hier auch nicht verschweigen, das wis-
senschaftliche Institut der AOK hat ermittelt, dass
lediglich 0,01 Prozent der Versicherten viele Medi-
ziner aus unterschiedlichen Fachgruppen konsultiert
héatten. Also, es gibt gar kein Doktorhopping. Das
Argument ist nicht stichhaltig. Es zerstort nur die
Vertrauensbasis zwischen Arzt und Patient.

Ich weil} gar nicht, ob das Bonussystem, Sie ken-
nen sich da ja so gut aus, Frau Hammerstrém, noch
eine Rolle spielt, wobei auch kein Mensch weiB, wie
das hatte finanziert werden sollen. Alles ist noch
vollig unausgegoren, aber das kennen wir ja aus
anderen Bereichen auch.

Die vorgegebenen Eingriffe durch die Politik sind
schon dramatisch. Da will die Politik Leitlinien vor-
geben, wie Arzte Patienten zu behandeln haben.
Das, meine Damen und Herren, ist Aufgabe der Arz-
tekammer!

(Widerspruch beim Biindnis 90/
Die Grunen)

Dafiir haben wir diese Organe! Die SPD-Abge-
ordnete Scheich-Weich, so heilit diese Dame, hat bei
der ersten Lesung im Bundestag sogar gefordert,
Herzkatheteruntersuchungen sogar zu beschranken.
Nun mag es ja sein, dass es zu viele davon gibt, aber
das kann doch die Politik nicht vorgeben, meine
Damen und Herren! Da muss der Arzt entscheiden,
was er verantworten und verordnen will oder kann.

Manche, denke ich, sollen vielleicht nur mit ei-
nem warmen Handedruck nach Hause geschickt
werden. Das kostet dann ja auch wenig Geld. Dazu
passt naturlich auch die Positivliste. Die Positivliste
hat sich bis jetzt als untaugliches Objekt erwiesen.
Sie sollja angeblich dazu dienen, Kosten im Gesund-
heitswesen zu senken.

(Abg. Frau Linnert [Bundnis 90/Die
Grinen]: Komisch, das hatte die CDU doch
schon beschlossen!)

Professor Dr. Schonhofer, den Sie ja hier sicher noch
kennen oder viele von Ihnen, seinerzeit hier in Bre-
men Staatsrat beim Gesundheitssenator und aner-
kannter Pharmakologe, hat via Fernsehen ausge-
fihrt, dass Kosteneinsparungen damit nicht zu er-
warten sind. Also, wozu dann das Ganze!

Generika, das ist ja nun das neue Schlagwort!
Wenn ich das schon hore! Natiirlich kann und soll
man preiswerte Arzneimittel verschreiben, aber von
neuen Arzneien gibt es die eben nicht. Da fragen
Sie doch einmal, wo bei den Arzneimitteln die meis-
ten Kosten entstehen! Ganz sicher nicht bei der
Bagatellmedizin wie Husten und Kopfschmerzen, wo

Aspirin verschrieben wird! Hier wird die Therapie-
freiheit der Arzte unnétig eingeschrankt durch staat-
liche Bevormundung, und es bringt nichts!

In den Landern, in denen es eine Positivliste gibt,
sind die Kosten eben nicht niedriger als bei uns! Auf
die halbherzige Zurticknahme bei den Zuzahlungen,
meine Damen und Herren, habe ich ja hingewie-
sen. Warum haben Sie es denn nicht ganz zurtick-
genommen? Wieso mussen Sie argumentieren, dass
man Zuzahlungen braucht, um eine Mengensteue-
rung zu machen? Das ist alles sehr an den Haaren
herbeigezogen und unklar! Die Kassen, meine Da-
men und Herren, das miissen Sie einmal bedenken,
haben weniger ein Ausgabe- als ein Einnahmepro-
blem, an beidem muss gearbeitet werden!

(Abg. Z a c h a u [Blindnis 90/Die Griinen]:
630-DM-Jobs!)

Das, was Sie mit Ihren 630-DM-Jobs erreichen
wollten, ist ja noch nicht einmal ansatzweise erreicht
worden!

(Beifall bei der CDU)

Das ist doch nicht wahr! Das miissen Sie doch ein-
mal nachlesen! Ich habe doch die Zahlen alle vor-
liegen! Sie haben sich doch gar nicht informiert!

Meine Damen und Herren, SPD und Griine ver-
sprechen ein HochstmaB an Leistungen aus der ge-
setzlichen Krankenkasse zum Nulltarif. Das, meine
Damen und Herren, werden die Leute alsbald er-
kennen! Neue Leistungen und Mehrleistungen bei
sinkenden Beitragen sind nicht gleichzeitig zu ha-
ben. Das, was aus dem Globalbudget alles bezahlt
werden soll allein an Burokratie, verschlingt Unsum-
men und wird dem Patienten entzogen. Auf die Neu-
organisation der KV mit ihrem hauptamtlichen Vor-
stand will ich gar nicht mehr weiter eingehen.

Ich unterstiitze im Grunde die Position der Prasi-
dentin der Bremer Arztekammer, Frau Dr. Auers-
wald. Sie sagt, dass man die Diskussion fiithren muss,
was die gesetzliche Krankenkasse kunftig zu leisten
hat und was sie leisten kann. Da miissen alle Betei-
ligten an einen Tisch. Der Gesundheitssenator hat
ja hier in Bremen die verschiedenen Institutionen
wie KV, Arztekammer, Kassen, Deutsche Kranken-
hausgesellschaft und so weiter eingeladen, um den
Gesetzentwurf zu beraten. Das ist ja auch lobens-
wert.

Anlasslich unserer letzten Deputationssitzung ist
dartber berichtet worden. Danach hatte ich eigent-
lich den Eindruck, dass dort im Grofen und Ganzen
Einvernehmen hergestellt werden konnte und auch
die 50 oder 60 Anderungsantrdge gemeinsam erar-
beitet und verabschiedet worden sind. Im Ubrigen
ist dabei ein Antrag, Frau Hammerstrom, der die
Bundesregierung auffordert, die Deutsche Kranken-
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hausgesellschaft bei der Planung einzubeziehen. Das
ist erst ein Antrag, der ist noch lange nicht verab-
schiedet worden!

(Abg. Frau Linnert [Bundnis 90/Die
Grunen]: Und warum plustern Sie sich hier
so auf?)

Nachdem mir aber nun die Protokolle vorliegen,
stellt sich das doch ganz anders dar. Bis auf einen
einzigen Punkt, bei dem ein Kompromiss erzielt
wurde, konnte leider kein Konsens hergestellt wer-
den. Hier hatte ich mir doch eigentlich mehr Klar-
heit bei der Berichterstattung gewtinscht. Nun gut,
ich will nicht weiter auf die einzelnen Dinge im Ge-
setzentwurf eingehen. Die CDU jedenfalls lehnt die-
sen Gesetzentwurf ab. Wir brauchen eine Reform,
die den steigenden Finanzbedarf im Gesundheits-
wesen auf der einen und die begrenzte Belastbar-
keit der Arbeitskosten auf der anderen Seite auf ei-
nen Nenner bringt, und zwar unter Einbeziehung
der Eigenverantwortung und Erhaltung der Freiheit-
lichkeit unseres Gesundheitssystems.

Dieser Gesetzentwurf, meine Damen und Herren,
gehort zurickgezogen! Ich bin mir sicher, im Bun-
desrat wird sich hierfiir keine Mehrheit finden las-
sen! Ich hoffe, dass sich der Senat auch durch diese
Debatte sehr wohl iiberlegen wird, wie er mit die-
sem Gesetzentwurf umgehen wird. — Schonen
Dank!

(Beifall bei der CDU)

Vizepriasident Ravens: Als Nachste hat das Wort
die Abgeordnete Frau Hoch.

Abg. Frau Hoch (Bundnis 90/Die Griinen) *): Herr
Prasident, meine Damen und Herren! Sie haben ja
jetzt so tief in die Argumentenkiste gegriffen und
alles ein bisschen durcheinander geworfen, dass ich
Mihe habe, das muss ich einmal ehrlich sagen, das
zu strukturieren. Ich versuche es einmal.

Nach den letzten Zahlen, wie Sie sagen, von den
Krankenkassen habe ich Berichte gelesen, dass sie
durch diese 630-DM-Jobs eben Mehreinnahmen ha-
ben. Das ist mein Kenntnisstand.

(Beifall beim Bundnis 90/Die Grinen —

Abg.Frau Dreyer [CDU]: Sie bekom-

men bloB keine Leistungen dafur! Da hat
Frau Fischer sich verquatscht!)

Leistungen gibt es auch! Ich versuche einmal, hier
weiterzumachen, dann kénnen Sie sich ja auch noch
einmal melden.

*) Von der Rednerin nicht tiberpriift.

Dann wollen wir einmal auf die Arzneimittel zu
sprechen kommen. Sie haben gesagt, neue Arznei-
mittel wiirden nicht bezahlt, weil sie nicht in der Li-
ste stehen wiirden und weil es keine Generika sei-
en.

(Abg. Frau Tucz ek [CDU]J: Das habe
ich nicht gesagt!)

Das geht ja auch nicht, Neues hat ja noch keine
Nachahmer gefunden! Das ist ja auch klar! Wirksa-
me Arzneimittel sollen ja auch in die Positivliste auf-
genommen werden.

Warum, frage ich Sie, sollen unwirksame Medi-
kamente dort aufgenommen werden? Das verstehe
ich irgendwie nicht.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Grinen)

Ich denke, dann helfen diese Medikamente nur ei-
nem, namlich der Pharmaindustrie und nicht dem
Patienten!

(Beifall beim Bundnis 90/Die Grunen)

Dazu mochte ich noch einen allgemeinen Satz sa-
gen, der auch bekannt ist. Es gibt kein wirksames
Medikament ohne Nebenwirkungen. Wenn man den
Satz bedenkt, ist es auch wichtig, damit vernunftig
umzugehen!

(Abg. Frau Dreyer [CDU]: Dann ver-

schreiben wir gar keine Medikamente

mehr, dann gibt es auch keine Nebenwir-
kungen!)

Wir mussen uns ja auch noch einmal dariiber klar
werden: Warum ist die Bundesrepublik Deutschland
eines der Lander, wo die meisten Medikamente ein-
genommen werden?

(Beifall beim Bilindnis 90/Die Grinen)

Es ist eben eine Sache, dass man auch nur immer
symptomatisch behandelt, aber nicht die Ursachen.
Aber das ist eine andere Geschichte. Ich meine, ich
nehme auch kein Beruhigungsmittel gegen Durch-
fall, damit mich das nicht mehr aufregt, sondern dann
nehme ich etwas anderes.

(Heiterkeit)

Noch einmal zu den Leitlinien! Die Leitlinien, so-
weit ich weil, sollen nicht von Politik entwickelt
werden, sondern von der Arzteschaft. Diese soll sich
daruber einig werden. Die freie Arztwahl ist weiter-
hin vorhanden, das heifit, wenn ich Ohrenschmer-
zen habe, gehe ich nattirlich sofort zum Ohrenarzt,
das war auch die ganze Zeit nie anders gedacht.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Grinen)
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Esist eine Hilfe fiir den Patienten, wenn er den Haus-
arzt in Anspruch nehmen kann, der ihm weiterhilft,
zur richtigen Untersuchung und auch zum richtigen
Arzt zu kommen. Ich denke, damit sind manche Pa-
tienten tiberfordert.

Datentransparenz! Nach meinen Informationen
hat der Bundesdatenschutzbeauftragte den letzten
Entwiirfen zugestimmt.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Eine Datentransparenz, finde ich, ist fiir das Gesund-
heitswesen sehr wichtig. Uberall werden hier Daten
erhoben, aber sie werden nicht zusammengefuhrt.
Was macht man mit den Daten? In der schularztli-
chen Untersuchung, im Kindergartenbereich, tiber-
all, auch da werden Daten erhoben. Man zieht sie
aber nicht zusammen, bespricht sie und macht dar-
aus eine Berichterstattung, so dass man sagt, wie
gesund ist die BevOlkerung. Das kann man aber nur,
wenn man gesammelte Daten hat und die evaluiert.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Dann weiBl man auch, wo man helfen will, und dann
kann man Gesundheitsziele entwickeln. Ich denke,
das ist die Richtung, in die wir wollen.

(Abg. Frau Dreyer [CDU]: Hatten Sie
doch erst evaluiert, dann héatten Sie auch
gewuBt, wohin Sie wollen!)

Dann muss ich ja wiederum die Daten zusammen-
packen, anders geht das ja nicht! Oder? Die Kran-
kenhausplanung ist im letzten Gesetzentwurf, so-
weit ich das weil}, ich habe auch noch einmal im
Bundesgesundheitsministerium nachgefragt, weiter-
hin so vorgesehen gewesen, dass die Krankenhaus-
gesellschaften, wie ich das vorhin schon gesagt habe,
mit den Krankenkassen und den Landern die Rah-
menplanung tibernehmen. Das gilt weiterhin.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Dann noch einmal zum Durchpauken des Geset-
zes! Ich denke, es hat bei keinem Gesetz so viele
Moglichkeiten gegeben, sich von allen Gruppierun-
gen in die Debatte einzubringen. Es wurde auch mit
allen geredet. Ich denke, es hat auch noch nie einen
so groBen Raum gegeben fur Diskussionen, um ein
Gesetz vorzubereiten. Wir miissen nun auch einmal
sehen, dass das der richtige Weg ist, um eine Re-
form anzugehen. Dass das hier und da klemmt, das
ist auch ganz klar, weil ganz viele Interessengrup-
pen auch einmal, das muss ich einfach so sagen, nur
ihr eigenes Interesse im Auge haben.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Ich mochte einmal fragen: Wie viel Geld wurde
dem Gesundheitssytsem entzogen? Ich sage nur:
Herzklappen! Millionen! Da muss man ja auch ein-
mal uberlegen, da stimmt doch irgendetwas nicht,
wenn einzelne dem System so viel Geld entziehen
konnen, was tiberall den anderen fehlt.

(Abg. Zachau [Bundnis 90/Die Gru-
nen]: Ohne dass es jemand merkt!)

Das Abrechnungssystem innerhalb der Arzteschaft
ist auch schon lange ein Punkt, der reformiert wer-
den miiite. Auch innerhalb der Arzteschaft ist das
schon lange eine Debatte, dass der belohnt wird, der
Apparatemedizin betreibt. Das wissen alle. Es drangt
sie dahin, und viele Arzte wollen auch eine Reform
gerade dieses Abrechnungssystems.

(Beifall beim Blindnis 90/Die Griinen)

Die Budgetierung hat es in den Krankenhdusern
schon lange gegeben. In einzelnen Fachbereichen
konnte man nicht mehr ausgeben, als das Budget
vorgegeben hat. Da hat man das auch schon einmal
gelbt. Ich denke, das war auch gut so, weil man
dann dort auch gesehen hat, warum es zu Budget-
uberschreitungen kam. Auch da kann man gegen-
steuern. Man hat da auch Qualitatszirkel eingerich-
tet und gesagt, wir konnen da andere Moglichkei-
ten oder Alternativen schaffen. Das ist auch der rich-
tige Weg.

Einen Haushalt, so mochte ich das Budget jetzt
einmal bezeichnen, gibt es iiberall und auch hier.
Oder wir lassen das hier auch, denn ware das ja viel-
leicht auch einmal eine Moéglichkeit, anders mitein-
ander umzugehen.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Grinen)

Vizeprasident Ravens: Als Nachste hat das Wort
die Abgeordnete Frau Hammerstrom.

Abg. Frau Hammerstrom (SPD): Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Eigentlich hatte ich ge-
dacht, ich bin fertig, aber, Frau Tuczek, Sie haben
das, was Ihnen die Deutsche Krankenhausgesell-
schaft, die Kassenarztlichen Vereinigungen und die
Arztekammer aufgeschrieben haben, hier noch wei-
ter ausgefiihrt, deshalb entsteht da auch so ein
Durcheinander. Aber unwidersprochen mochte ich
nicht dargestellt lassen, dass Arzte entscheiden diir-
fen, welche Operation gemacht wird. Ich glaube, das
ist immer auch noch ein Recht des Patienten selbst.

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Sie haben wortwortlich auch eben gesagt, ich habe
das mitgeschrieben, das Problem bestehe nicht dar-
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in, dass in der gesetzlichen Krankenversicherung
nicht gentigend Geld vorhanden sei, sondern dass
das Geld falsch ausgegeben werde. Ich sage Ihnen
einmal ein Beispiel: Gallenoperationen! Die Zahl ist
mit der Verbreitung endoskopischer Operationen,
die jetzt moglich sind, von 1990 bis 1996 um 150
Prozent gestiegen. Fir mich bedeutet das, dass Arz-
te viel schneller einmal zum Skalpell greifen, um
diese Operationen zu machen, ndmlich bei Arzten
selbst und bei Rechtsanwalten und Notaren — hore!
— sind diese Operationen um 84 Prozent zuruckge-
gangen. Warum wohl? Weil die Arzte an sich selbst
wahrscheinlich nicht unbedingt die Notwendigkeit
dieser Operationen so sehen, wie sie das bei den
Patienten sehen, und bei den Notaren und Rechts-
anwalten ist es vielleicht die Angst um — —. Na ja,
ich lasse das einmal so stehen!

Sie sagen, im System seien keine Einsparmoglich-
keiten mehr vorhanden. Ich habe eine Rontgenun-
tersuchung machen lassen, ein Vierteljahr danach
wollte ich zu dem nachsten Arzt. Ich nahm die Ront-
genbilder mit, weil ich nicht so oft gerontgt werden
mochte, aber dann sagte er, das miusse er alles noch
einmal machen. An solche Sachen, doppelt, mehr-
fach, dreifach, miissen wir heran!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Ich sage Ihnen nur, selbst die Deutsche Rontgen-
gesellschaft, und das konnen Sie doch nicht abstrei-
ten, sagt, 30 Prozent aller RoOntgenuntersuchungen
in Deutschland seien vollkommen tberfliissig, 30
Prozent der Rontgenuntersuchungen! Welch ein ge-
sundheitlicher Schaden ist das, den die Bevolkerung
durch das Rontgen erleidet! Das ist namlich nicht
unbedingt etwas Gesundes, und was ist das fur ein
finanzieller Schaden!

Meine Damen und Herren, ich lade Sie ein, auf
diesem Weg Einsparungen im System mit uns ge-
meinsam zu finden. Ich lade Sie herzlich ein, ich
weil3, wir sind gar nicht so weit voneinander ent-
fernt, aber da geht es wohl auch etwas um die Rol-
lenverteilung.

Ich personlich finde das schade, weil die Gesund-
heitspolitik in diesem Hause einmal einen sehr ho-
hen Stellenwert gehabt hat. Wir haben in der Ge-
sundheitspolitik, auch mit Antrdgen zum Beispiel,
eigentlich immer mit allen Fraktionen gut zusam-
mengearbeitet. Frau Kollegin Tuczek, Sie haben
heute diesen Weg ein grofes Stiick weit verlassen.
— Ich danke Thnen!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Grunen)

Vizeprasident Ravens: Als Nachste hat das Wort
Frau Senatorin Adolf.

Senatorin Adoli: Herr Prasident, meine Damen
und Herren! Die Gesundheitsstrukturreform hat
mehrere Ziele, zum Beispiel Beitragsstabilitat, Aus-
schopfung von Rationalisierungsreserven, die un-
zweifelhaft im System vorhanden sind, und nattr-
lich vorrangig die effektive und angemessene Ver-
sorgung jedes Patienten, jeder Patientin. Dartber
besteht offensichtlich hier im Hause Einigkeit. Es
muss jetzt darum gehen, dass wir diese Reform mog-
lichst im Konsens voreinander bringen und am Ende
zur Beschlussfassung bringen auf der Grundlage
einer sachlichen Diskussion. Mit Angsten macht man
keine gute Politik, jedenfalls langfristig nicht.

(Beifall beim der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Man kann mit dem Schiiren von Angsten méglicher-
weise kurzfristig populistische Erfolge verzeichnen,
aber ich glaube, das kann nicht der Weg sein, um
am Ende dann zu einer wirklich fur alle tragfahigen
und angemessenen Losung, vor allen Dingen fiir die
Betroffenen, die Kranken, zu kommen. Es ist hier
schon viel gesagt worden, lassen Sie mich deshalb
mich jetzt auf einige Stichpunkte beschranken!

Stichwort: das behauptete Defizit bei den gesetz-
lichen Krankenkassen! Das Defizit des ersten Quar-
tals bei den Ausgaben der gesetzlichen Kranken-
kassen ist fiir sich genommen noch nicht besorgnis-
erregend. In den letzten Wochen war dazu aus der
Presse zu entnehmen, dass die Krankenkassen sehr
optimistisch sind, dass zum Jahresende ein ausge-
glichenes Ergebnis erreicht wird. Dazu werden auch
nicht unmaBgeblich, das haben wir heute Vormittag
erortert, die Einnahmen aus den 630-DM-Jobs bei-
tragen, die hoher ausfallen werden als die vorsichti-
gen Schatzungen des Bundesministers flir Arbeit
prognostiziert haben. Die Kassen selbst rechnen hier
mit Einnahmen von 1,3 Milliarden DM fur die ge-
setzlichen Krankenkassen.

Hinzu kommen noch die Einnahmen aus Neben-
beschaftigungen neben einer Haupttatigkeit, die sta-
tistisch nicht getrennt erfasst werden. Schatzungen
gehen hier von einer weiteren Milliarde aus, so dass
also, was die Defizite angeht, wir durchaus positiv
das Jahresende erwarten dirfen.

Stichwort: Arbeitsplatze im Gesundheitswesen! Die
vorgenommene Budgetierung, die der Ausschopfung
von Rationalisierungseffekten dient, wird nicht
zwangslaufig dazu fiihren, dass Arbeitsplatze in der
Gesamtschau im Gesundheitswesen verloren gehen.
Noch leisten wir uns eine wesentlich hohere Kran-
kenhausdichte als andere vergleichbare Lander. Dies
muss angesichts finanzieller knapper Mittel Konse-
quenzen haben. Sicherlich wird durch die Starkung
des ambulanten Sektors eine Verlagerung von Ar-
beitsplatzen stattfinden.
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Auch die Leistungen im Rahmen von Pflegeversi-
cherungen haben dazu gefiihrt, dass neue Arbeits-
platze entstanden sind. Ich werde mich im Rahmen
des Gesetzgebungsverfahrens dafiir einsetzen, dass
die Einflussnahme des Landes auf die Landeskran-
kenhausplanung im notwendigen MaBe erhalten
bleibt, und ich werde nattrlich hierbei auch den Ar-
beitplatzfaktor im Auge behalten.

Wie Sie wissen, haben in der letzten Woche erste
Anhorungen zur Gesundheitsreform im Bundestag
stattgefunden, weitere Anhérungen werden nach-
ste Woche folgen. Ich gehe davon aus, dass es noch
Anderungen in einzelnen Punkten geben wird wie
zum Beispiel bei der Berechnung des Globalbudgets
und eben bei der Landerbeteiligung zur Kranken-
hausplanung.

Im Ubrigen, wenn immer dann auch von Budgets
und der Nichteinhaltbarkeit von Budgets gesprochen
wird, das ist hier eben im Zusammenhang von Frau
Tuczek mit den Generika genannt worden, bekom-
men wir an die Wand gemalt, dass das Arzneimittel-
budget nicht ausreichen wird. Es war da die Rede
von Wartelisten, von Notrezepten. Es wurde Angst
verbreitet.

Ich kann Ihnen sagen, wir haben hier im Lande
Bremen einen groBen Konsens. Ich habe gemein-
sam mit den Krankenkassen, mit der Kassenarztli-
chen Vereinigung eine Pressekonferenz gemacht,
auf der wir alle einvernehmlich gesagt haben, das
Arzneimittelbudget wird ohne solche NotmafBnah-
men einzuhalten sein, weil eben auch die Kassen-
arztliche Vereinigung der Auffassung ist, dass Gen-
erika, Nachfolgepraparate von Praparaten, deren
Patentschutz ausgelaufen ist, dieselbe Wirksamkeit
haben wie die Originale, nur wesentlich billiger sind,
weil die Forschungsmittel abfinanziert sind. Uber die
ersten Jahre wahrend des Patentschutzes sind ja die
Medikamente wesentlich teurer.

Also, es besteht tiberhaupt keine Befiirchtung,
auch aus Sicht der Kassenarzte nicht, dass in Zu-
kunft irgendwie nicht wirksame Praparate unter die
Leute kommen oder dass Forschung nicht mehr statt-
finden kann. Wir haben dazu hier einen breiten Kon-
sens, und Befurchtungen dieser Art sind vollig un-
angebracht.

Stichwort: internationaler Vergleich! Gebetsmuh-
lenartig wiederholen insbesondere Arztevertreter,
dass das deutsche Gesundheitswesen zu den besten
der Welt gehort. Mit solchen Aussagen muss man
heute ein bisschen vorsichtig sein. Sicherlich ist rich-
tig, dass wir in Europa das teuerste Gesundheitswe-
sen haben. Inzwischen werden 10,5 Prozent unse-
res Bruttoinlandsprodukts, eine wahnsinnige Sum-
me, fir das Gesundheitswesen ausgegeben.

Die Steigerungsrate der Kosten ist im Vergleich
zu fast allen europdaischen Landern exorbitant in den
letzten Jahren gestiegen. Wir gehoren zu den Lan-
dern mit einem der hochsten Medikamentenver-

brauche. Wirliegen in der Spitzengruppe der Kran-
kenhausbetten pro Einwohner, die Liegezeit in den
Krankenhdusern ist relativ hoch. Die Arztdichte pro
Einwohner liegt weit tiber dem Durchschnitt, auch
bei den Apotheken liegen wir am oberen Ende der
Skala. Aber viele Betten und viele Arzte sind nicht
unbedingt gleichbedeutend mit viel Gesundheit.

1997 gab es eine allgemein verbliffende, aber in
ihrer Seriositat nicht umstrittene Studie der OECD,
die belegte, dass gesundheitliche Parameter in der
deutschen Bevolkerung trotz Spitzenkosten allenfalls
MittelmaB sind. Die Gleichung, viel Geld fir Gesund-
heit, gleich gute Gesundheit, ist nicht haltbar. Selbst
Lander, deren Gesundheitswesen uns als abschrek-
kendes Beispiel vorgehalten werden, wie GrofBbri-
tannien, haben in dieser Untersuchung sogar bes-
ser als Deutschland abgeschnitten.

Ich schlieBe daraus, dass internationale Verglei-
che ein hohes Rationalisierungspotential in unserem
Gesundheitswesen deutlich belegen. Die Aussage
des ehemaligen Bundesgesundheitsministers, dass
die Zitrone ausgequetscht sei, ist vor diesem Hinter-
grund nicht haltbar.

Stichwort: Abstimmung! Im Bundesrat werden wir
das Gesetzgebungsverfahren intensiv weiter beglei-
ten und die uns notwendig erscheinenden Ande-
rungsantrage einbringen. Insgesamt gesehen halte
ich jedoch die Gesundheitsstrukturreform fiir gelun-
gen und sehe keine Alternativen angesichts immer
weiter steigender Kosten und der Notwendigkeit, die
von uns allen nicht gewollte weitere Belastung der
Lohnkosten zu vermeiden.

(Beifall bei der SPD)

Ein Gesundheitsgesetz vorzulegen, das jeden zu-
frieden stellt, wird nicht gelingen. Notwendig ist,
dass der Gesetzgeber den Mut und die Kraft hat,
nicht nur zu korrigieren, sondern das zu tun, was
1992 in Lahnstein eingeleitet wurde, deutliche Kor-
rekturen und Reformen vorzunehmen. Einfach wei-
terwursteln geht nicht mehr!

Nach wie vor ist es bedauernswert, dass nach 1992
aufgrund parteipolitischer Schwierigkeiten in der da-
maligen Koalition eine weitere parteitibergreifende
Zusammenarbeit nicht mehr moéglich war. Auf der
Gesundheitsministerkonferenz im Juni dieses Jah-
res wurde dann erfolgreich ein erster Versuch zu
einer erneuten Konsensfindung gestartet. Ich bin si-
cher, dass wir diesmal ein Gesetz vorlegen werden,
wenn wir am Ende der Beratungen sind, das poli-
tisch und fachlich von einem breiten Konsens getra-
gen werden kann.

(Abg.Frau Dr ey er [CDU]: Wen meinen
Sie denn mit wir?)
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Wir, alle zusammen, wir im Bundesrat, im Bun-
destag, wir zusammen!

(Unruhe bei der CDU)

Sie konnen sich ja gleich noch einmal melden und
vortragen!

(Abg. Frau Dreyer [CDU]: Noch sind
Sie Senatorin fur das Land! Im Bundestag
sind Sie noch nicht!)

Das ist mir auch klar!

Wir in Bremen, Frau Dreyer, haben jedenfalls dazu
beigetragen, unseren Teil durch viele Gesprache auf
vielen Ebenen — —.

(Abg.Frau Dreyer [CDU]: Undin
Bremerhaven!)

Ich meine das Land Bremen, ich bin da sehr selbst-
bewusst als Bremerhavenerin!

(Beifall bei der SPD)

Wir haben in Bremen unseren Teil dazu beigetra-
gen, indem wir alle wesentlichen Beteiligten des Ge-
sundheitswesens in die Beratung zu diesem Gesetz-
entwurf einbezogen haben. Wir haben eine Vielzahl
von Antragen aus diesen Gesprachen entwickelt, das
ist hier bereits vorgetragen worden. Es gibt einige
Knackpunkte, tiber die wir uns moglicherweise mit
den Beteiligten am Gesundheitssystem nicht eini-
gen kénnen.

(Abg. Frau Dreyer [CDU]J: 90 Prozent!)

Das sind nicht 90 Prozent, Frau Dreyer! Wir haben
viele Anderungsantrage im Detail, in technischen
Fragen, gemeinsam formuliert und tragen die auch
dahin, wo sie jetzt beraten werden.

Wir werden dann am Ende entscheiden miissen,
wie wir uns dazu als Land Bremen verhalten wer-
den, wenn der Gesetzentwurf endgtiltig vorliegt. Das
konnen wir heute noch gar nicht entscheiden, da
konnen Sie beruhigt sein, das habe ich auch noch
nicht entschieden, weil ich es auch nicht allein ent-
scheiden werde, aber das konnen wir dann erst be-
urteilen, wenn dieser Gesetzentwurf in letzter Kon-
sequenz auf dem Tisch liegt, im Moment arbeiten
wir daran. Ich glaube, Bremen hat mit dem Weg der
Konsensfindung, des Versuchs der Konsensfindung
einen vorbildlichen Weg beschritten, und das kann
vielleicht auch durchaus Vorbild fiir andere sein.

(Abg. Frau Tucz e k [CDU]meldetsich
zu einer Zwischenfrage — Glocke)

Vizeprasident Ravens: Sind Sie bereit, eine Zwi-
schenfrage anzunehmen?

Senatorin Adolf: Nein, danke!

Vizeprasident Ravens: War das eine Wortmel-
dung, Frau Tuczek?

Das Wort hat die Abgeordnete Frau Tuczek.

Abg. Frau Tuczek (CDU) *): Frau Senatorin, wenn
Sie meine Zwischenfrage jetzt nicht beantworten, muf3
ich das eben so machen. Sie hatten vier Arbeitsgrup-
pen eingesetzt, die sich mit diesem Gesundheitsre-
formgesetz beschaftigt haben. Sie haben gerade ge-
sagt, Sie hatten da grofen Konsens hergestellt. Ich
habe die Protokolle eingesehen. Esist in einem ein-
zigen Punkt ein Kompromiss erzielt worden, in kei-
nem anderen Punktist ein Konsens hergestellt wor-
den. Ich habe sie hier, das konnen Sie sich ja an-
schauen. Sie konnen so etwas doch nicht erzahlen!
Fragen Sie doch einmal die Beteiligten! Sie haben
es aufgeschrieben, dass sie eben keinen Konsens
erzielt haben. Sie erzahlen hier genau das Gegen-
teil von dem, was wahr ist. Das ist nicht in Ordnung!

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Ravens: Weitere Wortmeldungen
liegen nicht vor.

Die Aussprache ist geschlossen.

Die Birgerschaft (Landtag) nimmt von der Ant-
wort des Senats, Drucksache 15/38, auf die Grofe
Anfrage der Fraktion der CDU Kenntnis.

Kooperation zwischen den Hochschulen
des Landes Bremen

GroBe Anfrage der Fraktion
Buindnis 90/Die Griinen
vom 11. August 1999
(Drucksache 15/31)

Dazu

Mitteilung des Senats vom 31. August 1999
(Drucksache 15/39)

Dazu als Vertreter des Senats Senator Lemke.

Gemal Paragraph 29 unserer Geschaftsordnung
hat der Senat die Moglichkeit, die Antwort, Druck-
sache 15/39, auf die GroBe Anfrage in der Biirger-
schaft miindlich zu wiederholen.

Ich frage Sie, Herr Senator Lemke: Mochten Sie
die Antwort auf die GroBe Anfrage der Fraktion
Biindnis 90/Die Griinen miindlich vortragen? — Das
ist nicht der Fall.

Ich frage, ob wir in eine Aussprache eintreten
wollen. — Das ist der Fall.

Das Wort hat der Abgeordnete Dr. Kuhn.

*) Von der Rednerin nicht tiberprift.
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Abg. Dr. Kuhn (Bindnis 90/Die Griunen): Herr Pra-
sident, meine Damen und Herren! Die sehr verehr-
te Kollegin Berk hat mich vorhin nach dem Apfel-
mus gefragt, wohin das gehen sollte mit dieser De-
batte.

(Prasident W e b er tibernimmt wieder
den Vorsitz.)

Die Richtung ist folgende, ich will es gleich am An-
fang sagen: Studienreform spielt in der Koalitions-
vereinbarung uber die Entwicklung von Forschung
und Wissenschaft keine Rolle. Wir sind der Auffas-
sung, sie sollte in den nachsten vier Jahren eine zen-
trale wesentliche Rolle spielen. Sie kann nicht staat-
lich verordnet werden, nattirlich nicht, sie muss aber
politisch begleitet werden, und wir kénnen hier nicht
nur moderieren, sondern wir haben etwa mit unse-
ren gesetzlichen Regelungen zur Einfuhrung neuer
Abschlisse wie Bachelor und Master den Weg ge-
wiesen und sind verpflichtet, dies hier auch politisch
zu begleiten. Biindnis 90/Die Griinden stellt das in
den Mittelpunkt, deswegen beginnen wir gleich
damit, denn die Kooperation zwischen den Hoch-
schulen ist eine wesentliche Frage der Studienre-
form.

Ich war doch erstaunt, wie grof die Differenz zwi-
schen meinen Erwartungen und Hoffnungen an die
Anfrage gewesen ist und dem, was der Senat dann
geantwortet hat. Wir haben gefragt, welche Koope-
ration gibt es in erster Linie in Fragen von Studium
und Lehre zwischen den Hochschulen, in zweiter
Linie der Forschung selbst, das stelle ich heute auch
einmal in die zweite Reihe. Der Senat antwortet, es
gibt bereits jede Menge von Kooperationen, aber in
Wirklichkeit soll die Kooperation die absolute Aus-
nahme bleiben. Wir stellen dagegen bei genauer
Betrachtung der Fakten fest, es gibt sehr wenig Ko-
operation, es miisste aber sehr viel mehr Kooperati-
on geben, und wenn man Studienreform entwickeln
will, dann ist das gerade der richtige Weg.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Zunadachst zu den Fakten! Ich lasse die kleineren
Dinge beiseite, dartuber konnte ich sehr lange re-
den. Ich beginne einmal bei dem Studiengang Wirt-
schaftsingenieur. Es tut mir Gibrigens leid, Herr Se-
nator Lemke, dass Sie heute debattieren miissen,
Ihre einhundert Tage sind noch nicht einmal vorbei.
Es ware besser, wenn Herr Kottgen dort saf3e, weil
der das die letzten vier Jahre verantwortet hat, wenn
ich jetzt iiber die Vergangenheit und die Fakten rede.

(Abg. Frau B er k [SPD]: Unterschatzen
Sie den Senator nicht!)

Nein, trotzdem ist es immer besser, direkt mit dem
zu reden, der dafur Verantwortung getragen hat.

Es gibt seit einigen Jahren an der Universitat und
an der Hochschule Bremen einen neuartigen Studi-
engang, der heifit Wirtschaftsingenieur, geplant und
eingerichtet mit zweimal relativ hohen Finanzmit-
teln, aber ohne jeden Kontakt, ohne jede Abspra-
che, ohne jede Zusammenarbeit. Wieso auch, sagt
der Senat, die Studiengange unterscheiden sich ja,
es gibt Nachfrage nach beiden. Das ist aber doch
gar nicht die Frage! Sie haben offensichtlich die Fra-
ge gar nicht begriffen. Es ist doch die Frage, ob es
nicht besser ware, durch gemeinsame Planung et-
was Neues, Drittes, fiir beide Seiten Besseres zu
schaffen.

Ich sage einmal als Beispiel, was da alles denkbar
wadre. Es muss durch den Wirtschaftsingenieur ein
neues Studium fur den Ingenieur geschaffen wer-
den. Er kann nicht nur die Halfte studieren, sondern
es muss ein neuer Studiengang im Ingenieurswesen
geschaffen werden, zum Beispiel eine neue Ausbil-
dung in der Mechanik. Ich bin davon tberzeugt, dass
es besser gewesen ware, das nicht an der Hochschu-
le und an der Universitat mit eigenen Mitteln jeweils
zweimal zu versuchen, sondern da etwas gemein-
sam zu machen. Das ware besser geworden!

(Beifall beim Blindnis 90/Die Griinen)

Zweites Beispiel: Technische und angewandte
Biologie, neuer Studiengang an der Hochschule Bre-
men! Die Fachkollegen der Hochschule Bremerha-
ven sind nach wie vor der Auffassung, Frau Berk,
dass die Hochschule Bremen hier ohne Absprache
einen durchaus teilweise konkurrierenden Studien-
gang geschaffen hat. Bei der Kooperation ware
durchaus sinnvolle Arbeitsteilung méglich gewesen,
denn beide Hochschulen, vor allen Dingen Bremer-
haven, haben gegenwartig ein groes Problem, wie
andere, dass sie namlich zu wenig Nachfrage ha-
ben.

Dort ware Schwerpunktsetzung und Arbeitstei-
lung moglich gewesen. Das Problem gerade fir Bre-
merhaven ist, dass diese Hochschule haufig nicht
die kritische Masse hat, um etwas Neues zu machen.
Das ist ein groBes Problem. Nur Kooperation wird
ihr dariber helfen. In diesem Fall ware es moglich
und sinnvoll gewesen.

Das, was der Senat ankundigt, dass die Hochschu-
len eine gemeinsame Nutzung von Ressourcen, also
von Labors, verabredet hatten, das ist definitiv nicht
mehr der Fall, das ist begraben worden. Die Hoch-
schule Bremen wird sich all die eigenen Labors ein-
richten, und von gemeinsamer Mitnutzung an der
Universitat ist heute nicht mehr die Rede. Das ist
leider auch Fakt!

(Abg. Frau Linnert [Bundnis 90/Die
Grunen]|: Die haben wohl zu viel Geld!)

Daslasse ich einmal als Zwischenruf so stehen.
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Kommen wir zu einem neuen Studiengang, den
Sie gerade in der Vorwahlzeit in den Mittelpunkt
gestellt haben, Medieninformatik! Im November
letzten Jahres hat die Deputation mehr als eine Mil-
lion DM zusatzlich fir, ich zitiere, , zukunftsweisen-
de Initiativen bewilligt, damit noch schneller”, wie-
derum Zitat, ,ein kompletter hochschulubergreifen-
der internationaler Studiengang entwickelt werden
kann". Noch einmal Zitat: ,Im Rahmen eines ge-
meinsamen Curriculums aller vier bremischer Hoch-
schulen ist vorgesehen, Bachelor- und Master-Ab-
schliisse anzubieten, die den speziellen Profilen der
Hochschulen angepasst sind. *

Wir haben das unterstiitzt, wir haben das begrufit,
aber in Wahrheit hat die Senatorin vier Monate spa-
ter zwei vollkommen getrennte Studiengange, je-
weils einen an der Hochschule Bremen und einen
an der Universitét, der nur pro forma Anteile an der
Hochschule fiir Kiinste hat, aber nicht in Wirklich-
keit, genehmigt. Also, die Idee war richtig, nur ha-
ben Sie es nicht gemacht, das ist das Problem!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Der Senat hat sich auch nach dem neuen Hoch-
schulgesetz das Recht der Neueinrichtung von Stu-
diengédngen vorbehalten. Sie kénnen ja der Meinung
sein, das ist richtig, und zwar ausdriicklich mit dem
Grund, auch andere Gesichtspunkte als nur die in-
ternen Gesichtspunkte der Hochschulen bedenken
Zu mussen.

(Glocke)

Wenn das aber so ist, dann hat er auch die Verant-
wortung daftr, dass diese anderen Gesichtspunkte
wahrgenommen werden.

Prasident Weber: Gestatten Sie eine Zwischen-
frage des Abgeordneten Dr. Sieling?

Abg. Dr. Kuhn (Bundnis 90/Die Griinen): Bitte
sehr!

Prasident Weber: Bitte, Herr Dr. Sieling!

Abg. Dr. Sieling (SPD): Ich nehme das Recht der
Zwischenbemerkung wahr, weil, Herr Kollege Kuhn,
esjain der Tat soist, dass zum Thema Studiengang
Medieninformatik die Hochschule Bremen und die
Universitat Bremen beide das eigenstandig entwik-
kelt haben, und die Initiative, die wir hier gestartet
haben und was wir hier gemeinsam als Biirgerschaft
beschlossen haben, gehen genau darauf hin, beides
zusammenzubringen. Diesen Schritt haben wir ein-
geleitet, und ich bin sicher, und so laufen auch die
Gesprache der beiden, der autonomen Hochschule
Bremen und der autonomen Universitat nattirlich,
dies zu einem Studiengang zusammenzufiithren. Wir

fanden es aber richtig, dass man erst einmal beginnt,
und da muss man manchmal getrennt beginnen, um
dann am Ende gemeinsam voranzugehen. Das wiir-
de ich Sie doch bitten zur Kenntnis zu nehmen und
das positiv zu unterstiitzen!

Abg. Dr. Kuhn (Biindnis 90/Die Griinen): Herr Kol-
lege, ich denke gar nicht daran,

(Abg. Dr. Sieling [SPD]:Das soll-

ten Sie aber!)

denn das Gemeinsame stand am Anfang! Damit hat
man sich Geld bewilligen lassen, man hatte gesagt,
das ist notwendig. Nur das Gemeinsame hat die
Chance, wirklich den Anforderungen gerecht zu
werden. Das war die erste Idee. Danach sind die
Hochschulen mit ihren jeweils unterschiedlichen
Studiengangen gekommen. Ich frage mich, warum
die bewilligt worden sind. Wenn man wirklich den
gemeinsamen will, dann héatte man gleich von An-
fang an dafiir sorgen miissen, dass diese Anfangs-
idee auch durchgesetzt wird. Das ist meine Auffas-
sung von dieser Sache.

(Abg. Dr. Sielin g [SPD]: Also lieber
nichts tun, als erst einmal anzufangen, sa-
gen Sie, na gut!)

Ich rede von der besten Losung und nicht von der
zweit- oder drittbesten Losung!

Die Erklarung fir das Verhalten der Behorde liegt
in allen angefiihrten Fallen — —. Dabei ist es bei
der Zukunftsplanung nicht besser, also von der an-
gewandten Psychologie an der Hochschule wissen
die Psychologen an der Universitat iiberhaupt nichts.

Sie liefern in Wirklichkeit die Begriindung fir Ihre
falsche Politik in der Antwort mit. Ich darf zitieren:
»Ein von zwei oder mehreren Hochschulen gemein-
sam getragenes integriertes Studienangebot wird
aus mehreren Griinden eine Ausnahme bleiben: Die
Hochschulen haben es sich gerade in den letzten
Jahren zur Aufgabe gemacht, ihr jeweiliges Profil
zu scharfen, um sich im Wettbewerb auch unterein-
ander zu bewdahren. Der Senat begriufit diese Ent-
wicklung. Er mochte sie nicht durch eine forcierte
Zusammenarbeit, die nicht der Uberzeugung der
Akteure entspricht, gefahrden.” Soweit die Antwort
des Senats!

Auf Deutsch, meine Damen und Herren: Es wird
erstens nichts passieren, solange die Herren Monch
und Timm Rektoren sind, weil die namlich nicht mit-
einander konnen, deswegen gibt es keine Koopera-
tion, so einfach ist das ja manchmal.

(Abg. Topfer [SPD]: Wie bei den Gru-
nen!)

(©)

(D)
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Ja, aber wir haben jetzt keine Grof3e Anfrage tuber
die Lage der Grunen, sondern hier eine Frage der
Politik des Senats fiir unsere Stadt. Ich bitte Sie doch,
diesen kleinen Unterschied zu bedenken, Herr Top-
fer!

(Beifall beim Buindnis 90/Die Griinen)

Sie ermuntern die Hochschulen mit einer solchen
Antwort geradezu zur Konkurrenz und zu Allein-
gdngen statt zu Kooperation und gemeinsamen Vor-
haben. Dann schreiben Sie auch noch in der Ant-
wort, dass Kooperation stets nur mehr Aufwand, aber
nicht mehr Nutzen bringt. Dann wundern Sie sich,
dass daraus nichts wird? Ich wundere mich dartuber
nicht!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Meine Damen und Herren, angesichts der drama-
tischen Notwendigkeit zur Innovation auf dem Ge-
biet der Lehre und des Studiums, angesichts der so-
gar in Bremen ja sehr begrenzten Mittel in diesem
Bereich kann nicht eine Fachhochschule gegen die
andere und nicht beide gegen die Universitat ihr
Profil scharfen, sondern die Wissenschaftsregion
Bremen muss zunehmend gemeinsam mit Profil auf-
treten. Das ist jedenfalls unsere Philosophie, und die
wollen wir in den nachsten Jahren weiterentwickeln
und Ihre Politik daran messen.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Wir sind iberhaupt nicht der Meinung, dass ge-
meinsame, in sich differenzierte und konsekutiv auf-
bauende Studiengange zweier Hochschulen, also
Hochschule Bremen und Universitat, bei neuen Vor-
haben die Ausnahme sein sollten, im Gegenteil! Es
ist doch Tatsache, dass die neuen Abschliisse Ba-
chelor und Master auch gerade die Frage der Stu-
dienorganisation und -inhalte neu stellt und dass mit
der beabsichtigten Modularisierung, also der Ein-
teilung des ganzen Studiums in kleine abschichtbare
Stiicke, die auch gegeneinander aufgerechnet wer-
den konnen, die Moglichkeiten einer sinnvollen Ko-
operation und Arbeitsteilung bei vollstandiger Selb-
standigkeit im Abschluss dramatisch erhoht werden.
Die Chance ist doch gerade jetzt da. Wie kann man
denn da schreiben, das soll in Zukunft die Ausnah-
me bleiben! Das ist vollig unverstandlich!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

In Wirklichkeit haben sich die Fachhochschulen
und Universitaten aufeinander zubewegt. Das be-
merken Sie auch in einem Nebensatz. Sie konnen
das schon an der simplen Tatsache sehen, dass die
Universitat in etlichen Fachern voll ist von Studen-
ten, die eigentlich an die Fachhochschule wollten,

dort aber wegen des Numerus clausus keinen Platz
bekommen haben.

Das ist eine Tatsache. Mehr Durchlassigkeit bei
gemeinsamen Studiengangen, mehr Chancen einer-
seits, wissenschaftliche Arbeit kennen zu lernen, auf
der anderen Seite mehr Klarheit, Transparenz und
Struktur im Studium von anderen zu lernen, das wird
beiden Seiten nur Nutzen bringen.

Beim Studiengang Informatik war das auch so
gedacht. Das war die ursprungliche Absicht. Ich weil3
nicht, vom wem Sie sich das haben kaputtmachen
lassen. Wenn solche Schritte geplant werden, dann
werden wir das unterstitzen. Wir sind nur nicht der
Meinung, dass es die Ausnahme bleiben sollte, son-
dern dass das die Richtung ist, in der wir das weiter
entwickeln mussen. Wir glauben, neue Studiengan-
ge, die nicht das erkennbar hochste MaBl an gemein-
samer Nutzung von materiellen Ressourcen und von
Kooperation bringen, sollte es in Bremen so bald
nicht geben.

In Fragen der Lehre und des Studiums durfen wir
nicht darauf warten, dass zwei Menschen wissen-
schaftlich gut miteinander auskommen, wie Sie das
in Threr Antwort sagen. Das kann dann in gluckli-
chen Zufédllen dazu kommen, das kann aber nicht
die Voraussetzung sein. Das ware entschieden zu
anspruchslos, wenn wir hier fur die nachsten vier
Jahre politisch die Weichen fiir eine Studienreform
stellen wollen, die wirklich an den Hochschulen et-
was verandert.

(Beifall beim Bundnis 90/Die Grunen)

Prasident Weber: Als Nachste hat das Wort die
Abgeordnete Frau Berk.

Abg. FrauBerk (SPD): Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Also, Herr Dr. Kuhn, es tut mir ja
wirklich leid, dass Sie Ihren Frust hier so ablassen
mussten, dass Sie nun auch nach vier Jahren groBer
Koalition auch diesmal einer geballten Kraft von
Koalitiondren gegentibersitzen und sich ein bisschen
ausgeschlossen fuhlen! Ich will Ihnen ganz ehrlich
sagen, wir schatzen Sie sehr in der Deputation,

(Abg. Z a ch au [Bundnis 90/Die Gru-
nen]: Das ist ja nett!)

Ihr Fachverstand ist sehr gefragt, und wir diskutie-
ren auch gern mit Thnen.

Vieles, was Sie hier eingebracht haben, kénnen
wir naturlich viel besser in der Fachdeputation dis-
kutieren, und wenn Sie von dem Rahmen fiir die
nachsten vier Jahre sprechen, dann vergessen Sie
doch vollstandig, dass wir am Ende der Legislatur-
periode nicht nur ein neues bremisches Hochschul-
gesetz, sondern auch einen HGP 3 verabschiedet
haben, in dem viele Grundsatze festgelegt worden
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sind, wo wir als Koalition gesagt haben, das ist der
inhaltliche Weg, den wir gehen wollen. Ich habe das
Gefiihl, dass Sie das gar nicht mehr zur Kenntnis
nehmen. Aber lassen Sie mich erst einmal auf die
Anfrage eingehen, und dann komme ich noch zu den
Punkten, die Sie hier aufgelistet haben!

Also, meine Damen und Herren, die vorliegende
Mitteilung des Senats vom 31. August auf die GroBe
Anfrage der Fraktion Biindnis 90/Die Grinen zur
Hochschulkooperation im Lande Bremen ist aus mei-
ner Sicht fur uns Fachpolitiker eine interessante all-
gemeine Ubersicht iiber die in Forschung und Leh-
re bestehenden Kooperationsbeziehungen. Als ich
zuerst Ihre Anfrage gelesen habe, habe ich gedacht,
nun mochte Herr Dr. Kuhn uns, da wir uns in der
Fachdeputation ziemlich neu zusammensetzen, und
auch den neuen Mitgliedern des Hauses einmal zei-
gen, wie gut doch die Wissenschaftspolitik der ver-
gangenen Jahre war, und vier Jahre haben Sie ja
auch entscheidend mitgewirkt!

Der Senat nennt Synergieeffekte, um das wissen-
schaftliche Potential der Region besser zu nutzen,
und sieht in der Verbesserung des Studiums fir die
groBere Verflechtung der Arbeitsmarkte das eigent-
liche Ziel seiner Bemuhungen, um einen weiteren
Ausbau der institutionellen Kooperation zwischen
den Hochschulen zu verbessern. Zwischen den Zei-
len werden Probleme der Kooperationsbeziehungen
deutlich. In Bezug auf die zugige Einrichtung eines
internationalen Studiengangs Medieninformatik —
ich komme nachher noch einmal darauf zurtick, Herr
Dr. Kuhn, da haben Sie sicherlich in einigen Teilen
Recht! —, der unter Punkt zwei hier auch angespro-
chen wird, haben die Koalitionsfraktionen im Mai
1999 einen entsprechenden Antrag eingebracht.

Aber, sehr geehrter Herr Dr. Kuhn, auch wir muss-
ten erkennen, der wissenschaftspolitische Wille zur
Kooperation ist das eine, der Wille der Hochschulen
zur eigenen Profilscharfung ist das andere. Es ist da-
herrichtig, wenn der Senat in seiner Mitteilung an
mehreren Stellen darauf hinweist, dass eine hoch-
schulibergreifende Zusammenarbeit nur dann ge-
lingt, wenn die Hochschulen dazu auch bereit sind.
Wenn die Einsicht fehlt, hat der Senat aufgrund des
neuen bremischen Hochschulrechts und seiner Au-
tonomiebestrebungen allenfalls iber Kontrakte und
die damit verbundenen finanziellen Anreize die
Moglichkeit, auf Kooperationen positiv hinzuwirken.

Vielleicht konnen starkere Anreize tiber eine Res-
sourcenzusicherung bei gemeinsamer Nutzung der
wissenschaftlichen Hard- und Software, und Sie ha-
ben ja schon auf die gemeinsame Nutzung der La-
bore hingewiesen, geschaffen werden. Vorausset-
zung ist jedoch, dass wir Hochschulautonomie ernst
nehmen und die unterschiedlichen Profile von Fach-
hochschulen und Universitatsstudiengangen in der
Tat ernst nehmen.

(Zurufdes Abg. Dr. Kuhn [Bindnis 90/
Die Grunen])

Meine Damen und Herren, ich will nicht falsch
verstanden werden, wie bisher werden wir die Ko-
operationsbeziehungen zwischen den Hochschulen
des Landes Bremen wie auch der Bremer Hochschu-
len zu niedersachsischen, nordrhein-westfalischen
oder auch niederlandischen und flandrischen Hoch-
schulen unterstiitzen.

(Beifall bei der SPD)

Ich bin nur der Meinung, dass das Feld der hoch-
schultiibergreifenden Initiativen hier eigentlich nicht
mehr breit diskutiert werden miisste, es sei denn,
man kommt mit neuen Ideen, denn, Herr Dr. Kuhn,
ich finde, es lauft, und es lauft auch gut, auch wenn
Sie das hier nicht wahrhaben wollen!

(Beifall bei der SPD)

Nattrlich weil3 ich auch, Herr Dr. Kuhn, dass Ko-
operationen den guten Willen der Beteiligten erfor-
dern. Was Sie mit dem Studiengang Medieninfor-
matik angesprochen haben, war ja eine Initiative ver-
schiedener Professoren, aus unseren Fachhochschu-
len und der Universitat ein gemeinsames Projekt zu
machen. Das ist manchmal so wie in einer Ehe, in
einer Beziehung: Man lernt sich kennen und hat vie-
le Gemeinsamkeiten, und am Ende kommt doch ein
bisschen Sand ins Getriebe, und es kommt zu Tren-
nungen.

Wir haben mit unserem Antrag, damals initiiert von
Carsten Sieling, der da also wirklich ein Vorreiter
und Streiter war, aufgepasst, dass es nicht zur Tren-
nung kommt. Der Sand ist im Getriebe, aber die
Trennung ist nicht vollzogen. Wir haben zwar an der
Universitat und an der Hochschule Bremen jetzt ei-
genstdndige Studiengdnge, und wir haben dem
nachgegeben, obwohl ich sehr frustriert gewesen
bin. Ich habe Thnen ja auch eine Steilvorlage mit
meinem Ausbruch in der Deputation fur diese An-
frage gegeben, nehme ich einmal an.

Es ist tatsachlich so, dass wir zu viele junge Men-
schen haben, die in diesem Bereich studieren moch-
ten. Wir konnen sie nicht vor den Toren der Hoch-
schulen stehen lassen, und deshalb haben wir ge-
sagt, unser Ziel ist weiter der hochschulubergrei-
fende Studiengang, aber bei dem Bedarf, der zur-
zeit vorherrscht, sind wir bereit, jetzt diese einzel-
nen Studiengdnge zu forcieren, dass sie auch ein-
gerichtet werden kénnen und die Nachfrage der Stu-
dierenden befriedigt wird.

Dann sagen Sie Studienreform! Ja, ich bitte Sie,
Herr Dr. Kuhn, da fangen wir doch nicht neu an! Sie
brauchen das hier jetzt nicht noch einmal wieder
einzubringen, daran wird intensiv gearbeitet!

(Beifall bei der SPD)

(D)
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Das sind Dinge, die schon vor zwei Legislaturpe-
rioden in Angriff genommen worden sind. Wir ha-
ben es gemeinsam mit Thnen in der grofen Koaliti-
on weitergefiihrt, und wir arbeiten nattirlich auch
weiter daran. Ich beziehe Sie ausdrucklich immer
mit ein. Es ist ja nicht, dass bei uns hier jemand aus-
gegrenzt wird, weil wir nun ein Verhaltnis von elf
zu eins in der Deputation haben.

(Zurufdes Abg. Dr. Kuhn [Bindnis 90/
Die Grunen])

Sachverstand nehmen wir immer gern an, aber
Sie miissen auch ehrlich sein und nicht hier nur in
Populismus machen, dass Sie bestimmte Dinge neu
erfinden. Das ist einfach so!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Dann sagen Sie, technische Biologie in der Hoch-
schule Bremen! Sie haben angefuhrt, dass Sie sich
nicht vorstellen, dass die Kooperation mit der Uni-
versitat funktionieren kann, obwohl ich mir habe sa-
gen lassen, dass in den Fachkommissionen immer
auch Biologen der Universitat dabei waren.

Nattrlich gibt es das Problem mit Bremerhaven,
da stimme ich IThnen zu. Ich habe es auch in der De-
putation angesprochen, dass die Professoren grofie
Sorgen haben, dass es ein konkurrierender Studi-
engang wird. Die Herrschaften haben sich an den
Tisch gesetzt, man hat sich geeinigt: Es gibt eine Ko-
operation, es werden Professoren aus Bremerhaven
auch hier an der Hochschule Bremen unterrichten.

Wir haben mit dem bremischen Hochschulgesetz
Wert darauf geleget, dass es modularisierte Studi-
engange geben kann, dass die Durchlassigkeit zwi-
schen den Hochschulen geschaffen wird, nattirlich
kann dann auch ein Student aus Bremerhaven ein-
zelne Module an der Hochschule Bremen anwdahlen
und umgekehrt. Dies gilt nattirlich auch furr die Uni-
versitat.

Also, wir sind auf dem richtigen Weg. Wir haben
mit der erweiterten Autonomie den Hochschulen in
unserem Lande Moglichkeiten geschaffen, sich frei
zu entfalten. Ich bin wirklich guter Hoffnung, dass
diese Menschen, die wir da haben, auch diesem Ziel
nahe kommen, indem wirklich die positive Wirkung,
die die Wissenschaftspolitik der letzten Jahre aus-
gezeichnet hat, sich auch weiterhin auf die Beschaf-
tigten, auf die Professoren, auf die Studierenden
ubertragt und dass Wissenschaft immer noch ein
Bereich ist, mit dem wir nach vorn schauen und nicht
zuriick. — Danke!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Prasident Weber: Als Nachster hat das Wort der
Abgeordnete Jager.

Abg. Jager (CDU) *): Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Ich habe mich auch vor der De-
batte gefragt, ob das vielleicht nicht eher eine Klei-
ne Anfrage anstatt einer Groen Anfrage ware, die
in der Fachdeputation zu debattieren ist. Nun gut,
manchmal wird man ja auch schlauer, und vielleicht
ist es auch richtig so, dass man an der einen oder
anderen Stelle dann Differenzen klarmachen kann,
Differenzen, die durch das Frage-Antwort-Spiel des
Senats allein ja noch nicht ausgerdaumt sind, insbe-
sondere wenn durch einige Fragen nicht deutlich
wird, was man eigentlich will.

Aber was man eigentlich will, dazu haben wir ja
eben einiges von Herrn Dr. Kuhn gehort. Was er von
Hochschulautonomie halt, sieht man ja ganz beson-
ders an den AuBerungen eben iiber die beiden Rek-
toren. Wenn das jetzt unser Verhaltnis zur Hoch-
schulautonomie ist, dass Sie sie am liebsten abwah-
len wiirden, dann gute Nacht, Marie! Das habe ich
auch eben zur Kenntnis genommen!

(Beifall bei der CDU — Zuruf des Abg.
Dr. Kuhn [Bundnis 90/Die Grunen])

Meine Damen und Herren, Kooperation ist kein
Selbstzweck, das ist auch eben deutlich gemacht
worden. Selbst Herr Dr. Kuhn hat gesagt, bei Ko-
operation ist das eine, dass man aus wirtschaftlichen
Grunden Ressourcen teilt, dass man Kosteneinspa-
rungen macht, dass man nattrlich keine Doppelan-
gebote aufrechterhalten soll. Diese Forderung tei-
len wir, ich komme noch einmal gleich zur Medien-
informatik, und nattrlich gibt es so etwas wie Ein-
kaufskooperation, das Bibliothekssystem wird abge-
stimmt, und dariber hinaus kann man sicherlich
auch an der einen oder anderen Stelle dartiber nach-
denken, ob die Hochschulabsolventen der einen
Hochschule bei der anderen Hochschule auch Leis-
tungsnachweise erwerben konnen.

Ich denke, da kann man sicherlich die Durchlas-
sigkeit noch erweitern. Da gibt es eine Menge
Aktionsspielraum. Warum soll hier ein Student, der
in Bremerhaven studiert, nicht auch einmal an der
Hochschule Bremen einen Leistungsnachweis ma-
chen und umgekehrt? Da gibt es sicherlich noch
Handlungsbedart.

Manche wollen aber mit der Kooperation etwas
ganz anderes, das kann man auch zum Beispiel in
GEW-Papieren nachlesen. Da geht es im Grunde
genommen darum, die integrierte Gesamthochschu-
le einzufiihren.

(Zuruf vom Biindnis 90/Die Griinen)

Wenn man da einmal genauer dahinter geht, das
lehnen wir allerdings ab. Das ist genauso, und das
hat Herr Dr. Kuhn zwar gesagt, aber ich bin nicht

*) Vom Redner nicht tiberpriift.
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ganz sicher, ob er es dann wirklich auch so ausge-
fuhrt hat, dass man eben, wenn man Kooperationen
einfordert, das nicht per Dekret vornehmen kann.
Es gibt die Hochschulautonomie, die wollen wir for-
dern, und wir kénnen sie nicht auf der einen Seite
wollen und auf der anderen Seite wieder Stiick fir
Stiick einkassieren.

Wofilr stehen wir? Wir sind dafiir, dass zunachst
das Profil der Hochschulen und der einzelnen Stu-
diengange verstarkt wird. Kooperation kann dage-
gen sprechen, Kooperation kann aber auch darauf
hinwirken! Vielleicht sind wir uns da noch einig, das
geht aber nur mit dem Prinzip der Freiwilligkeit, in-
dem mit Partnern in der Region und natiirlich auch
im Land zusammengearbeitet wird.

Wir haben einige Beispiele von interdisziplinaren
Ansatzen innerhalb der Hochschulen zur Kenntnis
genommen, jetzt auch am Beispiel der Medien-
informatik zwischen den Hochschulen, und das kann
sicherlich geférdert werden in einzelnen Projekten,
in einzelnen Sonderforschungsbereichen, wie auch
immer, wenn das Profil der Hochschule und Fach-
bereiche erhalten bleibt. Das ist eine sinnvolle Be-
dingung, die wir auch politisch festschreiben.

Eines héatte man vielleicht noch in der Antwort des
Senats ausfithren kénnen, das Kontraktmanagement
ist eben erwahnt worden, das ist nur so als Begriff
dargelegt worden. Da konnen wir uns schon vorstel-
len, dass auch Hochschulen und Behorde sich ge-
genseitig verpflichten, auf dem Weg der Kooperati-
on weiter zu fordern, wie es im Grunde genommen
im Hochschulgesamtplan auch angedeutet ist. Es ist
nicht ausgefihrt, wie man es konkret machen will,
aber wie man es sich vorstellen kann.

Auch da geht der Hochschulgesamtplan in seinen
Formulierungen weiter als nur die wirtschaftliche
Kooperation, dass durchaus auch zwischen unter-
schiedlichen Disziplinen eine Zusammenarbeit sehr
fruchtbar sein kann und den eigenen Erkenntnis-
horizont durchaus erweitert sowohl bei Studieren-
den als auch bei Professoren. Insofern sollte dieses
Kontraktmanagement ausgearbeitet werden. Die
Tatsache, dass die groBe Koalition mit ihrem 3,4-
Milliarden-DM-Schwerpunkt im Bereich Wissen-
schaft bis 2004 Akzente setzt, ist nicht so zu verste-
hen, nun das Geld auszugeben, sondern das ist eine
Verpflichtung fur alle Seiten, und dies kann im Rah-
men des Kontraktmanagements, indem man es nach-
prufbar macht, auch eingefordert werden. Das ist ein
Stiick Verantwortung.

Bei der Medieninformatik gebe ich Ihnen Recht.
Bei uns in der Fraktion habe ich auch erst gefragt:
Wie sieht denn die Kooperation aus? Sind die alle in
einem Boot oder nicht? Dann geht man zur Cebit
und stellt fest, dass die Hochschule dort schon kraf-
tig fiir den eigenen Studiengang Werbung macht.
Das irritiert dann naturlich an der Stelle. Inzwischen
hat uns aber die Realitat, Frau Berk hat das zu Recht

gesagt, eingeholt. Es geht hier auch um ein eigenes
Profil. Es ist ja nicht so, dass die beiden das Gleiche
machen. Ich denke, da gibt es schon unterschiedli-
che Akzente, was Studiendauer als auch -inhalte be-
trifft,

Solange es genugend Bewerber gibt, widerspre-
chen sich diese beiden Angebote nicht. Das heifit
nicht, dass man zu gegebener Zeit zu einer Uber-
prifung kommen muss, wie das auch Herr Kollege
Sieling angedeutet hat. Insofern werden hier sinn-
volle Dinge gemacht, wenn man mit der Hochschu-
le fur Kunste und der Universitat und der Hochschule
neue Projekte initiiert. Vielleicht gibt es auch ande-
re Bereiche, die von diesen Erfahrungen profitieren.

Fur das Land Bremen sollte die Kooperation im
Vordergrund stehen, nicht als Dekret zu verstehen,
als etwas, dem man sich allein aus wirtschaftlichen
Gesichtspunkten unterwerfen muss, sondern sie soll
dazu dienen, die Attraktivitat und Qualitat des Hoch-
schul- und Wissenschaftsstandorts in Lehre, Weiter-
bildung, Forschung und Transfer zu steigern. Der
Kooperationsgedanke ist, wie gesagt, ein Weg dazu,
dies zu tun.

Im Ubrigen, die Internationale Universitét spielt
ja in diesem Zusammenhang auch noch eine Rolle.
Das Thema miusste man dann zu gegebener Zeit
vertiefen. Aber, das halte ich fiir wichtig, und das
unterscheidet uns offenbar von den Grinen, das
Prinzip Freiwilligkeit, Einsicht und Motivation der
Beteiligten geht vor. Dirigistische Eingriffe, die der
Hochschulautonomie widersprechen, halte ich fur
kontraproduktiv.

(Beifall bei der CDU)

Prasident Weber: Als Nachster hat das Wort Herr
Senator Lemke.

Senator Lemke: Herr Prasident, meine Damen und
Herren! Als ich die Anfrage der Griinen gelesen
habe, war ich mir nicht ganz im Klaren dartiber, was
sie bezweckte. Ich habe namlich in den ersten Wo-
chen meiner Tatigkeit als Wissenschaftssenator in
ganz vielen Gespréachen in Forschungsinstituten an
der Universitat, mit den Rektoren der Hochschulen
erfahren, was mir vorher gar nicht so klar war, dass
wir dort hervorragende Leistungen konstatieren
konnen.

(Beifall bei der SPD)

Ich muss sagen, es ist der Bremer Bevolkerung
eigentlich gar nicht so bewusst. Jetzt habe ich uber-
legt, was will denn die Opposition mit dieser Frage-
stellung. Ich habe so ein bisschen daran gedacht,
wie die Situation an der Universitat noch vor 20 Jah-
ren war, da konnte man nicht stolz auf seine Univer-
sitat sein. Heute, und das sage ich mit Fug und Recht,
konnen wir auf die Universitat und auf die Hoch-

(D)
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schulen und die angeschlossenen Forschungsinsti-
tute stolz sein.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Da verstehe ich dann diese Frage eigentlich nicht.
Aber jetzt will ich es einmal, auch aufgrund Ihrer
engagierten Rede, Herr Dr. Kuhn, positiv wenden.
Es ware ja schon, wenn wir eine starkere Kooperati-
on zwischen den beteiligten Forschern und Hoch-
schullehrern hatten. Da gebe ich IThnen ohne Frage
Recht. Das ware schon, das ware absolut begriens-
wert, aber ich habe gelernt, obwohl es ja schon ein
bisschen zuriick liegt, dass man in die Freiheit von
Lehre und Forschung, in die Autonomie der Hoch-
schulen nur mit sehr viel Vorsicht eingreifen sollte,
wenn man denn eingreifen miisste.

Ich uiberlege mir, die Position, die Sie jetzt vertre-
ten, ist fiir mich fast abenteuerlich. Ich habe eher
gedacht, das ware eine Position, die von einem ganz
anderen politischen Fliigel kommen wiirde, wo man
sagt, hier muisste man einmal einschreiten und ein-
mal ganz zentral auf den Tisch hauen, damit die
Herren zusammenkommen und sich zusammenrau-
fen. Das verstehe ich nicht! Das kann ich nicht nach-
vollziehen!

Kooperation heifit Zusammenfiigen, Zusammen-
wirken! Das geht nicht durch staatliche Anordnung.
Das war uibrigens, ich habe sehr genau aufgepasst,
einer Ihrer ersten Satze. Man kann Kooperation nicht
verordnen! Es ware absolut falsch, den Staat, uns,
jetzt als senatorische Dienststelle, so zu verstehen,
dass er hier einmal ganz schnell aufpassen und zu-
sehen soll, dass es zu dieser Kooperation kommt.
Entweder sie entwickelt sich, oder sie entwickelt sich
nicht.

(Zurufdes Abg. Dr. Kuhn [Bindnis 90/
Die Grunen])

Eine Anordnung oder einen zentralen Eingriff, so
wie das ja auch der Kollege Jager eben gesagt hat,
muss ich nach all dem, was ich bisher gesehen habe
und auch vor allen Dingen von den Rektoren erfah-
ren habe, ablehnen. Diese von Ihnen geforderte Ko-
operation muss sich durch die Beteiligten entwik-
keln. Sie sollte ohne Wenn und Aber behutsam ge-
fordert werden, aber sie darf nicht durch Direktiven
von uns angeordnet werden.

Ich bin weiter der Meinung, dass es ein richtiger
Ansatz ist — insofern finden Sie hier meine Zustim-
mung in der 6konomischen Situation, und wir wis-
sen alle, dass es in den nachsten Jahren nicht bes-
ser wird —, genau zu uberlegen, wo wir unter die-
sem 6konomischen Ansatz die vorhandenen Res-
sourcen verstarken, und wir wollen sie ja verstar-
ken, weil es wichtig ist, in Ausbildung, in Schulen
und Hochschulen mit Personal, mit Sachmitteln und

mit Forschungsinstrumentarien zu investieren. Das
istunbedingte Aufgabe.

Wo wir es dort dann als sinnvoll ansehen, dass die
Ressourcen besser genutzt werden, haben Sie mich
allerdings voll an Threr Seite, um diese Dinge zu
unterstiitzen. Aber auch das kommt auf die Men-
schen an, denn hier sind in diesen Bereichen hoch-
sensible Professoren, Sie kennen sie wahrscheinlich
mindestens genauso gut wie ich, aber ich denke,
eher besser. Von daher miissten Sie eigentlich auch
die logischen Schlussfolgerungen ziehen kénnen, ob
das geht oder nicht geht. Aber es geht nicht durch
Anordnung!

Andererseits muss ich IThnen sagen, und das ist
vielleicht auch ein positiver Aspekt, die neuen mo-
dularen Studienstrukturen werden die von Thnen
geforderte Kooperation in den nachsten Jahren mit
Sicherheit fordern. Man wird sich also als Studie-
render aussuchen, wo ibernehme ich dieses Seg-
ment, wo habe ich dieses Modul. Das ist Gott sei
Dank so. Das wird auch von uns aus absolut begruf3t.

So mochte ich sagen, lieber Dr. Kuhn, liebe Op-
position, stehen Sie genau wie wir alle zu unserer
Universitat, starken Sie sie durch Ihre Debatten-
beitrage, und bringen Sie sie nicht in ein schiefes
Licht! Das haben Sie nicht notig, das haben wir auch
nicht notig. Wir jedenfalls stehen ausdrucklich hin-
ter unserer Universitat. Wir férdern sie, so gut wir es
konnen, und bringen sie nicht durch solche, ich will
nicht sagen, unqualifizierten, aber solche unnétigen
Debatten in Misskredit! Das hat die Universitat, das
haben die Hochschulen nicht verdient. — Danke
schon!

(Beifall bei der SPD — Abg. Frau Lin -

nert [Bundnis90/Die Grunen]: Sie brau-

chen hier nicht das Parlament zu zensie-
ren! Das geht zu weit!)

Prasident Weber: Als Nachste hat das Wort die
Abgeordnete Frau Berk.

Abg. Frau Berk (SPD): Meine Damen und Her-
ren, nur einen Satz zum hochschulibergreifenden
Studiengang Medieninformatik! Die Hochschule
Bremerhaven war genauso intensiv an den Verhand-
lungen beteiligt. Wir haben zuletzt immer nur von
der Universitat, der Hochschule Bremen und dann
noch einmal ganz nebenbei von der Hochschule fiir
Kiinste geredet. Es waren alle vier Hochschulen im
Lande. Sie haben sich alle bemtiht, und sie sind auch
noch am Arbeiten, das zu realisieren. Ich wollte das
als Bremerhavenerin sagen, aber auch weil es der
Sache wegen erwahnt werden muss.

(Beifall bei der SPD)

Prasident Weber: Als Nachster hat das Wort der
Abgeordnete Dr. Kuhn.
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Abg. Dr. Kuhn (Bindnis 90/Die Grunen): Herr Pra-
sident, meine Damen und Herren! Herr Senator Lem-
ke, damussich doch etwas Allgemeines sagen, denn
so geht das Spiel hier, glaube ich, in diesem Haus
nicht!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Wir stellen schon Fragen und fiihren Debatten auf
einer anderen Ebene als die Fragen, die Sie stellen:
Sind unsere Hochschulen gut, oder sind sie nicht gut?
Lobe ich die Hochschulen allgemein, oder lobe ich
sie nicht? Rede ich sie schlecht, oder vergottere ich
sie? Darum geht es doch wirklich nicht! Es geht doch
um fachliche Entwicklungen, es geht um politische
Weichenstellungen. Danach fragen wir hier, darauf
geben Sie eine Antwort, und wir erkldren, ob wir
die Antwort richtig finden, ob wir da Einigkeit oder
Differenzen haben.

Ich meine, der erste fachliche Beitrag war ja vol-
lig in Ordnung, aber wenn Sie uns hier darauf fest-
legen wollen, dass wir die nachsten vier Jahre hier
Hochschuldebatten fiihren wollen, indem wir hier
alle im Chor sagen, jawohl, wir stehen zu den Hoch-
schulen des Landes Bremen, das kann es nicht sein.
Da kann ich Thnen jetzt schon sagen, das wird nicht
passieren!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Grilinen)

Interessant fand ich ja Ihre Argumente, jetzt sei-
en die Grunen plotzlich gegen die Autonomie der
Hochschulen, und wir wiirden jetzt die Abwahl der
Rektoren fordern. Ich meine, das mit Herrn Monch
und Herrn Timm war ein Bonmot, dariiber haben
wir in der Deputation gemeinsam herzlich gelacht.
Das darf man hier wohl auch sagen. Wir haben in
der Debatte um das Bremische Hochschulgesetz vor-
geschlagen, dass nicht mehr der Staat tiber die Ein-
richtung von neuen Studiengangen entscheidet, son-
dern die Hochschulen oder ein Hochschulrat. Sie
haben darauf bestanden, dass das nicht in die Auto-
nomie der Hochschulen fallt, sondern dass der Staat
sich das vorbehalt, genau aus dem Grunde, ich sage
es noch einmal, weil auch die Hochschulen in ihrer
Autonomie beschrankt sind, dass es auch andere
Gesichtspunkte sind.

Erst wollen Sie das beibehalten, dann machen Sie
Gebrauch davon in einer Art und Weise, die wir po-
litisch fiir falsch halten, und wenn wir das kritisie-
ren, dann sagen Sie, mein Gott, was wollen Sie, das
ist doch Autonomie der Hochschulen. Nein, das ist
nicht allein Sache der Hochschulen, sondern das hat
sich der Staat ausdriicklich auf Ihren Wunsch vor-
behalten, und dann mussen Sie sich auch politisch
daran messen lassen.

Wir sind der Auffassung, dass dies einer politi-
schen Debatte zuganglich sein muss. Naturlich sind
die Hochschulen die Trager dieses Prozesses. Aber

wenn das jetzt so lautet, entweder entwickelt sich
die Kooperation oder sie entwickelt sich nicht, das
halte ich dann fiir eine politische, ich will nun nicht
sagen, weil noch keine hundert Tage um sind, Bank-
rotterkldarung, aber das halte ich fiir eine Erklarung,
die der Aufgabe nicht gerecht wird. Wenn sie sich
nicht entwickelt, ist es namlich die Aufgabe der Po-
litik, Bedingungen zu schaffen, dass sie sich entwik-
kelt!

(Beifall beim Blindnis 90/Die Griinen)

Dazu gehoren Anreize, dazu gehéren Bedingun-
gen, dass man auch einmal nein sagt. Herr Senator,
da muss man gegentuiber den Wiinschen von Hoch-
schulen auch einmal nein sagen, wenn die Bedin-
gungen einer Kooperation nicht eingehalten werden.
Das ist namlich gegentiber den Universitdten Olden-
burg und Bremen jetzt auch so. Wenn in bestimm-
ten Studiengangen der Lehramtsausbildung keine
Kooperation mehr vorgesehen ist, dann passiert ein-
fach nichts. Dann werden keine Stellen freigegeben.
Da wird die Kooperation mit Oldenburg zur Bedin-
gung gemacht, erst dann wird ja gesagt.

Es ist auch richtig so, dass die Politik dort in ge-
wisser Weise lenkend in den Dialog mit den Hoch-
schulen eingreift, mehr wollen wir auch in dieser
Frage nicht. Sie konnen sich nicht dabei beruhigen
und sagen, entweder die Kooperation entwickelt sich
oder sie entwickelt sich nicht, und wenn sie sich nicht
entwickelt, haben wir Pech gehabt. So wird das nicht
gehen.

Wir sind entschieden dafiir, dass sie sich entwi-
ckelt. Der Kernpunkt ist allerdings dann bei der Fra-
ge der Richtung, die hat der Kollege Jager ange-
sprochen, wenn Sie jetzt wirklich aus reinen ideolo-
gischen Griinden, weil Sie jetzt das Schild Gesamt-
hochschule hochhalten und sagen, das wollen wir
nicht, wenn Sie aus diesem Grunde daran festhal-
ten, dass, ich zitiere noch einmal, , ein von zwei oder
mehreren Hochschulen gemeinsam getragenes in-
tegriertes Studienangebot eine Ausnahme bleiben
wird", dann halte ich das fiir ein Zurtickbleiben hin-
ter dem, was notwendig ist.

Ich glaube nicht, dass das eine Ausnahme blei-
ben wird. Ich bin der Uberzeugung, dass es unter
dem Gesichtspunkt von neuen Abschliissen und
neuen Studienorganisationen eher die Regel wer-
den wird, dass die Hochschulen sich tiberlegen, an
welchen Punkten sie die Abschliisse gemeinsam pla-
nen, gemeinsam organisieren konnen. Der Charak-
ter der unterschiedlichen Hochschulen bleibt erhal-
ten, aber die Kooperation wird enger, das werden
auch gemeinsam getragene Studiengange werden.

Das ist doch das Neue, das Reizvolle, da hat der
Senator ja Recht, aber bitte schon, nicht mit dem
Schild der Gesamthochschule meinen, Sie konnten
die ganze Richtung blockieren. Das halte ich fiir den
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falschen Weg! Das sollten Sie in der Koalition noch
einmal ausdiskutieren.

Ich glaube, dass die Grofe Anfrage einen wesent-
lichen Punkt der Hochschulentwicklung hier aufge-
worfen hat, bei dem Sie sich noch einmal tiberlegen
mussen, wohin Sie politisch wollen. Sie werden sich
nicht auf dem Stichwort Autonomie ausruhen kén-
nen, sondern werden auch selbst sagen miissen,
wohin Sie wollen. Das werden wir dann in der De-
putation weiter verhandeln.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Prasident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht mehr vor.

Die Aussprache ist geschlossen.

Die Biirgerschaft (Landtag) nimmt von der Ant-
wort des Senats auf die GroBe Anfrage der Fraktion
Biindnis 90/Die Griinen Kenntnis.

Keinen Bremerhaven-Beauftragten einsetzen

Antrag des Abgeordneten Tittmann (DVU)
vom 23. August 1999
(Drucksache 15/33)

Wir verbinden hiermit:

Geplante Berufung eines Bremerhaven-
Beauitragten

Antrag der Fraktion Bundnis 90/Die Griinen
vom 20. September 1999
(Drucksache 15/50)

Dazu als Vertreter des Senats Senator Lemke.
Die gemeinsame Beratung ist eroffnet.
Das Wort hat der Abgeordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (DVU): Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, meine sehr verehrten Damen und Herren! Bre-
merhaven hat auch mit Stimmen der Deutschen
Volksunion einen Antrag in der Stadtverordneten-
versammlung verabschiedet, den SPD-Fraktionsvor-
sitzenden, Herrn Schulz, nicht mit dem Amt eines
Bremerhaven-Beauftragten zu betrauen. Meine Da-
men und Herren, es scheint hier immer noch die Auf-
fassung vorzuherrschen, dass das Bundesland Bre-
men mit den beiden Stadten Bremen und Bremer-
haven im Eigentum der Sozialdemokraten ist. Die
Zeiten, in denen Sie in einer Gutsherrenart machen
konnten, was Sie wollten, sind Gott sei Dank auch
in Bremerhaven vorbei.

Meine Damen und Herren, Bremerhaven wird auf
der Verwaltungsebene durch den Oberburgermeis-
ter vertreten. Dieser hat Teilnahme- und Rederecht
bei den Senatssitzungen, wobei, und das gebe ich
unumwunden zu, der Diensteifer des ehemaligen

Oberburgermeister Richter in der Vergangenheit et-
was mehr hétte sein kénnen. Aber wahrscheinlich
haben sich die Aktivitaten des Herrn Oberbiirger-
meisters Richter nach der prozentualen Starke sei-
ner Partei in diesem Lande gerichtet.

Meine Damen und Herren, auch der Magistrats-
direktor Kleine ist auf Verwaltungsebene eng mit
Bremen verbunden. Ich als Vertreter der Deutschen
Volksunion glaube, dass die Zusammenarbeit ins-
besondere im Bereich des Senats dringend verbes-
sert werden muss, damit Irritationen zwischen dem
Land Bremen und der Stadt Bremerhaven schon im
Vorfeld vermieden werden konnen.

Meine Damen und Herren, der Kern des Problems
ist doch das Miteinander und wie man miteinander
umgeht. Auf der einen Seite werfen Sie erst einmal
den Vertreter des Magistrats, Herrn Niederquell, aus
dem Aufsichtsrat der BLG, und auf der anderen Sei-
te wollen Sie eine sehr gut bezahlte neue Stelle
schaffen. Hier drangt sich doch der Verdacht auf,
wenn der Vertreter des Magistrats ein SPD-Partei-
buch hatte, ware er wahrscheinlich zunachst einmal
nicht hinausgeworfen worden.

Meine Damen und Herren, dass Sie nun ausge-
rechnet einen in jeder Hinsicht gescheiterten Kom-
munalpolitiker, namlich den Oppositionsfuhrer der
Bremerhavener SPD, zum Bremerhaven-Beauftrag-
ten machen wollen, nur weil er wohl zu seiner Ta-
tigkeit als Amtsrichter keine Lust mehr hat, ist ein
Stuck aus dem Tollhaus. Glauben Sie es mir: Ich
kenne diesen Herrn aus der Stadtverordnetenver-
sammlung. Er ist politisch auBerst schwach und die-
ser Aufgabe in jeder Hinsicht nicht gewachsen.

(Abg. Beckmeyer [SPD]: Na, nal!)

Doch, doch! Schon allein die Verbindung Amt und
Mandat ist doch schon aulBlerst fragwtrdig.

Des Weiteren, meine Damen und Herren: Wer als
politisch Verantwortlicher in Bremerhaven uber
zweieinhalb Jahre jede positive Veranderung aus
parteitaktischen Grinden und Kalkiil zum Vorteil der
Stadt Bremerhaven nicht mitgetragen hat, wer den
Strukturwandel behindert hat und, wenn er seine
Forderungen durchgesetzt hatte, dann den Bremer-
havener Haushalt noch mehr ruiniert hatte, den
wollen ausgerechnet Sie jetzt sozusagen zum Retter
der Nation machen!

Es geht Ihnen doch nur wieder einmal um sozial-
demokratischen Filz, meine Herren! Die Senatoren-
posten sind wie gewohnt nach alter Manier verteilt,
oder, besser gesagt, verklingelt worden, die Staats-
rate sind aufgestockt worden, nach Parteibuch ver-
teilt worden, so dass jetzt leider kein Senatspostchen
oder Staatsratspostchen fiir den armen Herrn Ge-
nossen Schulz mehr tibrig geblieben ist. Getreu nach
dem alten Motto, man lasst so einen alten Genossen
ja nicht verhungern, wird dann nattirlich schnell eine
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neue Stelle fur einen alten Genossen geschaffen, und
das alles schandlicherweise zu Lasten der Steuer-
zahler! Es geht IThnen einzig und allein um Parteipo-
litik, um Postenfilz, und das ist beschamend.

Wenn Sie wirklich etwas fiir Bremerhaven tun
wollen, dann sorgen Sie schnellstens dafur, dass die
Arbeitslosenzahlen in Bremerhaven mindestens auf
das MaB von Bremen gesenkt werden, und sorgen
Sie schnellstens dafiir, dass in Zukunft die Arbeits-
losigkeit besser und effektiver, auch fur die vielen
Arbeitslosen spurbarer bekampft wird. Das schaf-
fen Sie aber nicht, indem Sie die Steuergelder fur
einen vo6llig unnétigen Bremerhaven-Beauftragten
verschleudern.

Meine Damen und Herren, sorgen Sie lieber da-
fur, dass sich durch eine verniinftige Wirtschaftsfor-
derung des Landes endlich auch einmal Betriebe in
Bremerhaven ansiedeln! Das beste Beispiel ist die
auBerst fragwirdige Ansiedlung des hochverschul-
deten Konzerns Daewoo in Bremen. Meine Damen
und Herren, Sie konnen wirklich viel fiir Bremerha-
ven tun, aber verschonen Sie uns mit einem Bre-
merhaven-Beauftragten Jorg Schulz! — Ich bedan-
ke mich!

Prdsident Weber: Als Nachster hat das Wort der
Abgeordnete Schramm.

Abg. Schramm (Biindnis 90/Die Griinen) *): Herr
Prasident, meine Damen und Herren! Ich méchte ein
bisschen sachlich auf die Problematik eingehen und
mich nicht in den dumpfen Populismus der Antrage
einreihen, die hier von der DVU gestellt worden sind,
und mochte von daher einige Argumente vortragen,
die uns in dieser Angelegenheit wichtig sind.

Die strukturpolitisch schwierige Lage der Stadt
Bremerhaven ist uns ja bekannt und lange debat-
tiert, das muss ich hier nicht wiederholen, und die
Koalitionsvereinbarung der grofen Koalition hat ja
auch nicht ohne Grund einen Schwerpunkt auf die-
se Problematik gelegt. Wir begriflen alle Anstren-
gungen des Senats, die strukturpolitischen Defizite
der Stadt Bremerhaven zu verbessern, das ist iiber-
haupt keine Frage.

Meine Damen und Herren, eines muss man aber
auch sagen, von einem Bremerhaven-Beauftragten
steht im Koalitionsvertrag nichts. Offensichtlich ist
es eine Funktion, die nachtrdglich geschaffen wer-
den soll aus, wie ich meine, Griinden des parteipoli-
tischen Proporzes.

(Abg. Tittmann [DVU]: Sageich ja!
— Heiterkeit)

Der Hintergrund ist wahrscheinlich der, dass bei
dem Verkauf von Wohltaten dieses Feld nicht allein

*) Vom Redner nicht tiberpriift.

der CDU uiberlassen werden soll, wo jetzt die CDU
schon das Wirtschafts- und das Finanzressort bekom-
men hat und auch die entsprechende Staatsratin
stellt, die sich mit Bremerhaven-Fragen beschafti-
gen soll. Da will naturlich die SPD bei der Vertei-
lung von Wohltaten nicht zu kurz kommen. Von da-
herist die Installation eines Bremerhaven-Beauftrag-
ten nachtraglich durch die Koalitionsvereinbarung
meines Erachtens eine reine SPD-Geburt, und ich
weiB nicht, ob dies der Interessenlage Bremerhavens
dienlich ist.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Grinen)

Ich glaube, die CDU sieht das ahnlich, denn sie
hat nicht ohne Grund im Stadtparlament Bremerha-
vens einen Antrag eingebracht, der tibrigens auch
mit der Mehrheit der Stadtverordneten in Bremer-
haven beschlossen worden ist, in diesem konkreten
Fall jedenfalls von der Berufung eines Bremerha-
ven-Beauftragten abzusehen, meine Damen und
Herren, und wir unterstiitzen diese Position.

(Beifall beim Bundnis 90/Die Grunen)

AuBerhalb von Parteipolitik, aber auch aullerhalb,
denke ich, von jeder Personalfrage, die steht hier
meines Erachtens tiberhaupt nicht zur Debatte, gibt
es einige demokratietheoretische Begrindungen,
warum man diese Frage noch einmal kritisch be-
leuchten muss. Sie wollen namlich, wenn es dazu
kommt, und die Person ist ja 6ffentlich genannt wor-
den, einen Bremerhaven-Beauftragten in die Lan-
desregierung berufen, der gleichzeitig Mitglied der
Stadtverordnetenversammlung und gleichzeitig
auch SPD-Fraktionsvorsitzender in der Stadtverord-
netenversammlung ist, das heiBt, er ist hier in her-
ausgehobener Funktion tatig. Die betroffene Person
hat ja auch geduBlert, dass sie es in Zukunft bleiben
will.

(Abg.Frau Dr ey er [CDUJ: Wenn sie die
Finf-Prozent-Hirde schaffen, sonst geht
das nicht!)

Ich denke, Sie installieren mit einer solchen Kon-
struktion eine Interessenkollision par excellence,
denn man muss wissen, ein Bremerhaven-Beauftrag-
ter des Senats ist weisungsgebunden —

(Zuruf des Abg. Dr. Kuhn [Biindnis 90/
Die Grunen))

rein materiell, aber auch politisch weisungsgebun-
den, sonst wiirde er wahrscheinlich dort nicht ak-
zeptiert — , und auf der anderen Seite ist er als Frak-
tionsvorsitzender und Mitglied der Stadtverordne-
tenfraktion jemand, der dort Beschliisse im Interes-
se der Seestadt Bremerhaven fasst, die er auch im
Land durchsetzen soll. Er muss also sozusagen auch

(©)
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Beschlisse vertreten, die er selbst in herausragen-
der Funktion gefasst hat, und da kann es durchaus
dazu kommen, dass die Interessen des Landes oder
die Interessen der Stadt Bremen hier ganz andere
sind.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Ich mochte Sie nur daran erinnern, auch das ist
hier eben gesagt worden, dass es zwar einen Kon-
flikt zwischen Bremen und Bremerhaven bei der
Daewoo-Ansiedlung gab, Herr Senator Hattig hat
ja auch heute Morgen sehr selbstkritisch zu dieser
Ansiedlung Stellung genommen, und es war die
Debatte um den Hinauswurf des Burgermeisters
Niederquell aus dem BLG-Aufsichtsrat. Ich denke,
hier hat es verschiedene Interesse gegeben, die nicht
so einfach auf einen Nenner zu bringen sind, und es
ist schon schwierig fiir jemanden, der als Bremerha-
ven-Beauftragter in diese Konstellation hineingezo-
gen wird, sich dann fur die eine oder andere Frage
zu entscheiden.

Wenn er sich dann entscheidet, meinetwegen fur
die Position des Senats, und sie mag ja auch in vie-
len oder in den meisten Fallen meinetwegen auch
begrundet sein, so wird doch immer wieder dieser
Vorwurf neu erhoben und das Vorurteil gendhrt, dass
hier jemand sozusagen aus der Stadtverordneten-
fraktion in Bremerhaven eingekauft worden ist, um
stadtbremische Interessen in Bremen zu vertreten.
Das kann nicht im Sinne der Sache und auch nicht
im Sinn der Person des Bremerhaven-Beauftragten
sein.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Wir halten das in hochstem Ma@e fiir politisch un-
klug, und Sie sollten sich diesen Schritt noch einmal
uberlegen.

Es gibt auch noch einen zweiten Punkt, er betrifft
Paragraph 46 des Wahlgesetzes. Hier wird ausdrick-
lich gesagt, dass die Bediensteten des Landes eben
nicht als Stadtverordnete tatig sein durfen, die un-
mittelbar oder vorbereitend Aufgaben der Kommu-
nal- oder Fachaufsicht, die Bremerhaven betreffen,
wahrnehmen. Nun kann es rechtlich strittig sein, ob
diese Funktion des Bremerhaven-Beauftragten eine
solche Fachaufsicht darstellt. Ich denke aber, auf je-
den Fall sollte sich der Bremerhaven-Beauftragte
dartber im Klaren sein, dass es Interessenkollisio-
nen gibt, und er sollte diese Unvereinbarkeit, die ja
zum Beispiel bei Beamten besteht, die diirfen ja nicht
fir die Stadtverordnetenversammlung kandidieren,
auch auf sich beziehen und von einer solchen Funk-
tion Abstand nehmen, weil Interessenkollisionen
nicht ausgeschlossen bleiben.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Es ist klar, wir sind hier das Parlament, und die
Bestellung des Bremerhaven-Beauftragten ist eine
reine Sache der Exekutive. Wir haben da keinen di-
rekten Einfluss, aber wir haben sozusagen eine po-
litische Funktion,

(Glocke)

die ich hier wahrnehmen moéchte, um noch einmal
darauf hinzuweisen und den Senat aufzufordern, und
ich fordere Sie auf, unserem Antrag zu folgen, von
dieser Berufung Abstand zu nehmen. Ich denke, die
Begrundung ist ernsthaft genug und spricht dafur,
dies so zu machen. Deshalb bitte ich Sie: Stimmen
Sie fur unseren Antrag!

Wir sind nattrlich gegen den Antrag der DVU,

(Zuruf von der SPD: Ihrer ist auch nicht
besser!)

der aus rein populistischen Griinden diese Sache
aufgegriffen hat. Denken Sie bitte dartiiber nach!
Verzichten Sie auf die Berufung in diesem konkre-
ten Fall!

(Beifall beim Blindnis 90/Die Griinen)

Prasident Weber: Als Nachster hat das Wort der
Abgeordnete Topfer.

Abg. Topier (SPD): Herr Prasident, meine Damen
und Herren! Der Prasident des Senats hat vor zwei
Monaten in der Regierungserkldarung ganz eindeu-
tig zum Ausdruck gebracht, dass ein besonderer
Schwerpunkt des Regierungshandelns sein wird, die
schwierige wirtschaftliche Struktur in Bremerhaven
zu Uberwinden und dass dafur alle Krafte aufgeru-
fen werden, daran mitzuhelfen.

Die Koalition hat in ihrer Koalitionsvereinbarung
deswegen auch einen Schwerpunkt Bremerhaven
extra definiert. Das hat es noch nicht gegeben, das
will ich hier noch einmal betonen, auch fiir Sie an
die Adresse der Grinen. Wenn ich Sie richtig ver-
standen habe, Herr Schramm, dann haben Sie nicht
nur in der Debatte tiber die Regierungserklarung,
sondern auch heute im Grunde genommen mit un-
terstiitzt, dass ein solches Schwerpunktprogramm fir
Bremerhaven notwendig ist.

In diesem Zusammenhang hat der Prasident des
Senats einen Personalvorschlag gemacht, wie er sich
die Umsetzung der vielen MaBinahmen und Projek-
te fiir Bremerhaven vorstellt, namlich mit einem Son-
derbeauftragten in der Senatskanzlei als Koordina-
tor. Diese Stelle soll ab dem 1. Oktober geschaffen
werden, und das gleich zu Ihrem Beitrag: Die Se-
natskanzlei ist ein Zentralressort, aber keine Fach-
aufsichtsbehorde. Das sind der Senator fir Inneres
und auch der Senator fiir Finanzen, aber nicht die
Senatskanzlei.
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Der Biurgermeister hat dann Herrn Schulz als Per-
sonalvorschlag auch 6ffentlich gemacht und gesagt,
er will das mit Jorg Schulz. Ich sage hier, wir halten
das fiir eine gute Losung, denn kaum einer hat so
viel Detailkenntnisse uber die Dinge, die in Bremer-
haven anstehen, wie Herr Schulz als Vorsitzender
einer der groBiten Fraktionen.

(Beifall bei der SPD)

Wir stehen also dahinter, dass ein Sonderbeauf-
tragter in der Senatskanzlei geschaffen wird, und
wir stehen auch hinter dem Personalvorschlag, wie
wir auch dahinter stehen, dass mit Frau Winther auch
eine Sonderbeauftragte fur die Wirtschaftsstruktur-
fragen in Bremerhaven ernannt worden ist.

Ich will betonen, wir sind auch nicht allein. Selbst
wenn man sich den Antrag der Griinen anschaut,
sind sie im Prinzip dafir, dass so etwas gemacht wird.
Wenn man sich die Stellungnahmen der Industrie-
und Handelskammer Bremerhaven und anderer ge-
sellschaftlicher Gruppen anschaut, dann kann man
daraus ablesen, dass es begruft wird, dass eine sol-
che Stelle geschaffen wird, denn wir haben in der
bremischen Senatsverwaltung, das sage ich einmal
kritisch, viel zu wenige, die die Detailkenntnisse tiber
Bremerhaven haben, die eigentlich wiinschenswert
waren. Die bringt dieser Personalvorschlag ganz ein-
deutig mit.

Wir lehnen den Antrag der DVU ab. Es war ja klar,
was fur ein Spiel hier die DVU betreibt. Wir lehnen
auch den Antrag der Griinen ab. Die Unvereinbar-
keit, die Sie dargestellt haben, sehen wir nicht. Ich
finde es sogar eine gute Kombination, dort den Bre-
merhaven-Beauftragten in der Senatskanzlei zu ha-
ben und auf der anderen Seite in der Stadtverord-
netenversammlung eine wichtige Funktion auszu-
fillen. Dann kann man verstarkt kraftvoll zum Nut-
zen Bremerhavens tatig werden. Das ist eine grofie
Chance, das hat nichts mit Gutsherrenart zu tun, wie
Herr Tittmann dies hier zum Ausdruck gebracht hat.

Im Ubrigen zur DVU und damit auch zu den Grii-
nen: Ich verstehe nicht die Griinen, Herr Kollege
Schramm. Im Oktober 1993 haben Sie besonders das
Verhalten der DVU in der Buirgerschaft untersuchen
lassen. Ich zitiere aus einer Unterlage: ,Die DVU in
der Bremischen Burgerschaft: Zwei Jahre Miss-
brauch des Parlaments." Ich zitiere Herrn Dr. Kuhn:
» Wir wiinschen uns, dass auch die Kenntniss tiber
den Missbrauch des Parlaments durch Nichtstun und
mit Brandreden der DVU verbreitet wird. Die Wéah-
ler der DVU sollten wissen, was mit ihren Stimmen
angefangen wird. Sie sollten wissen, wie der Staat
aussehen wiirde, den die DVU machen will."”

(Beifall bei der SPD)

Das, was Herr Tittmann hier zum Ausdruck ge-
bracht hat, war doch eine Brandrede. Es war doch

nicht eine Rede im Interesse der Sache, und darum
finden wir es schade, dass Sie auf einen solchen
DVU-Antrag aufgesprungen sind und dazu einen Er-
ganzungsantrag vorgelegt haben.

(Beifall bei der SPD — Abg. Frau Lin -
n ert [Bundnis 90/Die Grunen]: Wir ha-
ben einen eigenen Antrag eingebracht!)

Ja, aber wenn man einmal sich Ihre eigene Position
ansieht und sie beleuchtet, ich habe das umfangrei-
che Papier hier, dann miissen Sie sich selbst an die
eigene Nase fassen und Ihr Verhalten daran mes-
sen! Kurz gesagt, wir lehnen beide Antrage ab. Wir
halten die Berufung fir eine gute Sache.

(Beifall bei der SPD)

Préasident Weber: Als Nachster hat das Wort der
Abgeordnete Teiser.

Abg. Teiser (CDU) *): Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Es ist vollig unstrittig, dass es im
Entscheidungsbereich der Senatskanzlei steht, eine
ihrer Beamtenstellen auch mit einem Sonderbeautf-
tragten fur Bremerhaven zu besetzen. Es ist vollig
unstrittig, dass dies auch rechtlich zuléssig ist, weil
eben dort keine Fachaufsicht und Kommunalaufsicht
wahrgenommen wird. Insofern brauchen wir den
juristischen Streit dartiiber nicht zu fiihren, ob der
Senat oder der Chef des Senats moglicherweise da
seine Kompetenzen uberschreitet oder Rechts-
verstoBe begeht. Das ist vollig klar.

Die Frage, die sich stellt, hat mit der Person gar
nichts zu tun.

(Glocke)

Priasident Weber: Sind Sie bereit, eine Zwischen-
frage des Abgeordneten Miitzelburg anzunehmen?

Abg. Teiser (CDU): Nein, Herr Mitzelburg! Ich
habe doch gar nicht richtig angefangen, da konnen
Sie doch keine Zwischenfrage stellen. Wenn ich fer-
tig bin, gern!

(Abg. Frau Linn ert [Bindnis 90/Die
Grunen]: Herr Teiser, Sie sind so klug, Sie
kann man immer etwas fragen!)

Vollig personenunabhéngig ist die Frage, wie die
Aufgaben und Kompetenzen dieses Sonderbeauf-
tragten sein sollen, und das ist das eigentliche Pro-
blem, dass sie bisher nicht definiert sind. Wenn man
die eine Seite hort, dann wird das subsumiert unter
.der soll die Umsetzung der Projekte machen"”. Da
sage ich, das wird schwierig sein. Man kann sie be-

*) Vom Redner nicht tiberpriift.
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gleiten und versuchen, das Klima zwischen den Stad-
ten, das sicherlich gestort ist, zu verbessern. Aber
eines ist auch vollig unstrittig, die Kompetenzen des
Senats und die der einzelnen Ressorts sind klar de-
finiert, auch die Aufgaben und Zustandigkeiten des
Magistrats, der Magistratsmitglieder, der Stadtver-
ordnetenversammlung, der Wirtschaftsféorderungs-
gesellschaften sind klar definiert. Da kann es nie-
manden geben, der oben dartiber schwebt und mog-
licherweise in der Vorstellung einiger die Aufgabe
hat, dass alles das, was in den Ressorts oder sonst-
wo an Entscheidungen getroffen worden ist, nur sei-
ne Gultigkeit erhalt, wenn sein Signum darunter ist
und es ansonsten so lange unwirksam ist. Das wird
es sicherlich nicht geben kénnen!

(Beifall bei der CDU)

Die Frage, die man sich stellen muss, ist vollig
personenunabhdangig, auch unabhangig von der
Funktion, die derjenige moglicherweise in der Stadt-
verordnetenversammlung wahrnimmt, ob als Frak-
tionsvorsitzender oder nicht, jeder x-beliebige Stadt-
verordnete, und da miissen Sie sich einfach die Fra-
ge stellen, wie soll das nach dem 26. September ge-
hen, wie auch immer die Wahl ausgeht.

Derjenige, der es moglicherweise werden soll, ist
entweder Mitglied der Oppositionsfraktion oder der
Regierungsiraktion. In beiden Fallen wird er mit
Entscheidungen konfrontiert sein, die er in Bremen
zu vertreten hat aus Sicht der Bremerhavener und
aus Sicht des Senats wiederum in Bremerhaven Din-
ge vertreten soll, von denen der Senat erwartet, dass
das da durchgesetzt wird. Das will ich an einem Bei-
spiel verdeutlichen, das mit irgendwelcher Polemik
nichts zu tun hat.

Sie alle kennen die Frage der Tilgung des Vul-
kan-Lastenfonds. Bremerhaven hat sich daran mit
135 Millionen DM beteiligt und ist dafiir dann vom
Land entschuldet worden. An vielen von Thnen ist
vollig vorbeigegangen, dass das ein groBer Streit-
punkt in Bremerhaven war, weil die eine Seite be-
hauptethat, dass die, die etwas zu sagen haben, jetzt
dem Land Geld schenken und es nur machen, weil
der Senator ihrer Partei angehort, wahrend andere
gesagt haben, wir sind in der Piflicht auch gegen-
tiber dem Land, und das, was zum Schluss als End-
ergebnis herauskommt, ist eine faire Angelegenheit.

Dieser Widerstreit wird standig auftauchen, und
den wird ein Stadtverordneter nicht 16sen kénnen.

(Zuruf des Abg. Miutzelburg
[Bundnis 90/Die Griinen])

Insofern ist die Frage, ob man es wirklich, und zwar
personenunabhdangig, von jemandem wahrnehmen
lasst, der gleichzeitig Mitglied der Stadtverordne-
tenversammlung ist. Man kann ja ein solches wich-
tiges und wahrscheinlich auch relativ gut dotiertes

Amt auch wahrnehmen, ohne gleichzeitig Stadtver-
ordneter zu sein. Das muss letztendlich in der Ent-
scheidung dann berticksichtigt werden.

(Beifall bei der CDU)

Es ist — als letzte Bemerkung — ins Benehmen
des Regierungschefs gesetzt, ob er den mit groBer
Mehrheit in der Stadtverordnetenversammlung ver-
abschiedeten Antrag, der, glaube ich, auch von den
Grinen mitgetragen worden ist, berucksichtigt oder
nicht. Er muss es nicht. Ich muss nur darauf hinwei-
sen, dass gerade solche Dinge halt eben oftmals zu
solchen atmospharischen Stérungen fithren. Das er-
innert mich so ein bisschen an die Tatsache, wenn
die Stadtverordnetenversammlung und der Schul-
ausschuss und der Magistrat sich fiir einen Bewer-
ber als Oberschulrat entscheiden, dass dann die se-
natorische Behorde sagt, aus unserer Erkenntnis
heraus ist er unfahig, deswegen geht das nicht. Das
fihrt dazu, auch partei- und funktionsunabhangig,
dass man sich in Bremerhaven so ein bisschen hin-
einregiert fiihlt.

Wir werden den Antrag der DVU naturgemal ab-
lehnen.

(Abg. Dr. Kuhn [Bindnis 90/Die
Grinen]: Sachgemal, Herr Kollege!)

Herr Kuhn und Herr Schramm, Sie werden Verstand-
nis dafiir haben, ich verstehe das, das ist das Rollen-
spiel hier, das gab es in Bonn, das gab es schon im-
mer. Dass wir Thren Antrag trotz leichter Sympathie
auch nicht mitmachen kénnen, werden Sie verste-
hen. Das ist eben das parlamentarische Leben, wenn
es Koalitionen und keine Alleinregierung gibt. —
Vielen Dank!

(Beifall bei der CDU)

Prasident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.

Als Erstes lasse ich liber den Antrag des Abge-
ordneten Tittmann abstimmen.

Wer dem Antrag des Abgeordneten Tittmann mit
der Drucksachen-Nummer 15/33 seine Zustimmung
geben mochte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafir Abg. Tittmann [DVU])
Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, CDU und Bundnis 90/
Die Griinen)

Stimmenthaltungen?
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Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

Jetzt lasse ich iiber den Antrag der Fraktion Biind-
nis 90/Die Grinen abstimmen.

Wer dem Antrag der Fraktion Biindnis 90/Die Grii-
nen mit der Drucksachen-Nummer 15/50 seine Zu-
stimmung geben mochte, den bitte ich um das Hand-
zeichen!

(Daftr Bundnis 90/Die Grunen und Abg.
Tittmann [DVU])

Ich bitte um die Gegenprobe!
(Dagegen SPD und CDU)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

Meine Damen und Herren, bevor wir zum néach-
sten Tagesordnungspunkt kommen, glaube ich, ist
Einigkeit unter den Fraktionen hergestellt worden,
dass wir den Tagesordnungspunkt 18 — Gesetz zur
Anderung des Radio-Bremen-Gesetzes — aussetzen
wollen und die anderen Tagesordnungspunkte heute
noch abhandeln wollen.

Ich stelle Einverstandnis fest.

Ewig biilen und zahlen wegen Hitler?

Antrag (EntschlieBung) des Abgeord-
neten Tittmann (DVU)
vom 30. August 1999
(Drucksache 15/35)

Dazu als Vertreterin des Senats Frau Senatorin
Adolf, ihr beigeordnet Staatsrat Dr. Knigge.

Die Beratung ist eroffnet.

Das Wort hat der Abgeordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (DVU): Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, meine sehr verehrten Damen und Herren! Die-
ser Antrag miusste nicht gestellt werden, gabe es in
Deutschland eine anstandige Bewaltigung der Ver-
gangenheit. Das heift, klare Verurteilung verbreche-
rischer Untaten, Verdammung der dafur politisch
Verantwortlichen, eindeutiges Bekenntnis gegen
Gewaltherrschaft und Kriegstreibereien.

Meine Damen und Herren, Kriegstreibereien, von
denen gerade jetzt diese Zeit im UbermaB gekenn-
zeichnet ist, man denke da nur an den jiingsten An-
griffskrieg der militarischen Allianz, einer so genann-
ten westlichen Wertegemeinschaft in Jugoslawien,
daruber hinaus wohl an die 200 Kriege, Burgerkrie-
ge und blutige Konflikte haben seit dem Ende des
Zweiten Weltkrieges entsetzliches Leid unter den

Volkern verursacht. Volkermord, Dutzende von Mil-
lionen von Toten pragen die grauenvolle Bilanz bis
heute.

Meine Damen und Herren, doch im Rahmen herr-
schender Politik wird in Deutschland ungeachtet al-
ler Geschehnisse der Gegenwart zu Lasten unseres
Volkes eine Vergangenheitsbewaéltigung betrieben,
die unanstandig ist. Obwohl die deutsche Geschichte
Jahrtausende umfasst, wird standig der Blick auf die
Zeit von 1933 bis 1945 gerichtet, auf jene zwolf Jah-
re der NS-Regierung in Deutschland, wohl auch des-
halb, um aus dem gesamten deutschen Geschichts-
buch ein Verbrecheralbum zu machen, wie es Ex-
Bundeskanzler Herr Helmut Schmidt richtig erwahn-
te.

Es ist geradezu pervers, meine Damen und Her-
ren, nicht genug, dass man die Erlebnisgeneration
jener zwolf Jahre in Kollektivhaftung nimmt, ihnen
Kollektivverantwortung aufhalst und ein Kainsmal
aufdrickt, in schlimmster Ubersteigerung der Sip-
penhaft verlangt man sogar von den lange nach 1945
geborenen Deutschen, dass sie sich wegen der NS-
Zeit schamen mogen, dass sie sihnen und bifen
und zahlen. Das deutsche Volk soll sich nach dem
Wunsch der Dauerankldger aus herrschender Poli-
tik und Meinungsindustrie auf ewig durchs Jammer-
tal winden.

Das widerspricht allen Grundsatzen von Moral
und ist Ausdruck beispielloser Ungerechtigkeit. Im-
mer neue und neue Forderungen nach Wiedergut-
machung werden gestellt, dabei wiesen bereits 1990
Dokumente des Bundesfinanzministeriums die Sum-
me von sage und schreibe 120 Milliarden DM auf
dem Gebiet der Wiedergutmachung aus. Zuvor hief3
es in den in Tel Aviv erscheinenden , Israel-Nach-
richten”, und zwar im Juni 1988: ,Insgesamt ist die
Bundesrepublik Deutschland Wiedergutmachungs-
verpflichtungen an Juden in Hohe von 102,6 Milli-
arden DM eingegangen.”

Nahum Goldmann, in den finfziger Jahren Prasi-
dent der Jewish Claims Conference, aulierte sich
bereits 1973 wie folgt: ,In Wirklichkeit zahlte
Deutschland zwolf- bis vierzehnmal mehr, als wie
wir errechnet haben."”

Meine Damen und Herren, man kann also dem
deutschen Volk nicht vorwerfen, kleinlich gewesen
zu sein. Dass unser Volk nach Kraften sowohl in gei-
stiger

(Unruhe)

als auch in materieller Hinsicht im Bewusstsein der
Pflicht wieder gutgemacht hat, wurdigte schon vor
vielen Jahren beispielsweise der weltberihmte is-
raelische Geschichtsprofessor Jellinek bei vielen 6f-
fentlichen Anlassen. So erklarte er: ,Mit Hilfe der
aus Deutschland erhaltenen Mittel wurde in materi-
eller wie in geistiger Hinsicht eine ganze jidische
Welt wieder aufgebaut.”
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Doch wer geglaubt hat, iiber 54 Jahre nach
Kriegsende und einer gigantischen Wiedergutma-
chung von inzwischen bald 200 Milliarden DM koén-
ne man allmahlich mit einem Riickgang der Sithne-
zahlung rechnen, der sieht sich getduscht.

(Abg. R wekamp [CDU]J: Fallt Ihnen
dazunur Geld ein?)

Die Geschichte der Wiedergutmachung scheint un-
endlich zu sein. Nun sollen ndmlich noch aus deut-
schen Unternehmen, die mit den Firmen aus der Hit-
lerzeit nur noch den Namen gemeinsam haben —

(Abg. Z a ch au [Bundnis 90/Die Gru-
nen|: Und das Vermogen!)

und das Vermogen, ja, so ist das —, von den so ge-
nannten Zwangsarbeitern, die ihnen damals der
Staat zugewiesen hat,

(Unruhe bei der SPD)

dieser Rechtsnachfolger sind sie nattrlich nicht, zur
Kasse gebeten werden. Dabei geht es erneut um For-
derungen in Dutzend von Milliarden DM. Das soll-
ten Sie einmal nachvollziehen! Manchmal frage ich
mich, ob Sie tiberhaupt deutsche Politiker sind.

Meine Damen und Herren, wer spricht denn ei-
gentlich davon, einmal Wiedergutmachung fiir Deut-
sche zu fordern, die Opfer der Siegeswillkir gewor-
den sind? Wer denkt denn nur ansatzweise dartiber
nach, welche Moglichkeiten es zur Entschadigung
fur jene Millionen Deutsche geben konnte, die zum
Beispiel nach Kriegsende in Zwangsarbeiterlagern
in der Sowjetunion unter entsetzlichen Qualen schuf-
ten mussten? Wer setzt sich fur die Hinterbliebenen
und Nachkommen derer ein, die in diesen Lagern
qualvoll umgekommen sind?

Meine Damen und Herren, ich frage in diesem Zu-
sammenhang auch: War die von den einstigen
Kriegsgegnern begangene bestialische Ermordung
von Millionen deutschen Frauen und Kindern, nur
weil sie Deutsche waren, etwa kein beispielloses
Massenverbrechen? War vielleicht die brutale Ver-
treibung und Vergewaltigung von Millionen von
Menschen kein Verbrechen? Dass bis zum heutigen
Tag alle diese an Deutschen begangenen Verbre-
chen ungesuhnt geblieben sind, ist eine Tatsache,
die politisch Herrschenden und MafBgeblichen der
Meinungsindustrie aber vollig gleichgtiltig ist.

Meine Damen und Herren, Politiker sollen aber
ihre Kraft dem Wohle des deutschen Volkes widmen,
seinen Nutzen mehren und Schaden von ihm wen-
den, deshalb, sage ich fiir die Deutsche Volksunion,
ist es hochste Zeit, dass gewdahlte Volksvertreter sich
mit Nachdruck dafir einsetzen, dass Deutschland
endlich Gerechtigkeit widerfahrt. Das ist ihre Auf-
gabe, meine Damen und Herren. Indem Sie dem vor-

liegenden Antrag Ihre Zustimmung geben, konnen
Sie ein entsprechendes Zeichen setzen. — Ich be-
danke mich!

(Abg. Dr. G1ildner [Bindnis90/Die
Grunen]: Bis zum nachsten Fax aus Min-
chen!)

Prdasident Weber: Meine Damen und Herren, ich
weib, es ist schwer, diesem Redebeitrag zu folgen,
aber es ist eine demokratisch gewdahlte Person. Es
bleibt uns nichts anderes tibrig, als auch das tiber
uns ergehen zu lassen.

Als Nachste hat das Wort die Abgeordnete Frau
Sauer.

Abg. Frau Sauer (CDU): Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Es fallt mir sehr schwer, auf die-
se Rede zu antworten, nicht, weil ich das erste Mal
hier stehe und nervos bin, sondern weil ich darauf
antworten muss.

(Beifall bei der CDU und bei der SPD —
Zurufdes Abg. Tittmann [DVU)])

Wir von der groBen Koalition befinden den vor-
liegenden Antrag der DVU fur inhaltlich falsch. Er
ist falsch, weil es nie um eine, wie die DVU es aus-
drickt, Kollektivschuld des deutschen Volkes ging.
Der Antrag ist falsch und leider auch unendlich
dumm, weil einmal wieder der untaugliche Versuch
unternommen werden soll, den Teil der deutschen
Geschichte, die mit den Graueltaten der Nazis un-
ausloschlich verbunden sind, umzuschreiben.

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und beim

Bundnis 90/Die Grinen — Abg. Titt-

mann [DVU]: Zahlen Sie, bis Sie hun-
dertsind!)

Worum geht es? Es geht darum, dass sich auf Bun-
desebene bislang 16 Unternehmen bereit erklart ha-
ben, unter bestimmten Voraussetzungen eine Bun-
desstiftung mit zu finanzieren, aus der die Opfer von
Zwangsarbeit wahrend der Zeit der menschenver-
achtenden Hitlerdiktatur in angemessener Weise
entschadigt werden koénnen. Die Verhandlungen
dartiber laufen seit einigen Monaten durch die Bun-
desregierung.

Ungeklart ist zurzeit leider immer noch, welche
Entschadigungshohe denn angemessen sein konn-
te. Ungeklart ist aber auch noch die genaue Zahl
der Anspruchsberechtigten. Auch ist noch nicht ab-
schlieBend geklart, ob Einzelklagen von Betroffenen
gegen einzelne Unternehmen ausgeschlossen wer-
den konnen. Eine hundertprozentige Rechtssicher-
heitist hier wohl leider auch nicht zu erreichen. Zu
allen diesen Punkten erwarten wir einen ziigigen
Abschluss der laufenden Verhandlungen und die
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Vorlage solider und auf Dauer tragfahiger Konzep-
te. Das ist der Sachverhalt.

Meine Damen und Herren, und nun zu Bremen
und Bremerhaven! Wir unterstitzen den Senat in
seinen Bemuhungen, ehemaligen Bremer Zwangsar-
beiterinnen und Zwangsarbeitern mit einem Be-
suchs- und Hilfsprogramm durch eine Geste der po-
litisch-moralischen Anerkennung Respekt und An-
teilnahme zu vermitteln und so einen kleinen, aber
sehr wichtigen Beitrag zur Versohnung zwischen den
Opfern des NS-Unrechtssystems und den demokra-
tischen Burgern und Burgerinnen in Bremen und
Bremerhaven zu leisten.

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und
beim Biindnis 90/Die Griinen)

Wir setzen also auf Versohnen. Wir setzen auf eine
Erinnerungsarbeit, gerade fiir unsere Kinder-, En-
kel- und jetzt schon der Urenkelgeneration, die den
dunkelsten Teil der deutschen Geschichte offen an-
nimmt und damit einen wichtigen Beitrag leistet,
damit sich solche Grauel nicht wiederholen, meine
Damen und Herren, in keiner Generation, bitte!

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und beim

Bundnis 90/Die Grinen — Abg. Titt-

mann [DVU]: Die werden auch noch
zahlen!)

Im DVU-Antrag finden wir hierzu keinen Beitrag.
Im Gegenteil! Er verdreht die Geschichte, er spal-
tet, und er baut keine Bricken zwischen Vergan-
genheit und Zukunft.

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und
beim Bilindnis 90/Die Griinen)

Dieser Antrag findet nicht unsere Unterstutzung. Wir
lehnen ihn ab. — Ich danke Ihnen fiir Ihre Aufmerk-
samkeit!

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und
beim Biindnis 90/Die Griinen)

Prasident Weber: Frau Kollegin Sauer, ich bedan-
ke mich auch im Namen des Hauses fiir [hren Bei-
trag. Herzlichen Dank!

(Beifall bei der CDU, bei der SPD und
beim Biindnis 90/Die Grilinen)

Als Nachster hat das Wort der Abgeordnete Dr.
Kuhn.

Abg. Dr. Kuhn (Biindnis 90/Die Grinen): Herr Pra-
sident, meine Damen und Herren! In den Konse-
quenzen, in den Aussagen, in dem Tenor kann ich
mich voll und ganz dem anschlieBen, was die ver-

ehrte Kollegin gesagt hat. Das ist auch unsere Mei-
nung.

Ich mochte zwei personliche Bemerkungen noch
anschlieBen. Ich habe mir uberlegt, von welch —ich
sage das ausdricklich —niederen Motiven das Den-
ken dieses Mannes gepragt sein muss, wenn er ver-
sucht, den Neid zu mobilisieren gegen Leute, die
vielleicht ein oder zwei Monatslohne erhalten da-
fir, dass sie hier zwei, drei Jahre gearbeitet haben.
Diese Menschen wollten es nicht, sie haben hun-
gern mussen, sie haben Leben und Gesundheit aufs
Spiel gesetzt. Dann bekommen sie vielleicht am
Ende eines langen Lebens, in dem sie darunter ge-
litten haben, noch ein oder zwei Monatslohne. Dass
man dagegen Neid mobilisieren will, zeugt von ei-
ner Art des Denkens, die eigentlich kaum begreif-
barist.

(Beifall beim Bundnis 90/Die Grinen, bei
der SPD und bei der CDU)

Das Zweite, was ich sagen mochte: Die DVU hat
ja vor sieben Jahren hier im Haus diesen Antrag
schon einmal eingebracht.

(Abg. Tittmann [DVU]: Immer noch
aktuell!)

Ich sage einmal, was sich gedndert hat. Gedandert
hat sich in den Jahren seitdem die Intensitat der Dis-
kussion in Deutschland.

(Abg. Tittmann [DVU]: Die Forde-
rung nicht!)

Da sind viele Dinge geschehen, die Diskussion ist
breiter geworden. Sie hat die Jugend erfasst. Die
groBen Debatten uiber die Wehrmachtsausstellung,
+>Schindlers Liste”, was alles gewesen ist, hat sich
zum Positiven gedndert. Gedndert hat sich aber lei-
der auch, dass die Opfer, um die es damals schon
ging, um die es heute geht, noch einmal sieben Jah-
re alter geworden sind, wenn sie denn uberhaupt
noch leben, und viele eben nicht mehr das erleben,
was hoffentlich bald passiert. Es sind eben immer
weniger geworden, die vielleicht noch zu Lebzeiten
etwas Genugtuung erfahren werden.

Ich glaube, wir sind uns da sicher einig, gleich-
gultig, wie wir im Einzelnen dazu stehen, wie das
ausgestaltet wird. Wir sind uns einig, und deswe-
gen sage ich das fir mich und vielleicht fiir Sie auch,
dass wir alles dafiir tun werden, dass diesen Men-
schen wenigstens ein kleines Stiick Gerechtigkeit
widerfahrt und sie ihre Wiirde ein wenig wieder zu-
rickerhalten.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen, bei
der SPD und bei der CDU)
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Prasident Weber: Weitere Wortmeldungen liegen
nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.

Wer dem EntschlieBungsantrag des Abgeordne-
ten Tittmann mit der Drucksachen-Nummer 15/35
seine Zustimmung geben mochte, den bitte ich um
das Handzeichen!

(Dafir Abg. Tittmann [DVU])
Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, CDU und Bundnis 90/
Die Grinen)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Biirgerschaft lehnt den Entschlie-
Bungsantrag ab.

Kein Kahlschlag bei der Bundeswehr

Antrag des Abgeordneten Tittmann (DVU)
vom 30. August 1999
(Drucksache 15/36)

Dazu als Vertreter des Senats Senator Dr. Schulte.
Die Beratung ist eroffnet.
Das Wort hat der Abgeordnete Tittmann.

Abg. Tittmann (DVU): Sehr geehrter Prasident,
meine sehr verehrten Damen und Herren! Das von
der rotgrinen Bundnis-90-Bundesregierung der
Bundeswehr verpasste Schrumpfprogramm hat Ent-
tauschung und Verbitterung unter den Soldaten aus-
gelost. Offiziere der Hardthohe und Truppenoffiziere
haben berechtigte Angste und Sorgen, dass die deut-
schen Streitkrafte angesichts des Spardiktats bald
gar nicht mehr einsatzbereit sind. Der SPD-Minister
Scharping hat somit die Truppe vollig im Stich ge-
lassen. Die Scharping-Versprechungen klingen noch
im Ohr, weitere Einsparungen in seinem Etat werde
es nicht geben, eine weitere Verkleinerung des Per-
sonalbestandes der Bundeswehr komme nicht in Fra-
ge, er hat sogar mit seinem Rucktritt gedroht. Lei-
der waren das alles nur leere Worte und leere Ver-
sprechungen von Generalissimus Scharping.

Er kiindigt vielmehr die Schrumpfung der Truppe
um weitere 8000 Mann und um 1000 Zivilarbeits-
platze an, und, meine Damen und Herren, im Jahr
sollen statt planmaBigen 135 000 Wehrpflichtigen nur
noch 129 000 Wehrpflichtige eingezogen werden.
Daruber hinaus soll die Zahl der Wehriibungsplatze
glatt halbiert werden. Fur das Jahr 2000 bedeutet
das einige 10 000 Reservisten weniger. Dartiber hin-
aus stehen auch mindestens 159 Standorte der Bun-

deswehr zur Disposition. Meine Damen und Herren,
die Folgen sind insbesondere hinsichtlich der Ver-
teidigungsfahigkeit katastrophal.

Das Aus ist gewissermafBlen vorprogrammiert,
denn der Bundeswehrhaushalt soll im nachsten Jahr
um 3,5 Milliarden DM oder in dem fritheren Ansatz
auf 45,3 Milliarden DM heruntergefahren werden.
Bis zum Jahr 2000 stehen der Bundeswehr Kiirzun-
gen von fast 20 Milliarden DM bevor. Zudem soll
die Truppenstarke, wie bereits erwahnt, in einer un-
verantwortlichen Art und Weise weiter reduziert wer-
den, obwohl mit den jetzigen nur noch rund 330 000
Mann die Schrumpfungsgrenze langst erreicht sein
musste.

Vollig unverantwortlich ist nach Meinung der
Deutschen Volksunion vor allem, dass die fiir die
nationale Landesverteidigung zustdandigen so ge-
nannten Hauptverteidigungskrafte weiter abgebaut
und die fir Auslandseinsatze unter fremdem Ober-
befehl, genauer gesagt unter US-Oberbefehl, auf-
gestellten so genannten Krisenreaktionskrafte ge-
starkt werden sollen. Jene Verbande, die vor allem
nach Belieben Washingtons fiir US-Interessen auf
fernen Kriegsschauplatzen die Kastanien unter Ein-
satz ihres Lebens aus dem Feuer holen miissen, sol-
len Planungen zufolge auf 63 000 Mann aufgestockt
werden.

Scharpings SparmaBnahmen treffen die Bundes-
wehr in einer ohnehin sehr schweren Lage. Die Fol-
gen der bisherigen SparmaBnahmen sind verhee-
rend. Die GroBgerdate der Bundeswehr sind zum
groBten Teil veraltet, Tausende von Panzern, Hub-
schraubern und Flugzeugen verrotten in den Kaser-
nen, und ihr einziger Zweck — —.

(Zuruf von der CDU)

Wenn Sie etwas zu sagen haben, kommen Sie nach
vorn, falls Sie dazu in der Lage sind!

Ihr einziger Zweck ist es, als Ersatzteillager zu
dienen. Dringende Vorhaben bei der Ristungsbe-
schaffung werden durch die rotgrine Sparpolitik
zunichte gemacht. Als Beispiel seien hier nur die
Panzerhaubitzen 2000, Einsatztruppenversorger fur
die Marine, Eurofighter und der Transporthub-
schrauber NH 90 genannt. Meine Damen und Her-
ren, die wenigen modernen Gerate, die die Hardt-
hohe noch hat, werden dann auch noch fiir mehr als
zweifelhafte Einsatze in aller Welt verplant, wobei
die nationale Landesverteidigung sehen kann, wo
sie bleibt.

Diese Tatsache wird sich bei einer militarischen
Konfliktsituation in Mitteleuropa noch blutig rachen!
Man kann sich nur wiinschen, dass Bundesminister
Fischer Recht behalten moge mit seinen blaudaugi-
gen Visionen, Deutschland sei heute nur noch von
Freunden umgeben. Das sehe ich namlich nicht so!

(Zurufe)
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Komisch, dass immer die Hinterbankler das grof3-
te Wort haben miussen! Das verstehe ich gar nicht!
Bedenken Sie doch, meine verehrten Anwesenden,
dass Politik aus dem Kopf und nicht aus dem Kehl-
kopf heraus kommt, aber dazu sind Sie wahrschein-
lich nicht in der Lage!

(Zurufe — Unruhe)

Herr Prasident, konnten Sie bitte fir Ordnung sor-
gen!

(Abg. R6 wekamp [CDU]: Erdarf Ih-
nen leider nicht das Wort entziehen!)

Das ist Ihre Meinung, aber Gott sei Dank haben
Sie hier nichts zu sagen! Dann muss ich lauter wer-
den!

Mit Blick fir die Realitat haben am 11. Septem-
ber zum ersten Mal in der Geschichte der Bundes-
republik Deutschland tiber 5000 Soldaten der Bun-
deswehr in Uniform in Berlin gegen die Politik der
rotgrinen Bundesregierung demonstriert. Treffend
hieB das Zitat: , Erst schickt ihr uns in den Krieg,
und dann tretet ihr uns in den Hintern!"

Meine Damen und Herren, lassen wir unsere Bun-
deswehr nichtim Stich! Fordern Sie mit mir deshalb
diesen Senat durch Zustimmung zum vorliegenden
Antrag auf, im Bundesrat gegen die wehrfeindliche
Politik von Rotgrin, die den nationalen Verteidi-
gungsauftrag der deutschen Bundeswehr verkim-
mern lasst, Front zu machen! — Ich bedanke mich!

Prasident Weber: Als Nachster hat das Wort der
Abgeordnete Beckmeyer.

Abg. Beckmeyer (SPD): Herr Prasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Ich denke, dieses Haus
wird es nicht zulassen, dass Menschen der eben vor-
gefuhrten Geisteshaltung hier auch nur ansatzwei-
se das Thema Bundeswehr zu ihrem Thema machen.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Auch die Bundeswehr, das hat die Debatte im
Deutschen Bundestag gezeigt, wird ihren Beitrag zur
Konsolidierung des Bundeshaushaltes leisten. Vor-
schlage dazu liegen auf dem Tisch. Im Rahmen star-
kerer europdischer Zusammenarbeit liegt ein wich-
tiges Potential, und bei gemeinsamen Ristungs-
projekten ist das in der Vergangenheit bereits er-
folgreich praktiziert worden. Aber auch eine Ande-
rung der Streitkraftestruktur konnte in Folge einer
gemeinsamen Aullen- und Sicherheitspolitik, wie sie
Deutschland im Rahmen der EU anstrebt, zu Auf-
gabenteilung fuhren und letztendlich Geld sparen
helfen. Der Generalinspekteur hat Anfang Septem-
ber Ahnliches ausgefihrt.

Die Bundeswehr hat in den zurickliegenden Jah-
ren Beachtliches geleistet. Zuallererst ist es ihr ge-
lungen, die Integration der Nationalen Volksarmee
der DDR in die Bundeswehr wirklich erfolgreich zu
vollenden. Ein Akt ohne Beispiel, denke ich, in der
deutschen Geschichte, der davon zeugt, dass die
demokratische Armee Bundeswehr ihre gesellschaft-
liche Verankerung unter Beweis gestellt hat und
auch die gestellte Aufgabe tiberzeugend gelost hat!
Beitrage internationalen Krisenmanagements als
neue Aufgabe der Truppe kamen und kommen seit
1992 hinzu in Kambodscha, in Somalia, in Bosnien-
Herzegowina, und der Bundestag hat mit einer uiber-
zeugenden Mehrheit auch den aktuellen Einsatz
deutscher Krisenreaktionskrafte in einem Nato-Ver-
band im Kosovo gebilligt.

Fachleute sagen dennoch, die Bundeswehr muss
schlanker werden und starker zugleich. Wir brau-
chen sicher keine Armee mehr fiir Panzerschlach-
ten in der deutschen Tiefebene, aber wir sind Teil
der Nato, in der wir auch entsprechend der Nato-
Strategie die Bediirfnisse unserer neuen Bilindnis-
partner Polen, Tschechien und Ungarn berticksich-
tigen und damit auch fur diese Lander der groB3e stra-
tegische Ruckhalt in der unmittelbaren Nachbar-
schaft sind.

Dies ist alles auch ein Ergebnis von jahrzehnte-
langer deutscher Friedenspolitik mit der Bundes-
wehr. Nach dem Fall der Mauer, dem Ende des Kal-
ten Krieges muss unsere Bundeswehr ein anderes
Gesicht bekommen. Eine intelligente Armee fordert
der ,Spiegel”, mehr schlank als recht, als gerecht.

Wir erleben zunehmend eine Denationalisierung
verteidigungspolitischer Entscheidungen und damit
auch eine Rechenschaftspflicht, das heiBit die Ver-
regelung von Verteidigungspolitik durch klare MaB-
stdabe fir erlaubtes und unerlaubtes Verhalten und
damit auch eine vollige Transparenz der Sicherheits-
politik. Das bedeutet, dass sich schlicht auch das
Anforderungsprofil fur die Nato-Streitkrafte und da-
mit auch fir die Bundeswehr gedndert hat. Unsere
Streitkrafte miissen Praventions-, Interventions- und
Ordnungsfunktionen erfiillen, Abschreckungsaufga-
ben riicken an die zweite Stelle. Der militarische Sieg
wird immer mehr zum taktischen Ziel. Strategisch
geht es um die Schaffung gunstiger Voraussetzun-
gen fiir neue, umfassende und dauerhafte Friedens-
regelungen, die auch die ehemaligen Gegner ein-
beziehen.

Der Endzweck der Militardoktrin der Zukunft
heiBt weder Vernichtung noch Abnutzung. Er heil3t
allenfalls Bestrafung, Zersetzung der feindlichen
Kampfmoral, Neutralisierung einer Entwaffnung,
letztendlich aber Verséhnung. Der Einsatz von Mili-
tar muss zudem somit verhaltnismaBig sein, das ha-
ben wir auch im Kosovo erlebt, das heifit die Mini-
mierung nicht nur der eigenen Verluste. Militarisches
Handeln muss selbst in Einzelheiten dem Hauptziel
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einer umfassenden und dauerhaften nationalen und
internationalen Existenzsicherung gerecht werden.

Diese Erkenntnisse haben sich in der Nato bereits
durchgesetzt, bei der DVU noch nicht. Nicht mehr
nationalstaatliche Macht- und Militarlogik, sondern
nur eine pluralistische Sicherheitsgemeinschaft kann
eben dieser zukunftsgerichteten Friedenspolitik die-
nen.

Die Allianz ist im Wandel. Sicher, nach dem Ende
des Ost-West-Konfliktes sind wir noch weit davon
entfernt, das Ende militarischer Macht erreicht zu
haben. Akteure, die den Wandel im Militarwesen
am konsequentesten vollziehen, werden einen kla-
ren Vorteil gewinnen und die Machtbeziehungen im
internationalen System deutlich verandern. Darum
sind es kleinere, schnellere, mobilere, unabhangig
operierende Verbande, die zunehmend das Bild der
kinftigen Auseinandersetzung pragen. Der Anpas-
sungsbedarf liegt damit auf der Hand in der Nato,
in der Bundeswehr, und darum geht es auch gerade
aktuell.

Ein Wort zum Schluss zum DVU-Antrag: Deutsche
Bundeswehr, deutsche Politik, deutsche Familien,
deutsche Miitter, deutsche Bauern, Deutscher Sché-
ferhund, diese Begriffspaare haben in der Haufung
einen bemerkenswerten Beigeschmack. Wenn Sie
davon sprechen, dass der nationale Verteidigungs-
auftrag der deutschen Bundeswehr wieder im ur-
sprunglichen Sinn durchgesetzt gehort, gibt Ihr An-
trag beredtes Zeugnis davon, dass Sie auch gar
nichts und nicht das Geringste von der gewandel-
ten militarischen Aufgabenstellung der Bundeswehr
in der Nato der neunziger Jahre mit Blick auf das
nachste Jahrzehnt verstanden haben.

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und
beim Bilindnis 90/Die Griinen)

Nationale und europaische Identitat schlieBen sich
keineswegs gegenseitig aus. Die Erfahrungen in die-
sem Jahrzehnt haben gezeigt, dass es in Europa
keine geteilte, sondern nur gemeinsame Sicherheit
geben kann. Wie hat Konrad Adenauer einmal ge-
sagt: ,Wir alle leben unter dem gleichen Himmel,
aber wir haben nicht alle den gleichen Horizont."
— Schoénen Dank!

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und
beim Biindnis 90/Die Griinen)

Prisident Weber: Als Nachster hat das Wort der
Abgeordnete Zachau.

Abg. Zachau (Bundnis 90/Die Gruinen) *): Sehr ge-
ehrter Herr Prasident, meine Damen und Herren!
Einige sehr kurze Anmerkungen zu dem Antrag des
Abgeordneten Tittmann, DVU! Erstens: Wenn in der

*) Vom Redner nicht tiberpriift.

Bundesrepublik eine Debatte daruber stattfindet,
welches Leistungsniveau dieser Staat sich erlauben
kann, da unterschiedliche Meinungen bestehen,
dann ist das schon verhaltnismaBig absurd, sich hin-
zustellen und zu sagen, die Bundeswehr, also das
Militar, soll ausgenommen werden. Ich finde, das
passt nicht so ganz. Wenn Rentnern, wenn Unter-
nehmen mehr Steuern und allen moglichen Bevol-
kerungsgruppen etwas zugemutet wird, dann ist
auch der Bereich der Bundeswehr nattirlich mit auf
dem Prifstand.

Zweitens: Die Chancen, durch eine Umorganisa-
tion der Bundeswehr tatsachlich auch ihre materiel-
le Absicherung zu verbessern, sind ja durch den
Zusammenbruch der ehemals real existierenden so-
zialistischen Lander besser geworden. Die Bundes-
wehr braucht ein neues Konzept, weil wir eben nicht
von Feinden umzingelt sind. Dass Herr Tittmann das
Gefiihl hat, er sei davon umzingelt, liegt sicherlich
nicht an den vermeintlichen Feinden, sondern mehr
an seiner eigenen Aggressivitat der Ablehnung an-
derer Menschen.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Grinen, bei
der SPD und bei der CDU)

Drittens: Europa wachst zusammen, und das nicht
nur wirtschaftlich, sondern auch militdrisch. Das ist
fur uns ein sicheres Zeichen, dass das Militar in Eu-
ropa nie wieder missbraucht werden kann zur Durch-
setzung einer Ideologie, wie sie Herr Tittmann ver-
tritt. Ich glaube, auch deswegen haben es die Bun-
deswehrsoldaten nicht verdient, dass sich so einer
mit ihnen solidarisiert. — Vielen Dank fiir Ihre Auf-
merksamkeit!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen, bei
der SPD und bei der CDU)

Prasident Weber: Als Nachster hat das Wort Herr
Senator Dr. Schulte.

Senator Dr. Schulte: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Ich mochte mich den sehr ausfiihr-
lichen Darstellungen vom Kollegen Beckmeyer in-
haltlich voll anschlielen. Ich mo6chte aber noch ei-
nen mir ganz wichtig erscheinenden Gedanken an-
schlieBen. Wir haben in Deutschland unsere Frei-
heit nach dem Zweiten Weltkrieg dem Einsatz von
auslandischen Soldaten zu verdanken, die auf un-
serem Boden unsere Freiheit gesichert haben. Wir
verdanken die deutsche Wiedervereinigung der Tat-
sache, dass wir in einer freien Welt in einer freien
Solidaritat gelebt haben und dass andere Staaten
bereit waren, uns in ihre Staatengemeinschaft auf-
zunehmen.

Wir haben heute die Chance, diese Einsatzbereit-
schaft auslandischen Menschen auf unserem Boden
moralisch zurtickzugeben, indem wir heute unserer-
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seits bereit sind, uns aullerhalb Deutschlands, auch
aufBlerhalb Europas dort einzusetzen, wo Menschen
in Not sind, wo Menschen in Konflikten leben und
wo wir im Rahmen einer freien Volkerpartnerschaft,
eines freien Biindnisses in der Lage sind, dort zu hel-
fen. In einer solchen Situation wieder mit der Voka-
bel ,nationale Interessen” zu operieren, meine Da-
men und Herren, ist rickwarts gewandt, das ist ge-
schichtsfeindlich und verantwortungslos.

(Beifall bei der SPD, bei der CDU und
beim Biindnis 90/Die Griinen)

Priasident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.
Wer dem Antrag des Abgeordneten Tittmann mit

der Drucksachen-Nummer 15/36 seine Zustimmung
geben mochte, den bitte ich um das Handzeichen!

(Dafur Abg. Tittmann [DVU)])

Ich bitte um die Gegenprobe!

(Dagegen SPD, CDU und Bundnis 90/
Die Griinen)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

Abschiebehaft im neuen Polizeiprasidium
in der Vahr

Antrag der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen
vom 17. September 1999
(Drucksache 15/47)

Dazu als Vertreter des Senats Senator Dr. Schulte,
ihm beigeordnet Staatsrat Goehler.

Die Beratung ist eroffnet.

Als erster Redner hat das Wort der Abgeordnete
Dr. Guldner.

Abg. Dr. Giildner (Biindnis 90/Die Griinen) *):
Herr Prasident, meine sehr verehrten Damen und
Herren! Es ist wahrscheinlich ein bisschen schwie-
rig jetzt nach den vorangegangenen drei Debatten,
aber wir haben nun einmal die Situation, dass wir
dieses Thema hier heute Abend noch behandeln. Ich
hatte sowieso vor, Ihnen angesichts dieses Themas
ein Angebot zu machen, weil ich, ehrlich gesagt,
wenig Lust auf eine Wiederholung ahnlicher Debat-
ten habe, wie sie hier in diesem Hause zu dhnlichen

*) Vom Redner nicht tiberpriift.

Themen schon gefihrt worden sind. Ich fir meine
Seite werde darauf verzichten, moralisch zu tiber-
hohen, Sie zu verurteilen, das Wort Rassismus zu ge-
brauchen, die CDU auf ihr C im Namen hinzuwei-
sen. Ich werde das alles beiseite lassen, wenn Sie
mir versprechen, dass wir ernsthaft heute Abend
noch einmal uber dieses Thema, umn das es hier geht,
in diesem Hause reden konnen.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Worum geht es? Es geht im Prinzip um eine Fehl-
planung im Bereich unserer Polizei. Es geht im Prin-
zip um eine Fehlplanung, die dazu fuhrt, dass Men-
schen, liber die werden wir noch zu reden haben,
nicht adaquat, nicht zumutbar, und wenn man so will,
auch in einigen Punkten menschenunwiirdig unter-
gebracht werden. Diese Fehlplanung, um die wird
es heute Abend gehen, ist in etwa so, wie wenn Sie
ein Behindertenheim ohne Rampe fur Rollstihle
bauen oder wenn Sie einen Tunnel planen mit nur
einem Eingang, aber keinem Ausgang. So in etwa
stellt sich das dar, was hier gemacht worden ist, und
ich werde es Thnen auch im Einzelnen im Anschluss
begrunden.

Das Thema liegt sicherlich fur viele hier im Hau-
se relativ fern, weil es um eine relativ kleine Grup-
pe geht. Naturlich sind es die Grunen, die sehr hau-
fig mit Beschwerden, Petitionen und Sorgen aus die-
sem Bereich konfrontiert werden. Von daher lassen
Sie mich einfach kurz noch einmal schildern, um wen
es hier geht!

Es geht um Menschen, die vor ihrer Abschiebung
in Abschiebehaft genommen werden, die keine
Straftdter sind, sondern die in etwa fiir durchschnitt-
lich 16 Tage untergebracht werden, und zwar ist das
der Unterschied zum Polizeigewahrsam, das kennen
Sie vielleicht eher, wo Menschen tiber einige Stun-
den oder einen Tag untergebracht werden, das ha-
ben wir auch in der Deputation erfahren. Obwohl
sehr viele nur einen Tag oder eine Nacht unterge-
bracht sind, ist es aber so, dass wir teilweise eine
Aufenthaltsdauer von vielen Wochen, ja in Einzel-
fallen auch von bis zu sechs Monaten im Abschiebe-
gewahrsam haben.

Wir haben in Bremen eine, wie ich finde, fiir Bre-
men sehr missliche, lange Geschichte der Missstande
der Unterbringung in der Abschiebehaft. Wir hat-
ten die alte Ostertorwache, viele von Ihnen kennen
das noch. Dort hatten wir das Problem, dass wir ein
altes, relativ verrottetes Gebaude hatten, wo nur
noch sehr wenig fiir die Zellen getan worden ist, wo
wir also eher den Zustand hatten, dass das Ganze
auslauft.

Letztendlich mussten die bremischen Gerichte die
Art der Unterbringung von Menschen in dieser Os-
tertorwache stoppen. Sie wissen und erinnern sich
sicher, dass damals bis zu fiinf Menschen in relativ
kleinen Zellen, mit der Toilette in der Mitte, ohne
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Abtrennung, gelebt haben. Einige von Thnen wer-
den die Situation auch damals vor Ort gesehen ha-
ben. Es waren damals die Gerichte, nachdem auch
die Politik damals nicht bereit war, die Sie gezwun-
gen haben, diese Zustande, obwohl sie offensicht-
lich nicht fiir die Unterbringung von Menschen ge-
eignet waren, fur Menschen zu dndern und die Un-
terbringungen zu verbessern.

Was haben wir heute nach dem Provisorium, als
wir zu Gast in der JVA Oslebshausen waren und
noch sind im Moment, im neuen Polizeiprasidium
im Polizeigewahrsam in der Vahr fur eine Situation?
Wir haben die umgekehrte Situation. Wir haben re-
lativ hohe Investitionen, man koénnte auch fast sa-
gen, in einigen Punkten Verschwendung in relativ
viel technischen Schnickschnack und relativ viel
uberflissige Dinge. Wir haben aber die elementa-
ren Dinge, die Menschen, wenn sie Uber einen lan-
geren Zeitraum in R&umen untergebracht werden
sollen, haben missen, nicht, ndmlich zum Beispiel
Fenster, frische Luft, Blick nach drau3en und dahnli-
che Dinge. Das nenne ich eine klassische Fehl-
planung.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Wenn Sie sich die Zellen dort anschauen, dann
kommen Sie zundachst einmal herein und sagen,
schon, ihr habt hier ja wirklich tolle Duschen und
Toiletten, jetzt zeigt mir doch einmal als Nachstes
die Zellen! Dann bekommen Sie die Antwort, das
sind gar nicht die Nasszellen, das sind die Zellen, in
denen sollen die Menschen tatsachlich unterge-
bracht werden. Wenn Sie sich das anschauen —ich
habe auch Bilder dabei, Sie konnen gern nachher
noch einmal kommen und die Bilder einsehen —,
dann sieht das ein bisschen so aus, als ob die Firma
Karcher einen Stand auf der HaFa hat, wo sie ihre
Hochdruckreiniger vorfihren will, also voll verka-
chelte Raume, die von unten bis zur Decke mit wei-
Ben Kacheln ausgelegt sind.

So ist das beim PGW auch explizit begrindet wor-
den, weil das PGW ja eine andere Funktion hat, bei
der die schnelle Reinigung dieser Zellen vorgese-
hen ist. Das macht im Polizeigewahrsam auch Sinn,
deswegen iiben wir da auch keine Fundamental-
kritik an diesen Zellen. Fir den Polizeigewahrsam
machen sie durchaus Sinn, sind sie funktional, aber
fur Menschen, die etliche Wochen, ja sogar Monate
dort verbringen sollen, sind sie es nicht, sondern sind
sie unwurdig.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Lassen Sie mich wieder, ich hatte das angedeu-
tet, auf den Vergleich zuriickkommen! In jeder Voll-
zugsanstalt haben wir nicht nur gesetzliche Grund-
lagen fir die Unterbringung, sondern wir haben —
dort sind Morder, Vergewaltiger, Anlagebetruger,

wer auch immer untergebracht — dort klare Stan-
dards der Unterbringung, die eingehalten werden
miussen. Wir haben in der Abschiebehaft auf der
anderen Seite Menschen, die keine Straftdter sind,
fir die wir diese Grundlagen nicht haben und bei
denen wir auch nicht bereit sind, sie wenigstens mit
den Minimalstandards, die im Strafvollzug gelten,
auch unterzubringen. Dieser Unterschied ist mir bis-
her noch nie erklart worden, warum wir Straftater
so und Menschen in der Abschiebehaft anders be-
handeln.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Grinen)

Ich habe es sehr begriifit, dass die Senatorin un-
ter anderem fiir Gesundheit und das Gesundheits-
amt Bremen sich in die Debatte so engagiert und so
vehement eingeschaltet haben, weil man nattrlich
auch aus der Sicht einer Gesundheitssenatorin und
eines Gesundheitsamtes fragen muss, ob das uber-
haupt geeignet ist, Menschen iiber einen langeren
Zeitraum unterzubringen.

Ich mochte mit Erlaubnis des Prasidenten kurz aus
einem Brief der Gesundheitssenatorin zitieren, wo
sie dies noch einmal ausfiihrlich bestatigt. Die Ge-
sundheitssenatorin schreibt dort unter anderem: , Die
jetzige Situation entspricht deshalb meines Erach-
tens in einigen Punkten nicht den Anforderungen
an eine adaquate Unterbringung tiber einen langern
Zeitraum."” Das ist genau unser Punkt. Sie nennt
dann die Punkte, die wir auch in unserem Antrag
genannt haben.

Das Gesundheitsamt Bremen geht in seinen Dar-
stellungen noch wesentlich weiter und hat insgesamt
acht Punkte, bei denen es dringend den Innensena-
tor auffordert, hier Abhilfe zu schaffen, bevor eine
Belegung mit Menschen in diesen Raumen stattfin-
det.

Die Frage ist jetzt, wenn Sie gedenken, und jetzt
wende ich mich einmal ein bisschen auf Ihre Seite,
nachher diesem Antrag nicht zuzustimmen, was
heiBt das fiir mich sozusagen, wenn wir als Fraktion
Biindnis 90/Die Griinen und die Gesundheitssena-
torin sowie das Gesundheitsamt dies hier feststel-
len? HeiB3t das, Sie teilen die Position der Gesund-
heitssenatorin nicht, oder heif3t das, dass Sie sie zwar
teilen, aber dass Sie nicht bereit sind, sie heute hier
auch in diesem Hause bei diesem Antrag zu unter-
stiitzen?

Wir haben einen zweiten Punkt eingebracht, der
seit langem auch nach Abhilfe fragt, dieser Punkt
ist die Frage der sozialen und psychologischen Be-
treuung in der Abschiebehaft. Auch hier ist es wie-
der fir Straftater in der JVA — Gott sei Dank — na-
tirlich selbstverstandlich, dass es Sozialarbeiter, dass
es psychologische Betreuung gibt. Wenn Sie sich ein
bisschen mit der Abschiebehaft befassen oder wenn
Sie ein bisschen mit dem Problem dort konfrontiert
werden, dann werden Sie wissen, dass sehr oft Kri-
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sensituationen da sind, Familientragodien, alleinge-
lassene Kinder, gro3e Probleme. Es ist dort in kei-
ner Weise fiir irgendeine Art von Sozialarbeit oder
psychologischer Betreuung gesorgt. Hier noch ein-
mal ein dickes Lob an die ehrenamtlichen Gruppen
und an die wenigen, muss man wirklich sagen, sehr
wenigen Menschen, die ehrenamtlich dort fast je-
den Tag hingehen, sich um die Leute kimmern!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Vielleicht wird es Sie tiberraschen, aber ich mochte
auch noch ein Lob unterbringen fur etliche sehr en-
gagierte Beamte des Polizeigewahrsams und auch
des Bundesgrenzschutzes in Bremen, die diese doch
schwierigen Fragen oft sehr sensibel und in Abstim-
mung mit diesen ehrenamtlichen Gruppen handeln,
aber ich finde, das entlasst das zustandige Ressort
nicht aus der Verantwortung, eine eigenstandige
soziale und sozialarbeiterische Betreuung dort in
Zukunft auch zu regeln.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Beim letzten Punkt wiirde ich nun ganz verzwei-
feln, wenn Sie mir nicht zustimmten. Wir haben
nachher noch die Debatte zum Ladenschlussgesetz,
in dem wirklich jede Ameise in Deutschland gere-
gelt wird, die Regelungsdichte in Deutschland ist
wirklich groB3. Das Polizeigewahrsam aber und die
Unterbringung in der Abschiebehaft gehen voéllig
ohne jegliche gesetzliche Regelung hier durch. Hier
bitte ich Sie wirklich, sich das noch einmal anzuse-
hen, ob wir das in Bremen nun auch in dieser Legis-
laturperiode so halten wollen oder ob wir nicht dazu
kommen wollen, hier endlich eine verniinftige, auch
in diesem Hause und von der Offentlichkeit nach-
vollziehbare gesetzliche Grundlage fiir diesen Be-
reich des Polizeigewahrsams fiir die Abschiebehaft
zuschaffen.

Ich glaube, dann waren auch alle von dem Ver-
dacht befreit, dass es hier um Willkiir geht bezie-
hungsweise dass es darum geht, dass man mit die-
ser Gruppe, die sowieso nur einen kleinen Teil der
Bevolkerung wirklich interessiert in ihrem Schick-
sal, eventuell machen konnte, was gerade der je-
weiligen Verwaltung in den Sinn kommt. Also neh-
men Sie auch diesen dritten Punkt auf, schaffen Sie
eine gesetzliche Grundlage, die wir hier debattie-
ren, bringen Sie bis zum nachsten Frihjahr einen
solchen Entwurf hier in die Bilirgerschaft ein, lassen
Sie es in der Deputation diskutieren, und dann wer-
den wir sehr zufrieden sein! — Danke!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Prasident Weber: Als Nachster hat das Wort der
Abgeordnete Herderhorst.

Abg. Herderhorst (CDU) *): Herr Prasident, mei-
ne Damen und Herren! Herr Dr. Giildner, zunachst
erst einmal, IThre letzten Worte haben bei mir zumin-
dest den Eindruck erweckt, als wiirde die Verwal-
tung handeln, wie sie gerade lustig ist, hatte ich bei-
nah gesagt, ohne irgendwelche Grundlagen zu be-
rucksichtigen. Dies ist nun in der Tat nicht der Fall,
und ich komme gleich in meinen Ausfiihrungen dar-
auf noch zurick.

(Beifall bei der CDU)

Das Zweite ist, dariiber konnen wir uns auch gern
unterhalten, dass nach meinem Wissen nach dem
Auslanderrecht durchaus auch verurteilte auslandi-
sche Straftdater Gaste in der Abschiebehaft sind, so-
fern sie zu tiber zwei Jahren Haft verurteilt worden
sind. Das Dritte ist, es handelt sich hier um Perso-
nen, die rechtskraftig zur Ausreise verpflichtet sind
und dieser Verpilichtung nicht nachgekommen sind.
Das mochte ich an den Anfang meiner Ausfiithrun-
gen stellen und ausdrucklich feststellen.

(Beifall bei der CDU)

Deswegen, glaube ich auch, muss man schon einen
kleinen Unterschied machen zwischen denjenigen
Auslandern, die rechtskraftig ausreisen miussen und
dieser Ausreiseverpflichtung freiwillig nachkom-
men, und denen, die versuchen unterzutauchen und
dann irgendwann aufgegriffen werden und hier in
die Abschiebehaft eingewiesen werden.

Ich will auch sagen, dass es sicherlich immer hilf-
reich ist, wenn andere Ressorts, hier in diesem Fall
die Gesundheitssenatorin, Anregungen geben, wie
man irgendwelche Bauwerke moglicherweise noch
besser ausstatten kann, als sie in der Planung aus-
gestattet werden sollen. Gleichwohl konnen dies
aber immer nur Anregungen sein, und deswegen
bin ich schon der Auffassung, dass hier das Innen-
ressort, solange wie die Polizei zusatzlich diese Ab-
schiebehaft betreut, hier das Entscheidungsrecht hat,
welche MaBnahmen jeweils baulich und organisa-
torisch getroffen werden und welche nicht.

Im Ubrigen glaube ich, auch darauf komme ich
noch kurz zuriick nachher, dass es kaum Regelungs-
defizite gibt, denn auch bisher ist das nach Recht
und Gesetz abgelaufen, und das wird es auch zu-
kinftig. Insofern sehe ich nicht, dass wir hier per
Gesetz fur das Land Bremen Regelungen treffen,
wobei Bremerhaven ja einen eigenen Arrest hat und
die Polizei in Bremerhaven hier autonom ist. Das
wirde ohnehin in eine Gemengelage fithren, die
juristisch aus meiner Sicht zumindest einiges Kopf-
zerbrechen bereiten wiirde.

Nun darf ich zunachst erst einmal meiner Verwun-
derung grundsatzlich Ausdruck geben, dass wir hier

*) Vom Redner nicht tiberpriift.
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heute tiiberhaupt tiber die neugebaute Abschiebe-
haft debattieren, weil ich denke, dass die baulichen
MaBnahmen so weit fortgeschritten sind, dass De-
tails sicherlich auch an anderer Stelle hatten noch
debattiert werden kénnen, ohne dass wir hiermit den
Landtag begriillen. AuBerdem bin ich auch deswe-
gen verwundert, weil wir gerade in der letzten Wo-
che auf der Sitzung der Innendeputation ausfiihr-
lich tiber dieses Thema gesprochen haben. Da wére
sicher Ort und Zeit gewesen, Verbesserungen oder
Anderungsvorschldge fiir diesen Neubau einzubrin-
gen und unter fachlichen und sachlichen Gesichts-
punkten abzuarbeiten.

Gleichwohl, meine Damen und Herren, moéchte
ich, da der Punkt auf der Tagesordnung ist, einige
Anmerkungen machen. Bevor ich auf den Antrag
eingehe, ein paar grundsatzliche Worte! Die Ab-
schiebehaft wird seit vielen Jahren im Rahmen des
Polizeigewahrsams gefiihrt, das eine ganz andere
Aufgabe erfiillen muss als die Abschiebehaft, wo-
bei ich den Begriff eigentlich fiir unangemessen hal-
te. Der Begriff Abschiebehaft sollte ersetzt werden
beispielsweise durch Riickfiihrungsanstalt oder Ahn-
liches, weil ich meine, Abschiebehaft klingt doch
etwas Uberzogen und hart.

(Abg.Frau Linn ert [Biindnis 90/Die
Grinen]: Vielleicht Vergnigungspark!)

Die Doppelfunktion der Polizeibeamtinnen und -
beamten sowie Angestellten — ja, Frau Linnert,
wenn man daraus ein Hotel macht, dann wdare es
ein Vergniigen —, die im Polizeigewahrsam gleich-
zeitig die Abschiebehaft betreuen, gibt es nur in
Berlin und Bremen. Allein das 1aBt schon den Schluss
zu, dass die Ansiedlung der Abschiebehaft bei der
Polizei eine ungluckliche Losung darstellt. Wie alle
anderen Bundeslander, mit Ausnahme von Berlin,
sollte die Abschiebehaft vorteilhafterweise im Be-
reich der Justiz angesiedelt sein.

(Abg. Isola [SPD]: Quatsch!)

Dann allerdings wiirden wir die Debatte heute
kaum zu fihren haben, denn dann wiirde die Ab-
schiebehaft dort bleiben, wo sie zurzeit raumlich
untergebrachtist, und das ist die JVA Oslebshausen,
gerade weil Abschiebehaftlinge zum Teil bis zu ei-
nem halben Jahr in Haft befindlich sind im Gegen-
satz zum Polizeigewahrsam, wo es im Verhéltnis nur
Kurzzeitgaste gibt.

Meine Damen und Herren, die Weiterentwicklung
der Rahmenbedingungen in der Abschiebehaft sind
meines Erachtens ungeheurer positiv. Wir erinnern
uns an die wahrlich unmenschlichen Zustande fiir
die Haftlinge wie fur das Personal in der sogenann-
ten Ostertorwache, in der heute die Wagenfeld-Stif-
tung Kultur bietet. Dort waren fur das PGW, also das
Polizeigewahrsam, und die angegliederte Abschie-

behaft Zustande, die man unter Umstanden in an-
deren Staaten als normal bezeichen wiirde, obwohl
hier fiir die Menschen unzumutbar und unwirdig
die Unterbringung stattgefunden hat. Deshalb war
diese alte Regelung in der Tat schon lange fur Bre-
men inakzeptabel.

Dann kam zwangszweise, durch den Brand be-
dingt, die Interimslosung in der JVA. Wer sich dort
einmal umgesehen hat, der wird bestatigen, schon
besser als am Ostertor, aber qualitativ in den Rah-
menbedingungen am unteren Ende eines Mindest-
standards wie auch die Untersuchungshaft. Nun,
meine Damen und Herren, hat die Polizei, weil Ju-
stiz sich aullerstande sah, die Abschiebehaft zu tiber-
nehmen, die Krote geschluckt und betreut die Ab-
schiebehaft weiterhin, allerdings unter Rahmenbe-
dingungen, die weit iiber den bisherigen Rahmen-
bedingungen hinaus Voraussetzungen bieten, in
Abschiebehaft befindliche Personen addaquat unter-
zubringen und betreuen zu kénnen.

Dabei, und das brauche ich kaum besonders zu
erwdhnen, muss die Sicherheit nach innen und au-
Ben gewahrleistet sein. Meine Damen und Herren,
ich darf Sie darauf aufmerksam machen, dass es sich
bei den Haftlingen um Personen handelt, die rechts-
kraftig zur Ausreise verpflichtet waren, ich habe es
gesagt, und das Land freiwillig nicht verlassen ha-
ben. Abgesehen davon handelt es sich teilweise eben
doch um Straftater, die wegen begangener Taten so
abgeurteilt wurden, dass sie nach dem Auslander-
recht ausgewiesen werden muBten. Dies geht dann
in der Regel tiber die Abschiebehaft.

Diese Personen miissen meines Erachtens auch
gegenuber den Personen, die freiwillig ihrer Aus-
reisepflicht nachkommen, merken, dass sie sich
fehlverhalten haben. Das heif3t, ich tiberzeichne jetzt
etwas, dass wir aus der Abschiebehaft nun auch kein
Ubergangshotel machen diirfen, sondern die men-
schenwirdige Unterbringung fiir die Zeit der Haft
ist der Mafstab.

Meine Damen und Herren, zunachst Herr Dr.
Giildner, die von Ihnen beschriebenen guten Vor-
aussetzungen wurden mit diesem Neubau dergestalt
realisiert, dass die Missstande, die vorher unzwei-
felhaft bestanden, beseitigt wurden beziehungswei-
se werden. Details in und an diesem Neubau, die
von Fachleuten geplant und umgesetzt wurden, un-
terliegen meines Erachtens nicht unserer Wertung,
ich habe wie viele andere Kollegen die Planungs-
und Ausfuhrungsphasen begleitet. Von negativer
Kritik habe ich nie etwas vernommen, auch nicht
von den Grunen, deshalb heute von gravierenden
Mangeln zu sprechen, halte ich fiir vollig verfehlt,
und, Herr Kollege Dr. Guldner, Gesundheit und Si-
cherheit sehe ich weder fur die Haftlinge noch fur
die Beschaftigten der Abschiebehaft aufgrund bau-
licher oder organisatorischer Mainahmen gefahrdet.

Ich sagte schon, Abschiebehalft ist vergleichbar
zum Beispiel mit Untersuchungshaft, deshalb sehen
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Sie sich einmal die baulichen und organisatorischen
Einrichtungen der Untersuchungshaft an, dann ist
nur ein Schluss zuldssig, die Abschiebehaft hat in
Bau und Organisation um Langen die Nase vorn,
und Kosten, Herr Dr. Giildner, da gebe ich Ihnen
Recht, diirfen sich tiber Planungs- und Baukosten
nicht erhohen. Deshalb lassen wir alles wie geplant
und setzen diese Planung definitiv um.

Meine Damen und Herren, ein Brief von der Se-
natorin fur Arbeit, Frauen, Gesundheit, Jugend und
Soziales ist mir nicht bekannt, deshalb kann ich ihn
auch nicht beurteilen oder kommentieren. Eines will
ich allerdings deutlich sagen, zwingende Vorgaben
zu Lasten des Haushalts Inneres kann dieses Res-
sort kaum machen, Anregungen, Hinweise, ich habe
auch das gesagt, sind nattrlich okay. Das briefschrei-
bende Ressort sollte allerdings primar bemiiht sein,
seine eigenen origindaren Aufgaben wahrzunehmen.

Ich vermute auch, Dr. Guldner, da Sie vor dem
Juni 1999 in diesem Ressort hauptamtlich tatig wa-
ren, kennen Sie wahrscheinlich auch den besagten
Brief, Sie nutzen also so gesehen Herrschaftswissen,
doch wir kénnen hier leider nicht folgen.

Meine Damen und Herren, zu Punkt eins mit den
Unterpunkten nehme ich keine Stellung, weil sie auf
Fachebene klarbar sind, ich nehme an, dass Sena-
tor Dr. Schulte dazu auch nachher noch Stellung neh-
men wird.

Zu Punkt zwei gehe ich davon aus, dass psycho-
logische Betreuung in angemessener Weise stattge-
funden hat und weiterhin stattfinden wird. Gegen-
teiliges habe ich nicht vernommen. Ich habe auch
mit den jeweiligen Beschaftigten in diesem Bereich
gesprochen. Diese haben mir das bestatigt.

Als letzter Punkt wird eine gesetzliche Regelung
gefordert. Dazu stelle ich fest, ein Regelungsbedarf
ist nicht feststellbar. Die bisherigen Regelungen kon-
nen auch weiterhin gelten, und selbst Regelungs-
defizite —

(Glocke)

ich komme zum Schluss — sind nicht zu erkennen.
Alles zusammengenommen, meine Damen und Her-
ren, halte ich den Antrag fur tiberflissig, in seinen
Forderungen fir unangemessen und zum Teil fur
sachlich falsch. Deshalb ist eine Uberweisung an die
Innendeputation als ArbeitsbeschaffungsmaBnahme
ohne Ziel zu sehen. Dennoch folgen wir in diesem
Fall dem Wunsch unseres Koalitionspartners und
uberweisen den Antrag zur endgultigen Bearbeitung
in die Innendeputation.

(Beifall bei der CDU)

Prasident Weber: Das Wort hat der Abgeordnete
Kleen.

Abg. Kleen (SPD) *): Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Herr Kollege Herderhorst, fur So-
zialdemokraten gehoren die Themen Abschiebehaft,
Abschiebegewahrsam zu den schwierigsten, die sich
im Rahmen des Asylrechts und der Asylpolitik stel-
len. Mich erstaunt deshalb manchmal die geschafts-
mabBige Leichtigkeit und burokratische Geradlinig-
keit, mit der man doch tiber das Schicksal von Men-
schen redet, die sich doch in den meisten Fallen in
einer ganz verzweifelten Lage befinden!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Mir, das sage ich Thnen ganz ehrlich, und das
macht mir keine grofe Freude, begegnet das The-
ma Abschiebegewahrsam allzu haufig in Begleitum-
standen wie Selbstmorde, Selbstverstimmelung und
anderer Verzweiflungstaten.

(Beifall beim Bundnis 90/Die Grunen)

Da fallt es mir nicht leicht, das hier auf in Rede ste-
hende bauliche Fragen als rechtliche Mindestanfor-
derung zu reduzieren. Ich will hier gar nicht viel wie-
derholen. Ich glaube, Herr Herderhorst, esist so, dass
ein Polizeigewahrsam geplant und gebaut worden
ist, dass wenig Sensibilitat dafiir gezeigt worden ist,
dass innerhalb dieses Polizeigewahrsams auch ein
Abschiebegewahrsam stattfinden soll. Wir haben
Richtlinien fiir die Durchfithrung des Polizeigewahr-
sams, in denen ein Extrateil fiir den Abschiebege-
wahrsam festgelegt wird. Das hatte in diese Planun-
gen einflieBen sollen.

Die Bedenken anderer Behorden auBlerhalb der
Polizei sind entweder nicht lautstark genug geau-
Bert oder iiberhort worden. Sie sind jetzt in die Dis-
kussion gekommen. Ich finde, dass wir uns damit
sehr sorgfaltig beschaftigen sollten. Der Senator hat
in der Innendeputation, worum wir ihn ja auch ge-
beten hatten, zu diesen einzelnen Punkten, die Herr
Dr. Gildner in seinem Antrag auch genannt hat,
schon Stellung genommen. Er hat gesagt, im Prin-
zip sei damit eigentlich alles erledigt. Aber er hat
auch gesagt, er habe Auftrage gegeben; er habe die
Auftrage gegeben zu priufen: Wie kann man mit die-
ser Verkachelung umgehen? Wie kann man mit die-
sen Tlren umgehen?

Ich finde es richtig, und deshalb haben wir darum
auch gebeten — dass wir diesen Antrag, der nicht
in einen Landtagsbeschluss gehort, hier beschlieB3en,
das wird auch niemand erwarten —, dass wir diese
Fragen dort, wo sie sich stellen, namlich in der Ver-
waltung, in der Innendeputation begleiten, dass wir
sehen, wie diese Dinge umgesetzt werden. Deshalb
finde ich es auch richtig, dass wir uns damit noch
einmal in der Innendeputation beschaftigen.

*) Vom Redner nicht tiberpriift.
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Dazu gehort fir mich auch der zweite Punkt der
sozialen psychologischen Betreuung. Ich wirde das,
was Herr Dr. Guldner gesagt hat, ausdriicklich auch
teilen. Ich glaube, dass viele Polizeibeamte, und wir
waren ja auch in der JVA in Oslebshausen, dort zum
Teil wirklich sehr gute Arbeit leisten. Man kann auch
von dieser Stelle nur den Menschen raten, die sich
um andere Menschen kiimmern wollen und die Lust
dazu haben, etwas zu machen, sich zu engagieren,
kiimmert euch auch um diesen Personenkreis, denn
man muss dort sicher vieles mit Freiwilligen machen.
Ich finde es tiberaus richtig, da ein dickes Lob aus-
zusprechen!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Grunen)

Wortiber ich mich ein bisschen geargert habe, Herr
Kollege Herderhorst, ist: Was soll eigentlich immer
der Verweis darauf, dass da auch Straftater abge-
schoben werden und dass da auch abgelehnte Asyl-
bewerber abgeschoben werden und in Haft sitzen?
Ich meine, dass Asylbewerber einen Antrag vorbrin-
gen und dass der negativ beschieden wird, ist ein
normales verwaltungsrechtliches Verfahren. Das
bedeutet doch nicht, dass wir sie inhuman behan-
deln konnen!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen — Zurufe von der CDU)

Es deklassiert diesen Personenkreis nicht! Ich be-
haupte auch uberhaupt nicht, dass das da passiert,
aber ich hatte bei Ihnen ein bisschen die Sorge, dass
das mitschwingen soll, darum brauchen wir uns nicht
so sehr zu kimmern, da sitzen ja auch Straftater!

(Abg. Herderhorst [CDU]J: Sie ha-
ben ein Gibersensibles Ohr!)

Das kann sein! Ich habe nur ein Ohr zur Verfiigung.
Das ist deshalb moglicherweise besonders sensibel.

Ich glaube, dass wir uns beim Abschiebegewahr-
sam an einem Grundsatz orientieren sollten, den
Senator Dr. Schulte in seinen Erlass tiber den Poli-
zeigewahrsam tibernommen hat. Der Grundsatz des
Gewahrsams soll sein: Die Personlichkeit der Ver-
wahrten und ihr Ehrgefiihl sind zu achten! Die Ver-
wahrten sind wurdig, gerecht und menschlich zu be-
handeln. Ich denke, diese Satze miissen tatsachlich
und gerade auch in der Abschiebehaft gelten. Dann
haben wir eine ganze Menge erreicht! — Vielen
Dank!

(Beifall bei der SPD und beim Biindnis 90/
Die Griinen)

Prasident Weber: Danke! Das Wort hat Senator
Dr. Schulte. — Bitte schon!

Senator Dr. Schulte: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Ich habe ja mit diesem Bauwerk
ein Projekt ibernommen. Ich habe bisher sehr viel
mit Bauen zu tun gehabt. Nachdem das jetzt in den
Schlagzeilen so groBe Wellen schlug, habe ich ge-
sagt, jetzt schaust du dir das erst einmal an.

(Abg. Z achau [Bundnis 90/Die Gru-
nen|: Hat der Bausenator gesagt!)

Nein, der Bausenator nicht! Aber trotzdem, und ich
sage das ganz nuchtern, denke ich, wir dramatisie-
ren ein bisschen in unserer Diskussion.

_ Ich war sehr gewillt, das sage ich ganz deutlich,
Anderungen vorzunehmen, wenn ich zu einer an-
deren Bewertung gekommen ware. Ich bin dorthin
gefahren und musste feststellen, ich bewerte nach
dem Stand, dass dieser Bau so funktionsfahiqg ist und
auch die Interessen der dort eingeschlossenen Men-
schen berticksichtigt sind. Wir haben nattirlich das
personliche Interesse derjenigen abzuwagen, Herr
Kleen, Herr Dr. Guldner, die darin untergebracht
werden, aber daneben steht auch das Interesse der
inneren Schutzvorrichtungen und vor allen Dingen
der feuerpolizeilichen Festlegung. Diese beiden
Interessengiiter sind abzuwdagen.

Ich mochte ganz herzlich gerade diejenigen auf-
fordern, die sich das einmal angeschaut haben, als
da nur reine, kahle Wande waren, sich das noch ein-
mal anzuschauen, wo jetzt schon die Einrichtungen
funktional und mit entsprechender Ausstattung her-
gerichtet sind und nachdem wir die Veranderungen
vorgenommen haben, die ich mit der Polizei verab-
redet habe. Insofern bleibe ich dabei: Wir haben eine
Abschiebehaft innerhalb eines Polizeigewahrsams
und bei Berticksichtigung der sehr sensiblen, auch
vom Gesundheitsressort angeratenen Notwendig-
keiten jetzt einen Zustand erreicht, von dem ich nach
meiner Bewertung sagen kann, das ist so in Ord-
nung.

Ich mochte jetzt nicht alle Details darstellen. Es
ist der Antrag gestellt worden, das noch einmal an
die Innendeputation zu verweisen. Wir haben Gele-
genheit, das dort noch einmal sehr ausfuhrlich vor-
zustellen. Ich mochte deshalb den sehr detaillierten
Angaben von Herrn Herderhorst jetzt keine weite-
ren Erganzungen hinzufiigen. Ich mochte dann auch
sehr offen in der Innendeputation diesem Thema
mehr Zeit widmen.

Ich moéchte nur deutlich sagen, dass ich mir win-
sche, dass all diejenigen, die dieses Thema jetzt dis-
kutierend bewerten, sich noch einmal die Gelegen-
heit suchen sollten, sich das vor Ort anzuschauen.
Ich werde gern dazu beitragen, dass Sie die Mog-
lichkeit haben, damit wir dann etwas abgesetzt von
der vielleicht etwas dramatischen Diskussion dies
etwas rationaler diskutieren konnen. Insofern wer-
den wir das in der Innendeputation beraten. Ich bin
ganz sicher, Herr Guldner, dass auch Sie Ihre Fra-
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gen dort beantwortet bekommen, so dass wir zu
einem vernunftigen Ergebnis kommen. — Vielen
Dank!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Prasident Weber: Als Nachster hat das Wort der
Abgeordnete Dr. Giildner. — Bitte, Herr Kollege!

Abg. Dr. Giildner (Bindnis 90/Die Griinen) *):
Herr Prasident, meine Damen und Herren! Nur eine
ganz kurze Nachbemerkung auf das, was der Innen-
senator hier gesagt hat! Ich schatze sehr Ihren Stil,
wie Sie das auch in der Innendeputation vermittelt
haben, wie Sie es heute hier vermittelt haben, of-
fen, dialogbereit mit diesen Dingen umzugehen. Das
meine ich auch sehr ernst, das finde ich auch sehr
gut! Was mich ein bisschen umtreibt, ist die Sorge,
ist ein Satz, den Sie gerade gebraucht haben, wie:
Wir haben ja die Bedenken aus dem Gesundheits-
bereich ausgeraumt. Das war ja so der Tenor jetzt
derRede.

Das ist leider nicht der Fall! Die einzige Verande-
rung, die dort stattfinden soll, ist, dass die Vollverka-
chelung der Wande, die bisher weill war, an der ei-
nen oder anderen Stelle mit ein bisschen Farbe ver-
sehen werden soll, ansonsten soll sich daran nichts
dndern.

Wenn Sie die Position des Gesundheitsamts anse-
hen, das Gesundheitsamt hat ja nach 6ffentlichem
Gesundheitsdienstgesetz die Aufgabe zu beurteilen,
ob Menschen, das gilt auch fiir Heime oder sonstige
Unterbringungen, gesundheitsvertraglich in be-
stimmten Raumen untergebracht werden konnen.
Das Gesundheitsamt Bremen, das fur diese Frage,
laut Gesetz tibrigens, zustdndig ist, hat Sie dringend
gebeten, folgende Nachbesserungen vor Belegung
der Zellen vorzunehmen, und dann kommen acht
Punkte. Von diesen acht Punkten sind, wenn ich das
richtig sehe, etwa eineinhalb bisher abgearbeitet.
Von daher denke ich, dass wir im Unterschied zu
Threr Darstellung noch eine ganze Menge zu die-
sem Thema klaren miissen! — Danke!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Prasident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht vor.

Die Beratung ist geschlossen.

Ich habe zur Kenntnis genommen, dass die Frak-
tionen den Antrag, der hier vorliegt, an die Innen-
deputation iiberweisen wollen. Dartiber lasse ich
jetzt beschlieBen.

Wer der Uberweisung dieses Antrags an die Innen-
deputation zustimmen will, den bitte ich um das
Handzeichen!

*) Vom Redner nicht tiberpriift.

Ich bitte um die Gegenprobe! (@]
Stimmenthaltungen?
Dann ist das so beschlossen.

(Einstimmig)

Verlangerung der Ladenéfinungszeiten
im Expo-Jahr
Antrag (EntschlieBung) der Fraktionen
der CDU und der SPD

vom 17. September 1999
(Drucksache 15/48)

Wir verbinden hiermit:

Den gesetzlichen Ladenschluss weiterentwickeln

Antrag der Fraktionen der SPD und der CDU
vom 17. September 1999
(Drucksache 15/49)

sowie

Ladendéfinungszeiten im Expo-Jahr von den
lokalen Akteuren regeln lassen

Antrag der Fraktion Bundnis 90/Die Grunen
vom 20. September 1999
(Drucksache 15/51)

des weiteren D)

Ladenoéiinungszeiten von den lokalen Akteuren
regeln lassen

Antrag der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen
vom 20. September 1999
(Drucksache 15/52)

Dazu als Vertreter des Senats Frau Senatorin
Adolf, ihr beigeordnet Staatsrat Dr. Knigge.

Meine Damen und Herren, die gemeinsame Be-
ratung ist eroffnet.

Als Erster hat sich Herr Focke gemeldet. — Bitte,
Herr Kollege!

Abg. Focke (CDU) *): Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Ich glaube, wegen der Expo, das
war namlich unser Antrag, sind wir jetzt doch zuerst
aufgerufen worden. Es tut mir Leid, aber es ist ja
nicht so schlimm, wir sind ja eigentlich einer Mei-
nung!

(Abg. Kle en [SPD]: Das sieht man Th-
nen aber nicht an, dass IThnen das Leid tut!)

Warum sieht man mir das nicht an? Das verstehe
ich jetzt iberhaupt nicht! Also, meine Damen und

*) Vom Redner nicht tberpriift.
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Herren, seit Jahren wird um das Ladenschlussgesetz
gerungen und debattiert. Mit Leidenschaft und Ve-
hemenz haben wir in der Vergangenheit als Befiir-
worter und Gegner uber Lockerungen gesprochen,
aber mittlerweile, glaube ich, hat es sich herumge-
sprochen, dass das alte Gesetz von 1956 auch mit
seinen Erganzungen nicht mehr den heutigen An-
spruchen gentgt.

Die Koalitionsfraktionen unterstiitzen daher auch
in ihrem Antrag die Vorschlage des Bundesprasiden-
ten und der Bundestagsfraktionen von CDU und
SPD, die die gesetzlichen Ladenschlusszeiten wei-
terentwickeln wollen. Wir, die CDU-Fraktion, wiir-
den es sehr begriilen, wenn dabei eine vollige Frei-
gabe der Ladenoffnungszeiten an Werktagen her-
auskommen wiirde.

(Beifall bei der CDU)

Auch die Handelskammer Bremen hat sich fiir die-
sen Schritt ausgesprochen. Eine Beschrankung der
Offnungszeiten auf 22 Uhr fithrt innerhalb kurzer
Zeit wahrscheinlich zu erneuten Debatten, die wir
hier ja schon, wie eben angesprochen, seit Jahren
fihren. Eine vollige Freigabe aber fiihrt dazu, dass
sich die Beteiligten schnell auf einzelne Regelun-
gen einigen konnen.

(Beifall bei der CDU)

Den Antrag der Grunen konnen wir leider nicht
mittragen.

(Abg. Dr. Kuhn [Bindnis 90/Die Gru-
nen]: Naturgemal! — Heiterkeit)

Manchmal mochte man gern, aber dieses Mal wol-
len wir auch gar nicht so gern, da wir nichts von
gesetzlichen Verankerungen oder runden Tischen
halten. Das Verfahren, wie lokale Zeitpakte, wie Sie
das ja genannt haben, ausgehandelt werden sollen,
soll auch noch durch ein Gesetz geregelt werden.
Wir halten es eigentlich immer mit der MaBnahme,
weniger statt mehr Burokratie. Deswegen konnen
wir auch schon aus diesem Grunde nicht zustimmen.

(Beifall bei der CDU)

Das gleiche Schicksal, meine Damen und Herren,
wird leider auch dem Antrag der Grunen zur Ver-
langerung der Ladenoffnungszeiten bei der Expo
2000 zuteil. Wir wollen keine komplizierten Rege-
lungen mit immer neuen Namen, das war ja eben
schon angesprochen worden. Lokale Zeitpakte, wie
es dort steht, die zwischen den kommunalen Akteu-
ren ausgehandelt werden, irgendwie, finde ich,
klingt das ftrchterlich. Das riecht auch férmlich nach
endlosen Debatten, dass man nachher gar nicht mehr
weil}, wer wann wo geodffnet hat oder nicht. Das wol-
len wir auf keinen Fall!

Wir begruBlen daher, dass der Senat so schnell
gehandelt hat und eine Allgemeinverfliigung erlas-
sen will, in der dem Antrag des Einzelhandelsver-
bandes Nordsee Bremen hinsichtlich der werktagli-
chen Ladenoéffnungszeiten von sechs bis 22 Uhr fir
den Zeitraum der Expo positiv entsprochen werden
soll.

(Beifall bei der CDU)

Das sagt eigentlich alles. Ich bedanke mich und
wunsche einen schonen Abend! Wir sind ja fast die
Letzten. Heute haben wir auch tiberzogen, also kon-
nen wir auch zukiinftig open end machen.

(Beifall bei der CDU)

Prasident Weber: Das glaube ich nicht, Herr Kol-
lege!

Als Néachste hat das Wort die Abgeordnete Frau
Lemke-Schulte.

Abg. Frau Lemke-Schulte (SPD): Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Sie lassen mich noch re-
den, Herr Focke, das finde ich aullerordentlich
freundlich. Ich finde, das Thema passt auch ganz gut
zu dieser etwas spateren Stunde, weil es hier auch
um verlangerte Ladenoffnungszeiten geht. Insofern
ist es wirklich angemessen.

Es geht uns auch nicht darum, Herr Dr. Giildner,
um das von vorhin aufzugreifen, die letzte Ameise
mit einem Regelwerk zu tiberziehen, obwohlich das
angesichts Ihrer Antrage, die Sie gestellt haben, eine
ganz witzige Aussage finde fiir Biindnis 90/Die Grii-
nen.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Es geht uns darum, dass zum Beispiel dieser Unfug,
dass eine Rolle Toilettenpapier mit einem Aufkle-
ber ,Souvenir aus Berlin” versehen wird und dann
verkauft wird unter diesem Stichwort am Sonntag,
nicht Platz greift. Deshalb debattieren wir dartiiber,
denn diese Verknupfung und dieser Januskopf zwi-
schen Wettbewerbsrecht und Arbeitsschutzrecht und
-interessen muss entzerrt werden. Insofern bin ich
auch sehr froh und sehr dankbar, dass wir nach an-
fanglichen Schwierigkeiten, Herr Eckhoff, Sie hat-
ten sich auch einmal fiir eine vollige Aufhebung des
Ladenschlussgesetzes im Sommer ausgesprochen,
aber die vorliegenden Antrage zeigen es, jetzt ge-
meinsam auf einem richtigen Weg sind.

(Abg. Eckhoff [CDU]: Man muss ja
einmal ein bisschen voranmarschieren, da-
mit Sie hinterherkommen!)

Nein, ich wirde das umgekehrt sehen! Wenn Sie
einsichtig werden, finde ich das noch viel besser, so
whurde ich das fur uns interpretieren!
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Fiir uns Sozialdemokraten, meine Damen und Her-
ren, ist klar, wir werden uns auch weiterhin intensiv
fir die Arbeitsschutzrechte der Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer einsetzen.

(Beifall bei der SPD)

Das ist unser Hauptpunkt, fiir den wir pladieren.
Deshalb, meine Damen und Herren, halten wir auch
den Sonntag weiterhin fir ein Tabu. Das ist mir ganz
wichtig, das hier zu sagen.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU —
Zurufdes Abg. Dr. Kuhn [Bundnis 90/
Die Griinen])

Da sind wir uns mit den Kirchen und den Gewerk-
schaften einig. Ich habe Sie jetzt nicht verstanden,
Herr Kuhn!

Wir haben hier nur den Rahmen geschaffen, und,
ich finde, das ist auch richtig, dass wir hier den Rah-
men schaffen fiir das, was auszuhandeln ist in ver-
nunftigen Regelungen zwischen Betriebsraten und
Betriebsfuhrungen. Darum geht es uns insbesonde-
re, und das wollen wir moglichst im Konsens reali-
sieren. Deshalb werden wir auch diese Gesprache
insbesondere mit den Betriebsraten und Gewerk-
schaften weiterfithren, und wir haben auch solche
verabredet, um zu sehen, wie wir in dieser Hinsicht
zur Akzeptanz und zum Konsens insgesamt kom-
men. Ich glaube, daran ist uns allen gelegen.

Was wir auch nicht wollen, wie eben von Herrn
Focke dargestellt, und ich weil3, dass die Handels-
kammer das genauso sieht, das ist auch heute wie-
der der Presse zu entnehmen, ist die vollige Freiga-
be von Ladenéffnungszeiten.

(Abg. Eckhoff [CDU]J: An Werktagen!)

An Werktagen, also auch die Nacht hindurch! Ich
habe Sie schon richtig verstanden!

Ich glaube, dass das im Gegensatz zu dem, was
Sie vielleicht beabsichtigen, tatsachlich dazu fuhrt,
dass im Einzelhandel der Verdrangungswettbewerb
weiter angeheizt wird. Ich glaube, dass in diesem
Fall vor allem kleine und mittlere Handler die Ver-
lierer waren. Gerade diesen Bereich mochten wir
aber mit der Novelle des Ladenschlussgesetzes star-
ken. Wir wollen, dass diese mittleren und kleinen
Haéndler sich marktflexibel verhalten und orientie-
ren konnen, um sich so zum Beispiel auch gegen
die Handelsriesen, wenn ich sie einmal so nennen
darf, behaupten zu konnen. Das ist unser Anliegen
dabei. Wie gesagt, wir setzen nur den Rahmen, fur
vernunftige Regelungen miissen dann die entspre-
chenden Partner sorgen.

Ebenfalls aus Wettbewerbstuiberlegungen begri-
Ben wir auch die Absicht des Senats, anlasslich der

Expo 2000 verlangerte Ladenoffnungszeiten zuzu-
lassen. So haben namlich eben Einzelhandler in Bre-
men dieselben Chancen wie die im unmittelbaren
Umland, zum Beispiel in Delmenhorst, Oldenburg
oder auch in Hannover. Daran ist uns ja allen gele-
gen, dass hier eben auch zum Beispiel nach der Ta-
gesschau die Menschen, die es unbedingt haben
wollen und mussen, mit Waren versorgt werden kon-
nen. Ich finde, das Ressort, verehrte Frau Kollegin
Adolf, hat hier sehr schnell gearbeitet und gehan-
delt. Vielen Dank dafiir!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Ich lege aber noch einmal Wert darauf, erstens,
der Sonntag wird auch in der Zeit vom 15. Mai 2000
bis zum 15. November 2000 kein Einkaufstag. Zwei-
tens, kein Ladenbesitzer wird oder ist verpflichtet,
die erlaubte Offnungszeit auch voll auszuschépfen.

(Abg. Focke [CDU]: Das wollen wir
auch nicht!)

Gut, dann sind wir uns einig!

Drittens, Tarifvertrage, Arbeitsschutz und Arbeits-
zeitvorschriften gelten wahrend der Ausnahmezeit
uneingeschrankt fort. Worauf wir Wert legen, ist, dass
wir glauben, dass in dieser Phase, diesem halben
Jahr, die Verlangerung der Ladenoffnungszeiten
auch als ein Pilotprojekt angesehen werden kann,
um entsprechende Erfahrungen zu sammeln. Das
finde ich wichtig, um dann gemeinsam mit den Be-
troffenen auswerten, evaluieren zu konnen und zu
sehen, wie wir dann zu weiteren Regelungen kom-
men, was ldngere Offnungszeiten anbetrifft. Ich
glaube, dass wir da insgesamt auf einem guten Weg
sind.

Zu den Antragen der Fraktion Biundnis 90/Die
Grunen! Zum Expo-Antrag ist schon etwas gesagt
worden, da fehlt mir insbesondere auch der Sonn-
tag. Zu dem zweiten Antrag, da halte ich es wie Herr
Teiser vorhin bei dem Antrag Bremerhaven-Beauf-
tragter, da habe ich eine gewisse Sympathie, was
die Zeitpakte anbetrifft. Das passt zusammen zum
Beispiel mit diesem Projekt , Zeiten der Stadt”, fur
das ich schon zu anderer Zeit und in anderer Funk-
tion gewisse Sympathien hatte und das auch ent-
sprechend unterstiitzt habe. Insofern glaube ich, dass
wir in der Deputation, die ja auch beschlossen hat,
noch einmal einige Punkte daraus aufgreifen wer-
den.

Was wir Sozialdemokraten uns insbesondere auch
von der Novellierung erwarten, das moéchte ich an
den Schluss stellen. Es ist uns wichtig, dass wir an
die Betroffenen appellieren, insbesondere an die Be-
triebsrate und die Betriebsfiihrungen, an die Arbeit-
geber, dass zumindest zum Teil diese verlangerten
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Ladenoffnungszeiten dazu genutzt werden, auch
Neueinstellungen vorzunehmen.

(Beifall bei der SPD)

Dann sind wir insgesamt alle gemeinsam, denke und
hoffe ich, auf einem richtigen Weg.

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)

Prasident Weber: Als nachster Redner hat das
Wort der Abgeordnete Dr. Guldner.

Abg. Dr. Giildner (Bindnis 90/Die Griinen) *):
Herr Prasident, meine Damen und Herren! Kénnen
Sie mir folgen, wenn es erstens auch schon sehr spat
ist und zweitens mein Eindruck der jetzigen Debat-
te war, dass Sie mit dem Antrag, den Sie zwar ge-
meinsam eingebracht haben, offensichtlich aber Sie
auf dieser und Sie auf jener Seite des Hauses etwas

vOllig anderes damit gemeint haben? Teilen Sie den
Eindruck?

(Zurufe: Nein!)

Sie wollen freigeben, und Sie wollen vor allen Din-
gen schutzen, und das passt alles in einen Antrag?

(Abg. Eckhoff [CDU]: Wir geben
geschitzt frei!)

Gut, dann gebe ich Ihnen zu, dass Sie es geschafft
haben, den Antrag so vage zu halten, dass er trotz-
dem zusammenpasst. Das ist dann in Ordnung!

(Abg. Teiser [CDU]: Das werden Sie
alles noch lernen!)

Ja, dazu bin ich ja da!

In letzter Zeit haben sich einige gefragt: Wozu sind
die Grunen eigentlich da?

(Heiterkeit bei der SPD und bei der CDU

— Abg. Rowekamp [CDU]: Am mei-

sten haben sich die Griinen das aber selbst
gefragt!)

Die Freude wollte ich Ihnen auf dieser Seite ja auch
heute Abend noch gern machen!

Meiner Ansicht nach, und das war auch immer so
bei den Grunen, sind sie vor allen Dingen dazu da,
sich nicht in alten Schlachtordnungen sozusagen
entweder in die eine oder in die andere Reihe ein-
zureihen, nicht zu sagen, mit den Gewerkschaften
auf Tod und Teufel, und nicht zu sagen, mit den Un-
ternehmern fiir die vollkommene Radierung des La-

*) Vom Redner nicht tiberpriift.

denschlusses, sondern um wie hier an diesem Punkt
eigene innovative, intelligente und neue Vorschla-

ge in die Debatte zu bringen. Dafiir sind die Griinen
da!

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen)

Meiner Meinung nach erfiillt unser Antrag zu den
Ladenschlusszeiten genau diesen Anspruch. Wenn
Sie sich einmal die Debatten der letzten Jahre an-
schauen! Es ist gerade einmal drei Jahre her, da ha-
ben wir die Ladendffnungszeit auf 20 Uhr verlan-
gert

(Zurufe von der CDU: Sie nicht!)

und haben gesagt, jetzt ist aber endgultig Schluss.
Jetzt kommen wir und sagen, nun muss es 22 Uhr
sein. Vielleicht kommen wir in zwei, drei Jahren und
sagen 22.30 Uhr und fangen die gleiche Debatte wie-
der an. Irgendwie muss es Ihnen doch auch aufge-
fallen sein, dass diese Art der Debatte uns kein
bisschen weiterbringt und im Grunde genommen nur
die Konfrontation zwischen Beschaftigten, zwischen
kleinem und groBem Einzelhandel, diese ewige De-
batte, fortsetzt.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Grinen)

Was ist die Grundannahme unseres Antrages? Die
Grundannahme, und da, glaube ich, dass Sie mir fol-
gen konnen, ist, dass Ladenschluss bundesweit ein-
heitlich starr zu regeln eine vollkommen unsinnige
Unternehmung ist.

(Beifall beim Btindnis 90/Die Griinen und
bei der CDU)

Das ist die Grundannahme unseres Antrages.

Ich moéchte Thnen gern einen Paragraphen des jetzt
geltenden Ladenschlussgesetzes zitieren, namlich
den Paragraphen 18 a. Dort steht fur Verkaufsstel-
len bei Friedhofen: , Abweichend von Paragraph 3
dirfen Verkaufsstellen fiir Blumen und Pflanzen auf
Friedhofen in einem UmKkreis bis zu 300 Metern”,
auch das ist genau geregelt, ,von Friedhofen sonn-
abends bis 17 Uhr geoffnet sein.” Das ist die Rege-
lungsdichte, das sind die Ameisen, das hatten wir
vorhin, die das jetzige Ladenschlussgesetz vorgibt.
Das heifit, wir trauen den Friedhofsgartnern und Blu-
menhéndlern in einer Stadt, und das sind ja wahr-
lich nicht viele, nicht zu zu regeln, wann sie, reihum
oder gemeinsam oder wie auch immer, fur die Leu-
te, die auf den Friedhof gehen und Blumen kaufen
wollen, ihre Laden 6ffnen, sich zu einigen vor Ort,
um das zu klaren. Das miissen wir hier im Laden-
schlussgesetz regeln, und das ist meiner Ansicht
nach eine Idiotie!

(Beifall beim Blindnis 90/Die Griinen)
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Welche Unterschiede sind es noch, die es bundes-
weit gibt, und die nahe legen, eine solche Experi-
mentierklausel, wie wir sie fordern, einzufiigen? Es
sind regionale Unterschiede. Es ist ein Unterschied,
ob wir uber Sylt, iber Oberammergau, Bremen oder
Stuhr sprechen. Das ist der erste Unterschied! Es ist
die Frage, ob wir im Osten oder im Westen sind, ob
wir touristische Gebiete haben oder nicht. Es ist zum
Zweiten ein saisonaler Unterschied. Es ist etwas voll-
kommen anderes, ob Sie tiber den Winter oder den
Sommer reden. Drittens sind es branchenspezifische
Unterschiede, wo es einen groBfen Unterschied
macht, ob Sie uber Lebensmittel, taglichen Bedarf,
Luxusguter oder anderes reden. Das macht einen
vollkommenen Unterschied aus in der Frage, wie wir
den Ladenschluss hier betrachten.

(Abg. Eckhoff [CDU]: Deshalb schlie-
Ben Sie sich jetzt der Freigabe an!)

Der Flexibilisierungsbedarf ist also Konsens, das
steht ja auch in Ihrem Antrag, den Sie gemeinsam
beschlossen haben. Nur, Ihrlanger Antrag, der nicht
zur Expo geht, hort ja da auf. Sie fordern alle Welt
auf, zu reformieren und zu flexibilisieren, wahr-
scheinlich konnten Sie sich untereinander auf mehr
nicht einigen, aber er hort ja da auf. Wir machen
den Vorschlag, wie die Flexibilisierung konkret auch
fir Bremen und Bremerhaven aussehen kann.

(Beifall beim Biindnis 90/Die Griinen —
Abg. Eckhoff [CDU]: Warum wollen
Sie das staatlich regeln?)

Wir wollen gar nichts staatlich regeln, insofern ist
das auch missverstanden worden, es ist eine Ent-
staatlichung! Wenn ich im Ladenschlussgesetz eine
Experimentierklausel verankere, das ist ja erst ein-
mal ein Verfahren, das nachvollziehbar ist, das
musste also auch bei Ihnen nachvollziehbar sein,
dann erlaube ich den Kommunen, und wir sind ja
der Meinung, dass in der Kommune tiber diese Fra-
ge entschieden werden soll, weil wir gerade ja Kon-
sens dariber hatten, dass das unterschiedlich ist in
Deutschland, dass in der Kommune iiber diese Fra-
ge entschieden werden soll. Dann gibt es noch zwei
Moglichkeiten, entweder die Kommune entscheidet
das wieder von oben und sagt, jetzt ist das 22 Uhr
oder sechs Uhr oder wie auch immer, oder wir trau-
en den Beschaiftigten, den Einzelhandlern und den
Verbrauchern zuy, in so genannten lokalen Zeitpak-
ten dies gemeinsam untereinander auszuhandeln.
Das heifit, wir geben es im Prinzip an die Gesell-
schaft in der Kommune, das kann sogar in den Stadt-
teil gehen, dann zuriick und sagen, wir trauen den
Menschen das zu. Das misste eigentlich etwas sein,
was hier im Hause Sympathie findet.

(Zurufe von der CDU)

Genau, das machen wir dann!

(Abg. Eckhoff [CDU]: Deshalb die
Freigabe!)

Nein, wir trauen ihnen das zu! Jetzt kommt der
entscheidende Unterschied zur Freigabe, der ent-
scheidende Unterschied zur Freigabe ist, wenn im
Konsens oder bei qualifizierter Mehrheit von Be-
schaftigten, und das ist das wichtige Wort dabei, von
Beschaftigten, Einzelhandel und Verbrauchern, eine
solche kommunale Sonderregelung zustande kommt,
gilt wieder das alte Ladenschlussgesetz, weil wir,
genau wie diese Fraktion hier auf dieser Seite, nicht
wollen, dass die Beschaftigten und die kleinen Ein-
zelhdandler die Leidtragenden dieser Dinge sind.
Deswegen sind wir gegen eine vollstandige Frei-
gabe!

(Beifall beim Bundnis 90/Die Grunen)

Wir haben jetzt schon Beispiele dafur, wie das im
Kleinen funktionieren kann. Sie haben es im Stadt-
teil, die Erfahrung kénnen Sie machen, dass die
Backer sich untereinander geeinigt haben, Sonntag-
morgen reihum aufzumachen, nicht aber den Un-
sinn im Stadtteil zu machen, dass alle Sonntagmor-
gen gleichzeitig 6ffnen. Alle solche Regelungen, so
genannte Apothekenregelungen, aber auch Verein-
barungen iiber die generelle Offnungszeit kénnten
auf diese Weise getroffen werden. Sie kennen das
Beispiel, an dem wir uns orientieren, die Forschun-
genvon Herrn Professor Miuickenberger, der sehr
anschaulich beschrieben hat, wie das in Italien kom-
munal funktioniert. Mir leuchtet bisher noch nicht
ein, warum wir in Bremen eigentlich dagegen sein
sollten, dass in Bremen und Bremerhaven diese Fra-
ge vor Ort im Rahmen dieser Experimentierklausel
nicht geklart werden kann!

Ich weil3 gar nicht, was Sie dagegen haben konn-
ten. Wir haben die Expo und andere Ereignisse, wir
haben viele besondere Bedingungen. Wir wollen
touristisch aufwerten und so weiter. Stimmen Sie uns
doch im Versuch zu, nach Bremen und Bremerha-
ven die Kompetenz zu bekommen, diese Dinge vor
Ort zu regeln! Geben Sie doch etwas Souveranitat
uber die Gestaltung der Ladenoffnungszeiten an die
Beteiligten, an die Verbraucher, an die Einzelhéand-
ler und an die Beschaftigten zurtick! Sie konnen das
sicher nicht schlechter, als das in der Vergangenheit
mit den starren Regelungen gemacht worden ist. —
Vielen Dank!

(Beifall beim Blindnis 90/Die Griinen)

Prasident Weber: Als Néachste hat das Wort Frau
Senatorin Adolf.
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Senatorin Adolf: Herr Prasident, meine Damen
und Herren! Angesichts der fortgeschrittenen Zeit
will ich mich ganz kurz fassen. Es ist viel von den
Koalitionsfraktionen zu den Antragen gesagt wor-
den. Ich habe als zustandige Fachsenatorin nichts
Zu erganzen.

Zu den lokalen Zeitpakten, Herr Dr. Guldner! Wir
haben auch jetzt ja schon in vielen Gesprachen im-
mer wieder den Versuch unternommen, Ausnahme-
regelungen zum Beispiel fir Sonntage moglichst im
Konsens mit allen Beteiligten zu treffen. Mein Vor-
ganger, Herr Beckmeyer, kann Ihnen vielleicht be-
statigen, wie schwierig solche Konsensgesprache an-
gesichts der Tatsache auch sind, dass naturlich die
Interessen derer, die am Tisch sitzen, moglicherweise
diametral gegenuiberstehen. Ich weil} nicht genau,
ob ein Zauberwort wie lokale Zeitpakte diese Debat-
tenlage verandern wirde, aber wir werden gern die-
sen Ansatz auch mit in solche zukunftigen Gespra-
che nehmen und dort diese Ideen einbringen, weil
mein Ressort eng mit diesem Projekt ,Zeiten der
Stadt” verknipft ist.

Ich will nur noch das zum Anlass nehmen, was
hier ausgefiihrt worden ist, um vielleicht zum Ende
dieses Debattentages einen versohnlichen Schluss
zumachen, weil ich hier wohl heute die letzte Red-
nerin am Pult bin. Ich bedanke mich fiir den Gesamt-
senat fiir das Lob, das hier fiir unsere schnelle, von
meinem Haus ausgehende Initiative bezuglich der
Expo-Offnungszeiten gezollt worden ist. Das zeigt
mir, dass wir da, wo wir iber unsere Dinge vor Ort
reden, nicht aber tiber Bundespolitik, durchaus zu
sehr kraftigen Konsensen in der Lage sind. — Dan-
ke!

(Beifall bei der SPD und bei der CDU)
Prasident Weber: Meine Damen und Herren, wei-
tere Wortmeldungen liegen nicht mehr vor.
Die Beratung ist geschlossen.
Wir kommen zur Abstimmung.

Als Erstes lasse ich uber den EntschlieBungsan-
trag der Fraktionen der CDU und der SPD mit der
Drucksachen-Nummer 15/48 abstimmen.

Wer dem EntschlieBungsantrag der Fraktionen der
CDU und der SPD, Drucksachen-Nummer 15/48, sei-
ne Zustimmung geben mochte, den bitte ich um das
Handzeichen!

(Dafiir SPD und CDU)
Ich bitte um die Gegenprobe!
(Dagegen Biindnis 90/Die Griinen)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) stimmt
dem Antrag zu.

Jetzt lasse ich tiber den Antrag der Fraktionen der
SPD und der CDU mit der Drucksachen-Nummer
15/49 abstimmen.

Wer dem Antrag der Fraktionen der SPD und der
CDU mit der Drucksachen-Nummer 15/49 seine Zu-
stimmung geben mochte, den bitte ich um das Hand-
zeichen!

(Daftr SPD und CDU)

Ich bitte um die Gegenprobe!
Stimmenthaltungen?

(Bundnis 90/Die Griinen)

Ich stelle fest, die Buirgerschaft (Landtag) stimmt
dem Antrag zu.

Nunmehr kommen wir zur Abstimmung tiber den
Antrag der Fraktion Biindnis 90/Die Griinen mit der
Drucksachen-Nummer 15/51.

Wer dem Antrag der Fraktion Biindnis 90/Die Grii-
nen mit der Drucksachen-Nummer 15/51 seine Zu-
stimmung geben mochte, den bitte ich um das Hand-
zeichen!

(Dafur Buindnis 90/Die Griinen)
Ich bitte um die Gegenprobe!
(Dagegen SPD und CDU)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

Zum Schluss lasse ich Uiber den Antrag der Frak-
tion Buindnis 90/Die Grunen mit der Drucksachen-
Nummer 15/52 abstimmen.

Wer dem Antrag der Fraktion Biindnis 90/Die Grii-
nen mit der Drucksachen-Nummer 15/52 seine Zu-
stimmung geben mochte, den bitte ich um das Hand-
zeichen!

(Dafir Biindnis 90/Die Griinen)
Ich bitte um die Gegenprobe!
(Dagegen SPD und CDU)

Stimmenthaltungen?

Ich stelle fest, die Burgerschaft (Landtag) lehnt den
Antrag ab.

Meine Damen und Herren, damit waren wir am
Ende der Tagesordnung. Ich bedanke mich ganz
herzlich fur die couragierte Diskussion am heutigen
Tag. Ich winsche Ihnen noch einen verdienten Fei-
erabend.

(Schluss der Sitzung 18.52 Uhr)

©)
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Anhang zum Plenarprotokoll

Schriiftlich vom Senat beantwortete Anfragen aus
der Fragestunde der Biirgerschaft (Landtag)
vom 22. September 1999

Anfrage 15: Fusion von Krankenhaustragern in
Bremerhaven

Wir fragen den Senat:

Erstens: Wie bewertet der Senat die beabsichtig-
te Fusion der Krankenhaustrager Stadt Bremerha-
ven und DRK-Krankenanstalten Wesermuinde?

Zweitens: Welche Auswirkungen hat diese Fusi-
on auf die Bettenbedarfsplanungen der Lander Bre-
men und Niedersachsen?

Drittens: Wie beurteilt der Senat die mit der Fusi-
on aufgeworfene Uberlegung, das Zentralkranken-
haus Reinkenheide und die DRK-Hauser Burgerpark
und Debstedt durch einen Neubau in Bremerhaven
zu ersetzen?

Topfer, Glinthner,
Bohrnsen und Fraktion der SPD

Antwort des Senats:

Zu eins: Der Senat begriufit die Kooperationsab-
sprache zwischen der Stadt Bremerhaven und der
Stiftung DRK-Krankenanstalten Wesermunde-Bre-
merhaven zur Zusammenarbeit bei der Kranken-
hausversorgung. Durch die Zusammenfihrung ih-
rer Krankenhdauser soll die Qualitat der Kranken-
hausversorgung in der Region Bremerhaven-Weser-
minde verbessert und gleichzeitig sollen unnétige
Kosten vermieden werden. Wenn dies gelingt, kann
damit neben dem St. Joseph Hospital ein wichtiger
Beitrag geleistet werden zur mittel- und langfristi-
gen Sicherstellung einer bedarfsgerechten, hochspe-
zialisierten medizinischen und pflegerischen Kran-
kenhausversorgung fur die Bevolkerung dieses
GroBraums. Die Kooperation und ihre Zielsetzung
entspricht den vom Senat mit dem Landeskranken-
hausplan — 1998 bis 2003 — beschlossenen Leitli-
nien fir die Neustrukturierung der Krankenhaus-
versorgung in Bremen und Bremerhaven. Bei einem
auch in Zukunft zu erwartenden weiteren Betten-
abbau wird sie aus Sicht des Senats notwendig wer-
den.

In den Leitlinien heiBt es unter anderem: , Zur Si-
cherung einer qualitativen, leistungsgerechten und
wirtschaftlichen Krankenhausbehandlung sowie
Aus- und Weiterbildung wird teilweise eine Neu-
strukturierung der Krankenhausversorgung erfor-
derlich werden. Kurzfristige MaBnahmen miissen
sich dabei in mittel- und langfristige Bedarfsperspek-
tiven einordnen. Angebotskonzentrierungen und die
Verringerung von Standorten konnen grundsatzlich
nicht ausgeschlossen werden. Hierbei sind die je-

weiligen krankenhausspezifischen Belange sowie
eine leistungsgerechte und wirtschaftliche Vorhal-
tung der erforderlichen Kapazitdt zu berticksichti-
gen. Das bezieht auch eine stadtetibergreifende Prii-
fung der Krankenhausversorgung Bremens und Bre-
merhavens sowie auf der Grundlage der Abstim-
mung mit Niedersachsen des niedersachsischen Um-
lands mit ein.”

Zu zwei: Die Krankenhausplanungen von Bremen
und Niedersachsen sind insbesondere dann betrof-
fen, wenn im Rahmen der zukiinftigen Kooperation
von den Krankenhaustragern vorgeschlagen werden
sollte, die Kapazitat der betroffenen Krankenhauser
zum Beispiel durch Schwerpunktbildung und Ver-
meidung von Angebotsiiberschneidungen lander-
ubergreifend zu verandern. Ergebnisse der Koopera-
tionsabsprache liegen dem Senat jedoch derzeit noch
nicht vor. Sie waren zunachst im Rahmen der Fort-
schreibung des Landeskrankenhausplans und des
Investitionsplans zu prufen. Mit den moglichen Aus-
wirkungen der Kooperation wird sich der Senat in
Abstimmung mit dem Magistrat der Stadt Bremer-
haven nach Vorlage des Tragerkonzepts und ent-
sprechender Antrage befassen.

Zu drei: Das Zentralkrankenhaus Reinkenheide
und die DRK-Hauser , Am Burgerpark” und ,Deb-
stedt” durch einen Neubau zu ersetzen ist nach
Kenntnis des Senats — wie die Anfrager zu Recht
sagen — eine Uberlegung der kooperierenden Kran-
kenhaustrager. Sie steht neben anderen Uberlegun-
gen zur Schwerpunktbildung und Neustrukturierung
der Geschaftsfelder. Die kooperierenden Trager be-
absichtigen, diese zundachst durch Gutachter prifen
und ein nachpriifbares Konzept erarbeiten zu las-
sen. Eine Beurteilung durch den Senat ist deshalb
derzeit noch nicht moglich.

Anfrage 16: Flughafenanbindung des Kreuzfahrt-
Terminals Bremerhaven

Wir fragen den Senat:

Erstens: Welche Griinde haben dazu gefiihrt, dass
am 2. August 1999 erstmalig ein Passagierflugzeug
auf dem Flugplatz des Marineflieger-Geschwaders
in Nordholz und nicht auf dem Airport Bremen ge-
landetist, um 150 Besatzungsmitglieder des am Co-
lumbusbahnhof liegenden Kreuzfahrtschiffes Del-
phin auszutauschen?

Zweitens: Gibt es im Zusammenhang mit der Sa-
nierung des Bremerhavener Kreuzfahrt-Terminals
Konzepte des Senats, wie die Flughédfen in Bremen
und Bremerhaven in dem Austausch von Schiffsbe-
satzungen und bei der An- und Abreise von Kreuz-
fahrtgasten mit einbezogen werden konnen, und
wenn ja, welche?

Topfer, Bohrnsen und Fraktion der SPD
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Antwort des Senats:

Zu eins: Nach den dem Senat vorliegenden Infor-
mationen werden fur die Entscheidung zugunsten
des zivil mitgenutzten Militarflughafens Nordholz
folgende Grunde genannt: Der Flughafen Nordholz
verfugt tiber eine 3000 Meter lange Start- und Lan-
debahn, wahrend die Hauptstart- und Landebahn
des Flughafens Bremen lediglich 2040 Meter auf-
weist. Die Flughafen-Betriebsgesellschaft Cuxha-
ven/Nordholz mbH hat dem nachfragendem Luft-
fahrtunternehmen konkurrenzlos niedrige Preise fur
die Landung angeboten. Das Landeentgelt betrug
etwa die Halfte des in Bremen zu entrichtenden Prei-
ses. Die Entfernung vom Flughafen Nordholz zum
Columbus Cruise Center in Bremerhaven ist erheb-
lich geringer als vom Flughafen Bremen.

Zu zwei: Die Columbus Cruise Center Bremerha-
ven GmbH erértert derzeit mit der Flughafen Bre-
men GmbH sowie mit der Flugplatzbetriebsgesell-
schaft Bremerhaven/Am Luneort die Moglichkeit ei-
ner Zusammenarbeit.

Schon heute werden den Reedereien Angebote
unterbreitet, die auf ihren Bedarf zugeschnitten sind.
Die zwei Flugplatze der Unterweserregion werden
dabei je nach Bedarf des Nachfragers in die Planun-
gen einbezogen. Dabei werden neben den sehr un-
terschiedlichen luftfahrttechnischen Ausstattungen
auch die vorhandenen Abfertigungsqualitaten der
Flugplatze berticksichtigt.

Anfrage 17: Altersteilzeit
Wir fragen den Senat:

Erstens: Wie viele Bedienstete und Angestellte ha-
ben bisher von der Moglichkeit Gebrauch gemacht,
Altersteilzeit zu arbeiten?

Zweitens: Wie hoch ist das Beschaftigungsvolu-
men insgesamt, und in welchem Umfang wurden da-
fur Neueinstellungen vorgenommen?

Drittens: Welche Moglichkeiten sieht der Senat,
dass auch Bedienstete mit einer Teilzeitbeschafti-
gung von der Altersteilzeit Gebrauch machen kon-
nen?

Frau Wiedemeyer, Bohrnsen und Fraktion der SPD

Antwort des Senats:

Zu Frage eins: Von der Moglichkeit der Alters-
teilzeit haben bislang 594 Beschaftigte Gebrauch
gemacht, davon 198 Mitarbeiterinnen und 396 Mit-
arbeiter.

Nach Beschaftigungsstatus gliedert sich die Zahl
folgendermalBen: 417 Beamtinnen und Beamte, 152
Angestellte und 25 Lohnempfangerinnen und Lohn-
empfanger.

459 Beschaftigte haben das so genannte Block-
modell gewahlt, und 135 haben sich fir das Teil-
zeitmodell entschieden.

Zu Frage zwei: Entsprechend der finanziellen Be-
lastung von 70 vom Hundert einer Vollzeitkraft wer-
den die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in Alters-
teilzeit mit einem Beschaftigungsvolumen von 0,7
gezahlt. Unter Berticksichtigung von 594 Altersteil-
zeitfallen ergibt sich somit ein aktives Beschafti-
gungsvolumen von rund 415,8 Vollkraften. Diesem
steht ein Volumen von rund 178,2 Vollkraften ge-
geniiber, das aufgrund der Reduzierung der Arbeits-
zeit freigesetzt wird.

Die Frage, in welchem Umfang Neueinstellungen
vorgenommen worden sind, lasst sich zum gegen-
wartigen Zeitpunkt nicht quantitativ beantworten,
da sich die meisten der in Altersteilzeit Beschaftig-
ten fir das Blockmodell entschieden haben und ihre
Arbeitsplatze noch nicht frei geworden sind. Dar-
uber hinaus konnten bislang noch keine zusatzlichen
personalwirtschaftlichen Effekte mit Langfristwir-
kung erzielt werden, die eine gezielte dauerhafte
Neubesetzung von Arbeitsplatzen ermoglicht hat-
ten.

Unabhangig davon ist in der Koalitionsvereinba-
rung festgelegt worden, dass mogliche beschafti-
gungspolitische Impulse aus den Regelungen tber
die Altersteilzeit insbesondere zur gezielten Nach-
wuchsgewinnung und zu bedarfsbezogenen Neu-
einstellungen genutzt werden. Zur Umsetzung die-
ser Vereinbarung werden notwendige Erganzungen
der Haushaltsgesetze vorbereitet, die eine Bildung
von Ruicklagen bei Altersteilzeitféallen ermoglichen.

Zu Frage drei: a) Tarifbereich. Die Bundesregie-
rung hat den Entwurf eines Gesetzes zur Fortent-
wicklung der Altersteilzeit — Referentenentwurf —
erarbeitet. Damit soll insbesondere die im Biindnis
fir Arbeit getroffene Absprache, auch bereits teil-
zeitbeschaftigten Arbeitnehmern eine Altersteilzeit-
arbeit zu ermoglichen, umgesetzt werden.

Etwaige Auswirkungen einer derartigen Gesetzes-
dnderung auf den fir die Arbeitnehmer des offentli-
chen Dienstes maBgeblichen Tarifvertrag zur Rege-
lung der Altersteilzeitarbeit vom 5. Mai 1998 wer-
den in nachster Zeit von der Arbeitgeberseite —
Tarifgemeinschaft deutscher Lander und Vereini-
gung Kommunaler Arbeitgeberverbande — erortert.
In diesen Gremien wird sich Bremen fiir eine Ande-
rung des Tarifvertrages im Rahmen der neuen ge-
setzlichen Vorgaben einsetzen.

Dartiber hinaus hat der Senat am 31. August 1999
beschlossen, die so genannte Achtundfiinfziger-Re-
gelung neu aufzulegen. Diese Vorruhestandsmaog-
lichkeit bietet auch Teilzeitbeschaftigten im Tarif-
bereich die Moglichkeit, das Arbeitsverhaltnis vor-
zeitig und sozialvertraglich zu beenden.

b) Beamtenbereich. Fiir den Bereich der Beam-
tinnen und Beamten ist, wie im Bund und den mei-
sten anderen Landern, daran gedacht, die Inan-
spruchnahme von Altersteilzeit auch fir Teilzeitbe-
schaftigte zu erdffnen, wenn und so weit dies fur Ar-
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beitnehmerinnen und Arbeitnehmer durch das Ge-
setz zur Fortentwicklung der Altersteilzeit ermog-
licht wird. Dabei wird auch auf Erfahrungen zurtick-
gegriffen werden konnen, die Bayern mit der im dor-
tigen Landesbeamtenrecht bereits vorgesehenen
Offnung fiir Teilzeitbeschéftigte gemacht hat.

Anfrage 18: Bereitschaftspolizei
Ich frage den Senat:

Erstens: In welchem Umfang werden nach Er-
kenntnissen des Senats Finanzmittel des Bundes fur
die Bereitschaftspolizei im Jahre 2000 und im Jahre
2001 gekurzt?

Zweitens: In welcher Form werden sich eventuel-
le Kiirzungen der Zuwendungen auf Personal, Aus-
rustung und Sachwerte bei der Bereitschaftspolizei
auswirken?

Drittens: Ist davon auszugehen, dass Kosten fur
technisches Gerat durch Personaleinsparungen auf-
gefangenen werden sollen?

Tittmann (DVU)

Antwort des Senats:

Die fur die Jahre 2000 und 2001 vorgesehenen Fi-
nanzmittel des Bundes reichen zur Abdeckung be-
reits eingeleiteter Beschaffungsvorhaben aus, dek-
ken die insgesamt bestehenden Landerbedarfe je-
doch bei weitem nicht ab.

Nahere Aussagen zu den Auswirkungen der be-
absichtigten Kurzungen konnen erst erfolgen, wenn
die Beratungen zum Bundeshaushalt weiter fortge-
schritten sind.

Anfrage 19: Bundesmittel fiir das Deutsche Schiif-
fahrtsmuseum in Bremerhaven

Wir fragen den Senat:

Erstens: Trifft es zu, dass die Bundesregierung
Zuschiisse fiir das Deutsche Schifffahrtsmuseum kitir-
zen will?

Zweitens: Welche Schritte hat der Senat unter-
nommen, um dieses Vorhaben gegebenenfalls abzu-
wenden?

Drittens: Ist davon auszugehen, dass die Landes-
zuschiusse stabil bleiben?

Frau Emigholz, Frau Berk,
Topfer, Bohrnsen und Fraktion der SPD

Antwort des Senats:

Zu eins: Der Beauftragte der Bundesregierung fur
Angelegenheiten der Kultur und Medien hatte im
Juni 1999 dem zustandigen Ressort mitgeteilt, dass
unter Berticksichtigung des Ergebnisses der Wirt-
schaftsplanverhandlungen mit der Stiftung Deut-
sches Schifffahrtsmuseum folgende Betrage in den

Regierungsentwurf zum Bundeshaushalt 2000 ein-
gestellt wurden: fur den Betriebshaushalt 2 277 668
DM, fiir Investitionen 1 033 188 DM.

Die Betrage fir den Betriebshaushalt bewegen
sich im Rahmen der Bewilligung fur 1999, und bei
den Investitionen handelt es sich um die letzte Rate
fir den Erweiterungsbau.

Im Juli 1999 teilte der Beauftragte der Bundesre-
gierung fur Angelegenheiten der Kultur und Medi-
en dem zustandigen Ressort mit, dass ausgehend
vom Haushaltssoll 1999 globale Kiirzungen vorge-
nommen werden mussten. Als Hochstbetrage der
Zuweisungen des Bundes fiir das Haushaltsjahr 2000
wurden fir die Stiftung Deutsches Schifffahrtsmuse-
um Bremerhaven nunmehr fiir den Betriebshaushalt
1 865 000 DM und fir Investitionen 928 000 DM mit-
geteilt.

Die Stiftung Deutsches Schifffahrtsmuseum Bre-
merhaven ist iiberproportional von Kirzungen be-
troffen.

Zu zwei: Die Finanzierung des Erweiterungsbaus
ist durch die Reduzierung der Zuweisung nicht ge-
fahrdet.

Die Kiirzung der Zuweisung fiir den Betriebshaus-
halt ist jedoch so gravierend, dass die Umsetzung
dieser Kiirzung zur Arbeitsunfdahigkeit der Stiftung
Deutsches Schifffahrtsmuseum fithren wiirde.

Der Senator fiir Inneres, Kultur und Sport hat da-
her den Beauftragten der Bundesregierung fir An-
gelegenheiten der Kultur und Medien gebeten, die
Kiirzung der Zuweisung zum Betriebshaushalt rick-
gangig zu machen und die Finanzierung des mit der
Stiftung Deutsches Schifffahrtsmuseumn Bremerhaven
verhandelten Wirtschaftsplanes 2000 sicherzustellen.

Zu drei: Es ist davon auszugehen, dass der von
Bremen in 2000 zu finanzierende Anteil an den Ko-
sten der Stiftung Deutsches Schifffahrtsmuseum in
den Haushaltsentwurf 2000 eingestellt werden wird.

Anfrage 20: Aufrechterhaltung der museums-
padagogischen Arbeit

Wir fragen den Senat:

Erstens: Von welchen Museen wurden aus dem
Schuldienst abgeordnete Lehrer/-innen, die in der
museumspadagogischen Arbeit tatig waren, im letz-
ten Halbjahr abgezogen?

Zweitens: Verfolgt der Senat ein Konzept zur Auf-
rechterhaltung der museumspadagogischen Arbeit?

Drittens: Wenn ja, wie sieht dieses aus?

Frau Dr. Tripel und
Fraktion Biindnis 90/Die Griinen

Antwort des Senats:

Zu Frage eins: Vom Ubersee-Museum wurden
zwei Lehrkrafte mit acht beziehungsweise neun Wo-
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chenstunden und vom Neuen Museum Weserburg
eine Lehrkraft mit halber Wochenstundenzahl ab-
gezogen.

Zu Fragen zwei und drei: Der Senat sieht in der
museumspadagogischen Programmarbeit einen
wertvollen Beitrag, um die Sammlungen und Aus-
stellungen der Museen einem breiten Publikum zu
vermitteln.

Ein personelles und inhaltliches Konzept fur die
Weiterfuhrung museumspadagogischer Programm-
arbeit wird sich an den Mdoglichkeiten orientieren,
hierfiir Personal zur Verfiigung zu stellen und viel-
seitige fachliche und inhaltliche Kompetenz fur die
Beibehaltung eines differenzierten Angebotes zu ge-
wahrleisten.

Der Senator fir Bildung und Wissenschaft wird
mit dem Senator fiir Inneres, Kultur und Sport die
Abordnung von Lehrkraften an Museen in jedem
Einzelfall genau prifen und bis zum Beginn des neu-
en Schulhalbjahres im Februar 2000 eine grundsatz-
liche Entscheidung uber die Moglichkeiten ihres
weiteren Einsatzes in den Museen herbeifiihren.

Anfrage 21: Berufliche Ausbildung im Call-Cen-
ter-Bereich

Wir fragen den Senat:

Erstens: Ist es gelungen, gemal einem Beschluss
der Burgerschaft (Landtag), Drucksache 14/1393, die
Ausbildung zum/zur , Kaufmann/-frau fiir Birokom-
munikation” im Rahmen einer dreijahrigen Berufs-
ausbildung um Call-Center-spezifische Ausbildungs-
anteile rechtzeitig vor Beginn des Ausbildungsjah-
res 1999/2000 zu erganzen?

Zweitens: Wie viele junge Menschen haben in Bre-
mer Call-Centern eine entsprechende Ausbildung
begonnen, und worauf fuhrt der Senat es gegebe-
nenfalls zurlick, wenn diese neue Moglichkeit bis-
lang unzureichend genutzt worden sein sollte?

Brumma, Bohrnsen und Fraktion der SPD

Antwort des Senats:

Zu den Fragen eins und zwei: In einer gemeinsa-
men Aktion des Senators fiir Bildung und Wissen-
schaft mit der Handelskammer Bremen wurden —
in Abstimmung mit einem Arbeitskreis der Call-Cen-
ter-Betriebe — die Grundlagen fur eine von der Han-
delskammer zu erlassende Rechtsverordnung ge-
schaffen, die die Call-Center-spezifischen Ausbil-
dungsanteile in dem Beruf des Kaufmannes oder der
Kauffrau fur Burokommunikation zertifiziert und da-
mit arbeitsmarktverwertbar macht.

Durch mehrere Veranstaltungen wurden die in
Frage kommenden Betriebe tiber diese Absichten
informiert. Leider haben nur zwei Betriebe ihre Ab-
sicht bekundet, insgesamt drei Ausbildungsverhalt-
nisse abschlieBen zu wollen. Die Griinde dafur las-
sen sich an verschiedenen Punkten festmachen. Zum
einen hat eine Anzahl von tendenziell ausbildungs-
bereiten Firmen in dieser Branche noch keine Aus-
bildungserfahrung und zum Teil auch keine forma-
le Ausbildungsberechtigung. Diese Hindernisse sind
jedoch zu uberwinden. Die bisher gefuhrten und
weiterzufiihrenden Gesprache und Veranstaltungen
der Handelskammer und des Senators fiir Bildung
und Wissenschaft dienten und dienen unter ande-
rem diesem Zweck.

Interessierte Betriebe haben jedoch bereits jetzt
die Moglichkeit, ihre Auszubildenden am Schulzen-
trum An der Bordestrae im Rahmen eines Modell-
versuchs in Call-Center-spezifischen Bereichen aus-
bilden zu lassen. Dieses Angebot wird unter ande-
rem von der Telekom, aber auch von anderen Be-
trieben fur eine branchenspezifische Zusatzqualifi-
zierung im Rahmen der Erstausbildung biirotechni-
scher Berufe genutzt.

Der Senator fir Bildung und Wissenschaft und die
Handelskammer Bremen setzen ihre gemeinsamen
Bemiihungen um die Etablierung dieses fiir die Re-
gion Bremen sehr bedeutsamen Berufsprofils fort.
Zum Ausbildungsjahr 2000/2001 soll eine entspre-
chende Fachklasse eingerichtet werden.



	Eröffnung
	Fragestunde
	1. Anfrage
	2. Anfrage
	3. Anfrage
	4. Anfrage
	5. Anfrage
	6. Anfrage
	7. Anfrage
	8. Anfrage
	9. Anfrage
	10. Anfrage
	11. Anfrage
	12. Anfrage
	13. Anfrage
	14. Anfrage

	Neuregelung der 630-DM-Jobs
	Abg. Frau Dreyer
	Abg. Frau Ziegert
	Abg. Frau Stahmann
	Abg. Frau Dreyer
	Senatorin  Adolf
	Abg. Frau Stahmann

	Aktuelle Stunde
	Abg. Focke
	Abg. Dr. Schuster
	Abg. Frau Dr. Mathes
	Senatorin Wischer
	Senator Hattig
	Abg. Frau Dr. Mathes
	Abg. Dr. Schuster
	Abg. Focke

	Gesetz zur Änderung des Feldordnungsgesetzes
	Neubildung eines Landesjugendhilfeausschusses
	Wahl eines Mitglieds der staatlichen Deputation für Wirtschaft und Häfen
	Bericht des Petitionsausschusses Nr. 1
	Parlament verkleinern, Wahlalter senken
	Abg. Frau Stahmann
	Abg. Tittmann
	Abg. Teiser
	Abg. Isola
	Abg. Dr. Kuhn
	Abg. Pietrzok
	Abg. Teiser
	Abg. Dr. Kuhn
	Abstimmung

	Auswirkungen der Strukturreform im Gesundheitswesen zum Jahr 2000 im Lande Bremen
	Abg. Frau Tuczek
	Abg. Frau Hoch
	Abg. Frau Hammerström
	Abg. Frau Tuczek
	Abg. Frau Hoch
	Abg. Frau Hammerström
	Senatorin Adolf
	Abg. Frau Tuczek

	Kooperation zwischen den Hochschulen des Landes Bremen
	Abg. Dr. Kuhn
	Abg. Frau Berk
	Abg. Jäger
	Senator Lemke
	Abg. Frau Berk
	Abg. Dr. Kuhn

	Keinen Bremerhaven-Beauftragten einsetzen
	Abg. Tittmann
	Abg. Schramm
	Abg. Töpfer
	Abg. Teiser
	Abstimmung

	Ewig büßen und zahlen wegen Hitler?
	Abg. Tittmann
	Abg. Frau Sauer
	Abg. Dr. Kuhn
	Abstimmung

	Kein Kahlschlag bei der Bundeswehr
	Abg.  Tittmann
	Abg. Beckmeyer
	Abg. Zachau
	Senator Dr. Schulte
	Abstimmung

	Abschiebehaft im neuen Polizeipräsidium in der Vahr
	Abg.  Dr.  Güldner
	Abg. Herderhorst
	Abg. Kleen
	Senator Dr. Schulte
	Abg. Dr. Güldner
	Abstimmung

	Verlängerung der Ladenöffnungszeiten im Expo-Jahr
	Abg. Focke
	Abg. Frau Lemke-Schulte
	Abg. Dr. Güldner
	Senatorin Adolf
	Abstimmung

	Anhang zum Plenarprotokoll

